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1. Einführung 
Die Bevölkerungsentwicklung steht seit einigen Jahren verstärkt im nationalen Fokus 
westlicher Industriestaaten. Verantwortlich dafür ist der sogenannte demographische 
Wandel. Dies ist eine zur Entwicklung der Weltbevölkerung gegenläufige Tendenz, die 
häufig verkürzt mit den drei Begriffen „weniger, älter, bunter“ umschrieben wird. Davon 
betroffen ist auch Deutschland. Jahrzehntelang anhaltend niedrige Geburtenraten und eine 
steigende Lebenserwartung schlagen sich zunehmend in einer älter werdenden und 
schrumpfenden Bevölkerung nieder. Diese wird Prognosen zufolge unter der Annahme 
sich fortsetzender aktueller Trends ausgehend von 81,8 Millionen Menschen bis zum Jahr 
2060 auf 65 bis 70 Millionen zurückgehen (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a:12). Dem-
gegenüber wird die Zahl der 65-Jährigen und Älteren dann um etwa ein Drittel auf insge-
samt 22 Millionen angewachsen sein (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a:39). Ferner ist 
davon auszugehen, dass sich die Bevölkerung aufgrund von Zuwanderung, bedingt durch 
Globalisierung, weltweite Flüchtlingsströme, die zunehmende europäische Integration 
und nicht zuletzt durch die gezielte Anwerbung dringend benötigter ausländischer Ar-
beitskräfte, weiter internationalisiert. Diese demographischen Veränderungen stellen da-
bei eine große gesamtgesellschaftliche Herausforderung dar: Zum einen betreffen sie eine 
seit Ende des Zweiten Weltkrieges von Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum begüns-
tigte Wohlstandsgesellschaft, zum anderen werden sie aufgrund der Interdependenz von 
Demographie, Gesellschaft und Ökonomie vielseitige Folgen haben, von denen einige 
schon heute spürbar sind (Stichworte Alterssicherung, Pflegebedarf, Fachkräftemangel 
etc.). Die Erkenntnis, sich damit auseinandersetzen zu müssen, hat den demographischen 
Wandel hierzulande inzwischen zu einem Hauptthema in Politik, Wissenschaft und Öffent-
lichkeit werden lassen.  
 
Auf politischer Ebene initiierte die Bundesregierung im November 2009 einen Dialogpro-
zess, der 2012 in der Demografiestrategie „Jedes Alter zählt“ mündete (vgl. BiB 2013). 
Erklärtes Leitziel ist, „jedem Einzelnen entsprechend seiner Lebenssituation und seines 
Alters Chancen zu eröffnen, seine Potenziale und Fähigkeiten zu entwickeln und seine 
Vorstellungen vom Leben zu verwirklichen. […] Um dieses Ziel zu erreichen, wird die 
Bundesregierung die Rahmenbedingungen in allen Lebensbereichen, [sei es in ländlicher 
oder städtischer Umgebung], so gestalten, dass sie den Erfordernissen Rechnung tragen, 
die sich aus dem demografischen Wandel ergeben“ (BMI 2012:1f.).  
 
In dem Zitat wird auf die Lebensqualität abgestellt. Dieses Thema wird in Deutschland 
aktuell besonders in Hinblick auf das Leitbild der gleichwertigen Lebensverhältnisse dis-
kutiert (vgl. u. a. Kilper/Müller 2005, BBSR 2006, Schmitz-Veltin 2006, Kocks 2007, BBSR 
2013a). Der Grundgedanke gleichwertiger Lebensverhältnisse ist es, in allen Teilräumen 
Deutschlands ein akzeptables Maß an Lebensqualität zu gewährleisten, um regionalen 
Auseinanderentwicklungen vorzubeugen. Im Sinne des Sozialstaatsprinzips sollen alle 
Bürger unabhängig davon, wo sie in Deutschland wohnen, an der Wohlstandsentwicklung 
der Bundesrepublik teilhaben können. Lebensqualität wird somit raumbezogen themati-
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siert. Anlass geben die vielfältigen räumlichen Wirkungen des demographischen Wandels 
und die damit verbundene Beobachtung einer Zunahme räumlicher Ungleichheiten. So 
offenbart die regionale Statistik, dass Deutschland demographisch in Wachstums- und 
Schrumpfungsregionen zerfällt, die Bevölkerungsentwicklung sonach räumlich ungleich 
verläuft und demzufolge in Deutschlands Regionen und Kommunen unterschiedliche Aus-
gangsbedingungen vorzufinden sind (vgl. Kemper 2004, Pfaffenbach 2009, Schmitz-Veltin 
2009, Schlömer 2012). Dies wird künftig eine noch größere Herausforderung darstellen, 
da laut Raumordnungsprognose die Zahl „schrumpfende[r] Städte wachsen und [die] 
wachsende[r] Städte schrumpfen [wird]“ (Gatzweiler/Milbert 2009:443), was räumliche 
Disparitäten zwischen den Regionen verschärfen wird. Dabei ist zu erwarten, dass insbe-
sondere Schrumpfungsprozesse geschaffene Wohn- und Lebensqualitäten gefährden. Das 
hat zugleich eine große Diskussion um das Leitbild der Gleichwertigkeit entfacht (vgl. u. a. 
Hahne 2005, ARL 2006b, Herfert 2007, Stielike 2010). Im Kern geht es darum, ob „eine 
Vergleichbarkeit der Lebensverhältnisse auch bei ungleichen Bevölkerungsentwicklungen 
aufrechterhalten werden [kann]“ (Schmitz-Veltin 2006:344). Dennoch halten Politik und 
auch mehrheitlich die Vertreter der Wissenschaft grundsätzlich an dem Leitbild fest. Die 
Bundesregierung nimmt hierbei die Position ein, dass Deutschland „nur lebenswert 
[bleibt], wenn es bei diesen Entwicklungen seine Solidarität zwischen den Regionen be-
wahrt und jede Region faire Entwicklungschancen und Unterstützung erhält“ (BMI 
2012:39). Hierfür gilt es auch weiterhin „auf eine gleichwertige Entwicklung der ländli-
chen Räume und städtischen Ballungszentren hinzuwirken“ (BMI 2011:239).  
 
In der Diskussion um Lebensqualität und gleichwertige Lebensverhältnisse ist der ländli-
che Raum in den Fokus gerückt. Hintergrund ist die schwierige Bevölkerungssituation 
vieler ländlich geprägter Regionen, speziell in den neuen Bundesländern, sowie die hier 
strukturbedingt vergleichsweise schwierigere Folgenbewältigung demographischer 
Schrumpfung und Alterung. Wenngleich ländliche Räume in Deutschland „in ihrer Ge-
samtheit nicht stärker vom demographischen Wandel betroffen [sind] als andere Sied-
lungseinheiten“ (Schmied 2009:63), vermittelt der vorrangige Blick auf die ländlichen 
Problemregionen, befördert durch eine zumeist undifferenzierte mediale Berichterstat-
tung, ein generalisiert negatives Bild über die demographische Situation „auf dem Lande“. 
Daneben ist mit dem demographischen Wandel eine Reurbanisierungsdebatte ausgelöst 
worden (vgl. Brühl et al. 2005, Läpple 2006, Siedentop 2008, 2012, Osterhage 2011, Bra-
ke/Herfert 2012), in der über eine Bedeutungszunahme von (Groß-)Städten diskutiert 
wird. Das alles nährt den Eindruck einer Raumdichotomie, die städtische Räume als Ge-
winner und ländliche Räume als Verlierer dastehen lässt. Dies trifft zwar teilräumlich zu, 
kann jedoch nicht, wie die differenzierte Raumbeobachtungen des BBSR zeigt, verallge-
meinert werden. So existieren sowohl wachsende als auch schrumpfende ländliche Regio-
nen. 
 
In den schrumpfenden, zumeist peripheren ländlichen Regionen besteht aufgrund von 
doppeltem Bevölkerungsverlust (Geburtendefizit und Abwanderung) bei dünner Besied-
lungsdichte großer Handlungsbedarf. Jedoch sehen sich zunehmend auch demographisch 
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stabile bzw. wachsende Gemeinden des ländlichen Raumes mit Veränderungen konfron-
tiert. Der unvermeidliche Weg in eine zunehmend älter werdende Gesellschaft und die 
Befürchtung möglicher Bevölkerungsrückgänge geben auch hier Anlass zum Handeln. Die-
se Gemeinden haben den Vorteil, sich frühzeitig auf die veränderte Demographie einstel-
len zu können.  
 
Gerade für die Kommunen ist es wichtig, sich angesichts des demographischen Wandels 
mit dem Thema der Lebensqualität zu beschäftigen. Dabei stellen sich ihnen im Grunde 
zwei Fragen: Erstens, wie kann die Lebensqualität für die ortsansässige Bevölkerung auf-
rechterhalten werden und zweitens, wie kann Abwanderung verhindert bzw. vorgebeugt 
und Zuwanderung generiert werden? Um Kommunen bei der notwendigen Anpassung zu 
unterstützen und dem Anspruch gleichwertiger Lebensverhältnisse weiterhin gerecht zu 
werden, hat die Bundesregierung die Förderung der Lebensqualität in ländlichen Räumen 
zu einem zentralen Handlungsfeld im Zusammenhang mit dem demographischen Wandel 
erklärt (vgl. BMI 2012). Laut der Bundesregierung geht es bei der Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse konkret „vor allem um die Unterstützung einer regional ausgewo-
genen Einkommens- und Beschäftigungsentwicklung, die Gewährleistung der infrastruk-
turellen Daseinsvorsorge bis hin zu einer leistungsfähigen Kommunikation und Mobilität“ 
(BMI 2012:41). Demnach macht die Infrastrukturversorgung einen wesentlichen Bestand-
teil der so verstandenen Lebensqualität aus. In der Auseinandersetzung mit dem demo-
graphischen Wandel findet sie entsprechend große Beachtung, auch weil die Sicherung 
der Daseinsvorsorge zum Pflichtaufgabenbereich des Staates gehört: „Die Versorgung mit 
Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die Erreichbar-
keit von Einrichtungen und Angeboten der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgrup-
pen, ist zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in den Teilräumen in angemessener Wei-
se zu gewährleisten“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 S. 1 ROG).  
 
Für die Umsetzung in der Praxis bleibt dabei jedoch zu klären, was vor dem Hintergrund 
veränderter demographischer Rahmenbedingungen unter einer angemessenen (Grund-) 
Versorgung zu verstehen ist. Der demographische Wandel macht hierfür zwangsläufig 
quantitative wie qualitative Anpassungen notwendig. Die bisher übliche Orientierung an 
objektiven Indikatoren aus der Statistik und definierten Richt- bzw. Durchschnittswerten 
zur Beurteilung von Lebensbedingungen allein ist als wenig geeignet anzusehen, weil sie 
„kaum qualitative Bedarfsveränderungen berücksichtigen“ (Winkel 2008b:44), kleinräu-
mige Gegebenheiten unbeachtet lassen und letztlich die subjektive Zufriedenheit der Be-
völkerung mit den Lebensbedingungen nicht widerspiegeln können. Weil sich Erwartun-
gen der Bevölkerung und wirtschaftliche Tragfähigkeit von Infrastruktureinrichtungen 
häufig konträr gegenüberstehen, wird man beim Thema Lebensqualität zunehmend Kom-
promisse eingehen müssen. Gerade in den ländlichen Räumen gilt es deshalb „neue Ant-
worten für die Sicherung und Verbesserung der Lebensqualität vor Ort“ (BMI 2012:39) zu 
finden.  
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1.1 Zielsetzung und Forschungsfragen 
Die vorliegende Arbeit widmet sich der Frage nach der angemessenen wohnortbezogenen 
Lebensqualität. Dies geschieht vor dem Hintergrund des demographischen Wandels und 
der damit aufgekommenen Diskussion um das Leitbild der Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse. Da es für die Bewältigung des Wandels aufgrund der demographischen Viel-
falt und raumstrukturellen Unterschiede keine einheitlichen Lösungen geben kann, wird 
jede Region hierfür ihre eigene Antwort finden müssen. Bevölkerungsalterung und               
-schrumpfung als die primär wahrnehmbaren Prozesse des demographischen Wandels 
haben bei der Frage der Lebensqualität die Nachfrageseite in den Vordergrund gerückt. 
Die Bedürfnisse der Einwohner künftig so zu befriedigen, dass Wohnstandorte weiterhin 
als lebenswert empfunden werden, stellt somit die eigentliche Herausforderung für Kom-
munen und Regionen dar. Angemessene Lebensqualität bedeutet demnach bedarfsgerech-
te Lebensverhältnisse zu schaffen. Das setzt allerdings voraus, die Bedarfe der Wohnbe-
völkerung zu kennen.  
 
Im Rahmen der Arbeit werden hierüber nähere Erkenntnisse gewonnen. In einem zweiten 
Schritt werden wesentliche allgemein zu berücksichtigende Aspekte bei der Umsetzung 
angemessener Wohn- und Lebensqualität ermittelt. Entsprechend stand die Erfassung 
raumbezogener Lebensqualität aus Sicht der Bevölkerung im Mittelpunkt. An den gegen-
wärtigen Diskurs über Lebensbedingungen in Zeiten demographischen Wandels anknüp-
fend wird die Thematik am Beispiel einer ländlich geprägten Region behandelt. Mit der 
nordrhein-westfälischen Region „Der Selfkant“ im Kreis Heinsberg ist im Gegensatz zu den 
meisten bisherigen Studien ein nicht schrumpfender ländlicher Raum ausgewählt worden. 
Dieser hat sich auf jeden Fall dem generellen Phänomen der Bevölkerungsalterung zu stel-
len. Und auch wenn die Region wie der gesamte Kreis Heinsberg laut der BBSR-Bevölke-
rungsprognose 2005-2050 „den demographischen Wandel noch in seiner frühen Form 
[erlebt]“, sorgen sich lokale Politiker und Planer um „[d]iese relative Stabilität […], [die] 
indes trügerisch [ist], da sie weitgehend auf Zuwanderung basiert“ (Bucher/Schlömer 
2009:12) und sehen diese aufgrund der geographischen Nähe zu den westlichen Agglome-
rationsräumen Nordrhein-Westfalens durch künftige wanderungsbedingte Schrumpfung 
gefährdet. 
 
Folgende Fragestellungen stehen im Zentrum der vorliegenden Untersuchung:  
(1) Wie nehmen Bewohner eines kleinstädtisch geprägten älter werdenden ländlichen 
Raumes die Lebensqualität am Wohnort wahr und wie bewerten sie diese? 
(2) Welche Aspekte sind für die Lebensqualität am Wohnort insbesondere im Alter von 
Bedeutung? 
(3) Welcher Zusammenhang besteht zwischen subjektiven Bewertungen der wohnortbe-
zogenen Lebensqualität und individuellen Merkmalen der Befragten einerseits sowie 
ihrem Wohnstandort anderseits? 
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(4) Wie sind die subjektiven Bewertungen im Verhältnis zur objektiv gemessenen Le-
bensqualität der Region einzuordnen? 
(5) Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus den Analyseergebnissen für eine weiterhin 
angemessene wohnortbezogene Lebensqualität in der Selfkant-Region und ähnlich 
strukturierten ländlichen Räumen ziehen? 
 
Mögliche Einflussfaktoren auf die subjektive Lebensqualitätsbewertung werden auf der 
Basis folgender Grundannahmen untersucht:  
• Die Lebensqualität am Wohnort wird abhängig vom Alter unterschiedlich wahrge-
nommen und bewertet. Das resultiert aus unterschiedlichen Interessen und Ansprü-
chen, die sich im Wesentlichen aus dem Zusammenspiel der Faktoren Lebensphase, 
Erwerbstätigkeit, Haushaltsstruktur, Mobilität und Gesundheit ergeben. 
• Ältere, weniger mobile und hilfsbedürftige Personen bewerten das Wohnumfeld ten-
denziell schlechter. Das liegt daran, dass für sie aufgrund spezifischer Lebensumstän-
de die unmittelbare Wohnumgebung in Bezug auf die Alltagsgestaltung, für die der 
ländliche Raum eine vergleichsweise geringere infrastrukturelle Ausstattung vorhält, 
eine größere Bedeutung hat als für andere Bewohnergruppen.  
• Wie die Lebensqualität am Wohnort beurteilt wird, hängt auch vom Wohnstandort 
innerhalb der Gemeinde ab. Dieser Faktor kann in der Selfkant-Region zum Tragen 
kommen, weil die durch eine Vielzahl kleiner Ortschaften geprägte disperse Sied-
lungsstruktur kleinräumig sehr unterschiedliche Lebensbedingungen schafft. Dabei 
spielt die Erreichbarkeit der infrastrukturellen Versorgungseinrichtungen eine Rolle 
und kann sich auf die individuelle Einschätzung der Lebensqualität auswirken. 
 
1.2 Methodisches Vorgehen und Aufbau der Arbeit 
Zur Erfassung des hier zentralen Forschungsgegenstandes der subjektiven Lebensqualität 
wurde ein kombiniertes Verfahren aus qualitativen und quantitativen Methoden ange-
wandt. Der Schwerpunkt lag dabei auf der quantitativen Erhebung. Kern der empirischen 
Arbeit bildete eine im Untersuchungsgebiet schriftlich durchgeführte standardisierte Be-
wohnerbefragung. Sie fand im Zeitraum Juni/Juli 2009 statt, an der insgesamt 1.647 Bür-
ger der Selfkant-Region teilnahmen. Vorgeschaltet wurde eine qualitativ-explorative Er-
hebungsphase zur Ermittlung relevanter Befragungsinhalte in Abstimmung mit der Situa-
tion vor Ort. Dabei wurden mit neun bedeutenden lokalen Akteuren und Funktionsträgern 
der Regionsgemeinden leitfadengestützte Experteninterviews geführt. Die Interviewpart-
ner setzten sich aus Gemeindevertretern und Leitern diverser infrastruktureller Einrich-
tungen zusammen. Gegenstand der Interviews waren Fragen zum demographischen Wan-
del als neue gesellschaftliche Herausforderung, zur Entwicklung der Gemeinden sowie 
ihrer Versorgungsstruktur. Ausgehend von diesen Informationen wurde in einem weite-
ren Schritt ein achtseitiger Fragebogen konzipiert, dessen Anwendungstauglichkeit im 
Vorfeld der Befragung durch einen Pretest abgesichert wurde. Um das in der Befragung 
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gewonnene Bild von der Lebensqualität in der Selfkant-Region zu komplementieren und 
die Befragungsergebnisse besser einordnen zu können, sind zusätzlich statistische Daten, 
anhand derer die Raumbeobachtung regionale Lebensverhältnisse misst, herangezogen 
worden. Das methodische Vorgehen wird in Kapitel 4 ausführlich erläutert.  
 
Das folgende Kapitel 1.3 stellt zunächst den aktuellen Forschungsstand, an den diese Ar-
beit anknüpft, in seinen Grundzügen dar. Im Anschluss daran gibt das zweite Kapitel ein-
leitend einen allgemeinen Überblick über den demographischen Wandel in Deutschland. 
Beschrieben werden in erster Linie die ihn kennzeichnenden Prozesse der Bevölkerungs-
schrumpfung, -alterung und -heterogenisierung sowie deren Auswirkungen auf das soziale 
Sicherungsnetz, Arbeit und Wohnen, die nicht nur das Gesellschaftssystem insgesamt, 
sondern auch die Lebensbedingungen des einzelnen Bürgers verändern werden. 
 
Kapitel 3 nimmt die räumliche Dimension des demographischen Wandels in den Blick. Es 
wird aufgezeigt, wie sich die Bevölkerungsentwicklung Deutschlands regional nieder-
schlägt. Um den Zugang zum hier betrachteten, jedoch nicht einfach abzugrenzenden länd-
lichen Raum herzustellen, werden der Begriff erläutert und die Charakteristika dieser 
Siedlungskategorie dargelegt. Anschließend wird aufgezeigt, welche Konsequenzen Bevöl-
kerungsveränderungen für bestehende Raum- und Siedlungsstrukturen nach sich ziehen 
und mit welchen Strategien Kommunen diesen und anderen Begleiterscheinungen des 
demographischen Wandels begegnen. Daneben wird das der Raumordnung vorstehende 
Leitbild gleichwertiger Lebensverhältnisse vorgestellt. Entsprechend wird auf Inhalt, 
Rechtsgrundlagen und die diesbezüglich aufgekommene Diskussion eingegangen.  
 
Kapitel 4 leitet sodann zum eigentlichen Untersuchungsgegenstand über. Zunächst wird 
sich mit dem Begriff der Lebensqualität auseinandergesetzt und in die Lebensqualitäts- 
bzw. Wohlfahrtsforschung eingeführt. Dabei werden die Ansätze zur empirischen Erfas-
sung von Lebensqualität, der sogenannte objektivistische und subjektivistische Ansatz, 
aufgegriffen, denn beide Verfahren bilden die Grundlage der hier vorgenommenen Analy-
se. Der zweite Teil des Kapitels bezieht sich auf die eigene Untersuchung. Der hier als 
wohnortbezogene Lebensqualität bezeichnete Forschungsgegenstand wird abgegrenzt, 
die Raumauswahl begründet und die Erhebungsmethoden werden im Detail vorgestellt. 
 
Kapitel 5 stellt das Untersuchungsgebiet, die Region „Der Selfkant“, vor. Nach einer einfüh-
renden räumlichen und raumstrukturellen Einordnung erfolgt eine Beschreibung der de-
mographischen Ausgangssituation. Betrachtet werden die Bevölkerungsentwicklung der 
jüngsten Vergangenheit seit 1990 sowie die prognostizierte demographische Zukunft der 
Region. Anschließend werden die objektiven Lebensbedingungen gemäß des hier konzep-
tionell gefassten Forschungsgegenstandes beschrieben. In einem weiteren Abschnitt wer-
den die Handlungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten beschrieben, die die lokalen Ak-
teure in der Selfkant-Region in Anbetracht der demographischen Veränderungen selbst 
sehen.  
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Kapitel 6 vermittelt die Ergebnisse der durchgeführten Bewohnerbefragung. Nach einer 
einleitenden Charakterisierung der Befragten werden die Ergebnisse differenziert nach 
einzelnen Aspekten wohnortbezogener Lebensqualität vorgestellt. Hierfür wurden Aussa-
gen zu Wanderungsverhalten, infrastruktureller Versorgung, Mobilitätsverhalten und 
Hilfsbedürftigkeit im Alltag, zum Wohnumfeld im weitesten Sinne und zur allgemeinen 
Wohnzufriedenheit aufgenommen. Ein Abschnitt widmet sich dabei speziell dem Thema 
Wohnen im Alter, dem im Zuge der gesellschaftlichen Alterung besondere Bedeutung zu-
kommt. Für ausgewählte Inhalte sind zusätzlich Analysen auf Ortsteilebene vorgenommen 
worden, um der Frage nach der Rolle des subkommunalen Wohnstandorts für die Beurtei-
lung der Lebensqualität nachzugehen.  
 
Kapitel 7 und 8 bilden den Abschluss der Arbeit. Hier werden die zentralen Befragungser-
gebnisse zusammengefasst und Antworten auf die eingangs gestellten Leitfragen gegeben. 
Die Ergebnisse werden dabei mit vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnissen vergli-
chen. Vor dem Hintergrund der Diskussion um die künftige Sicherung von Lebensqualität 
im ländlichen Raum werden in Kapitel 8 abschließend einige Schlussfolgerungen hierfür 
gezogen. 
 
1.3 Stand der Forschung 
In Deutschland begann die demographische Entwicklung Ende der 1990er Jahre zuneh-
mend ins Blickfeld zu geraten und ist unter dem Begriff des demographischen Wandels 
mittlerweile zu einem die Gesellschaft stark beschäftigenden Thema avanciert. Während 
der demographische Wandel in den Medien und der Öffentlichkeit besonders durch Dis-
kussionen um die Alterssicherung und Pflegeversorgung präsent ist, beschäftigt er in der 
Wissenschaft mittlerweile eine Vielzahl an Disziplinen. Neben der Geographie sind es vor 
allem die Fachgebiete der Gerontologie, Demographie, Soziologie, Politik-, Wirtschaftswis-
senschaften und der Raum-/Stadtplanung, die den demographischen Wandel als For-
schungsfeld für sich entdeckt haben. Damit reagiert die Forschung auf die Komplexität 
dieses Phänomens, spiegelt sie dadurch gewissermaßen selbst wider und macht zugleich 
indirekt deutlich, dass es umfassender Kenntnisse für die Bewältigung des demographi-
schen Wandels bedarf. Das dürfte aber nicht sonderlich überraschen, ist im Grunde nur 
eine logische wie notwendige Konsequenz, weil die Bevölkerungsveränderungen alle Ge-
sellschafts- und Lebensbereiche in irgendeiner Form treffen. Das Forschungsinteresse gilt 
den demographischen Prozessen selbst (vgl. Birg 2001, 2003, Gans/Schmitz-Veltin 2004, 
Bucher/Schlömer 2007, Gans/Leibert 2007, Dorbritz et al. 2008, Pfaffenbach 2009, 
Schneider/Dorbritz 2011) sowie deren Auswirkungen (vgl. Frevel 2004, Birg 2005, Kauf-
mann 2005, Kilper/Müller 2005, Gans/Schmitz-Veltin 2006, Börsch-Supan 2007, 2011). 
Sie haben dazu geführt, sich mit den Lebensbedingungen und damit verbunden mit dem 
Aspekt der Lebensqualität zu beschäftigen. Dies erfolgt hauptsächlich vor dem Hinter-
grund des unbestrittenen Tatbestands der älter werdenden und schrumpfenden Bevölke-
rung, wobei hier auch der demographische Prozess der Heterogenisierung, vor allem in 
Hinblick auf die bekannte Segregationsproblematik in Städten, wissenschaftliche Auf-
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merksamkeit erfährt (vgl. Waltz et al. 2004, Horn 2007, Strohmeier et al. 2007, Korcz/ 
Schlömer 2008, Münch 2008, 2009, Philipps/Rink 2009, Rink et al. 2009, Dangschat 2013, 
Wagner 2013). Damit wird der demographische Wandel zum weiteren Grund, die Ausein-
andersetzung um das generell wichtige gesellschaftspolitische Thema der Integration 
wieder aufleben bzw. fortführen zu lassen. Dieses ist angesichts des im Zusammenhang 
mit dem Wandel häufig angesprochenen Fachkräftemangels (vgl. Bökenkamp 2010, 
Brandt et al. 2010, BBSR 2012b, Bechmann et al. 2012) von Bedeutung, weil gerade demo-
graphisch schrumpfende Staaten in einer ohnehin von Wettbewerb geprägten globalisier-
ten Welt auf Zuwanderung angewiesen sind und das gesamtgesellschaftlich erstrebens-
werte Ziel eines stabilen Zusammenlebens die Integration von Menschen ausländischer 
Herkunft unabdingbar macht.  
 
Die raumwirksamen Folgen der Bevölkerungsveränderungen haben die Lebensbedingun-
gen am Wohnort in den Fokus gerückt. Daneben gewinnt der Blick hierauf durch den 
Wandel insofern an Bedeutung, weil Bevölkerungsveränderungen künftig noch stärker als 
bisher von räumlichen Bevölkerungsbewegungen getragen werden. Auch wenn die Bevöl-
kerungsentwicklung in Deutschland kein einheitliches räumliches Muster erkennen lässt, 
richtet sich das Hauptaugenmerk dabei auf den ländlichen Raum. Anlass gibt die Beobach-
tung, dass der demographische Wandel mehrheitlich ländliche Regionen und diese häufig 
überdurchschnittlich negativ trifft (vgl. Bucher/Schlömer 2009:11ff., Schlömer 2012:6ff.). 
Aufgrund der besonderen, teils recht fortgeschrittenen Problematik konzentriert sich die 
laufende Forschungspraxis auf Schrumpfungs- bzw. Entleerungsregionen und dabei vor-
nehmlich auf ostdeutsche Regionen (vgl. Weiß/Hilbig 1996, Müller/Siedentop 2003, Her-
fert 2004, Spiegel 2004, BBR 2005a, Bernt et al. 2005, Köppen 2007b, Reichert-Schick 
2008, Schenk/Augsburg 2008, Schmidt 2008, Winkel 2008a, BMVBS/BBSR 2009b, Mi-
chaelis 2009, Sedlacek 2009, Weber/Klingholz 2009, Haversath/Hof 2012). Durch die 
starke und begründetermaßen notwendige Beschäftigung mit diesen Problemräumen 
vermittelt der Diskurs nicht selten den Eindruck, es handele sich bei ländlichen Regionen 
generell um Schrumpfungsregionen. Der ländliche Raum weist jedoch ebenfalls eine de-
mographische Heterogenität auf. Zudem variieren siedlungsstrukturelle Raumzuschrei-
bungen in Abhängigkeit der definierten Raumabgrenzung und betrachteten Maßstabsebe-
ne. So wird etwa das hiesige Untersuchungsgebiet, die nordrhein-westfälische Region „Der 
Selfkant“ im Kreis Heinsberg, nach der Abgrenzungssystematik des für die Raumbeobach-
tung in Deutschland zuständigen Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung als 
überwiegend städtisch geprägter (vgl. BBSR 2013d), in der Landesplanung hingegen als 
überwiegend ländlich strukturierter Raum ausgewiesen (vgl. Abb. 5.2, S. 145).  
 
Die mit dem demographischen Wandel wachsende räumliche Ungleichheit, die bestehende 
Disparitäten in den regionalen Lebensbedingungen zu verstärken droht, hat, wie bereits 
beschrieben, unter Raumwissenschaftlern eine Debatte um das Leitbild der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse entfacht. Kernpunkt hierbei ist mit Blick auf die Problematik in ländli-
chen Schrumpfungsregionen die Frage nach dessen Aufrechterhaltung bzw. Interpreta-
tion. Derartige Überlegungen sind jedoch nicht neu, sind schon einmal Ende der 1970er 
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Jahre aufgekommen, als die zunehmende Expansion der Verdichtungsräume den ländli-
chen Raum vor ähnliche Probleme wie heute stellte (vgl. Gatzweiler 1979, Kretschmann 
1980, Ernst et al. 1981). Großer Tenor ist nach wie vor ein Festhalten am Leitbild. Folglich 
hat die Gesellschaft für dessen Umsetzung eine Antwort darauf zu finden, was bei den ver-
änderten Rahmenbedingungen unter der mit dem Begriff der gleichwertigen Lebensver-
hältnisse bezeichneten Lebensqualität zu verstehen ist. Auf der Suche danach beschäftigt 
sich die Forschung intensiv mit dem Bereich der Infrastrukturversorgung (vgl. u. a. 
BMVBS/BBR 2006, Pütz/Spangenberg 2006, Schmitz-Veltin 2006, Beetz 2007, Kocks 
2007, Neu 2009, BMVBS 2010b, 2010c, Schmidt 2010b, BBSR 2011a, Sedlacek 2012, Stein-
führer et al. 2012), weil dieser in Form der sogenannten Daseinsvorsorge als elementar 
für die Verwirklichung gleichwertiger Lebensverhältnisse gilt und „eine zentrale Rolle in 
der Beurteilung der Lebensqualität ländlicher Räume [spielt]“ (Beetz 2009:1). Im Mittel-
punkt stehen die Bereiche der technischen Infrastruktur, der Schul-, Verkehrs- und Ge-
sundheitsinfrastruktur. Thematisiert werden die demographisch bedingten Herausforde-
rungen für deren Bereitstellung. Die Schrumpfungsproblematik hat eine Auseinanderset-
zung um Infrastrukturstandards und das Zentrale-Orte-Konzept bewirkt und dabei die 
Frage aufgeworfen, welcher Mindestumfang an Daseinsvorsorge für eine künftige Sicher-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse zu gewährleisten sei (vgl. Pütz/Spangenberg 
2006, Keim 2007, BMVBS 2010c, 2010d). Bezüglich sogenannter Mindeststandards wird 
in Anbetracht der demographischen Vielfalt und raumstrukturellen Unterschiede oft Fle-
xibilität in der Form gefordert, dass Versorgungsstandards als Zielvereinbarungen zu for-
mulieren und regionalspezifisch umzusetzen seien (vgl. BMVBS 2010c:31ff.).  
 
Daneben hat die schwierige öffentliche Haushaltslage den Aspekt der Organisation von 
Daseinsvorsorge aufkommen lassen. Die damit einhergehende Diskussion um einen Ge-
währleistungsstaat und die Hervorhebung bürgerlichen Engagements zeugen von einer 
Entwicklung hin zu einem „neue[n] Verständnis von Gesellschaft und gesellschaftlicher 
Verantwortung“ (Neu/Wegner 2012:15) und damit von einem sich andeutenden neuen 
Rollenverständnis zwischen Staat und Zivilgesellschaft (vgl. Sinning 2005, Kersten 2006, 
Einig 2008, Winkel 2008b, Canzler/Knie 2009, Kersten et al. 2012). Das äußert sich zum 
einen darin, dass Aufgaben der Daseinsvorsorge an die Privatwirtschaft übertragen, zum 
anderen Bürger immer häufiger bei kommunalen Entscheidungen einbezogen werden und 
durch ehrenamtliche Tätigkeiten bereits wichtige Aufgabenbereiche des Staates stützen. 
Vor dem Hintergrund der Bevölkerungsalterung wird Bürgerengagement zudem als Auf-
fangbecken für schwindende soziale Netze gesehen. Einer Gemeindestudie in Mecklen-
burg-Vorpommern zufolge sieht die Bevölkerung vor allem im kulturellen/sozialen Be-
reich (Vereine, Dorfgemeinschaftshäuser) und der Gefahrenabwehr (Feuerwehr) Möglich-
keiten einer Infrastrukturbereitstellung durch bürgerschaftliche Eigeninitiative (vgl. Neu 
et al. 2007:71). Insbesondere für die Bewältigung des demographischen Wandels im länd-
lichen Raum wird den Bürgern als Akteursgruppe hohe Bedeutung beigemessen, weshalb 
dieses gesamtgesellschaftlich wichtige Thema bevorzugt hier untersucht wird (vgl. Gun-
dert 2010, Neu 2011, Neu/Wegner 2012, Faber 2013, Eberhardt et al. 2014, Neu 2014). 
Angemessene Lebensbedingungen wird man künftig nur mit ihnen gemeinsam entwickeln 
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können, weil sie mehr und mehr zum Wettbewerbsobjekt der Kommunen werden und 
schließlich als Adressat den Wohnstandort als lebenswert empfinden müssen. Dadurch 
werden die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung zu einem noch wichtigeren Gradmesser. 
Dabei sind altersstrukturelle Bevölkerungsveränderungen mit zu berücksichtigen, weil sie 
bereichsspezifische Bedarfe offenlegen, die nicht unbedingt aus quantitativen Bevölke-
rungsentwicklungen ableitbar sind. Die genannte Alterung hat vor allem das Thema Woh-
nen im Alter und damit die Bedürfnisse der wachsenden Gruppe der Senioren in den Vor-
dergrund gerückt (vgl. Schumacher/Stiehr 2000, BMFSFJ/KDA 2006, Kreuzer 2006, 
Schneider-Sliwa 2006, Kraus 2007, Kreuzer et al. 2008, Sternberg 2008, Wolter 2010, 
BBSR 2013h). Im Kern geht es darum, wie Lebensqualität im Alter, das spezifische und 
zum Teil neue Bedarfe in Bezug auf das Wohnen hervorbringt, aufrechterhalten bzw. ge-
schaffen werden kann. Hierfür reicht es aber nicht aus, den offensichtlich relevanten 
Wohnungsbestand allein zu betrachten. Wohnstandorte insgesamt müssen künftig diese 
Anforderungen verstärkt befriedigen können. Das schließt die Infrastruktur und deren 
Erreichbarkeit mit ein. Bezeichnungen wie altersgerechte Stadtentwicklung oder senio-
renfreundliche Kommune sollen das widerspiegeln. Einzelfalluntersuchungen zielen daher 
vor allem auf die Erfassung und Bewertung vorhandener Infrastruktur, um unter Berück-
sichtigung demographischer Entwicklungen Handlungsfelder zu ermitteln und Lösungs-
ansätze zu entwickeln (vgl. BBR 2005a, Fischer 2005, Neu et al. 2007, Freitag et al. 2009, 
Jung et al. 2009, Schmidt 2010b, Steinführer et al. 2012).  
 
Der demographische Wandel spielt damit, und das zeigt indirekt auch die erwähnte Leit-
bilddiskussion, grundlegend auf die Zukunftsfähigkeit von Wohnstandorten an. Diese 
hängt letztendlich von der Nachfrage bzw. anders ausgedrückt davon ab, inwiefern der 
Wohnstandort den zeitgemäßen Wohnbedürfnissen im weitesten Sinne gerecht wird. Un-
zufriedenheit mit den Lebensbedingungen vor Ort kann in letzter Konsequenz Abwande-
rung nach sich ziehen. Das belegt die Situation vielerorts in den neuen Bundesländern. 
Daraus resultierende Folgen, die der Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen entgegen-
wirken, und die zunehmende demographische Relevanz des Wanderungsfaktors (vgl. 
Köppen 2007a, Gatzweiler/Schlömer 2008) haben das Wohnstandortverhalten und die 
Wohnzufriedenheit zu einem Gegenstand wissenschaftlicher Auseinandersetzung im Kon-
text des demographischen Wandels werden lassen. Neben ländlichen peripheren Regionen 
geraten auch suburbane Räume in den Fokus (vgl. Glasze/Graze 2007, Nuissl/Bigalke 
2007, Paesler 2010, Knabe/Warner 2011, Friedrich et al. 2013). Die in Zeiten von Alterung 
und Schrumpfung besonders offenkundig erscheinenden Vorteile des „Wohnens in der 
Stadt“, die demographisch bedingte Abnahme der Einfamilienhaus-Generation einerseits 
(vgl. hierzu auch Häussermann 2009) und das Ableben der ehemaligen Suburbanisie-
rungsgeneration andererseits sowie Kosten- und Einkommensentwicklungen lassen ver-
muten, dass suburbanes Wohnen ebenso an Bedeutung verlieren könnte. Nichtsdestotrotz 
bleiben die damit verbundenen Wohnvorstellungen für viele Menschen attraktiv und wol-
len nicht aufgegeben werden (vgl. Reichert-Schick 2010). Also stellt sich die Frage, wie der 
Wunsch danach auch künftig nachhaltig realisiert werden kann, „wenn das Leben in […] 
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ländlichen Räumen auch in Zukunft für Familien mit Kindern attraktiv sein soll“ (Neu 
2011:44).  
 
Die gewonnene Erkenntnis, den demographischen Wandel nicht mit Einheitslösungen 
bewältigen zu können, hat ferner dazu geführt, dieses häufig national angesprochene Phä-
nomen räumlich differenzierter zu betrachten. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der regio-
nalen Ebene und damit inbegriffen auf einzelnen Kommunen. Auch die vorliegende Arbeit 
behandelt ein regionales Beispiel, und zwar aus dem ländlichen Raum Nordrhein-West-
falens, der bei der wissenschaftlichen Erforschung des demographischen Wandels noch 
wenig Berücksichtigung findet. Im Gegensatz zur vorherrschenden Auseinandersetzung 
mit besonders vom Wandel betroffenen Regionen beschäftigt sie sich aber mit den Le-
bensbedingungen im demographisch unauffälligen ländlichen Raum, weil er noch nicht 
schrumpft. Denn für „ländliche Gemeinden, die ihre Einwohnerzahl halten können oder 
noch wachsen, gilt ebenfalls, die Infrastruktur an die veränderten Nutzerstrukturen anzu-
passen, einerseits um Tragfähigkeit zu sichern und damit Kosten zu sparen, andererseits 
um den derzeit noch notwendigen Ausbau möglichst flexibel zu gestalten“ (Kocks 
2007:24), in Vorbereitung auf zukünftige Bevölkerungsrückgänge, um dann mit Verkleine-
rungen oder Umnutzungen von Einrichtungen reagieren zu können (vgl. Kocks 2007:24, 
26). Neben diesem viel diskutierten und für die Wahrnehmung der Lebensqualität im 
ländlichen Raum so zentralen Aspekt wird in vorliegender Arbeit auf weitere für die All-
tagsgestaltung bedeutende Bereiche (u. a. Mobilität, Wohnumfeld, gesellschaftliche Teil-
habe) eingegangen, womit der Forschungsgegenstand umfassender beleuchtet wird. Dabei 
werden auch die zunehmend relevanten Wohnbedürfnisse im Alter in den Blick genom-
men. Diesbezügliche Untersuchungen gewinnen ihre Erkenntnisse i.d.R. aus Befragungen 
von Senioren. In den letzten Jahren ist aber verstärkt die Generation 50plus zur Zielgrup-
pe des Interesses geworden, weil absehbar ist, dass die nachfolgenden Seniorengeneratio-
nen andere Ansprüche und Bedarfe haben werden und demzufolge sich die Kommunen 
bei ihrer Entwicklungsplanung mittelfristig darauf einzustellen haben. Das hat die Arbeit 
insofern berücksichtigt, als dass sich die empirische Erhebung an Bürger unterschiedli-
cher Alters- und Lebensphase (35 Jahre aufwärts) richtete.  
 
Die Tatsache, dass sich der demographische Wandel in den Kommunen in Form divergie-
render Bevölkerungsentwicklungen zwischen Stadt- bzw. Ortsteilen fortsetzt (vgl. Horn 
2007, Kaiser/Pohlan 2008, Pohl 2010, Schmidt 2010a, Dittrich-Wesbuer/Mayr 2013:2), 
macht allerdings deutlich, dass die insgesamt noch wenig beachtete subkommunale Ebene 
ebenfalls betrachtet werden muss. Intrakommunale Bevölkerungsanalysen in Kombina-
tion mit anderen relevanten raumbezogenen Daten können helfen, Auswirkungen des 
demographischen Wandels sowie Bedarfe kleinräumig zu lokalisieren und damit wichtige 
Orientierung für das Handeln vor Ort zu geben. Im Ansatz geht auch die vorliegende Ar-
beit, die vordergründig die Regionsgemeinden als Ganzes betrachtet, auf die subkommu-
nale Ebene ein, indem die von den befragten Bewohnern abgegebene Wohnstandortbe-
wertung in Abhängigkeit der Ortsteilzugehörigkeit analysiert wird. Auf diese Weise soll 
mitberücksichtigt werden, dass, obwohl es sich bei der Region um drei als Grundzentren 
12  1 Einführung 
fungierende ländliche Kleinstädte ähnlicher Einwohnergröße handelt, diese der Bevölke-
rung allein bedingt durch intrakommunale Unterschiede in der Siedlungsdispersität, den 
Ortsteilgrößen und der Infrastrukturausstattung kleinräumig unterschiedliche Wohn- und 
Lebensbedingungen bieten, die mit dem demographischen Wandel verstärkt zum Tragen 
kommen werden. 
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2. Demographischer Wandel und seine gesellschaftlichen Impli-
kationen  
Gegenwärtig scheinen wir verstärkt in einer Zeit des Wandels zu leben. Bezogen auf 
Deutschland wären hier zu nennen: die fortschreitende europäische Integration, der omni-
präsente Klimawandel, der durch die erst kürzlich beschlossene Energiewende erhöhte 
Aufmerksamkeit erfährt, die neuen Bedingungen in der globalisierten Welt und mittler-
weile auch der demographische Wandel. Dass die breite Öffentlichkeit von letzterem im-
mer mehr Notiz nimmt, mag daran liegen, dass das Thema seit kurzem mit oben auf der 
bundespolitischen Agenda steht und medial entsprechend verarbeitet wird. Dies erweckt 
bei den Bürgern den Eindruck, als ob es sich dabei um ein plötzlich auftretendes Phäno-
men handele. Ganz im Gegenteil, der demographische Wandel ist ein schon Jahrzehnte 
anhaltender Prozess, dessen Folgen beginnen sich jedoch erst jetzt zunehmend bemerkbar 
zu machen. Von den demographischen Veränderungen werden viele gesellschaftliche Be-
reiche mehr oder weniger stark betroffen sein. Mit Fragen rund um die Themen Pflege und 
Alterssicherung nimmt die Politik derzeit wohl zwei der wichtigsten Bereiche in den Blick, 
die durch die zunehmende Bevölkerungsalterung besonders auf dem Prüfstand stehen 
und von deren Finanzierung und Organisation die zukünftigen Lebensbedingungen jedes 
einzelnen Bürgers entscheidend abhängen werden. In diesem Kapitel sollen daher elemen-
tare Folgewirkungen des demographischen Wandels auf verschiedene Lebensbereiche 
unserer Gesellschaft aufgezeigt werden. Vorab werden hierfür einleitend einige wesentli-
che Faktoren des demographischen Wandels in Deutschland erläutert.  
 
2.1 Der demographische Wandel in Deutschland 
Der demographische Wandel in Deutschland lässt sich zusammenfassend mit dem oft zi-
tierten Slogan „weniger, älter und bunter“ treffend beschreiben. Er soll die Charakteristik 
der sich vollziehenden Bevölkerungsveränderung widergeben, die auf den drei Prozessen 
Schrumpfung, Alterung und Heterogenisierung gründet. Die Bevölkerung ist also dabei, 
sich sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht zu wandeln. Hinzu kommt der 
Trend zur Singularisierung, der als weitere Komponente des demographischen Wandels 
angesehen werden kann. Nachfolgend werden diese Entwicklungen skizziert und in ihren 
Konsequenzen dargestellt.  
 
2.1.1 Schrumpfung der Bevölkerung 
Die Dramatik, die sich scheinbar hinter der Überschrift verbirgt, ist bei Betrachtung der 
positiven Bevölkerungsbilanz Deutschlands seit 1950 durch den Anstieg von 69 Mio. auf 
heute über 80 Mio. Einwohner zunächst nicht erkennbar. Hinzu kommt, dass die Bürger 
der alten Bundesrepublik unter dem Eindruck leben, mit der Wiedervereinigung „gerade 
erst“ 16,4 Mio. Bürger hinzugewonnen zu haben. Laut den neuesten Daten aus dem Zensus 
2011 des Statistischen Bundesamtes beziffert sich die Einwohnerzahl auf 80,2 Mio. (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2013k:Abs. 1). Die Bevölkerungszahl ist jedoch seit einem Jahr-
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zehnt rückläufig. Den letzten Höchststand verzeichnete sie im Jahr 2002 mit mehr als 82,5 
Mio. Einwohnern (Abb. 2.1), u. a. eine Folgewirkung des mit der Auflösung des kommunis-
tischen Ostblocks verbundenen sprunghaften Anstiegs von sogenannten Spätaussiedlern 
von bis zu knapp 400.000 Personen pro Jahr (vgl. Statistisches Bundesamt 2003:29). Den 
zweithöchsten Stand gab es zwischen Kriegsende und Wiedervereinigung im Jahr 1973 
mit 79,1 Mio., bedingt durch Flüchtlingszuwanderung aus den ehemaligen deutschen Ost-
gebieten, die höhere Geburtenrate und die sogenannte Gastarbeiteranwerbung. In der 
zweiten Hälfte der 1970er und der ersten Hälfte der 1980er Jahre kam es erstmals in der 
Nachkriegszeit zu mehrjährig andauernden Schrumpfungsphasen, die ihren Tiefststand 
1984 mit 77,5 Mio. Einwohner erreichten. Seit 1972 schlagen in der alten Bundesrepublik 
die durch die gesellschaftliche Revolution der 1960er Jahre eingeleiteten Werte- und Ver-
haltensänderungen auf das generative Verhalten in Form einer negativen natürlichen Be-
völkerungsbewegung durch. Durch das Zusammenfallen mit negativen Wanderungssal-
den, bedingt durch eine mit der Ölkrise 1973 eingeleitete Wirtschaftsrezession, kam es zu 
Bevölkerungsrückgängen. Relativ zeitgleich machte sich auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR der Einbruch der Geburtenrate bemerkbar (vgl. Grundmann 1998:59). 
 
 
Abb. 2.1: Bevölkerungsentwicklung Deutschlands seit 1950 (eigener Entwurf; vgl. Statistisches Bundesamt)  
„Aufgrund der Stabilität dieser [gesellschaftlichen] Trends sprechen [die Demographen] 
Van de Kaa und Lesthaeghe [in diesem Zusammenhang] schon 1986 von einem zweiten 
demographischen Übergang“ (Gans/Leibert 2007:8), der Europa 1965 zu erfassen begann 
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und sich in einem Absinken der Fertilität unter das Reproduktionsniveau von 2,1 Kindern 
pro Frau äußerte (vgl. Van de Kaa 1987:5). Gemeinsam mit anderen west- und nordeuro-
päischen Staaten setzte dieser Prozess in der damaligen Bundesrepublik früh ein (Abb. 
2.2). Mitte der 1980er Jahre war er hier so weit fortgeschritten, dass die Gesamtfruchtbar-
keitsziffer mit 1,29 Kindern pro Frau sogar das bis dahin weltweit niedrigste Niveau auf-
wies (vgl. Van de Kaa 1987:18). Die Geburtenentwicklung in der ehem. DDR weist teilwei-
se Ähnlichkeiten mit dem Verlauf derjenigen in der alten Bundesrepublik auf und passte 
sich trotz kurzfristiger Erfolge mittels diverser sozialpolitischer Maßnahmen mit zeitlicher 
Verzögerung dem negativen Trend an (vgl. Mammey 1984). Aktuell liegt die Gesamt-
fruchtbarkeitsziffer in Deutschland bei 1,36 Kindern, wobei sie sich seit 1997 um diesen 
Wert eingependelt hat (vgl. Statistisches Bundesamt 2013e:53). Die Nettoreproduktions-
ziffer von derzeit 0,7 hat sich seit 1973 so gut wie gar nicht verändert. Diese Entwicklung 
resultiert zwangsläufig aus einem Rückgang der Kinderzahl je Mutter, Frauen mit drei 
oder mehr Kindern werden immer seltener. Wie das Statistische Bundesamt erklärt, ist 
„für die niedrige Geburtenrate aktuell vor allem die hohe Kinderlosigkeit verantwortlich“ 
(2009:10), die, wie Vergleiche verschiedener Frauengenerationen zeigen, in den letzten 
Jahrzehnten kontinuierlich zugenommen hat (vgl. Statistisches Bundesamt 2009b:9ff.). Im 
Unterschied zu den einschneidenden demographischen Veränderungen im Europa des 19. 
und frühen 20. Jahrhunderts, wo im Zuge der Industrialisierung der Bedeutungsverlust 
der Kinder als zum Haushaltseinkommen beitragende Arbeitskräfte und der entstehende 
Wohlstand die Geburtenraten auf ein niedriges Niveau fallen ließen, wird dieser zweite 
Fertilitätsrückgang neben der Verbreitung von Verhütungsmitteln vor allem in Verbin-
dung mit dem Lebenswandel postindustrieller Gesellschaften hin zum Individualismus 
gesehen, der vom zunehmenden Wunsch des Einzelnen nach Wahlfreiheit bezüglich der 
eigenen Lebensgestaltung und nach mehr Selbstverwirklichung geprägt wird (vgl. Van de 
Kaa 1987:6). Das trifft besonders auf den weiblichen Teil der Bevölkerung zu, dem dies in 
der Vergangenheit in einer Gesellschaft klassischer Rollenverteilung als Mutter und Haus-
frau meist verwehrt blieb. Van de Kaa (1987:11) bezeichnet diesen Wandel treffend als 
„shift from the era of the king-child with parents to that of the king-pair with a child”. Die 
dabei durchaus gewünschte Elternschaft wird in Deutschland immer noch durch unzu-
reichende Rahmenbedingungen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf er-
schwert. Hinzu kommt, dass die auf dem Arbeitsmarkt seit Mitte der 1990er Jahre zu beo-
bachtende Zunahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse Familiengründungen durch 
mangelnde Kosten- und Planungssicherheit entgegensteht (vgl. WZB 2012:36). Darüber 
hinaus bescheinigen neueste Bevölkerungsumfragen Deutschland weiterhin eine geringe 
Kinderfreundlichkeit (vgl. Stiftung für Zukunftsfragen 2013).  
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Abb. 2.2: Geburtenniveau in Deutschland seit 1955 (eigener Entwurf; vgl. Statistisches Bundesamt 2013e:29f., 
BiB 2014)  
Im Vergleich zu früheren Generationen werden in Deutschland nicht nur weniger Kinder, 
sondern diese auch später geboren. Letzteres ist insofern von Bedeutung, als dass beide 
Entwicklungen in gewisser Weise miteinander zusammenhängen. Auch wenn die Medizin 
bisher große Fortschritte auf dem Gebiet der Pränatal- und Geburtsmedizin gemacht hat, 
wird durch ein Hinauszögern der Kindesentscheidung die Gebärfähigkeitsphase der Frau 
verkürzt, so dass der Bevölkerungsvermehrung allein schon aus biologischer Sicht zeitli-
che Grenzen gesetzt sind. Das hat zur Folge, dass Entscheidungen nach der Geburt des 
ersten Kindes zugunsten weiterer Nachkommen ebenso nach hinten verschoben werden. 
Dabei werden sicherlich das mit dem Alter zunehmende Geburtsrisiko und in dem einen 
oder anderen Fall auch der Gedanke, den Kindern dann zu alte Eltern zu sein, die Ent-
scheidung mit beeinflussen. Dies wiederum kann Auswirkungen auf die Gesamtkinderzahl 
haben, in dem Sinne, dass sich die realisierten Kinderwünsche in weniger Kindern ausdrü-
cken, was ein höheres Erstmutteralter umso wahrscheinlicher macht. So lag das durch-
schnittliche Gebäralter 2011 schon bei 30,7 Jahren (vgl. Statistisches Bundesamt 2012j). 
Mit 53,2 % wird mehr als die Hälfte der Kinder von Frauen in den 30ern geboren und die 
höchste Geburtenhäufigkeit findet sich in der Altersgruppe der 30- bis 34-Jährigen (Abb. 
2.3). Damit hat eine deutliche Altersverschiebung stattgefunden, wie die altersspezifische 
Geburtenstatistik der letzten 20 Jahre erkennen lässt. Anfang der 1990er Jahre waren es 
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noch die 25- bis 29-jährigen Frauen, die die meisten Kinder zur Welt brachten. Im Ver-
gleich zu damals sticht besonders die Entwicklung bei den 35- bis 39-Jährigen und den 40- 
bis 44-Jährigen hervor, wo sich die Geburtenhäufigkeit gemessen an der Gesamtzahl der 
Lebendgeborenen mehr als verdoppelt bzw. verdreifacht hat (Abb. 2.3). Was die Geburten-
folge betrifft, bekommen die Frauen ihr erstes Kind heute mit durchschnittlich 29,1 Jahren 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2013e:94), also knapp sechs Jahre später als noch im Jahr 
19701 (vgl. Statistisches Bundesamt 2013e:60). Das zweite Kind folgt mit 31,5 Jahren, das 
dritte im Alter von 33 Jahren und ab der vierten Geburt sind die Frauen im Durchschnitt 
34,2 Jahre alt. Der durchschnittliche Geburtenabstand beträgt dabei zwischen vier und 
fünf Jahren, wobei die Eltern nach dem zweiten Kind eine etwas längere „Auszeit“ nehmen 
(4,9 Jahre) als nach dem dritten Kind (4,5 Jahre). Hierbei ist allerdings anzumerken, dass 
in Deutschland nur in rund jedem sechsten Fall das Lebendgeborene als drittes oder wei-
teres Kind zur Welt kommt, mehr als zwei Kinder also i.d.R. gar nicht geboren werden (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2013e:64).  
 
 
Abb. 2.3: Veränderung der altersspezifischen Geburtenhäufigkeit in Deutschland 2011 gegenüber 1992 (eige-
ner Entwurf; vgl. Statistisches Bundesamt 2013d)  
 
                                                          
1  Der hier gezogene Vergleich bezieht sich auf die Statistik der in bestehenden Ehen geborenen Kinder. 
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Auch zukünftig wird die Bevölkerungszahl vermutlich abnehmen. Die neueste Bevölke-
rungsvorausberechnung für Deutschland prognostiziert auf der Basis sich fortschreiten-
der demographischer Trends einen Bevölkerungsrückgang bis zum Jahr 2060 auf rund 65 
bis 70 Millionen (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a:11). Hierbei wird von einer weiter-
hin annähernd konstanten Geburtenhäufigkeit von 1,4 Kindern pro Frau, einem Anstieg 
der Lebenserwartung um sieben bis acht Jahre und einem langfristigen Wanderungssaldo 
zwischen 100.000 und 200.000 Personen pro Jahr ausgegangen (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2009a:27ff.). Die angenommenen Wanderungsüberschüsse werden demnach nicht 
ausreichen, um das Geburtendefizit zu kompensieren. Letzteres wird in den nächsten 
Jahrzehnten zudem stärker ansteigen, weil auf der einen Seite aufgrund der niedrigen Ge-
burtenrate „jede neue Generation um ein Drittel kleiner [ausfallen wird] als die ihrer El-
tern“ (Statistisches Bundesamt 2009a:13) und auf der anderen Seite die zahlenmäßig 
stark besetzten Jahrgänge der Baby-Boom-Generation ins hohe Alter kommen mit der 
Folge zunehmender Sterbefälle. Alle zwölf berechneten Szenarien des Statistischen Bun-
desamtes resultieren in einer künftigen Bevölkerungsabnahme, wobei Deutschland im 
günstigsten Fall um etwa fünf Millionen Einwohner (Variante 4-W2), im ungünstigsten Fall 
um etwa 20 Millionen Einwohner und damit um ein Viertel der Bevölkerung (Variante 5-
W1) schrumpfen wird (Abb. 2.4)2. Die neuesten Zensusdaten mit 80,2 Mio. Einwohnern 
zwingen eigentlich schon zu einer Korrektur und verschieben die Prognoselinien dement-
sprechend nach unten.  
 
 
Abb. 2.4: Entwicklung der Bevölkerung Deutschlands bis 2060 (eigener Entwurf; vgl. Statistisches Bundesamt 
2009a)  
                                                          
2  Die mit dem Zusatz „W2“ versehenen Prognosevarianten gehen jeweils vom höheren jährlichen Wande-
rungssaldo (200 000 Personen ab 2020) aus, die mit „W1“ jeweils vom niedrigeren (100 000 Personen ab 
2014). Zusätzlich unterscheiden sich die Varianten in ihren Annahmen zur Geburtenhäufigkeit und Le-
benserwartung (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a:38).  
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2.1.2 Alterung der Bevölkerung 
Hauptmerkmal des sich vollziehenden demographischen Wandels ist die Bevölkerungsal-
terung. Große Nachrichten-Magazine wie der Stern und der Spiegel machen mit Schlagzei-
len wie „Deutschland altert rasant“ (juho/DPA 2012) oder „Pflegefall Deutschland“ (El-
Sharif 2011) auch dem Durchschnittsbürger unverkennbar deutlich, wohin die (demogra-
phische) Reise geht. Damit steht Deutschland keinesfalls allein da. Europäische und inter-
nationale Statistiken belegen das, und auch die Vereinten Nationen stellen in ihrem neuen 
Bericht zum demographischen Wandel „Ageing in the Twenty-First Century“ fest, dass 
Alterung „aufgrund von verbesserter Ernährung, sanitären Verhältnissen, medizinischen 
Fortschritten, Gesundheitsversorgung, Erziehung und wirtschaftlichen Fortschritten […] 
in allen Weltregionen und in Ländern unterschiedlichen Entwicklungsgrades“ stattfindet 
(UNFPA/HelpAge International 2012:3). Ein zentrales Maß zur Bestimmung deren Aus-
maßes ist die Lebenserwartung. Mit Blick auf Deutschland weisen die Sterbetafeln eine 
140 Jahre anhaltende Phase steigender Lebenserwartung nach, die sich bis heute auf mehr 
als 40 Jahre summiert (Abb. 2.5). Umgerechnet bedeutet das einen Zugewinn an Lebens-
zeit von rund drei Jahren pro Jahrzehnt, drei Monaten pro Jahr und etwa siebeneinhalb 
Tagen pro Monat, so dass heute Männer in Deutschland auf eine durchschnittliche Lebens-
erwartung von 77,7 Jahren kommen und Frauen auf 82,7 Jahre (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2012k:8).  
 
 
Abb. 2.5: Entwicklung der Lebenserwartung in Deutschland seit 1871/81 (eigener Entwurf;  
vgl. Statistisches Bundesamt 2012k:1-8) 
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Dass eine Gesellschaft bei zunehmender Lebenserwartung altert, liegt in der Natur der 
Sache und stellt an sich noch kein gravierendes Problem dar. Zu einem solchen entwickelt 
es sich dann, wenn auf längere Sicht das Reproduktionsniveau unterschritten wird, weil 
durch niedrige bzw. sinkende Geburtenraten der Alterungsprozess in der Gesellschaft 
beschleunigt wird. Folglich kommt es zu einschneidenden Veränderungen im Altersaufbau 
der Bevölkerung zugunsten der höheren Altersklassen, die für Deutschland wie folgt 
prognostiziert werden: Während gegenwärtig 61 % der in Deutschland lebenden Perso-
nen der erwerbsfähigen Bevölkerung und ca. jeder Fünfte der jungen (unter 20 Jahre) 
bzw. alten (65 Jahre und älter) Bevölkerung angehören3, werden bis 2030 nur noch knapp 
über die Hälfte der Bevölkerung die mittlere Altersklasse darstellen, 17 % unter 20 Jahre 
alt und 29 % im Seniorenalter sein (Abb. 2.6). Vom Basisjahr 2008 ausgehend bedeutet 
das einerseits einen Rückgang der jungen und mittleren Altersklassen um rund 17 % bzw. 
15 %, andererseits erhöht sich der Anteil der Älteren um ein Drittel. Nach den Berechnun-
gen des Statistischen Bundesamtes werden diese Verschiebungen weiter voranschreiten, 
so dass „im Jahr 2060 […] – nach der Variante Untergrenze der ‚mittleren‘ Bevölkerung – 
bereits jeder Dritte (34 %) mindestens 65 Lebensjahre durchlebt haben [wird] und es 
werden doppelt so viele 70-Jährige leben, wie Kinder geboren werden“ (Statistisches Bun-
desamt 2009a:14). In absoluten Zahlen ausgedrückt, werden dann ca. 22 Millionen Senio-
ren zehn Millionen Kindern und Jugendlichen sowie knapp 33 Millionen erwerbsfähigen 
Personen gegenüberstehen. Beim Ansetzen der Altersgrenze auf 60 Jahre wird die Gruppe 
der Älteren (26 Mio.) sogar fast so groß wie die der Personen im Erwerbsalter (28 Mio.) 
sein (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a:39). Damit wird sich der Altenquotient – bei ei-
ner angenommenen Altersgrenze von 65 Jahren – von heute 33,7 auf 67,4 verdoppeln (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2009a:39). Der Wendepunkt im Altersaufbau kam 2006, als die 
Senioren die Altersgruppe der unter 20-Jährigen quantitativ überholt haben (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2013d).  
                                                          
3  Die Zahlen haben sich gegenüber dem Basisjahr der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
kaum geändert. 2011 stellten die unter 20-Jährigen 18,2 % der Bevölkerung (14,9 Mio.), Personen im er-
werbsfähigen Alter 61,2 % (50,1 Mio.) und die 65-Jährigen und Älteren 20,6 % (16,9 Mio.) (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2013d). 
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Abb. 2.6: Altersaufbau der Bevölkerung Deutschlands 2008 und 2030 (vgl. Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder 2011:24) 
 
2.1.3 Heterogenisierung der Bevölkerung 
Mit dem Begriff Heterogenisierung wird eine dritte Facette des demographischen Wandels 
angesprochen. Damit rückt der Bevölkerungsfaktor Migration ins Blickfeld. Dass ihm eine 
zentrale Bedeutung zukommt, ist angesichts der Entwicklung Deutschlands hin zu einer 
schrumpfenden Gesellschaft nicht zu leugnen (vgl. Köppen 2007a:38), belegt aber auch 
schon die nahe Vergangenheit. Denn Deutschlands Nachkriegsgeschichte ist ohne die Zu-
wanderung von Millionen von Menschen nicht denkbar, welche als Vertriebene des Zwei-
ten Weltkriegs, als Gastarbeiter der 1950er und 1960er Jahre, als Aussiedler, Flüchtlinge 
oder Hochqualifizierte nach Deutschland kamen und oftmals blieben (vgl. Motte et al. 
1999, Münz et al. 1999, Treibel 2008, Föbker et al. 2012). In dieser Hinsicht übersieht man 
oft, dass auch die DDR, wenn auch in weitaus geringerem Ausmaß, eine offensive Anwer-
be- und Asylpolitik betrieb, um ihren durch Flüchtlingsabwanderung in Richtung Westen 
sowie Geburtenrückgänge auftretenden Arbeitskräftemangel zu kompensieren (vgl. Flei-
scher 1990:544). Somit verdankt Deutschland als Ganzes der Migration nicht nur seinen 
wirtschaftlichen Wohlstand, sondern auch seine demographische Stabilität, die ohne die 
Zuzüge bereits in den 1970er Jahren aufgrund des natürlichen Bevölkerungsrückgangs ins 
Wanken geraten wäre. Insgesamt sind seit 1950 rund 41 Mio. Menschen zugewandert, was 
Deutschland einen Nettobevölkerungszugewinn von etwa zehn Millionen Menschen ein-
gebracht hat (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d). Damit ist „die Bundesrepublik in ihrer 
jüngeren Geschichte nach den USA zum zweitgrößten Einwanderungsland der Erde ge-
worden, selbst wenn das Faktum, Einwanderungsland zu sein, nicht zum Allgemeingut 
oder gar zur Identität der Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung oder der politi-
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schen Klasse des Landes gehört“ (Motte et al. 1999:17). So hat sich die Politik diesbezüg-
lich bis heute noch immer nicht zu einem parteiübergreifenden Bekenntnis durchringen 
können. Gleichwohl ist hier ein Umdenken in Sachen Zuwanderung zu erkennen. Das be-
zeugen die seit 1990 und verstärkt seit der Jahrtausendwende auf dem Gebiet der Migra-
tions- und Integrationspolitik vollzogenen bedeutungsvollen Handlungen wie etwa die 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 1999, die Verabschiedung eines Zuwanderungsge-
setzes 2004 und die Erstellung eines Nationalen Integrationsplans. Auch sind in diesem 
Kontext häufiger öffentliche Äußerungen wahrzunehmen, die eine Abkehr von der jahr-
zehntelang betriebenen Dementi-Politik bekunden (vgl. Die Bundesregierung 2013). Um 
der Migrationswirklichkeit in Deutschland gerecht zu werden, sind dennoch weitere An-
strengungen im Sinne eines, wie Bade es nennt, „migrationspolitischen Befreiungs-
schlag[s]“ (IMIS 2007:59) nötig, auch, um angesichts des zunehmenden Wettbewerbs um 
Arbeitskräfte nicht „hinter andere europäische Einwanderungsländer zurückgeworfen“ 
(IMIS 2007:57) zu werden.  
 
Die internationale Zuwanderung vergangener Jahrzehnte hat die ausländische Bevölke-
rung in Deutschland mittlerweile auf 7,4 Mio. Personen bzw. 9,1 % der Gesamtbevölke-
rung anwachsen lassen, womit sich die Zahl der hier lebenden Personen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit seit der Wiedervereinigung um knapp zwei Millionen erhöht hat (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2012d:11). Damit weist Deutschland im europäischen Vergleich 
einen überdurchschnittlichen Anteil ausländischer Bevölkerung auf und rangierte diesbe-
züglich 2009 mit 8,8 % unter den 27 EU-Mitgliedsstaaten auf Platz 9 (vgl. European Com-
mission 2011:48f.). In den Jahren 2002-2012 wurden jährlich zumeist zwischen rund 
700.000 und 800.000 Zuzüge aus dem Ausland registriert, wobei Deutschland in den letz-
ten beiden Jahren mit jeweils rund einer Million Personen4 sogar erstmals wieder eine 
deutlich höhere Zuwanderung verzeichnen konnte, ein zuletzt Mitte der 1990er Jahre er-
reichtes Niveau (vgl. Statistisches Bundesamt 2013b:11). In der Bilanz bescherte sie 
Deutschland im genannten Zeitraum einen positiven Wanderungssaldo von rund 120.000 
Personen pro Jahr, der 2012 mit knapp 370.000 Personen einen neuen Höchststand und 
fast den Wert von 1995 erzielte (vgl. Statistisches Bundesamt 2013b:12). Dieser Anstieg 
ist vor allem der Arbeitsmigration aus den von der europäischen Finanz- und Schuldenkri-
se besonders betroffenen Ländern Südeuropas geschuldet (vgl. Statistisches Bundesamt 
2013h:Abs. 3). Aber auch insgesamt ist Deutschland primär Zielland europäischer Bin-
nenmigration. So ist „ein Großteil des Migrationsgeschehens […] seit Jahren durch Zuwan-
derung aus anderen europäischen […] Staaten gekennzeichnet“ (BMI 2013:16). Aus diesen 
Ländern kamen 2012 vier Fünftel der rund 966.000 zugewanderten ausländischen Staats-
angehörigen, wobei letztere 89,4 % aller Zuwanderer ausmachten (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2013b:15f.). Rund 60 % der europäischen Zuwanderer mit ausländischer Staats-
angehörigkeit kamen aus den 13 Staaten der EU-Osterweiterung nach Deutschland, darun-
ter die überwiegende Mehrheit (87 %) aus Polen, Rumänien, Bulgarien und Ungarn, die 
damit zugleich insgesamt die Hauptherkunftsländer darstellen (vgl. Statistisches Bundes-
                                                          
4  Die Zuwanderungszahl von 2012 (1.080.936 Personen) entstammt den vorläufigen Wanderungsergebnis-
sen des Statistischen Bundesamtes (vgl. Statistisches Bundesamt 2013b:11).  
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amt 2013b:6). Die meisten außereuropäischen Zuzüge kamen mit Abstand aus Asien, hier 
vor allem aus China und Indien, gefolgt von Amerika, Afrika und Australien und Ozeanien. 
Hinzu kommt, dass Deutsche einen nicht ganz unerheblichen Anteil der Zuwanderer stel-
len – zwischen rund 11 % und 23 % in den letzten zehn Jahren –, auch wenn hier der Saldo 
im Unterschied zu dem bei den ausländischen Personen seit 2005 negativ ist (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2013b:11f.). 
 
Die in Zeiten demographischer Schrumpfung besonders gewünschte Zuwanderung hat 
dabei – zumindest bisher – einen doppelten quantitativen Effekt zur Folge gehabt. Neben 
der Zuwanderung als solche hat sich die höhere Geburtenrate unter der ausländischen 
Bevölkerung positiv auf die demographische Entwicklung Deutschlands ausgewirkt. Noch 
Anfang der 1990er Jahre lag sie bei durchschnittlich 2,0 Kindern pro Frau. Heute ist sie 
zwar mit 1,61 Kindern (Stand 2010) deutlich niedriger, aber im Vergleich zur Geburtenra-
te der deutschen Bevölkerung noch etwas höher (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d) und 
trägt damit zur Verjüngung der Altersstruktur bei.  
 
Ein weiterer Effekt der Migration ist die Diversifizierung der Bevölkerung. So vereinigt 
Deutschlands Bevölkerung heute 200 Nationalitäten auf sich (vgl. Bundesregierung 
2007:9). Die Erfassung nach Staatangehörigkeit spiegelt jedoch immer weniger die eth-
nisch-kulturelle Zusammensetzung der Bevölkerung wider, zumal mit dem neuen Staats-
angehörigkeitsrecht als Reaktion auf die zunehmende Internationalisierung die Einbürge-
rung von in Deutschland geborenen Kindern ausländischer Eltern als auch dauerhaft in 
Deutschland lebender Nichtdeutsche deutlich erleichtert worden ist (vgl. Didero 2013:40). 
Vor diesem Hintergrund ist eine weitere statistische Größe, die sogenannten Personen mit 
Migrationshintergrund, eingeführt worden. Gemäß der Definition des Statistischen Bun-
desamts handelt es sich dabei um Personen, „die nach 1949 auf das heutige Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zugezogen sind, sowie alle in Deutschland geborenen Aus-
länderinnen und Ausländer und alle in Deutschland als Deutsche Geborenen, die zumin-
dest einen zugezogenen Elternteil haben oder einen Elternteil, der als Ausländerin bzw. 
Ausländer in Deutschland geboren wurde“ (Statistisches Bundesamt 2012g:40). Danach 
hatten 2011 16 Mio. Einwohner Deutschlands einen Migrationshintergrund, d. h. knapp 
jeder fünfte (vgl. Statistisches Bundesamt 2012c:32f.). Unter ihnen stellen die türkisch-
stämmigen Deutschen mit 2,96 Mio. Personen bzw. einem Anteil von 18,5 % die größte 
Gruppe dar, gefolgt von 1,47 Mio. polenstämmigen (9,2 %) und 1,23 Mio. russischstämmi-
gen (7,7 %) Personen (vgl. Statistisches Bundesamt 2012d:56). 
 
Mit der Berücksichtigung eines solch differenzierten und mehrere Generationen ein-
schließenden Migrationsstatus soll die Statistik ein genaueres Bild über die in Deutschland 
lebende Bevölkerung liefern, um letztlich auch politischen Handlungsbedarf besser auf die 
Lebenswirklichkeit abstimmen zu können. Beispielhaft kann an dieser Stelle die Situation 
in den Grundschulen herangezogen werden, wo sich schon heute die Lehrsituation auf 
eine hohe Diversität in den Schulklassen einzurichten hat. Auch der bereits genannte al-
tersstrukturelle Effekt der Zuwanderung wird besonders deutlich, wenn die deutsche Be-
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völkerung mit der mit Migrationshintergrund verglichen wird: Während der Anteil an 
erwerbsfähigen Personen mit ungefähr 60 % nahezu identisch ist, ist ihr Seniorenanteil 
weniger als halb so groß und der junger Menschen um ein Drittel höher (Abb. 2.7). Dies 
schlägt sich auf das Durchschnittsalter nieder, das mit 35,2 Jahren elf Jahre unter dem der 
Deutschen liegt.  
 
   
Abb. 2.7: Altersstruktur der Bevölkerung Deutschlands nach Herkunft 2011 (eigener Entwurf; vgl. Statistisches 
Bundesamt) 
Wie sich die Außenwanderungen entwickeln werden, darüber können wegen der Vielzahl 
externer kaum beeinflussbarer Faktoren nur schwer Aussagen getroffen werden. Das Sta-
tistische Bundesamt geht für Deutschland langfristig tendenziell von Wanderungsgewin-
nen aus und beziffert diese bis 2060 auf jährlich zwischen 100.000 und 200.000 Personen 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2009a:32ff.). Insgesamt wird das zukünftige Migrationsge-
schehen in den EU-Staaten ganz wesentlich von der weiteren Entwicklung der momenta-
nen Wirtschafts- und Finanzkrise sowie von innereuropäischen Wanderungen im Zuge der 
erweiterten Arbeitsmarkt- und Niederlassungsfreizügigkeit mitbestimmt werden. Wel-
chen Umfang diese haben werden, wird auch von den demographischen Entwicklungen in 
den potenziellen Ziel- wie Herkunftsländern der Arbeitsmigration abhängen. Speziell 
Deutschland wird auf ausländische Arbeitskräfte angewiesen sein, weil hier „verglichen 
mit seinen europäischen [Nachbarn] […] die Schrumpfung und Alterung des Erwerbsper-
sonenpotenzials […] besonders einschneidend ausfallen [werden]“ (Statistisches Bundes-
amt 2009a:34). Schon heute macht sich in bestimmten Branchen ein Fachkräftemangel 
bemerkbar, dem bereits mit der gezielten Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte begeg-
net wird. Auch die Politik reagiert darauf zunehmend. So sind etwa mit dem neuen Aner-
kennungsgesetz und der jüngst eingeführten „EU Blue Card“ bessere Rahmenbedingungen 
geschaffen worden, um Menschen mit ausländischem Berufsabschluss sowie hoch qualifi-
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zierten Fachkräften auch aus Nicht-EU-Staaten den Arbeitseinstieg in Deutschland zu er-
leichtern. Die Wanderungsstatistik der letzten Jahre und die Entwicklung Europas lassen 
vermuten, dass künftig die osteuropäischen und in Abhängigkeit der Wirtschaftskrise auch 
die südeuropäischen Mitgliedsstaaten bedeutende Herkunftsregionen für die Zuwande-
rung nach Deutschland bleiben werden. Aufgrund der geographischen Nähe wird für Eu-
ropa insgesamt und damit ebenso für Deutschland weiterhin der Blick vor allem auf die 
politische und wirtschaftliche Situation in den afrikanischen Mittelmeeranrainerstaaten 
gerichtet sein, deren Auswirkungen auf die Zuwanderung in die einzelnen Mitgliedsstaa-
ten u. a. auch von der zukünftigen Einwanderungspolitik der EU abhängen werden. Zudem 
sieht man für die nächsten Jahrzehnte generell ein hohes Zuwanderungspotenzial aus den 
von starkem Bevölkerungswachstum geprägten und vom Klimawandel besonders be-
troffenen Ländern (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a:34). In einer globalisierten Welt 
wird sich damit die Bevölkerung attraktiver Migrationszielländer wie Deutschland in eth-
nisch-kultureller Hinsicht weiter heterogenisieren. Politik und Gesellschaft werden sich 
daher zwangsläufig noch stärker als bisher mit dem Thema Integration auseinandersetzen 
müssen.  
 
Obwohl in der Fachliteratur nicht zur zentralen Charakteristik des demographischen 
Wandels gerechnet, jedoch mit dessen ursächlichen Entwicklungen in gewisser Weise 
verbunden, sollte daher nicht unerwähnt bleiben, dass sich in unserer Gesellschaft eine 
zweite Form der Heterogenisierung vollzieht, die als Pluralisierung der Lebensformen5 
bezeichnet wird. Statistisch dokumentiert sich die Lebensform als Haushaltskonstellation, 
verkörpert also die nach Familien- und Verwandtschaftsverhältnissen erfasste „zusam-
menwohnende und eine wirtschaftliche Einheit bildende Personengemeinschaft“ (Statisti-
sches Bundesamt 2012f:17). Die Entwicklung ist dabei durch einen Wandel vom jahrhun-
dertelang dominierenden, als ideale Lebensform verstandenen Familienhaushalt hin zu 
einem gesellschaftlich gleichsam akzeptierten Nebeneinander unterschiedlicher Formen 
des Zusammenlebens gekennzeichnet. Sogenannte „neuere Haushaltsformen […] [, darun-
ter] vor allem nichteheliche Lebensgemeinschaften, Alleinerziehende, Wohngemeinschaf-
ten und Singles“ (Glatzer 2001:298) haben das Spektrum erweitert. Neben den 8,1 Mio. 
traditionellen Familienhaushalten mit minderjährigen Kindern wies der Mikrozensus für 
2011 u. a. 2,7 Mio. zusammenwohnende nichteheliche Lebensgemeinschaften, fast ebenso 
viele alleinerziehende und 17,6 Mio. alleinstehende6 Personen aus (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2012f:28, 67f.). Innerhalb der letzten 15 Jahre ist die Zahl der nichtehelichen Le-
                                                          
5  Im weitreichenden Sinne wird von der Pluralisierung der Lebensstile gesprochen. Der soziologische Begriff 
des Lebensstils weist konzeptionell im Unterschied zu dem in der amtlichen Statistik verwendeten Begriff 
der Lebensform keine Nähe zu demographischen Parametern auf, sondern stellt ein komplexes Konstrukt 
aus individuellen Verhaltensweisen und Werthaltungen zur Abbildung zeitgemäßer Sozialstrukturen dar. 
Darauf wird an dieser Stelle aber nicht näher eingegangen.  
6  Die Haushaltsstatistik unterscheidet zwischen alleinstehenden und alleinlebenden Personen. Alleinstehen-
de sind „Personen, die ohne Ehe- oder Lebenspartner/-in und ohne ledige Kinder in einem Haushalt leben. 
[…] Sie können sich den Haushalt mit ausschließlich familienfremden Personen (Nichtverwandten) […] [o-
der] mit (nicht geradlinig beziehungsweise seiten-) verwandten Haushaltsmitgliedern [teilen]. […] Allein-
stehende in Einpersonenhaushalten werden [hingegen] als Alleinlebende bezeichnet“ (Statistisches Bun-
desamt 2012f:16). 
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bensgemeinschaften um etwa die Hälfte, die der Alleinerziehenden und Alleinstehenden 
jeweils um ein Fünftel gestiegen. Erstgenannte machen an allen Familien7 mittlerweile 
rund sieben Prozent und Alleinerziehende knapp ein Viertel aus, was im Vergleich zu 
1996, als der Anteil bei 3,8 % bzw. 17 % lag, ein deutliches Plus bedeutet (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2012f:99). Ehepaare weisen nach wie vor einen hohen Anteil von 69,8 % auf, 
wobei diese „meistgelebte Form in Deutschland“ (BMFSFJ 2012:14) gegenüber Mitte der 
1990er Jahre auch schon rund neun Prozentpunkte eingebüßt hat (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2012g:53). Somit haben die neuen Lebensformen quantitativ an Bedeutung ge-
wonnen, daneben „wächst [aber auch] die Zahl derer, die in einer Art experimenteller 
Wohnbiographie verschiedene Gesellungsformen ausprobieren“ (Häußermann/Siebel 
2001:769), das heißt, dass die individuelle Lebensform mit den verschiedenen Lebenspha-
sen häufiger wechselt.  
 
Während die Bevölkerung und mithin die Haushaltskonstellationen in Deutschland vielfäl-
tiger werden, vollzieht sich bei der Haushaltsgröße eine gegenläufige Entwicklung, die als 
Singularisierung oder auch Vereinzelung bezeichnet wird. Damit ist der Trend zu immer 
kleineren Haushaltsgemeinschaften gemeint, der in der Zunahme von vor allem Einperso-
nen- bzw. Singlehaushalten und der Abnahme von Mehrpersonenhaushalten seinen Aus-
druck findet. Dabei handelt es sich, wie die amtliche Statistik offenbart, um eine Entwick-
lung, die „seit Beginn der statistischen Nachweisung Ende der 1950er Jahre beobachtet 
[wird, und die belegt,] […] „dass die Einpersonenhaushalte seit mehr als drei Jahrzehnten 
die größte Gruppe stellen“ (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011:28). Sie 
machen heute bereits zwei Fünftel aller Privathaushalte aus – doppelt so viel wie noch 
Anfang der 1960er Jahre –, in denen 16,3 Mio. Menschen leben, d. h. jeder Fünfte wohnt 
derzeit alleine (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d). Jeder dritte Haushalt (34,3 %) ist ein 
Zweipersonenhaushalt. Mit deutlich niedrigeren Anteilen folgen Drei- und Vierpersonen-
haushalte (knapp 13 % bzw. zehn Prozent) und marginale 3,4 % bilden größere Haushal-
te. Die durchschnittliche Haushaltsgröße liegt inzwischen bei 2,02 Personen; zum Ver-
gleich: im Jahr 1991 lag sie bei 2,27 und 1961 bei 2,88 Personen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2013d). Alles in allem zeigen die Zahlen, dass sich der Trend zu kleineren Haushal-
ten innerhalb der letzten 20 Jahre verstärkt hat, gut zu erkennen an der im Vergleich zur 
Situation in der alten Bundesrepublik weiteren Polarisierung, die das quantitative Ausei-
nanderdriften der Ein- und Zweipersonenhaushalte auf der einen Seite und der Drei- und 
Mehrpersonenhaushalte auf der anderen Seite dokumentiert (Abb. 2.8). Damit geht eine 
Zunahme der Gesamtzahl der Haushalte einher, die, von einem durch die Wiedervereini-
gung verursachten um rund 7.000 Haushalte höheren Basiswert ausgehend, seit 1991 um 
5.183 Haushalte bzw. 15 % angestiegen ist (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d). Sie passt 
sich also dem langfristigen Entwicklungstrend, der sich schon in der alten Bundesrepublik 
abzeichnete, nahtlos an. Die Haushaltsentwicklung unterliegt in Deutschland also entge-
                                                          
7  „Die Familie im statistischen Sinn umfasst im Mikrozensus alle Eltern-Kind-Gemeinschaften, das heißt 
Ehepaare, nichteheliche (gemischtgeschlechtliche) und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften sowie 
alleinerziehende Mütter und Väter mit ledigen Kindern im Haushalt. Einbezogen sind in diesen Familienbe-
griff – neben leiblichen Kindern – auch Stief-, Pflege- und Adoptivkinder ohne Altersbegrenzung“ (Statisti-
sches Bundesamt 2012f:17). 
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gen der Bevölkerungsentwicklung einem Wachstum, das im Vergleich zu dieser in den 
letzten zwei Jahrzehnten fast acht Mal so stark war.  
  
 
Abb. 2.8: Entwicklung der Privathaushalte in Deutschland8 nach Größe 1970 bis 2011 (eigener Entwurf; vgl. 
Statistisches Bundesamt 2013d) 
Die Ursachen hierfür sind komplex, aber natürlich im Zusammenhang mit der demogra-
phischen Entwicklung zu sehen: Weniger Kinder bedeuten weniger Familienhaushalte und 
mehr Ältere bedeuten mehr kleinere Haushalte, weil diese für gewöhnlich alleine oder zu 
zweit wohnen. Andere positiv die Haushaltsgröße beeinflussende Faktoren der Vergan-
genheit wie der Familiennachzug von zuvor angeworbenen Arbeitskräften in den 
1970er/80er Jahren und höhere Geburtenraten bei den Migranten fallen weg bzw. wirken 
kaum mehr nach, weil auch hier bei den nachfolgenden Generationen ein Wertewandel 
eingetreten ist. Daneben spielt die allgemein veränderte Haltung gegenüber Ehe und Fami-
lie als möglichst lebenslange Standardlebensform ebenso eine Rolle wie die veränderten 
ökonomischen Rahmenbedingungen. So trägt der Arbeitsmarkt zunehmend insofern zur 
Haushaltsverkleinerung bei, als dass sich Paargemeinschaften, jedoch auch Familien der 
vom Arbeitgeber geforderten hohen beruflichen Flexibilität nachkommend immer häufi-
ger zur Bildung separater Haushalte gezwungen sehen, um erwerbstätig zu bleiben (vgl. 
Reuschke 2009). Dasselbe gilt in gewissem Maße für den Ausbildungsmarkt, insbesondere 
für den Bereich der Hochschulbildung, wenn die Distanz zum Universitätsstandort einen 
Verbleib in der gemeinsamen Wohnung oder im elterlichen Haushalt nicht mehr zulässt 
oder es dem eigenen Lebensstil nicht mehr entspricht.  
 
 
 
                                                          
8  Die Daten bis 1989 beziehen sich auf das frühere Bundesgebiet, danach auf das wiedervereinte Deutsch-
land. 
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Es wird davon ausgegangen, dass sich der Trend zur Singularisierung fortsetzen wird (vgl. 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011:30ff.)9. Bis zum Jahr 2030 wird eine 
weitere Zunahme der Privathaushalte um zwei Prozent prognostiziert, wobei diese allein 
durch eine Zunahme der Ein- und Zweipersonenhaushalte getragen sein wird. Deren Zahl 
wird sich den Berechnungen zufolge um rund elf bzw. dreizehn Prozent erhöhen, während 
die der Drei- und Mehrpersonenhaushalte durchweg abnehmen wird, und zwar jeweils 
um etwa ein Viertel (vgl. Statistisches Bundesamt 2011a:7). Dann werden knapp jeder 
Vierte in Deutschland einen Singlehaushalt stellen und zwei Fünftel der Bevölkerung in 
Zweipersonenhaushalten leben, wobei im Vergleich zu heute sechs Prozent mehr junge 
Erwachsene und sieben Prozent mehr im mittleren Alter alleine und auch sechs Prozent 
mehr 60-Jährige und Ältere zu zweit wohnen werden (Abb. 2.9). Die durchschnittliche 
Haushaltsgröße wird weiter sinken, bis 2030 auf 1,88 Personen pro Haushalt (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2011a:10).  
 
 
     
Abb. 2.9: Bevölkerung in Privathaushalten in Deutschland 2009 und 2030 (eigener Entwurf; vgl. Statistisches 
Bundesamt 2011a:15ff.) 
 
                                                          
9  Die nachfolgenden Angaben sind der Haushaltsvorausberechnung 2010 der Statistischen Ämter des Bun-
des und der Länder entnommen. Sie basiert auf ausgewählten Ergebnissen der 12. koordinierten Bevölke-
rungsvorausberechnung sowie auf den Ergebnissen des Mikrozensus zur Entwicklung der Personen in Pri-
vathaushalten von 1991 bis 2009. Betrachtet werden dabei zwei Varianten, die Trend- und Status-quo-
Variante. Gegenüber der Status-quo-Variante schreibt die Trendvariante die Haushaltsstrukturen unter Be-
rücksichtigung von Verhaltensänderungen der Bevölkerung bei der Haushaltsbildung fort, so dass diese ein 
umfassenderes Zukunftsbild abgibt (vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011:29). Die An-
gaben für das Prognosejahr 2030 beziehen sich daher, soweit nichts anderes gesagt, auf die Trendvariante.  
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2.2 Auswirkungen des demographischen Wandels auf verschiedene 
Lebensbereiche 
Demographische Entwicklungen bleiben zwangsläufig nicht ohne Wirkung auf Gesellschaf-
ten und räumliche Strukturen10. Welche Effekte sie nach sich ziehen, hängt zum einen von 
Art und Intensität der Bevölkerungsentwicklung ab, zum anderen von den jeweiligen ge-
sellschaftlichen Strukturen und der Dynamik gesellschaftlicher Prozesse. Zudem darf da-
bei die Zeitkomponente nicht außer Acht gelassen werden, da bekanntlich gilt, je früher 
Entwicklungen erkannt, desto eher kann reagiert werden. Die mit dem demographischen 
Wandel verbundene Problematik geriet hierzulande durch die Wiedervereinigung an sich 
und der damit einhergehenden positiven Bevölkerungseffekte vorübergehend aus dem 
politischen Blickfeld, andererseits wurden erste Maßnahmen zu zögerlich angegangen, 
obwohl schon in den 1980er Jahren ernstzunehmende Entwicklungen in Richtung einer 
schrumpfenden und älter werdenden Nation offenkundig waren. So machte beispielsweise 
Der Spiegel 1986 in seiner Serie „Den Altersklassen ein Baby schenken?“11 die Öffentlich-
keit auf die Folgen der Bevölkerungsalterung für das bestehende Rentensystem aufmerk-
sam. Auch der zum geflügelten Wort avancierte Wahlkampfslogan aus dem Jahre 1986 des 
damaligen Sozialministers Blüm „Die Rente ist sicher“ belegt den Höhepunkt der schon 
damals von der Politik heftig geführten Diskussion. Im Bereich des sozialen Netzes hat der 
demographische Wandel ebenso fundamentale Auswirkungen auf die Kranken- und Pfle-
geversicherung. Bei allen Schwierigkeiten, die schon zu Zeiten der alten Bundesrepublik 
für die sozialen Sicherungssysteme bestanden, stellte die Eingliederung der neuen Bun-
desländer eine extreme Herausforderung dar, denn die neuen Bundesbürger/innen wur-
den direkt übernommen, ohne eigene Beitragszahlungen geleistet zu haben. Neben den 
erwähnten drei Säulen der sozialen Sicherung muss auch der Bereich Arbeit ins Auge ge-
fasst werden, denn die Erwerbstätigen, die die Sozialkassen maßgeblich mitfinanzieren, 
sind bei der Lösung der anstehenden Veränderungen ein wesentlicher Faktor. Ein weite-
rer Handlungsdruck geht sicherlich von den Wohnbedürfnissen der zunehmenden älteren 
Generation aus. Insgesamt gilt es also, die einzelnen Lebensbereiche für eine älter wer-
dende sowie schrumpfende Gesellschaft zukunftsfähig zu gestalten, denn sie bilden die 
fundamentalen Voraussetzungen für Lebensalltag und -qualität des Einzelnen. Finanzielle 
Ressourcen und Gesundheitszustand entscheiden wesentlich und besonders im Alter dar-
über, wie die weitgehend am Wohnort zu realisierenden Grundbedürfnisse Wohnen, Ver-
sorgung, Freizeitgestaltung, Mobilität und Teilhabe an der Gemeinschaft individuell be-
friedigt werden können, was Auswirkungen auf die Wohnzufriedenheit hat und zudem 
Potenziale für wichtiger werdendes Bürgerengagement freisetzen kann. 
 
                                                          
10  Auf die räumlichen Auswirkungen demographischer Veränderungen wird an dieser Stelle nicht näher 
eingegangen. Das erfolgt gesondert in Kapitel 3. 
11  Die vierteilige Serie ist in den SPIEGEL-Ausgaben 52/1985ff. erschienen. 
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2.2.1 Bereich Alterssicherung 
Ein Bereich, der politischen Handlungsbedarf erfordert, betrifft die Alterssicherung. Dabei 
stellt sich die Frage, wie auch zukünftig eine soziale Sicherung im Alter, d. h. ein angemes-
senes Versorgungsniveau für die Lebensphase nach dem aktiven Berufsleben gewährleis-
tet werden kann, ohne in die Gefahr von Altersarmut zu geraten. Entscheidend hierfür ist 
die finanzielle Absicherung im Alter, die in Deutschland immer noch maßgeblich durch das 
umlagefinanzierte staatliche Rentensystem geregelt wird. Angesichts des demographi-
schen Wandels stehen dessen Finanzierbarkeit und mit ihr das System als solches auf dem 
Prüfstand. Das zeigt u. a. auch die momentan auf bundespolitischer Ebene heftig geführte 
Renten-Debatte. Doch dass das auf Bismarck zurückgehende Rentenversicherungssystem 
sensibel auf demographische Veränderungen reagiert, ist keineswegs neu, macht sich jetzt 
nur verstärkt bemerkbar. Die erkannte Problematik ist zum Teil systembedingt, da die auf 
einen Generationenvertrag gründende staatliche Alterssicherung durch die Arbeitsein-
kommen finanziert und damit allein von der erwerbstätigen Bevölkerung getragen wird. 
Folglich bedeutet das, dass der Staat zur Erfüllung seiner sozialen Verantwortung den 
Bürgern gegenüber auf eine Gemeinschaft angewiesen ist, die sich aus einer ausreichend 
hohen Anzahl an Erwerbspersonen und einem finanziell verkraftbaren quantitativen Ver-
hältnis zwischen Rentenempfängern und Beitragszahlern zusammensetzt. Das aber ist 
durch die zunehmend „kopflastige Altersstruktur“ (Becker 1994:17) der Bevölkerung ge-
fährdet. Im Jahr 2012 kamen 29,4 Mio. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (vgl. Bun-
desagentur für Arbeit 2013) auf 20,6 Mio. Rentner (vgl. Deutsche Rentenversicherung 
Bund 2014), somit 70 Rentner auf 100 Beitragszahler. Die ganze Tragweite wird deutlich, 
wenn man bedenkt, dass sich heute die Rentnerlast auf ein Drittel weniger Personen als 
1986 verteilt, in einer Zeit, als sich mit einem Rentnerquotienten von 48 Rentnern (vgl. 
Kolb 1988:25) bereits eine Schieflage im System abzeichnete (1,4 Beitragszahler pro 
Rentner versus 2,1 früher). Neben der Bevölkerung, die durch Größe und Altersstruktur 
das Trägerpotenzial für die soziale Sicherung liefert, spielt die wirtschaftliche Entwicklung 
eine Rolle, da diese über das reale Beschäftigungsvolumen entscheidet. Fehlendes, inakti-
ves bzw. unterbeschäftigtes Humankapital ist daher ebenso aus sozialpolitischer Sicht für 
die Gesamtgesellschaft ein Verlust.  
 
Eine Möglichkeit zur Bewältigung der der Rentenkasse drohenden Finanzschwierigkeiten 
besteht darin, dem wachsenden, demographisch bedingten Ungleichgewicht durch eine 
Vergrößerung des Anteils erwerbstätiger Personen an der Gesamtbevölkerung entgegen-
zuwirken. Auf diese Erkenntnis hat das Parlament 2003-2005 mit der mehrteiligen Hartz-
Gesetzgebung reagiert. Die Zusammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe sollte die 
bisherige Arbeitsmarktpolitik reformieren, um die staatliche Arbeitsvermittlung effizien-
ter zu gestalten, mit dem Ziel Arbeitslose, besonders Langzeitarbeitslose und Sozialhilfe-
empfänger wieder in Arbeit zu bringen.  
 
Als Abhilfe für die hierzulande abnehmende Zahl an Erwerbspersonen bzw. den Mangel an 
Arbeitskräften bei guter Konjunktur wird häufig auf Zuwanderung von Fachkräften ver-
wiesen. In diesem Zusammenhang wurden, wie bereits in Kapitel 2.1.3 erwähnt, diverse 
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Maßnahmen ergriffen, um für Ausländer Barrieren auf dem deutschen Arbeitsmarkt abzu-
bauen. Der besonders hohe Anteil von 75 % an erwerbsfähigen Personen in der Gruppe 
der ansässigen Ausländer lässt schon das Arbeitskräftepotenzial erahnen (Abb. 2.7).  
 
Man weiß allerdings auch, dass Migration allein, denn hier bewegt sich Deutschland in 
einem weltweiten Wettbewerb um die besten Köpfe, das Problem auf lange Sicht nicht 
lösen können wird, so dass der Blick verstärkt auf das endogene Arbeitskräftepotenzial 
gerichtet werden muss. Dabei müssen Wege gefunden werden, wie dieses – u. a. Arbeitslo-
se, Schulabbrecher, erwerbsuntätige Frauen – besser in Erwerbstätigkeit gebracht werden 
kann, denn künftig kann es sich Deutschland noch weniger als heute erlauben, vorhande-
nes „Humankapital […] nutzlos brach liegen zu lassen“ (Kratzer/Sing 1998:269). Umstel-
lungen im Bildungssystem sollen zudem, vor dem Hintergrund der im internationalen 
Vergleich recht langen Ausbildungszeiten, einen generell früheren Einstieg ins Erwerbsle-
ben ermöglichen. Im Bildungssektor wurde dies mit dem Abitur nach acht Jahren – Politi-
ker sprechen vom G8-Abitur – eingeleitet, allerdings in einzelnen Bundesländern nicht 
umgesetzt bzw. schon wieder zurückgenommen. Eine weitere Maßnahme war die im 
Rahmen der Bologna-Erklärung von 1999 beschlossene Vereinheitlichung der Studienab-
schlüsse in der EU. Vor allem mit den neuen Bachelor-Studiengängen sollte ein akademi-
scher Grad nach sechs bis acht Semestern erreicht werden, um sich damit früher auf dem 
Arbeitsmarkt bewerben zu können.  
 
Ein anderer Pfad, den die Politiker seit einigen Jahren verfolgen, nimmt sich dem Thema 
Rentenaltersgrenze an. Hier soll also ein Einwirken auf die Alterspyramide von oben zur 
Lösung beitragen. Das erfolgt durch Heraufsetzung der sogenannten Regelaltersgrenze, 
womit ebenfalls der tragende Bevölkerungspool vergrößert wird. Allein durch die 2007 
von der Bundesregierung beschlossene neue Rentenaltersgrenze, nach der ab 2012 die 
Jahrgänge 1947 und jünger künftig bis 67 Jahre arbeiten sollen (vgl. BMAS 2013), erhöht 
sich unter der Voraussetzung der Regelaltersrente die Gruppe der potentiellen Beitrags-
zahler ab 20 Jahre um rund 1,4 Mio. Personen12 (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d). Im 
Unterschied zu den beiden zuvor erwähnten Handlungsoptionen wird durch eine Ver-
schiebung der Rentenaltersgrenze zugleich die Gruppe der altersbedingten Rentenbezie-
her verkleinert. Auf diese Weise sollen insgesamt die Rentenlaufzeiten verkürzt werden, 
mit dem Ziel, die sich aus der steigenden Lebenserwartung ergebende zusätzliche Belas-
tung der Rentenkassen einzudämmen. So hat sich von 1960 bis 2006 die durchschnittliche 
Rentenbezugsdauer bei Männern um fünf Jahre und bei Frauen um neun Jahre erhöht (vgl. 
Deutschen Rentenversicherung Bund 2007:Abs. 1). Die von der Bundesregierung be-
schlossene schrittweise Anhebung des Renteneintrittsalters bis zum Jahr 2029 von 65 auf 
67 Jahre stellt jedoch „nur eine vorsichtige – nach Meinung vieler Experten noch viel zu 
zaghafte – Annäherung an die neue [demographische] Wirklichkeit“ (Gaschke 2011:18) 
dar. Das lassen die Zahlen zur ferneren Lebenserwartung im Zeitverlauf erkennen: Wäh-
rend 65-jährige Männer und Frauen zu Beginn des 20. Jahrhunderts im Durchschnitt wei-
                                                          
12  Der Wert basiert auf den Bevölkerungszahlen von 2011 und umfasst die Altersjahre 65 und 66.  
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tere zehn bzw. elf Lebensjahre vor sich hatten, waren es 100 Jahre später rund 16 bzw. 19 
Jahre (vgl. Statistisches Bundesamt 2010:117, 124). Gegenwärtig sind es 17,48 bzw. 20,68 
Jahre (vgl. Statistisches Bundesamt 2013e:126) und für die Zukunft wird mit einem weite-
ren Anstieg um fünf bis sieben Jahre bis 2060 gerechnet (vgl. Statistisches Bundesamt 
2009a:30). Interessanterweise hat sich damit im Vergleich zu vor über 100 Jahren das 
relative Verhältnis kaum geändert, nach wie vor macht die dritte Lebensphase bei Män-
nern gut ein Fünftel und bei Frauen ein Viertel ihrer Lebenszeit aus. Um die Alterssiche-
rung an diese Dynamik anzupassen, werden Forderungen nach einem höheren Rentenein-
trittsalter bis hin zu einer Loslösung von einer fixen Rentenaltersgrenze laut. Grundsätz-
lich müssen für ein nachhaltiges Rentensystem alle drei Faktoren, also Demographie, Er-
werbstätigkeit und Ruhestandszeit zusammen betrachtet werden. So spricht sich etwa der 
Ökonom Prof. Axel Börsch-Supan vom Mannheim Research Institute for the Economics of 
Aging dafür aus, „die hinzugewonnen Lebensjahre so zwischen längerer Lebensarbeitszeit 
und längerer Rentenbezugszeit aufzuteilen, dass deren Verhältnis (von ungefähr 2:1) kon-
stant bleibt“ (Börsch-Supan 2007:11), was demzufolge bedeuten würde, dass für jedes 
zusätzliche Lebensjahr acht Monate gearbeitet werden müsste und man im Gegenzug vier 
Monate Rente hinzubekäme. Wie kompliziert die politische Umsetzung von nachhaltigen 
Rentenplänen zu sein scheint, vermittelt das Vorhaben der aktuellen Bundesregierung 
2014 die abschlagsfreie Rente ab 63 Jahre einzuführen, die jenen eigentlich zuwiderlaufen.  
 
Daneben kann zur Aufrechterhaltung der sozialen Sicherung wie in der Vergangenheit 
direkt an der Geldschraube gedreht werden, d. h. es werden Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Einnahme- oder Ausgabesituation ergriffen. Mehreinnahmen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung können prinzipiell durch höhere Rentenbeiträge und somit durch 
eine stärkere finanzielle Belastung der Erwerbstätigen generiert werden. Eine andere Op-
tion hierfür ist die Erhöhung der Arbeitsentgelte. Dem ist die Politik nunmehr mit der Ein-
führung eines seit langem geforderten gesetzlichen Mindestlohns nachgekommen. Ein 
weiterer Schritt in die Richtung könnte die noch diskutierte Lohnangleichung verschiede-
ner Arbeitnehmergruppen gemäß dem Slogan „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ darstel-
len. Auf der anderen Seite schaffen die Rentenanpassungsgesetze finanzielle Spielräume, 
da das gesetzliche Rentenniveau abgesenkt wird und zur Ausgabenreduzierung führt. 
Leidtragende sind dabei auf jeden Fall die Rentner, die finanzielle Einbußen erleiden, was 
das Risiko der Altersarmut steigen lässt. Zurzeit liegt das Rentenniveau bei 51 % vor Steu-
ern bezogen auf das Durchschnittsentgelt, 2020 wird es die erste Korrektur mit 46 % und 
2030 die bislang letzte beschlossene Änderung mit 43 % geben13 (vgl. Schott 2010:211). 
Sich dieser kommenden Situation bewusst, hat die Politik 2001 die sogenannte Riester-
Rente geschaffen, einer mit staatlichen Fördermitteln ausgestatteten privaten Vorsorge, 
die die Verluste aus der gesetzlichen Rente ausgleichen soll. Wie ernst die Gefahr der Al-
tersarmut gesehen wird, kann man schon jetzt an weiteren politischen Forderungen nach 
einer Mindest- oder Zuschussrente ablesen. Abgesehen davon, dass beide Stellschrauben 
                                                          
13  Im Rahmen der Reformmaßnahmen setzte man auch für die Beamtenpensionen die Gehaltsgrenze von 
ehemals 75 % auf 71,75 % neu fest (vgl. Versorgungsänderungsgesetz vom 20. Dezember 2001, Bundesan-
zeiger Verlag GmbH 2012).  
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eine Bevölkerungsgruppe zum Verlierer des Systems machen, dürfen hier auch gesamt-
wirtschaftliche Überlegungen nicht ganz außer Acht gelassen werden. Erstens wirkt, und 
das unabhängig davon, wo man ansetzt, die herbeigeführte geringere Kaufkraft negativ auf 
die Binnenkonjunktur und zweitens – und das wird in verschiedenen Kontexten gerne als 
Argument angeführt – gefährden höhere Lohnnebenkosten den Wirtschaftsstandort 
Deutschland im globalen Wettbewerb. Dagegen spricht aber wiederum die gesellschaftli-
che Werthaltung, dass sich sowohl Arbeit lohnen als auch das Leben im Alter auskömmlich 
sein muss. Politisches Handeln darf also der Altersarmut keinen Raum geben. Auch wenn 
diese aufgrund des geringen Ausmaßes14 derzeit nicht als Problem betrachtet wird (vgl. 
BMAS 2013:XXXVIII), lassen die jüngeren Entwicklungen und vor allem die Trends auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt wie atypische und prekäre Beschäftigungsverhältnisse hier 
Handlungsbedarf für die Zukunft erkennen. Zudem ist der Einfluss veränderter Haushalts-
strukturen auf das Armutsrisiko zu berücksichtigen. So hat ein deutlicher Anstieg der 
Paarhaushalte unter der älteren Bevölkerung dieses absinken lassen, „da vermehrt ein 
haushaltsinterner Umverteilungsprozess wirken kann, bei dem fixe Kosten auf nunmehr 
zwei Personen verteilt werden können“ (Goebel/Grabka 2011:116). Um aber genau die-
sem Risiko vorzubeugen, ist von der gegenwärtigen Regierungskoalition die Einführung 
einer sogenannten Lebensleistungsrente, die als staatliche Zuwendung eine geringe Al-
tersrente aufstocken soll, geplant. 
 
Jedoch ist beim Thema Alterssicherung zu konstatieren, dass die gegenwärtige Krise der 
Rentenkassen zu einem nicht unerheblichen Teil hausgemacht ist. Zum einen wurde in der 
Vergangenheit versäumt, genügend Rücklagen zu schaffen, ein Aspekt, der „nach der ur-
sprünglichen Konstruktion der Rentenversicherung […] [das Überalterungsrisiko abfedern 
sollte, indem] die Alterskassen […] Reserven aufzubauen [hatten] in günstigen Zeiten mit 
vielen Beitragszahlern und wenigen Rentnern: Reserven, die später bei verschlechterter 
Altersstruktur verzehrt werden sollten“ (Merklein 1986a:71f.). Zum anderen wurden von 
der Politik Reserven bewusst abgeschmolzen, um andere Fremdleistungen zu finanzieren. 
Beachtliche Überschüsse verzeichneten die Rentenkassen zuletzt in den ersten Nach-
kriegsjahren (vgl. Merklein 1986b:77). 2012 summierte sich die Rücklage in der gesetzli-
chen Rentenversicherung aufgrund der positiven Wirtschaftslage zwar auf 29,4 Mrd. Euro, 
was aber nur rund 1,7 Monatsausgaben entspricht (vgl. Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln e.V. 2013:Abs. 2). Ohne die Mitfinanzierung durch den Staat hätte sich die Rentenkas-
se schon lange nicht mehr tragen können. Mittlerweile belaufen sich die Bundeszuschüsse 
auf knapp 80 Mrd. Euro, womit der Staat für 26 % der Gesamteinnahmen aufkommt (vgl. 
Statistisches Bundesamt/WZB 2011:260, 262). Zum anderen sind mit den Rentenrefor-
men seit 1957 Entscheidungen seitens der Politik getroffen worden, die die Anzahl der 
Rentner ohne Rücksicht auf das Generationenverhältnis stetig haben anwachsen lassen. 
Dazu gehören die Verjüngung der Rentner durch Einführung flexibler Altersrenten für 
                                                          
14  Zum Jahresende 2011 waren 436.210 Personen ab 65 Jahre auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung angewiesen. Damit lag der Anteil in dieser Altersgruppe bei rund 2,6 %. Insgesamt machten sie 
51,7 % aller Bezieher aus (vgl. BMAS 2013:296). Im Jahr darauf erreichte die Altersarmut mit fast 465.000 
Betroffenen allerdings einen neuen Rekordwert (vgl. csf/AFP 2013). 
34  2 Demographischer Wandel und seine gesellschaftlichen Implikationen 
Frauen und Männer, die überproportionale Dynamisierung der Renten durch Koppelung 
an die Entwicklung der Bruttolöhne und die Öffnung der Rentenversicherung für zuvor 
nicht berechtigte Personengruppen wie Beamte, Selbständige und Hausfrauen durch z. B. 
Mini-Renten nach Beitragsnachentrichtung oder erleichterte Inanspruchnahme einer Er-
werbsunfähigkeitsrente (vgl. Merklein 1986b:74ff.). Und auch betriebliche Programme zur 
Frühverrentung, um Firmen durch Personalverjüngung bzw. -abbau umzustrukturieren, 
sind an dieser Situation mitschuldig.  
 
2.2.2 Bereich Gesundheit und Pflege 
Die demographischen Veränderungen treffen am auffälligsten den Gesundheitsbereich. 
Eine anscheinend grenzenlos steigende Lebenserwartung (vgl. Christensen et al. 2009: 
1196) lässt uns immer älter und damit gesundheitlich anfälliger werden, was konsequen-
terweise entsprechende Maßnahmen und Kosten nach sich zieht. Gleichwohl das Risiko 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen mit dem Alter steigt, ist das Altern als solches nicht 
zwangsläufig mit Krankheit und Senilität gleichzusetzen. Gesundheit ist ein hochkomple-
xer Bereich, denn er wird von zahlreichen individuellen und externen Faktoren beeinflusst 
und kann darüber hinaus abhängig von der genetischen Veranlagung des Einzelnen unter-
schiedliche Ausprägungen haben. Die zunehmende Bevölkerungsalterung lässt dabei das 
Thema Gesundheit im Alter in den Vordergrund treten, auch deshalb, weil hier wie bei der 
Alterssicherung große finanzielle Herausforderungen zu erwarten sind. 2010 summierten 
sich die Gesundheitsausgaben in Deutschland auf 287,3 Mrd. Euro, was 11,6  % des Brut-
toinlandsproduktes entspricht (vgl. Statistisches Bundesamt 2012e:Abs. 1f.). Damit sind 
die Kosten innerhalb von zehn Jahren um gut ein Drittel gestiegen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2012b:14). Den größten Posten nimmt traditionell die gesetzliche Krankenversi-
cherung ein. Mit über 165 Mrd. Euro (Stand 2010) trägt sie fast 60 % aller Gesundheits-
ausgaben. In letzter Zeit ist vor allem das Thema Pflege verstärkt in den Blick der deut-
schen Öffentlichkeit geraten, u. a. ausgelöst durch vermehrte Berichterstattungen über 
untragbare Situationen im Pflegesektor. Dass die für ein würdevolles Leben im Alter „un-
verzichtbare Ressource [Pflege]“ (Bundeskonferenz der Pflegeorganisationen 2005:6) von 
Personalmangel, schlechten Arbeitsbedingungen und Sparzwängen wegen unterfinan-
zierter Pflegeversicherung gekennzeichnet ist, kann nicht im Sinne einer Gesellschaft, 
noch dazu einer älter werdenden, sein. Auf diese besonders angewiesen sind die 2,5 Mio. 
Menschen bzw. drei Prozent der Bevölkerung in Deutschland, die laut Pflegeversiche-
rungsgesetz als pflegebedürftig gelten (vgl. Statistisches Bundesamt 2013f:7). Knapp ein 
Fünftel der laufenden Gesundheitsausgaben entfallen auf pflegerische Leistungen, ein 
Wert, der sich zwar seit Mitte der 1990er Jahre so gut wie nicht verändert hat, in absolu-
ten Zahlen aber von rund 34 Mrd. auf 52 Mrd. Euro gestiegen ist (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2012b:15). Die Ausgabenentwicklung in der sozialen Pflegeversicherung macht 
die Dimension noch deutlicher. Auf diesen Versicherungszweig, der 2010 gegenüber dem 
Vorjahr mit sechs Prozent „den stärksten Zuwachs unter den Ausgabenträgern [im Ge-
sundheitswesen] verzeichnete“ (Statistisches Bundesamt 2012e:Abs. 3), entfallen 21,5 
Mrd. Euro bzw. 7,5 % der gesamten Gesundheitsausgaben, womit im Vergleich zu 1995 die 
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absoluten Kosten auf das Vierfache und der prozentuale Anteil auf fast das Dreifache an-
gestiegen sind (vgl. Statistisches Bundesamt 2012b:14). 
 
Die wachsende Bedeutung des Gesundheits- und speziell des Pflegesektors offenbaren 
auch die Modellrechnungen zur Pflegebedürftigkeit in Deutschland. Demnach ist für die 
Zukunft mit einer Zunahme der Zahl an Pflegebedürftigen zu rechnen, eine Entwicklung, 
die „seit Durchführung der Statistik [ab 1999] […] auf Bundesebene durchgängig […] zu 
beobachten [ist]“ (Pfaff 2008:2). Von zwei Millionen Ende der 1990er Jahre wird der pfle-
gebedürftige Personenkreis den Berechnungen zufolge bis 2030 auf rund 3 bzw. 3,4 Mio. 
und bis 2050 auf etwa 3,8 bzw. 4,5 Mio. Menschen anwachsen, wobei die höheren Werte 
auf der Projektion des Status-Quo auf die zukünftige Bevölkerungsstruktur, die geringeren 
auf der Annahme sinkender Pflegequoten beruhen (vgl. Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder 2010:26ff.). Damit wird sich die Zahl der Pflegebedürftigen Mitte des Jahrhun-
derts im Vergleich zu heute um knapp mehr als die Hälfte oder sogar um vier Fünftel er-
höht haben. Dass zukünftig mehr Menschen pflegebedürftig sein werden, überrascht auf-
grund der demographischen Entwicklung nicht. Schließlich lassen mit der Zeit körperliche 
und geistige Funktionen nach und auch Mehrfacherkrankungen treten im Alter häufiger 
auf (vgl. Nöthen 2010:12). Die altersspezifische Statistik zeigt, dass das Pflegerisiko ab 75 
Jahren stark ansteigt. Im Vergleich zur Gruppe der 70- bis unter 75-Jährigen (Pflegequote 
2011: 4,8 %) ist dies bei den 75- bis unter 80-Jährigen doppelt, bei den 80- bis unter 85-
Jährigen viermal, bei den 85- bis unter 90-Jährigen achtmal und bei den 90-Jährigen und 
Älteren zwölfmal so hoch (vgl. Statistisches Bundesamt 2013f:9).  
 
Der US-amerikanische Medizinwissenschaftler James F. Fries stellte bereits Anfang der 
1980er Jahre mit Blick auf die Vereinigten Staaten – die hier stellvertretend für die hoch-
entwickelten Industriestaaten stehen können – fest, dass sich die Gesellschaft in Zukunft 
immer mehr auf altersbedingte Krankheiten wird einstellen müssen: „[The present] chro-
nic disease era […] will slowly decline in significance, leaving [an] […] era in which the 
major health problems of the United States will be directly related to the process of sene-
scence, and where the aging process itself, independent of specific disease, will constitute 
a major burden of illness for the United States” (Fries 2005:801). Diese erst einmal negativ 
erscheinende Zukunft längeren Lebens ist jedoch anhand biodemographischer Erkennt-
nisse, die auf Fries‘ Hypothese der „Compression of Morbidity“ zurückgehen, zu relativie-
ren. Denn dank medizinischen Fortschritts und besserer Lebensbedingungen leben wir 
nicht nur länger, sondern altern auch gesünder. Bevölkerungsstatistiken und medizinische 
Studien belegen, dass sich die altersspezifischen Überlebensraten im Zeitverlauf kontinu-
ierlich erhöht haben (vgl. Fries 2005:805f.) und Erscheinungen von Altersschwäche im 
Vergleich von vor 60 Jahren etwa zehn Jahre verzögert auftreten (vgl. Vaupel 2010:536ff.). 
Dass sich die Phase der Krankheitsanfälligkeit und Senilität im Alterungsprozess des Men-
schen immer weiter ins höhere Alter verschiebt, korrespondiert mit den zuvor erwähnten 
Pflegerisikostatistiken und wird nicht nur Auswirkungen auf die zukünftige Gesundheits-
versorgung haben. Hier allerdings ist schon heute ein Fachkräftemangel, in den Bereichen 
Humanmedizin und Altenpflege nahezu flächendeckend (vgl. Bundesagentur für Arbeit 
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2011:15f.) zu konstatieren, eine ungünstige Ausgangssituation für die anstehende Heraus-
forderung. Mit einem Anstieg gemeldeter Arbeitsstellen um 41 % im ersten Jahrzehnt des 
21. Jahrhunderts vermeldete die Gesundheitsbranche entgegen der allgemeinen Arbeits-
marktentwicklung bereits einen weit überdurchschnittlichen Arbeitskräftebedarf mit dem 
„größte[n] Nachfrageplus […] in der Berufsgruppe der Gesundheits- und Krankenpfleger 
[von] […] 48 Prozent“ (Bundesagentur für Arbeit 2011:14). Prognosen, die auf dem Jahr 
2005 basieren, gehen davon aus, dass im Pflegebereich bei unveränderter Beschäftigungs-
struktur je nach Entwicklung der Krankenhausfälle und Pflegebedürftigen mit einem Per-
sonalmangel ab dem Jahr 2018 bzw. 2021 zu rechnen ist und sich der Bedarf an Pflege-
vollkräften in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen bis 2025 um rund 30 % bzw. un-
ter Annahme sinkender Behandlungsquoten um 19,5 % erhöhen wird (vgl. Afenta-
kis/Maier 2010:997ff.). Diese Lücken allein mit qualifiziertem ausländischem Pflegeper-
sonal zu schließen, greift jedoch zu kurz. Um langfristig die Nachfrage befriedigen zu kön-
nen, muss der Pflegeberuf, der schon heute auf fachfremdes Personal und Hilfskräfte an-
gewiesen ist, insgesamt attraktiver gestaltet und gesellschaftlich anerkannter werden, 
damit vermehrt Schulabgänger des hiesigen Bildungssystems für diesen Berufszweig ge-
wonnen werden können. „Gerade die Attraktivität eines Berufes wird in Zukunft an Bedeu-
tung gewinnen, da Erwerbspersonen aufgrund des zunehmenden Arbeitskräftemangels 
freier zwischen verschiedenen Berufen werden wählen können“ (Afentakis/Maier 
2010:1001). Darüber hinaus wird die zukünftige Bedarfsdeckung von der beruflichen Fle-
xibilität der Erwerbspersonen und von der Beschäftigungsstruktur abhängen (vgl. Afenta-
kis/Maier 2010:994f.). 
 
2.2.3 Bereich Arbeit  
Für eine nachhaltige Entwicklung einer älter werdenden Gesellschaft kann der Lebensbe-
reich Arbeit nicht unberührt bleiben. Diese wichtige und systemerhaltende Grunddaseins-
funktion wird, wie an anderer Stelle bereits erwähnt, demographisch bedingt zukünftig 
von weniger Menschen ausgeübt werden. Gleichzeitig erfährt diese Gruppe eine stärkere 
Alterung. Nach der Vorausrechnungsvariante mit der größten Eintrittswahrscheinlichkeit 
wird der Anteil der 50-Jährigen und Älteren an allen Erwerbspersonen von einem Viertel 
(Stand 2005) auf ein Drittel im Jahr 2030 steigen (vgl. Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder 2009a:14). Eine schrumpfende und älter werdende Erwerbsbevölkerung gibt 
daher Anlass zum Umdenken. Dabei gilt es, die schon heute bestehende Diskrepanz zwi-
schen Erwerbsfähigkeit und Erwerbstätigkeit aufzubrechen. Das in unserem Gesellschafts-
system durch bestimmte Altersgrenzen festgelegte potenziell volkswirtschaftlich nutzbare 
Humankapital wird vielfach nicht oder unzureichend ausgeschöpft. In der Debatte um die 
damit verbundenen Herausforderungen werden stets zwei Aspekte angeführt – Alter und 
Qualifikation. Letzterer bezieht sich nicht nur auf ältere Arbeitnehmer. Daneben steht hier 
besonders die junge Erwerbsgeneration im Fokus, die zusehends die für den Arbeitsmarkt 
notwendigen Qualifikationen nicht mitzubringen scheint, was seit längerem vor allem die 
Handwerksbranche beklagt. Das ist umso problematischer, weil Schülerzahlen weiter ab-
nehmen und das Fortschreiten der technischen Entwicklung die Arbeitsanforderungen 
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steigen lässt. Laut Vorausberechnung der amtlichen Statistik wird die Schülerzahl an den 
allgemeinbildenden Schulen in Deutschland im Jahr 2020 um ein Fünftel kleiner ausfallen 
als 2006 und mit Ausnahme von Sachsen wird bundesweit ein Schülerrückgang erwartet, 
wobei die alten Bundesländer mehr als doppelt so stark davon betroffen sein werden wie 
die neuen Bundesländer (-22,5 % versus -9,1 %; vgl. Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder 2009b:33).  
 
Angesichts dieser das Erwerbspersonenpotenzial betreffenden Veränderungen ist eine 
gesellschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema Arbeit und Alter unumgänglich. Die 
Tatsache, dass in jüngerer Zeit auch zunehmend zu diesem Themenkomplex geforscht 
wird, scheint das zu bestätigen. Es ist offenkundig, dass auf das Arbeitskräftepotenzial der 
älteren Erwerbspersonen nicht mehr wie im bisherigen Maße verzichtet werden kann. Die 
moderne Gesellschaft ist daher aufgefordert, bessere Rahmenbedingungen für deren Ein-
bindung in den Arbeitsmarkt zu schaffen. Dass auf der anderen Seite grundsätzlich die 
Bereitschaft vorhanden ist, im letzten Drittel des erwerbsfähigen Alters und ggf. darüber 
hinaus noch zu arbeiten, dokumentieren Statistiken und diverse Studien. Die Bundesagen-
tur für Arbeit (2012a:4) etwa bilanziert in ihrer neuesten Arbeitsmarktberichterstattung: 
„Ältere nehmen immer häufiger am Erwerbsleben teil“. Seinen Ausdruck findet das in ei-
ner überdurchschnittlich positiven Entwicklung der Erwerbs-, Erwerbstätigen- und Be-
schäftigungsquote15 von Personen im Alter zwischen 50 und 65 Jahren seit 2000, die im 
Vergleich zu der in der Gruppe der 15- bis unter 65-Jährigen ein etwa dreimal so starkes 
Wachstum verzeichnete (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2012a:6ff.). Damit gingen laut Mi-
krozensus im Jahr 2010 zwei Drittel der älteren Personen einer Erwerbstätigkeit nach, nur 
fünf Prozent weniger als unter den 15- bis unter 65-Jährigen insgesamt. Daneben zeigt 
sich, dass häufig auch der Wunsch besteht im Rentenalter nicht inaktiv bleiben zu wollen. 
Mittlerweile setzen 28 % der über 65-Jährigen das mit einem freiwilligen Engagement 
(vgl. Gensicke/Geiss 2010:32) und sechs Prozent der 65- bis 74-Jährigen sowie ein Pro-
zent der über 74-Jährigen sogar mit einer beruflichen Tätigkeit in die Tat um (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2011c:47). Laut Mikrozensus hat sich die Erwerbsquote der ab 65-
Jährigen von 2001 bis 2011 mit einem Zuwachs von 386.000 Personen auf knapp fünf 
Prozent nahezu verdoppelt (vgl. Brenke 2013:4f.). Damit zeigt keine andere Altersgruppe 
in den letzten Jahren bei der Erwerbsbeteiligung ein dermaßen starkes Wachstum, eine 
Entwicklung übrigens, die ebenso in anderen europäischen Staaten zu beobachten ist. Da-
bei gehen die Senioren verschiedensten Tätigkeiten nach und das meist nicht aus finan-
zieller Not (vgl. Brenke 2013:9ff.). 
 
Diese bisher meist unterschätzte Arbeitsbereitschaft im Alter kann aber nur dann einen 
gesamtgesellschaftlich gewinnbringenden Nutzen haben, wenn zugleich ein Mentalitäts-
wandel stattfindet. Es braucht ein neues Verständnis vom Älterwerden generell und damit 
                                                          
15  In Deutschland wird in der Arbeitsmarktstatistik zwischen Erwerbs-, Erwerbstätigen- und Beschäftigungs-
quote unterschieden. Erwerbsquote bezeichnet dabei den Anteil der Erwerbspersonen (Summe aus Er-
werbstätigen und Erwerbslosen) an der Bevölkerung, Erwerbstätigenquote den Anteil der erwerbstätigen 
Personen an der Bevölkerung und Beschäftigungsquote den Anteil sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ter an der Bevölkerung (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2012a:6ff.).  
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einhergehend eine Neudefinition des Verhältnisses von Arbeit und Alter. Auf betrieblicher 
Ebene erfordert das ein Personalressourcenmanagement, das das Altern der Belegschaft 
mitberücksichtigt. Im neuartigen Verständnis wird Arbeit als eine sich wandelnde Lebens-
phase interpretiert. Folglich kann die Arbeits- bzw. Erwerbsfähigkeit einer Person nicht 
grundsätzlich ab einem bestimmten Alter in Frage gestellt werden, zumal ältere Menschen 
auch keine homogene Gruppe darstellen. Zwar liegen nicht erst seit heute wissenschaftli-
che Erkenntnisse vor, die die auf dem sogenannten „Defizit-Modell“ (vgl. Kratzer et al. 
1998:197) basierende Annahme einer allgemein verminderten Lern- und Leistungsfähig-
keit Älterer widerlegen. Dass diese in den Köpfen aber immer noch weit verbreitet zu sein 
scheint, belegt die nach wie vor bestehende Altersdiskriminierung in der Arbeitswelt. Dies 
äußert sich im Umgang der Unternehmen mit älteren Arbeitnehmern, die einerseits be-
sonders von Externalisierungsmaßnahmen betroffen sind, andererseits aufgrund der be-
vorzugten Einstellung junger qualifizierter Arbeitskräfte im Wettbewerb um Arbeitsstel-
len benachteiligt werden. Das damit praktizierte Abwälzen des „demographischen Pro-
blems“ auf die Allgemeinheit (vgl. Leber 2001:6) „stößt […] angesichts veränderter institu-
tioneller Rahmenbedingungen (d. h. vor allem der Renten- und Vorruhestandsregelun-
gen), der heute bereits in bestimmten Sektoren, Regionen oder für bestimmte Qualifikatio-
nen nicht ausreichenden „externen" Rekrutierungspotentiale, der wachsenden Kritik am 
„Defizit-Modell" oder auch […] angesichts der Erkenntnis, daß mit den Älteren auch deren 
Know-how „externalisiert" wird[, jedoch zunehmend an Grenzen]“ (Kratzer/Sing 
1998:271). Interessanterweise zeigen ebenso Unternehmensbefragungen, dass entgegen 
der vorherrschenden Praxis die betriebliche Einschätzung älterer Arbeitnehmer überwie-
gend positiv ausfällt. Basierend auf den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels 2000 halten 
etwa drei Viertel der Betriebe ältere Arbeitnehmer für genauso leistungsfähig wie jüngere, 
einen personellen Austausch Ältere durch Jüngere nicht für grundsätzlich vorteilhaft und 
Qualifizierungsmaßnahmen auch für Ältere für sinnvoll (vgl. Leber 2001:7). Ältere Ar-
beitskräfte werden im Vergleich zu ihren jüngeren Kollegen besonders wegen ihres Erfah-
rungswissens, ihrer Arbeitsmoral und ihres Qualitätsbewusstseins geschätzt (vgl. Bell-
mann et al. 2006:429). 2011 lag der Anteil älterer Arbeitnehmer an den Beschäftigten bei 
27 % und damit acht Prozent höher als noch im Jahr 2002, wobei der Anteil branchenab-
hängig stark variiert (vgl. Bechmann et al. 2012:41f.). Dennoch weisen ältere Erwerbsper-
sonen in allen Bundesländern eine unterdurchschnittliche Beschäftigungsquote und mit 
Ausnahme von Berlin und Bremen flächendeckend eine überdurchschnittliche Arbeitslo-
senquote auf (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2012a:11,15). Insgesamt sind 31 % der Ar-
beitslosen in Deutschland 50 Jahre und älter16 (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2012b:72). 
Dass sich die positive Grundstimmung auf Arbeitgeberseite nicht stärker im Einstellungs-
verhalten niederschlägt, weist auf ein insgesamt noch unzureichendes Problembewusst-
sein in der Unternehmenslandschaft hin.  
                                                          
16  Aktuell liegt der Anteil der 50-Jährigen und Älteren am Bestand der Arbeitslosen bei 32,3 % (Stand: Januar 
2013). Hierbei ist aber zu berücksichtigen, dass die Arbeitslosenstatistik ab Januar 2012 infolge des Be-
schlusses zur Anhebung der Regelaltersgrenze auch Arbeitslose über 65 Jahre gem. § 235 SGB VI erfasst 
(vgl. Bundesagentur für Arbeit 2013:80).  
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Um das zu ändern, bedarf es sicherlich mehr Aufklärung. Die Europäische Kommission 
ließ anlässlich des Internationalen Jahres der Vereinten Nationen für ältere Menschen 
1999 in Zusammenhang mit den durch die Bevölkerungsalterung auf uns zukommenden 
Herausforderungen u. a. mitteilen: “Demographic ageing means that labour will become a 
resource, which we have to handle with far greater care than before” (European Commis-
sion 1999:8). Doch wie soll diese proklamierte größere Sorgfalt mit der Ressource Arbeit 
aussehen? Forschungen, die die Wechselwirkung zwischen Altern, Leistungsfähigkeit und 
Arbeitskontext beleuchten, können helfen, Antworten darauf zu finden. „Zum Problem 
wird Alter im Erwerbsleben häufig erst dann, wenn das Verhältnis zwischen Arbeitsanfor-
derungen auf der einen Seite und dem individuellen Leistungsvermögen auf der anderen 
Seite nicht mehr stimmt“ (Pack et al. 2000:14). Gegen das „Defizit-Modell“ spricht bei-
spielsweise die Tatsache, dass Leistungssportler mit 30 Jahren bereits als relativ alt gelten, 
das Amt des Bundespräsidenten in Deutschland aber erst ab einem Alter von 40 Jahren 
bekleidet werden darf (vgl. Art. 54 GG Abs. 1, S. 2), was den in unserer Gesellschaft kontro-
versen Umgang mit dem Alter und die Relativität von Altersvorstellungen deutlich macht. 
Die Alterung der Erwerbsbevölkerung lässt häufig die Forderung nach Schaffung altersge-
rechter Arbeitsbedingungen aufkommen. Basierend auf neuesten entwicklungs- und ge-
sundheitspsychologischen Erkenntnissen zum Thema Alter und Arbeit gehen Forscher 
sogar noch weiter und sprechen von „entwicklungsfreundlichen“ Arbeitsbedingungen. 
Damit sind derart gestaltete Arbeitskontexte gemeint, „dass produktive Entwicklung über 
die gesamte Lebensspanne gefördert wird“ (Staudinger/Bowen 2011:1). In diesem Sinne 
gilt es, Arbeit und Arbeitskraft kontinuierlich unter Berücksichtigung der Entwicklung 
Erwachsener (und damit das Altern eingeschlossen) bestmöglich aufeinander abzustim-
men und durch innovative und lernfördernde Arbeitsbedingungen optimale Arbeitspro-
duktivität zu erreichen. Zur Aufrechterhaltung der Beschäftigungsfähigkeit im Alter wird 
es daher notwendig sein, die Aspekte Qualifizierung und Gesundheitsförderung verstärkt 
in den Arbeitsprozess zu integrieren. Das bedeutet umgekehrt, dass auch Arbeitnehmer 
Arbeit als lebenslangen Lernprozess zu verstehen haben, zu der, wie schon heute für be-
stimmte Berufsgruppen, berufliche Neuorientierungen dazugehören. Die Feststellung, 
dass für den Renteneintritt der Erwerbsstatus und andere arbeitsrelevante Faktoren indi-
viduell entscheidungsrelevanter sind als ökonomische Anreize (vgl. Radl 2007:518f.), of-
fenbart den Handlungsbedarf hinsichtlich altersangepasster Arbeitsgestaltung und dass 
die Arbeit an sich nicht das eigentliche Problem im Alter darstellt.  
 
Zur Bewältigung des Problems der knapper werdenden Arbeitskräfte kann die Nutzung 
endogener Humanressourcen nicht auf die älteren Arbeitnehmer beschränkt bleiben, denn 
damit würde ein Großteil des zurzeit „brachliegenden“ Erwerbspersonenpotenzials unbe-
rücksichtigt bleiben. Dazu zählen alle erwerbsfähigen Personen, die momentan der soge-
nannten stillen Reserve17 angehören, von Arbeitslosigkeit betroffen sind und jene, die auf-
                                                          
17  „Zur stillen Reserve gehören Personen, die zwar Arbeit suchen, jedoch im Moment kurzfristig für eine Ar-
beitsaufnahme nicht zur Verfügung stehen [...] [sowie] Personen, die aus verschiedenen Gründen aktuell 
keine Arbeit suchen, aber grundsätzlich gerne arbeiten würden und für diese Arbeit auch verfügbar sind“ 
(Statistisches Bundesamt 2012i:Abs. 8). Für eine detailliertere Definition siehe Bundesagentur für Arbeit. 
40  2 Demographischer Wandel und seine gesellschaftlichen Implikationen 
grund gegebener struktureller Rahmenbedingungen nicht in dem Maße erwerbstätig sind, 
wie sie es gerne sein würden. Die Arbeitskräfteerhebung wies für 2011 ein ungenutztes 
Arbeitskräftepotenzial in Höhe von rund 7,4 Mio. Menschen im Alter von 15 bis 74 Jahren 
aus, das sich aus 2,5 Mio. Erwerbslosen, 3,7 Mio. unterbeschäftigten Erwerbstätigen und 
1,2 Mio. Personen in stiller Reserve zusammensetzte (vgl. Statistisches Bundesamt 
2012i:Abs. 1) und damit die Erwerbslosenquote um fast das Dreifache überstieg (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2012i:Tabelle). Dabei werden Frauen wegen ihrer „relativ hohe[n] 
Nichterwerbsquote im Vergleich zu den Männern […] [als] das größte zusätzliche Er-
werbspersonenpotential für die Zukunft“ (Kratzer/Sing 1998:264) angesehen18. Analysen 
der stillen Reserve bestätigen den nicht unerheblichen Einfluss des Faktors Mutterschaft 
auf das Erwerbsverhalten von Frauen und zeigen auf, dass sich etwa die Hälfte der Mütter 
mittleren Alters in stiller Reserve durch bessere Kinderbetreuungs- und flexiblere Arbeits-
möglichkeiten für den Arbeitsmarkt aktivieren lassen könnte (vgl. Rengers 2012:311f.). 
Hinzu kommt, dass das ungenutzte Arbeitskräftepotenzial konsequent unterschätzt wird, 
weil dieses in der Statistik per definitionem die „Sonstigen Nichterwerbspersonen19“, die 
rund 94 % der Nichterwerbspersonen ausmachen (vgl. Statistisches Bundesamt 
2012i:Tabelle), nicht mit einbezieht. Unter anderem kam eine Forsa-Umfrage zum Thema 
„Altern in Deutschland“ zu dem Ergebnis, dass allein knapp ein Viertel der zurzeit nicht 
erwerbstätigen 60- bis 80-Jährigen gerne eine bezahlte Tätigkeit ausüben würden, was auf 
die gesamte Altersgruppe hochgerechnet eine Zahl von 3,5 Mio. an prinzipiell Erwerbsbe-
reiten ergibt (vgl. Akademiengruppe Altern in Deutschland 2008:Abs. 2).  
 
Neben positiven Effekten auf Wirtschaft und Sozialsystem kann eine größere erwerbstäti-
ge Bevölkerung ferner die Chance zu einer allgemeinen Umverteilung von Arbeit eröffnen, 
was sowohl die individuelle Lebensqualität steigern als auch günstigere Bedingungen für 
natürliches Bevölkerungswachstum schaffen kann. Vaupel und Loichinger (2006:1912) 
bringen die Bedeutung des Aspekts der Arbeitsumverteilung für die Gesellschaft der Zu-
kunft mit folgender Äußerung auf den Punkt: „The 20th century was a century of redistri-
bution of income. The 21st century may be a century of redistribution of work”. Dahinter 
steckt die Überlegung, dass das durch eine höhere Partizipation am Erwerbsleben aufge-
baute höhere Gesamtarbeitszeitvolumen gleichzeitig dazu genutzt werden kann, die Arbeit 
gleichmäßiger auf die Erwerbstätigen und die involvierten Altersgruppen zu verteilen. Die 
dadurch bewirkte zeitliche Streckung der Arbeitsbelastung im Lebensverlauf könnte nicht 
nur gesundheitsfördernd wirken, sondern auch zu einer auf die einzelnen Lebensphasen 
besser abgestimmten Zeitverwendung führen. In diesem Sinne wird die existierende Ver-
teilung zwischen Arbeits- und Freizeit über die individuelle Lebensspanne kritisiert, die 
mithin den Wunsch nach eigenen Kindern erschwert: “Future generations may think we 
[…] were irrational about the way we spend the time of our lives. We concentrate work in 
                                                          
18  2011 lag die Erwerbstätigenquote der 15- bis unter 65-Jährigen bei den Männern bei 92,3 % und bei den 
Frauen bei 70,1 %. Im Vergleich zum Jahr 1998 hat sich der Wert bei den Männern mit rund 90 % kaum 
verändert, bei den Frauen hingegen um etwa zehn Prozentpunkte gesteigert (vgl. Statistisches Bundesamt 
2013d).  
19  Personen, die nicht erwerbstätig sind und nicht zur Stillen Reserve gehören. 
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those ages of life when we can have children and when children need the time and energy 
of their parents” (Vaupel/Loichinger 2006:1912). Das Konzept der Arbeitsumverteilung 
steht damit im Einklang mit der Forderung nach einer besseren Vereinbarkeit von Familie 
Beruf und unter Umständen auch Pflege. Um das zu erreichen, sind jedoch größere An-
strengungen in Richtung Arbeitszeitflexibilisierung notwendig. Auf der anderen Seite 
müssen ältere Personen für eine Mehrarbeit in der späten Erwerbsphase beschäftigungs-
fähig bleiben. In diesem Bereich hat Deutschland noch großen Nachholbedarf, denn „die 
Befunde zeigen, dass auf die demografischen Herausforderungen in vielen Bereichen der 
Wirtschaft nach wie vor mit traditionellen Instrumenten der Personalpolitik [, d. h. Einbe-
ziehung Älterer in betriebliche Weiterbildungsaktivitäten und Nutzung von Altersteilzeit-
regelungen,] reagiert wird“ (IAB 2012:49) und dass speziell auf ältere Arbeitnehmer aus-
gerichtete betriebliche Maßnahmen nur in rund einem Fünftel der Unternehmen mit älte-
ren Beschäftigten eine Rolle spielen (vgl. IAB 2012:46). In diesem Zusammenhang halten 
noch zu viele Arbeitgeber an der traditionellen Mentalität fest, der potentielle Arbeitneh-
mer habe sich an den offerierten Arbeitsplatz mit den entsprechenden Bedingungen anzu-
passen und nicht umgekehrt. 
 
2.2.4 Bereich Wohnen  
Von gesellschaftlichen Veränderungen bleibt, wie die Vergangenheit immer wieder gezeigt 
hat, auch der Lebensbereich Wohnen nicht unberührt. Die Folgen werden dort am augen-
scheinlichsten, wo infolge hoher Einwohnerrückgänge die Wohnfunktion nicht mehr im 
vorhandenen Umfang benötigt wird und tiefgreifende Eingriffe ins Siedlungsbild durch 
Rückbaumaßnahmen erfolgen. Für den Wohnsektor insgesamt bedeutsamer als diese in 
einzelnen Regionen quantitativ durchschlagenden Auswirkungen demographischer 
Schrumpfungsprozesse sind die auf das Wohnen zukommenden Herausforderungen ange-
sichts der Bevölkerungsalterung. Damit werden hier vielmehr qualitative Aspekte des 
Wohnens angesprochen, also die Frage, wie dieses Grundbedürfnis einer älter werdenden 
Gesellschaft angepasst werden kann. Die Wohnungsbranche sieht sich diesbezüglich einer 
wachsenden, aber nicht minder heterogenen Kundengruppe gegenüber. Ergebnisse aus 
der empirischen Sozialforschung lassen erkennen, dass „lebensweltliche Konstrukte, indi-
viduelle Werthaltungen und persönliche Lebensstile bei älteren Menschen [zusehends] in 
den Vordergrund [rücken] und […], soweit die Gesundheit und [finanzielle Ressourcen] es 
zu[lassen], auch im Alter ausgelebt [werden]“ (Poddig 2006:213). Soziokulturelle Analy-
sen haben die über 50-Jährigen als eine Gruppe aus „Old Agern“, „Best Agern“ und „Old 
Kids“ mit jeweils auch spezifischen Wohnvorstellungen identifizieren können (vgl. Poddig 
2006:214ff.), was bedeutet, dass in der späteren Lebensphase eine differenzierte Woh-
nungsnachfrage besteht. Diese wird generell von der Haushaltsentwicklung mitbestimmt, 
so dass sich der Wohnungsmarkt den demographischen und gesellschaftlichen Verände-
rungen folgend einerseits auf eine insgesamt und besonders im Segment der kleinen 
Haushalte steigende Nachfrage, andererseits zunehmend auf neue Haushaltskonstellatio-
nen wie etwa Patchwork-Familien oder Erwachsenen-Wohngemeinschaften einzustellen 
hat.  
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Auf die Wohnbedürfnisse älterer Menschen reagiert der Markt seit einigen Jahren mit dem 
Konzept des altersgerechten Wohnens. In der Praxis erfolgt dessen Umsetzung in der Re-
gel durch Schaffung sogenannten barrierefreien Wohnraums. Das ursprünglich zum Zwe-
cke der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung eingeführte Gestaltungsprinzip fin-
det in der Planung mittlerweile Anwendung, um Menschen mit Beeinträchtigungen jegli-
cher Art eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und eine selbstbe-
stimmte Lebensführung zu ermöglichen (vgl. § 1 BGG S.1). Gewährleistet werden soll das 
durch Zugänglichkeit und Nutzung „in […] allgemein übliche[r] Weise, ohne besondere 
Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe" (§ 4 BGG). Auf diese Weise wird auch 
dem verbreiteten Wunsch nach einem möglichst langen selbständigen Wohnen in den 
eigenen vier Wänden nachgekommen, der, wie zahlreiche Studien belegen, im Begriff ist, 
sich als Konstante in einer ansonsten von Vielfalt geprägten Bedürfnisstruktur zu erwei-
sen. Bei Pflegebedürftigkeit kann der Verbleib in einer eigenen Wohnung durch die Nut-
zung ambulanter Pflegedienste oder durch Umzug in eine betreute Wohneinrichtung er-
möglicht werden. Letzteres „hat […] sich [mittlerweile] zur quantitativ bedeutendsten 
neuen Wohnform im Alter in Deutschland entwickelt“ (BMVBS 2011:27), daneben erfährt 
vor allem die Form der ambulant betreuten Pflegewohngruppe jüngst eine verstärkte 
Nachfrage (vgl. BMVBS 2011:28). Wie in anderen Bereichen setzen Weiterentwicklungen 
hier auf moderne IuK-Technologie, die ein selbstbestimmtes Wohnen im Alter in Zukunft 
noch einfacher machen soll. Hier sei auf den Begriff „Ambient Assisted Living/AAL“20 ver-
wiesen. Das damit zu ermöglichende weitere Hinauszögern des Einzugs in ein Alten- bzw. 
Pflegeheim wird nicht nur von Seiten der Betroffenen vielfach gewünscht, sondern scheint 
zunehmend auch von gesamtgesellschaftlichem Interesse zu sein. Personalengpässe im 
Pflegesektor, finanziell überlastete Pflegekassen und angespannte öffentliche Haushalte 
lassen Wohnalternativen im Alter attraktiv erscheinen. Welches Einsparpotenzial dahinter 
steckt, verdeutlicht ein Beispiel aus den USA. So hat man ausgerechnet, dass die Kosten im 
Jahr für die Betreuung eines Alzheimer-Patienten im Pflegeheim mit 64.000 US-$ gut 
dreimal so hoch ausfallen wie bei einer Hausbetreuung (vgl. AAL Deutschland 2008:Abs. 
10). In Deutschland werden zwar 70 % aller Pflegebedürftigen zu Hause versorgt, die 
Mehrheit allerdings von Familienangehörigen (vgl. Statistisches Bundesamt 2013f:5) und 
da diese tragende Stütze aufgrund der demographischen Entwicklung weniger stabil sein 
wird, weil immer weniger Kinder geboren und diese vor dem Hintergrund der Arbeits-
platzmobilität auch nicht unbedingt in räumlicher Nähe zu den Eltern wohnen werden, 
bedarf es Maßnahmen diese Lücke im Versorgungssystem anderweitig zu füllen. Durch 
das Wegbrechen traditioneller sozialer Netze werden im Alter auch gemeinschaftliche 
Wohnformen an Bedeutung gewinnen, wo das Zusammenleben mit anderen älteren oder 
jungen Menschen diesen Verlust kompensieren soll. Für eine breitere Umsetzung selbst-
bestimmten Wohnens im Alter kommt erschwerend hinzu, dass 93 % der älteren Bevölke-
rung (65 Jahre und älter) in einer normalen Wohnung leben, häufig im älteren Wohnungs-
                                                          
20  Einen Überblick über den aktuellen Forschungs- und Entwicklungsstand auf dem Gebiet des „Ambient 
Assisted Living“ (wird im Deutschen übersetzt mit „Altersgerechte Assistenzsysteme für ein gesundes und 
unabhängiges Leben“) in der EU geben Gaßner und Conrad (2010). Weitere Informationen finden sich auf 
dem Internetportal der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten Initiative 
AAL Deutschland (www.aal-deutschland.de).  
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bestand und daher mit erheblichen Barrieren in der Wohnung und/oder im Wohnungszu-
gang (vgl. BMVBS 2011:27, 32). Die Ergebnisse einer Repräsentativbefragung des Kurato-
riums Deutsche Altershilfe von 2009 zugrundelegend, wonach nur 5,2 % der Senioren in 
barrierefreien bzw. -reduzierten Wohnungen leben (vgl. BMVBS 2011:40), bestünde aktu-
ell bei rund 11,3 Mio. Seniorenhaushalten in 10,7 Mio. Wohneinheiten (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2013d) ein baulicher Anpassungsbedarf. Mit dem im Juni 2012 verabschiede-
ten Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz hat die Bundesregierung erst kürzlich auf die neuen 
Anforderungen im Wohnbereich reagiert. Durch finanzielle Förderung alternativer Wohn-
formen für Senioren sowie Stärkung und Flexibilisierung der häuslichen Pflege/Betreuung 
soll selbstbestimmtes Wohnen auch bei Pflegebedürftigkeit besser ermöglicht werden 
(vgl. BMG 2012). 
  
Die hohe Bedeutung der Wohnung für die Lebensabschnittsphase Alter wurde aber schon 
in den 1960er Jahren erkannt, als „die schlechten Lebensbedingungen älterer Menschen in 
dem wirtschaftlich gut gestellten Nachkriegsdeutschland […] verstärkt in das öffentliche 
Bewusstsein [rückten]“ (Kreuzer/Scholz 2008:61) und die Politik – ähnlich wie heute – die 
Situation älterer Menschen in der Gesellschaft primär durch Maßnahmen im Bereich 
Wohnen zu verbessern suchte (vgl. Kreuzer/Scholz 2008:62ff.). Altersgerechtes Wohnen 
wird mittlerweile allerdings umfassender gesehen, indem „Wohnen nicht allein auf die 
innere und äußere Gestaltung der Wohnung begrenzt wird. Wohnkonzepte der Zukunft 
müssen auch die Gestaltung der näheren Wohnumgebung, die Verkehrsanbindung, die 
Erreichbarkeit von Einrichtungen für die tägliche Versorgung sowie die Verfügbarkeit von 
Hilfs- und Pflegediensten berücksichtigen. Nur wenn in allen Bereichen die entsprechen-
den Voraussetzungen gegeben sind, ist ein möglichst langes, selbstbestimmtes Leben in 
der eigenen Wohnung möglich“ (BMFSFJ 1998:XX). Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) spricht in diesem Zusammenhang von „age-friendliness“ und meint damit eine 
Lebensumwelt, „[that] encourages active ageing by optimizing opportunities for health, 
participation and security in order to enhance quality of life as people age” (WHO 2007:1). 
Hierfür hat die WHO in Zusammenarbeit mit 35 Städten in 23 Ländern einen Leitfaden 
entwickelt, der als Ergebnis einer weltweiten Befragung von älteren Menschen, Pflegekräf-
ten und Dienstleistern in Form einer Checkliste Gestaltungskriterien für acht Handlungs-
felder beinhaltet, die sich auf Zustand und Ausstattung des Wohnumfeldes, auf die Er-
reichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten sowie den Umgang mit älteren Mitbürgern 
beziehen und mit denen Kommunen ihre Seniorenfreundlichkeit überprüfen können (vgl. 
WHO 2007:8, 12ff.). Die Gestaltung des Lebensbereichs Wohnen für eine älter werdende 
Gesellschaft wird also verstärkt auch raum-/stadtplanerische Anstrengungen erfordern, 
wie heute bereits in den schrumpfenden Städten und Regionen zu beobachten ist.  
 
2.3 Zwischenfazit 
Vom demographischen Wandel, der gemeinhin als eine Bevölkerungsentwicklung des 
„weniger, älter und bunter“ umschrieben wird, ist Deutschland wie andere westliche In-
dustrienationen betroffen. Er stellt ein Phänomen d
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stärker die gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen für Wohlstand und individuelle 
Lebensqualität verändern, aber auch auf die Gestaltungsmöglichkeiten der öffentlichen 
Hand einwirken wird. Je nach Prognose wird damit gerechnet, dass sich Deutschlands Be-
völkerung, deren Geburtenniveau schon seit Anfang der 1970er Jahre nicht mehr zur Be-
standserhaltung ausreicht, bei fortlaufenden demographischen Trends bis 2060 im güns-
tigsten Fall um rund 15 % und im schlechtesten um ein Fünftel verringern wird. Gleichzei-
tig wird die Gesellschaft durch eine anhaltend steigende Lebenserwartung immer älter. So 
wird dann jeder dritte Bundesbürger mindestens 65 Jahre alt sein, gegenwärtig ist es noch 
jeder Fünfte. Damit verbunden wird sich die Zahl der heute 2,5 Mio. Pflegebedürftigen bis 
zum Jahr 2050 voraussichtlich um mindestens die Hälfte erhöhen. Und drittens wird die 
Bevölkerung durch die in Zeiten von Schrumpfung dringend benötigte Zuwanderung künf-
tig ethnisch vielfältiger geprägt sein. Für eine nachhaltige Bewältigung des demographi-
schen Wandels, von dem derzeit primär die Teilprozesse Bevölkerungsrückgang und           
-alterung wahrgenommen werden, wird eine Anpassung elementarer Bereiche an die de-
mographischen Veränderungen unumgänglich sein. Dazu gehören prioritär das soziale 
Sicherungssystem sowie die Lebensbereiche Arbeit und Wohnen. So bedarf es einer Erhö-
hung der Erwerbstätigkeitsquote durch längere Lebensarbeitszeit, bessere Ausschöpfung 
des endogenen Beschäftigungspotenzials und gezielte Anwerbung ausländischer Fachkräf-
te, um langfristig das soziale Netz in der bestehenden Form ohne allzu große Einbußen für 
die Bürger finanzieren zu können. Helfen sollen flankierende Maßnahmen, damit die Ar-
beitsplätze flexibler auf die Interessen und Bedürfnisse besonders der Familien, Alleiner-
ziehenden und älteren Arbeitnehmer bzw. Senioren abgestimmt werden können. Außer-
dem wird die mit dem demographischen Wandel einhergehende Pluralisierung der Le-
bensformen, die sich mit nichtehelichen Lebensgemeinschaften, Patchwork-Familien, Al-
leinerziehenden und Wohngemeinschaften bei paralleler Zunahme von Singlehaushalten 
weiter ausdifferenzieren, nicht ohne Folgen für den Wohnungsmarkt bleiben. Dieser wird 
sich u. a. vermehrt auf die wachsende Gruppe der Senioren und den verbreiteten Wunsch, 
so lange wie möglich ggf. auch bei Hilfs- bzw. Pflegebedürftigkeit selbstbestimmt in der 
gewohnten Umgebung zu leben – Stichwort altengerechtes und betreutes Wohnen – ein-
stellen müssen. Sollte das im Alter nicht mehr möglich sein, wird das klassische Alten-/ 
Pflegeheim nicht die einzige Wohnform darstellen können; zum einen, weil diese dem 
Staat und den Kommunen viel Geld kostet, zum anderen, weil ebenso für diese Lebenspha-
se eine differenzierte Wohnnachfrage besteht. Hinzu kommt, dass es vor dem Hintergrund 
des zunehmenden Wettbewerbs um Einwohner im Interesse der Gemeinden liegt, die Be-
völkerungsentwicklung zumindest stabil zu halten und hierfür ein attraktives Wohnum-
feld auch für ältere Bewohner geschaffen werden muss. 
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3. Der demographische Wandel als Herausforderung für die Le-
bensbedingungen im ländlichen Raum  
Der demographische Wandel macht, wie in Kapitel 2 dargelegt, systemrelevante Anpas-
sungen in den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen erforderlich. Bei den notwendi-
gen Veränderungen ist allerdings eine weitere Dimension mit einzubeziehen, die des 
Raumes. Das ist aus zweierlei Gründen unerlässlich. Zum einen bleiben demographische 
Entwicklungen nicht ohne Wirkung auf den Raum und zum anderen laufen diese räumlich 
nicht nach gleichem Muster ab. „Ein zentraler Befund des demographischen Wandels ist 
seine räumliche Disparität“ (Hochstadt 2006:554). Deutschland vermittelt dabei das Bild 
eines Flickenteppichs aus wachsenden und schrumpfenden Regionen. Diese demographi-
sche Realität lässt sich nicht mehr so einfach, wie für bestimmte Entwicklungen in der 
Vergangenheit der Fall, der klassischen Raumdichotomie Stadt-Land zuordnen, wenn-
gleich es die Diskussion um den demographischen Wandel stellenweise suggeriert. Nach-
dem die Aufmerksamkeit zunächst auf die Städte gerichtet war, gilt sie derzeit primär dem 
ländlichen Raum. Auch wenn es anmutet, darin das Bemühen um eine gleichberechtigte 
Berücksichtigung dieser beiden nach wie vor in der Raumordnung bedeutsamen Raumka-
tegorien zu sehen, liegt diese Blickverlagerung doch anderweitig begründet. Die demogra-
phische Karte Deutschlands offenbart, dass in der Fläche gesehen vor allem ländliche Re-
gionen von einer negativen Bevölkerungsentwicklung betroffen sind. Grund hierfür ist 
meist eine, den bislang gängigen Entwicklungsmaßstab der Wachstumsorientierung anle-
gend, ungünstige Konstellation aus Bevölkerungsalterung und -schrumpfung, so dass die-
se Regionen gleich in doppelter Hinsicht demographisch benachteiligt sind. Besondere 
Problemräume stellen die ländlichen Regionen in den neuen Bundesländern dar, wo nahe-
zu flächendeckend Schrumpfung, Abnahme der jungen und Zunahme der hochbetagten 
Jahrgänge kumulieren (vgl. Bucher/Schlömer 2009:9f.).  
 
Mit diesen demographischen Entwicklungsperspektiven stehen weite Teile des ländlichen 
Raumes vor besonders großen Herausforderungen, die Lebensbedingungen in der bishe-
rigen Weise für die Bevölkerung aufrechtzuerhalten, zumal dessen Siedlungsstruktur mit 
insgesamt geringeren Bevölkerungsdichten und höherer Dispersität die Tragfähigkeits-
problematik zusätzlich verschärft. Durch den demographischen Wandel erfährt die nahezu 
erreichte Angleichung der Lebensbedingungen in Stadt und Land wie auch der Abbau der 
Ost-West-Disparitäten einen Rückschlag (vgl. Schmitz-Veltin 2006:344). Dennoch sieht 
sich die Politik weiterhin dem als wichtiges ethisches Ziel dienenden (vgl. Hahne 
2005:261) raumplanerischen Grundsatz der gleichwertigen Lebensverhältnisse und dem-
nach speziell auch dem ländlichen Raum verpflichtet. Letzteres demonstriert sich in der 
Tatsache, dass die Bundesregierung in ihrer als Reaktion auf den demographischen Wan-
del im April 2012 verabschiedeten Demographiestrategie, die für dessen Gestaltung ebe-
nenübergreifend Ziele und Maßnahmen auflistet, dem ländlichen Raum ein eigenes Hand-
lungsfeld gewidmet hat. Wie hier bzw. generell unter den veränderten gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen mit dem Ziel der Gleichwertigkeit umgegangen und diese gestaltet 
werden soll, darüber wird seit einigen Jahren in der Fachwelt diskutiert. Dabei kommt 
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erschwerend hinzu, dass der ländliche Raum nicht als Einheit betrachtet werden kann, 
eine Erkenntnis, die seit der Wahrnehmung des demographischen Wandels wieder ver-
stärkt kursiert. Gleichwohl waren demographische wie wirtschaftliche Entwicklungen 
schon immer raumprägend und haben nicht erst seit heute differenzierte ländliche Raum-
strukturen entstehen lassen. Veränderte Bevölkerungsstrukturen und die Aussicht auf 
Bevölkerungsrückgänge haben aber nicht nur in diesen Räumen Kommunen dazu veran-
lasst, Strategien für den Umgang mit dem Wandel zu entwickeln und umzusetzen.  
 
3.1 Von der Pluralität des ländlichen Raumes 
Die vorliegende Arbeit widmet sich dem demographischen Wandel im ländlichen Raum. 
Dieses Phänomen hat nach den 1970er Jahren, als im Zuge des Strukturwandels und der 
Wirtschaftskrise hohe Arbeitslosigkeit und wanderungsbedingte Bevölkerungsverluste die 
ländlichen Regionen zu benachteiligten Gebieten in der damaligen Bundesrepublik haben 
werden lassen (vgl. Nebe 1976, Gatzweiler 1979), zum wiederholten Male den Blick auf 
diese Raumkategorie gelenkt. Auch wenn sich die Situation heute vielerorts als besonders 
schwierig erweist, greift es zu kurz, den ländlichen Raum in Deutschland pauschal als 
Problemraum zu betrachten. Bevor das aufgegriffen wird, erscheint es zunächst sinnvoll, 
auf diesen bedeutenden Raumtypus an sich und dabei notwendigerweise auf seine Begriff-
lichkeit einzugehen.  
 
3.1.1 Zum Begriff des ländlichen Raumes 
Die Frage, was unter „ländlich“ bzw. „ländlicher Raum“ verstanden wird, ist allenfalls von 
der im Alltagssprachgebrauch bestehenden Auffassung abgesehen nicht so einfach zu be-
antworten. So konstatiert u. a. Henkel (2004:17) diesbezüglich: 
 „Der ländliche Raum ist nicht leicht zu fassen. Er ist vielfarbig und tiefgründig zugleich, 
von sehr unterschiedlichen Wandlungsprozessen betroffen; seine ausgeprägten regiona-
len und lokalen Individualitäten, seine vielschichtigen Potentiale und Probleme, entziehen 
sich einer schnellfüßigen Darstellung und Generalisierung.“  
Dabei liegt dies eigentlich in der Sache selbst begründet, denn beim ländlichen Raum han-
delt es sich im Wesentlichen um einen Kulturbegriff (vgl. Henkel 2004:31), der sich in 
Form eines physisch-materiell verstandenen Raumkonstrukts (vgl. Weichert 2008:77) als 
ein Ergebnis gesellschaftlicher Entwicklungen und Prozesse konstituiert. Die ihm damit 
implizierte Variabilität findet ihren Ausdruck in den in der Vergangenheit immer wieder 
vorgenommenen Modifikationen bestehender Definitionen sowie in der Koexistenz ver-
schiedener Definitionen, womit den Wandlungen und der Komplexität des ländlichen 
Raumes begrifflich Rechnung getragen werden soll. Wenn vom ländlichen Raum die Rede 
ist, muss daher stets der zeitliche und auch nationalräumliche Kontext berücksichtigt 
werden. Das macht beispielsweise allein schon die Handhabe in der Europäischen Union 
deutlich. So dokumentieren die zur Teilnahme am EU-Förderprogramm zur Entwicklung 
des ländlichen Raums im Zeitraum 2007-2013 vorgelegten Entwicklungsprogramme, dass 
3 Demographischer Wandel als Herausforderung für die Lebensbedingungen 47 
 
die überwiegende Mehrheit der EU-Staaten mit einer eigenen Definition des ländlichen 
Raumes arbeitet (vgl. ENRD 2011:2). Das gründet auf unterschiedlichen Ansätzen zur Er-
mittlung des ländlichen Raumcharakters, die die nationalstaatlichen raumstrukturellen 
Gegebenheiten und politischen Erwägungen bestmöglich zu berücksichtigen suchen (vgl. 
ENRD 2011:2, 5).  
 
Dennoch lässt sich in der Forschung wie auch in der Öffentlichkeit (vgl. Born 2011:4) eine 
ausgeprägt dichotome Vorstellung des ländlichen Raumes erkennen. Einerseits wird auf 
den engen Bezug zu Natur, Landwirtschaft und geringer Besiedlung verwiesen, anderer-
seits wird der Begriff mit Struktur- und Entwicklungsschwächen sowie einer peripheren 
räumlichen Lage in Verbindung gebracht (vgl. Wießner 1999:300). Meist wird der ländli-
che Raum in der wissenschaftlichen Literatur beschrieben als „ein naturnaher, von der 
Land- und Forstwirtschaft geprägter Siedlungs- und Landschaftsraum mit geringer Bevöl-
kerungs- und Bebauungsdichte sowie niedriger Wirtschaftskraft und Zentralität der Orte, 
aber höherer Dichte der zwischenmenschlichen Bindungen“ (Henkel 2004:33). Dabei sind 
es in erster Linie die Aspekte der Naturnähe, Land-/Forstwirtschaft und Dichte, die auch 
das allgemeine Bild vom ländlichen Raum formen, weil sie im Landschaftsbild visuell her-
vortreten und somit für jeden leicht sichtbar und erfahrbar sind. Schließlich nimmt diese 
weniger starke anthropogene Überformung des Naturraumes mit zwei Drittel den Groß-
teil der Fläche Deutschlands ein (vgl. BBSR 2013g:Tab.), von der 52,3 % durch die Land-
wirtschaft genutzt werden (vgl. Statistisches Bundesamt 2012g:474). Außerdem repräsen-
tieren sie das aus der Entwicklungsgeschichte heraus verinnerlichte „Wohnen auf dem 
Lande“. Auffallend ist, dass die subjektive Wahrnehmung von den objektiv messbaren 
Raumzuschreibungen deutlich abweicht. Entgegen den analytischen Befunden aus der 
Raumbeobachtung, nach denen die überwiegende Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
im städtischen Raum lebt21, meint der Großteil der Bürger hierzulande, im ländlichen 
Raum wohnhaft zu sein, „auch wenn der nächste Stadtkern weniger als 10 km entfernt 
liegt“ (Sinz 2006:607). Die erlebte Raumumwelt wird also offenbar niedrigschwelliger als 
ländlich empfunden. Eine mögliche Erklärung könnte darin liegen, dass dem, wie oben 
beschrieben, so verstandenen bzw. darauf reduzierten ländlichen Raum in unserer hoch 
verstädterten Gesellschaft der Charakter des Besonderen zuteil wird, weil er sich den 
meisten in der alltäglichen Erfahrungswelt entzieht. Gleichzeitig wird er aufgrund der ge-
nannten Merkmale gemeinhin positiv empfunden, woraus insgesamt eine höhere Em-
pfänglichkeit für das „Ländliche“ erwächst, die dazu führt, dass selbst wenige in der eige-
nen Wohnumgebung vorzufindende Anzeichen einer ländlichen Umwelt als bedeutend für 
die individuelle Lebensqualität eingestuft werden und somit zum Wesensmerkmal des 
Wohnorts bzw. der Wohnregion statuiert werden. Der dabei mehr oder weniger bewusst 
mitschwingende Vergleich verweist bereits auf eine im wissenschaftlichen Kontext übliche 
Vorgehensweise bei der Begriffsbestimmung des ländlichen Raumes. Hierbei werden die 
                                                          
21  Nach den vom BBSR vorgenommenen Raumabgrenzungen auf Regionsebene sind es 78 % (Modell der 
siedlungsstrukturellen Regionstypen) bzw. 74,7 % (Modell der Großstadtregionen) und auf Kreisebene 
nach den neuen Begriffsdefinitionen „Städtischer Raum – Ländlicher Raum“ 68,2 % der Bevölkerung (vgl. 
BBSR 2013g, BBSR 2013f, BBSR 2013c).  
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ihm zugeschriebenen Inhalte aus einer relativen Definition heraus bestimmt. Die Defini-
tion entspringt also einer „Fixierung der räumlichen Abgrenzung nach außen, d. h. zur 
Stadt bzw. zum städtischen Raum“ (Henkel 2004:32). Das kann zunächst einmal, wie es in 
der Vergangenheit üblich war, in Form einer sogenannten Negativ-Definition erfolgen, 
wonach der ländliche Raum einfach als „nicht-städtischer Raum“ umschrieben wird22 (vgl. 
BBSR 2000:63). Bei der Charakterisierung dieses nicht-städtischen Raumes beschränkt 
man sich häufig auf siedlungsstrukturelle Kriterien, wohl auch deshalb, weil trotz des hier 
stattgefundenen sozioökonomischen Wandels „im Unterschied zu städtisch geprägten 
Gebieten […] die Bevölkerungsdichte in ländlichen Räumen heute immer noch viel niedri-
ger [ist] und […] hier auch weiterhin dörfliche und kleinstädtische Siedlungsstrukturen 
[dominieren]“ (BBR 2005b:203), sie somit noch das einzige gemeinsame Raummerkmal 
darstellen (vgl. Milbert 2004:26). Auf diese Weise wird ein maßgebliches Element des 
äußeren Erscheinungsbildes zum bestimmenden, den ländlichen Raum abgrenzenden 
Faktor.  
 
3.1.2 Abgrenzung des ländlichen Raumes in der Raumordnung 
Zur Abgrenzung und demnach Bestimmung des ländlichen Raumes arbeitet die Raumord-
nung vornehmlich mit strukturell-funktional-analytischen Ansätzen, da die hierfür not-
wendigen Daten nahezu flächendeckend vorliegen und aufgrund ihrer Messbarkeit relativ 
einfach zu erfassen sind (vgl. Born 2011:5). Auf internationaler Ebene nimmt die OECD 
eine Raumabgrenzung nach dem Anteil der in ländlichen Siedlungen23 lebenden Bevölke-
rung vor und unterscheidet danach zwischen überwiegend städtischen Regionen (Anteil 
unter 15 %), überwiegend ländlichen Regionen (Anteil über 50 %) und sogenannten Zwi-
schenregionen (Anteil zwischen 15 % und 50 %). Dabei werden die hiernach als überwie-
gend ländlich oder als Zwischenregion klassifizierten Gebiete um eine Kategorie höher 
eingestuft, wenn sie über ein urbanes Zentrum mit mehr als 200.000 bzw. 500.000 Ein-
wohnern verfügen, das mindestens ein Viertel der Regionsbevölkerung auf sich vereint. 
Seit 2009 arbeitet die OECD mit einem erweiterten, aus fünf Raumkategorien bestehenden 
Konzept, wonach die überwiegend ländlichen Regionen und Zwischenregionen durch das 
Kriterium der Erreichbarkeit – als Richtwert gilt eine Fahrzeit von 60 Minuten zur nächst 
gelegenen 50.000-Einwohnerstadt – jeweils in stadtnahe und entlegene Regionen spezifi-
ziert werden (vgl. OECD 2012b:3, 5, 9).  
 
Das in Deutschland für die Raumbeobachtung zuständige Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) be-
dient sich eigens entwickelter Raumabgrenzungen und unterscheidet seit 2011 explizit 
zwischen städtischem und ländlichem Raum, „um zumindest aus BBSR-Sicht [die wichtige 
                                                          
22  Henkel (2004:33) veranschaulicht das anhand der Gleichung „C (Ländlicher Raum) = A (Gesamtraum Bun-
desrepublik) - B (Verdichtungsräume)“. Diese Interpretationsform zur Abgrenzung des ländlichen Raumes 
findet sich beispielsweise im Bundesraumordnungsprogramm von 1975 wider (vgl. Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1975:5). 
23  Die OECD definiert eine Siedlung als ländlich, wenn die Bevölkerungsdichte unter 150 Einwohner pro km² 
liegt (vgl. OECD 2012b:3). 
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Frage nach der Größe des Bevölkerungsanteils im ländlichen Raum] in Zukunft einheitlich 
[…] beantworten [zu können]“ (BBSR 2013g:Abs. 2). Danach setzt sich der ländliche Raum 
aus allen ländlichen Kreisen und der städtische Raum aus allen kreisfreien Großstädten 
und städtischen Kreisen zusammen (vgl. BBSR 2013g:Abs. 2). Die Einstufung der Kreise 
als ländlich oder städtisch beruht dabei auf den Siedlungsstrukturmerkmalen Anteil der in 
Groß- und Mittelstädten lebenden Kreisbevölkerung sowie der Einwohnerdichte mit und 
ohne Berücksichtigung der Groß- und Mittelstädte. Ein Kreis gilt dann als ländlich, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Bevölkerung in Groß- und Mittelstädten lebt, die Einwohner-
dichte aber im Gegensatz zu städtischen Kreisen 150 E/km² unterschreitet oder der ge-
nannte Bevölkerungsanteil unter 50 % und die Dichte ohne Groß- und Mittelstädte bei 
mindestens 100 E/km² liegt (= sogenannte „Ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen“). 
Fällt im letztgenannten Fall die Einwohnerdichte unter 100 E/km² stuft sie ihn als dünn 
besiedelten ländlichen Kreis ein (vgl. BBSR 2013e:Abs. 6). Auf der Regionsebene werden 
anhand derselben siedlungsstrukturellen Merkmale plus der Berücksichtigung der Exis-
tenz und Größe einer Großstadt städtische Regionen, Regionen mit Verdichtungsansätzen 
und ländliche Regionen definitorisch abgegrenzt (vgl. BBSR 2013f:Abs. 3f.). Die „Raumty-
pen 2010“ sollen auf Gemeindeebene das Stadt-Land-Gefüge der Bundesrepublik veran-
schaulichen. Bei dieser Typisierung wurde ebenso das Kriterium der Besiedlung herange-
zogen, das aber im Unterschied zu den anderen genannten Raumabgrenzungen neben der 
Bevölkerungsdichte noch den Siedlungsflächenanteil mit einbindet. Sie unterscheidet 
ländliche von teilweise und überwiegend städtischen Regionen. Zu ersteren zählen alle 
gemeindefreien Gebiete sowie alle Gemeinden/Gemeindeverbände, bei denen die Fläche 
städtisch geprägter Umgebung24 weniger als 23 % der Gemeindefläche (= Bundeswert) 
oder absolut gesehen weniger als 15 km² (= halbe Durchschnittsgröße einer Gemeinde in 
Deutschland) ausmacht (vgl. BBSR 2013d:Abs. 18). Diesen Maßstab anlegend zeigt sich, 
„dass nahezu in allen Teilräumen des Bundesgebietes ländlich geprägte Gebiete vorkom-
men“ (Spangenberg/Kawka 2008:31). In Zahlen ausgedrückt umfassen ländlich geprägte 
Gemeinden demnach 60 % des Bundesgebietes, in denen knapp ein Fünftel der Gesamtbe-
völkerung wohnt und gut ein Zehntel aller Beschäftigen ihren Arbeitsplatz hat (vgl. BBSR 
2013d:Tab.). Weiterhin wird der Siedlungsraum hier unter dem Aspekt der räumlichen 
Lage betrachtet, die in Form der innerhalb eines Umkreises von 2 Std. Pkw-Fahrzeit er-
reichbaren Tagesbevölkerung als Abgrenzungskriterium eingeht und in vier Klassen von 
sehr peripher bis sehr zentral unterteilt wird (vgl. BBSR 2013d:Abs. 13f.). Mit den aus der 
Verknüpfung von lokaler Siedlungsmorphologie und regionaler Lage gebildeten zwölf 
Raumtypen soll die eher als Stadt-Land-Kontinuum zu charakterisierende Raumrealität 
besser abgebildet werden (Abb. 3.1).  
 
                                                          
24  Dies sind Gebiete, die bei den Merkmalen Bevölkerungsdichte und Siedlungsflächenanteil überdurch-
schnittlich hohe Werte aufweisen (vgl. BBSR 2013d:Abs. 12).  
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Abb. 3.1: BBSR-Raumabgrenzung „Raumtypen 2010“ (vgl. BBSR 2013d:Abb. 3) 
Um jedoch zu einem noch realitätsnäheren Abbild des ländlichen Raumes zu gelangen, 
müsste die hauptsächlich auf siedlungsstrukturellen Merkmalen basierende Raumabgren-
zung um weitere Aspekte ergänzt werden25. Der Raumordnungsbericht 2005 hat hierfür 
                                                          
25  Ansatzpunkte hierfür könnten die unterschiedlichen wissenschaftlichen Ansätze zur Bestimmung des länd-
lichen Raumes liefern (vgl. Born 2011).  
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einen möglichen Ansatz geliefert. Demnach sollte der ländliche Raum auch in seiner funk-
tionalen Bedeutung begriffen werden, vor allem deshalb, weil er gerade dadurch für das 
Leben in den Städten und Ballungsräumen unverzichtbar ist. Dabei ist der ländliche Raum 
von Vielfalt geprägt, übernimmt er doch mit der Wohn-, Wirtschafts- und Arbeitsplatz-, 
Ökotop- und Naturschutz-, Erholungs- und Tourismus-, Ressourcenbereitstellungs- und 
Standortfunktion für Infrastrukturen verschiedenste und wichtige Aufgaben im funktiona-
len Raumgefüge (vgl. BBR 2005b:204ff.). Daneben erbringt er durch veränderte Landnut-
zungspraktiken zunehmend sogenannte Ökosystemleistungen, d. h. Leistungen zum Zwe-
cke des Klimaschutzes, indem die Land- und Forstwirtschaft beispielsweise durch Auffors-
tungsmaßnahmen, eine Reduzierung der landwirtschaftlichen Nutzungsintensität, emis-
sionsreduzierende Tierhaltung oder durch die in den letzten Jahren steigende Erzeugung 
von Biomasse zur alternativen Energiegewinnung einen Beitrag zur Erhöhung der CO2-
Speicherung und zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen leistet (vgl. Schleyer et al. 
2011:30ff.). Auf diesen multifunktionalen Charakter verweist ebenso die EU in ihrer Be-
griffsdefinition. So heißt es in Artikel 2 der Europäischen Charta des ländlichen Raumes:  
„the term "rural area" denotes a stretch of inland or coastal countryside, including small 
towns and villages, where the main part of the area is used for agriculture, forestry, aqua-
culture and fisheries, economic and cultural activities of country-dwellers (crafts, indus-
try, services, etc), non-urban recreation and leisure areas [or natural reserves] [and]   
other purposes, such as for housing” (Anttila/Seiler 1996:Part I).  
Die Funktionsvielfalt resultiert vor allem aus der Reaktion ländlicher Regionen auf den 
Strukturwandel (vgl. Wießner 1999:301), die sich mit ökonomischer Spezialisierung nach 
dem Bedeutungsverlust der sie tragenden Landwirtschaft in der neuen Dienstleistungsge-
sellschaft zu behaupten suchen. Während die Agrarwirtschaft, die wie kein anderes 
Merkmal den ländlichen Raum versinnbildlicht, früher das Wirtschafts- und Sozialleben 
der ländlichen Bevölkerung bestimmte, hat sie heutzutage eher landschaftsprägende und 
kulturlandschaftserhaltende Bedeutung, da sie kaum noch Arbeitsplätze stellt. So waren 
im Jahr 2012 bundesweit gerade einmal 1,6 % aller in Deutschland registrierten Erwerbs-
tätigen im primären Sektor beschäftigt (vgl. Statistisches Bundesamt 2013i:Tab). „Die 
Land- und Forstwirtschaft […] dominiert in der Regel als Wirtschaftsfaktor lediglich nur 
noch in den kleinen Dörfern bis zu etwa 500 Einwohnern […] [und] ist [damit] heute selbst 
im ländlichen Raum nur noch die dritte Kraft gegenüber dem sekundären und tertiären 
Wirtschaftssektor“ (Henkel 2004:102). Unter der funktionalen Betrachtung ist die Charak-
terisierung eines Raumes als ländlich oder städtisch anhand seines Funktionspotenzials 
mittels eines Index vorgeschlagen worden, der anhand ausgewählter Indikatoren den 
Grad an ländlichen Funktionen einer Region widerspiegelt (vgl. BBR 2005b:212). Demzu-
folge hat die Berechnung auf Kreisebene ergeben, dass vor allem die küstennahen Gebiete 
Norddeutschlands, der Südosten der neuen Bundesländer, der Westen von Rheinland-
Pfalz sowie der östliche und südliche Bereich Bayerns ländlich geprägt sind (vgl. BBR 
2005b:213). 
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3.1.3 Heterogenität des ländlichen Raumes 
Die gängige und scheinbar unerlässliche Planungspraxis Gebiete als ländlich oder städ-
tisch auszuweisen verleitet dazu, den ländlichen Raum – und umgekehrt natürlich den 
städtischen Raum – als Einheit zu betrachten. Dass sich die räumliche Situation jedoch 
differenzierter darstellt, lassen auch die aktuellen Ergebnisse des Raumordnungsberichts 
zu den regionalen Lebensverhältnissen in Deutschland26 erkennen (vgl. BBSR 2012f:18ff.). 
So gibt es Unterschiede zwischen den städtischen und ländlichen Räumen, aber auch in-
nerhalb dieser Raumkategorien selbst. Hinzu kommen Abweichungen in Abhängigkeit des 
Ost-West-Kontextes und der einzelnen Bereiche der Lebensbedingungen. Beispielgebend 
hierfür stehen folgende Erkenntnisse aus der durchgeführten Raumanalyse. Während in 
den alten Bundesländern städtische wie ländliche Räume demographisch überwiegend gut 
dastehen, darunter vor allem weite Teile des ländlich geprägten Süddeutschlands und 
westlichen Niedersachsens, weist nahezu der gesamte ostdeutsche Raum eine ungünstige 
Bevölkerungssituation auf. Stark unterdurchschnittliche Wirtschaftsverhältnisse liegen 
hier häufiger vor, „aber auch in einigen eher ländlich strukturierten Teilräumen West-
deutschlands sind ähnliche Problemlagen anzutreffen“ (BBSR 2012f:20). Bei der Infra-
strukturausstattung hingegen treten Ost-West-Unterschiede weniger markant hervor, vor 
allem Ergebnis jahrzehntelanger Maßnahmen im Rahmen des Städtebauförderungspro-
gramms „Aufbau Ost“. Das insgesamt bessere Abschneiden der Verdichtungsregionen 
verwundert dabei nicht, jedoch die in einigen ländlichen Regionen in bestimmten Infra-
strukturbereichen ähnlich gute Versorgung wie in Kernstädten (vgl. BBSR 2012f:18ff.).  
 
Ebenso falsch wäre es daher, ländliche Räume per se für strukturschwach bzw. gegenüber 
städtischen Räumen für benachteiligt zu halten oder gar „die strukturschwachen periphe-
ren Räume um einer vermeintlichen wirtschaftlichen Effizienz willen voreilig abzuschrei-
ben“, denn viele Beispiele haben gezeigt, “dass als hoffnungslos zurückgeblieben einge-
stufte Räume sich wider Erwarten hervorragend entwickeln [können]“ (Heinrichs 
2006:653). Das belegt u. a. das niedersächsische Emsland, das sich von einer noch in den 
1980er Jahren bezeichneten Problemregion zu einem der prosperierenden ländlichen 
Räume Deutschlands entwickelt hat (vgl. Danielzyk/Wiegandt 2005). „Erste empirische 
Befunde lassen […] [überdies] darauf schließen, dass [weniger] die ländliche Prägung […] 
[als vielmehr die periphere Lage] einen negativen Einfluss auf die regionale Entwicklung 
ausübt“ (Spangenberg/Kawka 2008:31). Auch wenn ländlich nicht generell mit peripher 
gleichzusetzen ist, scheint peripher vor allem ein Attribut des ländlichen Raumes ist. So 
sind vier Fünftel der mindestens als peripher gelegen eingestuften Fläche Deutschlands 
ländlich geprägt und knapp mehr als die Hälfte der hier ansässigen Bevölkerung wohnt in 
einer ländlich geprägten Umgebung (vgl. BBSR 2013d:Tab.).  
 
                                                          
26  Zur Messung der regionalen Lebensverhältnisse sind für den Zeitraum 1995-2009 auf der Ebene der Land-
kreise und kreisfreien Städte sechs Dimensionen (Demographie, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Wohlstand, In-
frastruktur, Wohnungsmarkt), repräsentiert durch 23 Einzelindikatoren, herangezogen worden (vgl. BBSR 
2012f:16). 
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Es gibt also nicht den ländlichen Raum oder wie es die OECD treffend formuliert: „If you 
have seen one rural place, you have seen one rural place” (OECD 2006:37). In diesem Kon-
text resümiert der Raumordnungsbericht 2005 „Der ländliche Raum ist heute weniger 
denn je eine einheitliche Raumkategorie“ (BBR 2005b:203). Henkel (2004:19) vergleicht 
ihn mit „ein[em] Bild aus abertausend (regionalen und lokalen) Mosaiksteinchen […], die 
alle nur denkbaren Farben und Kontraste enthalten“. Dies spiegelt zugleich die „ländliche“ 
Wirklichkeit in Deutschland wider, die vom BBR wie folgt beschrieben worden ist: 
„Heute begegnen uns ländliche Räume sowohl in wirtschaftsstarken Landkreisen im Um-
land von großen Städten und in Gebieten mit einer starken agrarwirtschaftlichen Basis, 
als auch in peripheren Räumen ohne Verdichtungskerne. Abgelegenheit, niedrige Bevölke-
rungsdichte, Abwanderungstendenzen und geringe Durchschnittseinkommen zählen so-
mit ebenso zu typischen Merkmalen ländlicher Räume wie Suburbanisierungsdruck, zen-
trennahe Lage, attraktive Wohnstandorte, Entstehung neuer Wirtschaftscluster und 
Fremdenverkehrsgebiete. Das traditionelle Erscheinungsbild des ländlichen Raumes als 
agrarabhängiges Gebiet mit Tendenzen zur Unterbeschäftigung und Bevölkerungsab-
wanderung trifft die Realität somit nicht mehr und ist allenfalls in sehr abgelegenen und 
strukturschwachen ländlichen Gebieten anzutreffen“ (BBR 2005b:203). 
Das ist vor allem das Ergebnis der räumlichen Entwicklung seit der Industrialisierung. 
Nach einer Phase relativer Entwertung durch die vornehmliche Konzentration des indus-
triellen Fortschritts in den Städten, erfuhr der ländliche Raum in Deutschland vor dem 
Hintergrund gesellschaftlicher und ökonomischer Veränderungen ab den 1980er Jahren 
mit der Wiederentdeckung als Wohn- und auch Arbeitsort erneut eine Wertschätzung als 
eigenständiger und gleichwertiger Lebensraum neben der Stadt (vgl. Bätzing 2007:12ff.), 
zugleich aber eine zunehmende Ausdifferenzierung. So hat der Strukturwandel im ländli-
chen Raum eine differenzierte Raumstruktur mit Regionen unterschiedlicher Wirtschafts-
leistung und unterschiedlichem Entwicklungspotenzial entstehen lassen, weil sich auch 
hier einige Regionen mehr, andere weniger erfolgreich an die neuen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen anpassen bzw. von diesen profitieren konnten, was heute in Zeiten 
der Globalisierung seine Fortsetzung findet. „Ländliche Räume sind […] „komplexe“ Stand-
orte, in denen viele „harte“ und „weiche“ Einflussfaktoren wirken, deren jeweilige Kon-
stellation entweder regionale Entwicklungspotenziale in Wertsetzen [sic] oder regionale 
Entwicklungsengpässe dominieren lassen“ (BBSR 2000:66f.). Vor diesem Hintergrund bei 
sich allgemein verringernden Stadt-Land-Unterschieden in den Lebensverhältnissen, be-
günstigt durch die Mobilitäts- und Kommunikationsentwicklung, ist die Heterogenität 
heute vielmehr innerhalb des ländlichen Raumes auszumachen (vgl. Schmitz-Veltin 
2006:346ff.). „Während für die Industriegesellschaft noch großräumige Disparitäten zwi-
schen Stadt und Land charakteristisch waren, ist die Dienstleistungsgesellschaft durch 
kleinräumige Disparitäten […] geprägt, die erst auf der Gemeindeebene angemessen sicht-
bar werden“ (Bätzing 2007:29) und sich nicht mehr wie in der Vergangenheit entlang von 
Raumkategorien orientieren.  
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Räumliche Analysen stützen das Bild vom heterogenen ländlichen Raum. Entsprechend 
wird versucht, diesen in sich zu differenzieren. So hat das BBSR auf der Grundlage frühe-
rer siedlungsstruktureller Raumabgrenzungen mittels demographischer, ökonomischer 
und sozialer Struktur- und Entwicklungsindikatoren fünf Typen ländlicher Kreise identifi-
ziert (Abb. 3.2), die zeigen, dass der ländliche Raum in Deutschland gegenwärtig sowohl 
von strukturschwachen Regionen, die sich nahezu ausschließlich in den neuen Bundeslän-
dern konzentrieren, als auch von einer Vielzahl strukturstarker Regionen geprägt ist (vgl. 
Maretzke 2012:13). Letztere befinden sich vor allem im Umkreis der Großstadtagglomera-
tionen Hamburg-Kiel, Berlin und München. Kreise mit Schrumpfungstendenzen hingegen 
liegen vorwiegend ziemlich verstreut über Bayern sowie in den östlichen bzw. südöstli-
chen Landesteilen von Hessen und Niedersachsen. Eine vorgenommene auf die neue 
Stadt-Land-Abgrenzung basierende Typisierung mit ähnlichen Indikatoren unterscheidet 
zwischen strukturschwachen und wirtschaftsstarken ländlichen Kreisen sowie höher ver-
dichteten ländlichen Wachstumsregionen (vgl. Maretzke 2013a:3ff.).  
 
 
Abb. 3.2: BBSR-Typisierung des ländlichen Raumes in Deutschland (vgl. Maretzke 2012:5) 
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Derartige problemorientierte Differenzierungen des ländlichen Raumes, die auf die ländli-
che Vielfalt und ihre Vielschichtigkeit hinweisen sollten, hat die Bundesraumordnung 
erstmals 1995 im Raumordnungspolitischen Handlungsrahmen vorgenommen27. Dabei 
sind ebenfalls fünf Typen festgelegt worden (Abb. 3.3), „die sich hinsichtlich ihrer sied-
lungs- und wirtschaftsstrukturellen Merkmale, der infrastrukturellen Ausstattung und 
verkehrlichen Anbindung, der Eignung für landwirtschaftliche oder touristische Nutzung 
und ihrer ökologischen Bedeutung unterscheiden“ (Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 1995:9). Fünf Jahre später sprach der Raumordnungsbericht 
2000 von strukturschwachen ländlichen Räumen, ländlichen Gebieten in der Nähe von 
Agglomerationsräumen und ländlichen Räumen mit wirtschaftlicher Entwicklungsdyna-
mik, guten Einkommensmöglichkeiten in der Landwirtschaft oder Potenzialen im Touris-
mus (vgl. BBSR 2000:64ff.). 
 
 
Abb. 3.3: Typisierung des ländlichen Raumes in Deutschland von 1995 (eigener Entwurf; vgl. Bundesministe-
rium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1995:9f.) 
In der Landesplanung, wo Raumkategorien traditionell als Instrument zur Festlegung der 
anzustrebenden Siedlungsstruktur Verwendung finden (vgl. § 8 Abs. 5 S. 1 Nr. 1a ROG), 
wird der Heterogenität des ländlichen Raumes nach Ansicht der Bundesraumordnung in 
den einzelnen Bundesländern in summa noch immer zu wenig Rechnung getragen (vgl. 
BBSR 2012f:157). Das äußert sich in einer sehr geringen Differenzierung des ländlichen 
                                                          
27  Das Bundesraumordnungsprogramm von 1975 unterscheidet insgesamt vier Gebietskategorien: Verdich-
tungsräume, ländliche Gebiete, Gebiete, die hinter der allgemeinen Entwicklung zurückgeblieben sind oder 
zurückzubleiben drohen und Zonenrandgebiet (vgl. Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 1995:5), wobei die drittgenannte Gebietskategorie auch „große Teile der ländlichen Gebiete 
(ländliche Problemgebiete)“ (Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1995:6) um-
fasst. Darüber hinaus ist hier keine weitere (wertende) Raumdifferenzierung vorgenommen worden.  
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Raumes. Von den dreizehn Flächenländern arbeiten die Landesplanungen in Hessen, 
Nordrhein-Westfalen28, Saarland, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen mit nur einer ländlichen Raumkategorie, Niedersachsen und Brandenburg sogar 
ohne eine solche bzw. wie im letzteren Fall gänzlich ohne raumstrukturelle Festlegungen 
(vgl. BBSR 2012f:158). Trotz der berechtigten Forderung sollte beim Umgang mit 
Raumtypisierungen grundsätzlich bedacht werden, dass sie, dem Zweck der Vergleichbar-
keit und Objektivierung dienend, die Raumsituation lediglich generalisiert wiedergeben 
können. So bilden regionale Raumtypisierungen die im Einzugsbereich von Agglomera-
tionsräumen liegenden ländlichen Gebiete aufgrund der vorgenommenen maßstäblichen 
Analyseverfahren nicht als eigenständige Raumkategorie ab, so dass die existente Raum-
struktur nicht in ihrer kleinräumigen Differenzierung widergespiegelt wird (vgl. BBSR 
2000:63). Hinzu kommt, dass diese durch statistische Werte einzelner dominanter Raum-
strukturelemente überlagert wird. „Deshalb kann letztlich nur eine individuelle Analyse 
und Darstellung den Eigencharakter einer Siedlung oder […] Region optimal gerecht wer-
den“ (Henkel 2004:261). Des Weiteren ist bei problemorientierten Raumtypisierungen zu 
beachten, dass sie Zustandsbewertungen im regionalen Vergleich anhand vergangener 
und gegenwärtiger Entwicklungen vor dem Hintergrund eines gesellschaftlich erstrebens-
werten Entwicklungspfades darstellen. Born (2011:8) merkt mit Bezug auf die Zuordnung 
zu Aktiv- und Passivräumen an, „dass die Eigenschaften gegenwärtiger Passivräume unter 
anderen wirtschaftlichen und politischen Umgebungsparametern rasch zu Vorteilen oder 
Aktivposten werden können“, womit eine weitere Problematik solcher Klassifikationen 
angesprochen wird, nämlich die Wandelbarkeit der Einschätzung von räumlichen Gege-
benheiten. Im Kontext des demographischen Wandels zeigt sich das etwa daran, dass das 
Phänomen der demographischen Schrumpfung nicht mehr nur einseitig als Problem, son-
dern zunehmend als Chance begriffen wird (vgl. Hannemann 2004, Kabisch 2006). Das 
bereits erwähnte Beispiel vom Emsland zeigt überdies, dass Anpassungen an veränderte 
Rahmenbedingungen Zeit erfordern und gegenwärtige Zuschreibungen nicht unbedingt 
auch die Zukunft abzeichnen. Daher sind in Diskussionen um demographische Schrump-
fungsregionen zuweilen eingebrachte Lösungsansätze wie periphere ländliche Regionen 
„aufzugeben“ mit Vorsicht und differenziert zu betrachten.  
 
3.2 Die räumliche Dimension bei der Frage nach den Lebensbedingun-
gen  
Der demographische Wandel verdeutlicht die Raumrelevanz von Entwicklungen. Beson-
ders offenkundig wird das durch stattfindende Schrumpfung. Trotz der bereits in den 
1970er Jahren regional auftretenden Bevölkerungsverluste ist Schrumpfung in Deutsch-
land erst Ende des letzten Jahrzehnts als gesellschaftliches Problem allmählich ins politi-
sche Bewusstsein gelangt (vgl. Gatzweiler et al. 2003:557f.). Lange war der Blick noch un-
ter dem Eindruck gesamtgesellschaftlichen Wachstums durch die Überlagerung der nega-
                                                          
28  Die Landesplanung von Nordrhein-Westfalen, in dem das Untersuchungsgebiet liegt, unterteilt das Landes-
gebiet in Verdichtungsgebiete (Ballungskerne, Ballungsrandzonen, Solitäre Verdichtungsgebiete) sowie in 
Gebiete mit überwiegend ländlicher Raumstruktur (§ 21 LEPro). 
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tiven natürlichen Bevölkerungsentwicklung durch Zuwanderung getrübt, zuletzt in den 
1990er Jahren, als Deutschland von der politischen Umbruchsituation in Europa demo-
graphisch stark profitierte (vgl. Kemper 2004:20). Neben hohen Bevölkerungsverlusten in 
Ostdeutschland ließ aber schon die damalige Entwicklung regionale Differenzierungen 
abseits des großräumigen West-Ost-Gefälles erkennen und machte „mit dem seit Mitte der 
Neunzigerjahre einsetzenden Rückgang der Zuwanderung aus dem Ausland demographi-
sche Schrumpfungsprozesse auch in Teilen Westdeutschlands offen sichtbar“ (Müller/Sie-
dentop 2004:18). Allgemeine Unkenntnis im Umgang mit diesem Phänomen sowie der 
hohe raum-zeitliche Differenzierungsgrad des demographischen Wandels (vgl. Reichert-
Schick 2010:153) lassen die Gestaltung der Lebensbedingungen zur besonderen Heraus-
forderung werden. Die unterschiedliche demographische Betroffenheit der Regionen er-
fordert dabei umso mehr ein Handeln, das nicht noch mehr räumliche Ungleichgewichte 
entstehen lässt. Zu diesem Zweck soll auch künftig, wie verfassungs- und planungsrecht-
lich festgeschrieben, nach gleichwertigen Lebensverhältnissen gestrebt werden. Aufgrund 
kaum zu erwartender Änderungen im Geburtenverhalten werden Wanderungen stärker 
als bisher zum entscheidenden und differierenden Faktor nicht nur der nationalen, son-
dern auch der regionalen Bevölkerungsentwicklung. „Wanderungen müssen […] weitge-
hend als Folge der bisherigen räumlichen Entwicklung verstanden werden, die zu einer 
räumlich ungleichen Verteilung der Chancen zur Realisierung individueller Anspruchsni-
veaus an die Lebensbedingungen geführt hat“ (Gatzweiler/Schlömer 2008:248), was die 
weitreichende Bedeutung räumlicher Planung hervorhebt. Die Konsequenzen für Kom-
munen und Regionen werden hierfür ganz unterschiedlich sein. Von den siedlungsrelevan-
ten Bereichen ist allen voran die Infrastruktur zu nennen. Bevölkerungsschrumpfung und 
-alterung machen nicht nur Anpassungen an demographisch bedingte Nachfrageänderun-
gen notwendig, sondern haben durch Einnahmerückgänge der öffentlichen Haushalte29 
und höhere Bereitstellungskosten auch finanzielle Folgen. So würde „selbst ein kontinuier-
liches jährliches Wirtschaftswachstum von 1,5 % nicht ausreichen, um die [demogra-
phisch bedingten] Folgen für die öffentlichen Einnahmen auszugleichen“ (Seitz 2006 zit. in 
Winkel 2008b:43). 
 
3.2.1 Räumliche Konsequenzen des demographischen Wandels 
Unter räumlichen Gesichtspunkten ist der demographische Wandel in zweifacher Hinsicht 
zu betrachten, zum einen hinsichtlich seiner räumlichen Ausprägung, zum anderen hin-
sichtlich seiner raumwirksamen Folgen. Erstere Betrachtungsweise geht der Frage nach, 
wie sich die Entwicklung hin zu einer schrumpfenden und älter werdenden Gesellschaft 
demographisch regional niederschlägt. Die zweite Perspektive hingegen richtet den Blick 
auf jene Konsequenzen demographischer Veränderungen, die in irgendeiner Form Raum-
strukturen, d. h. unsere gebaute Lebensumwelt beeinflussen. Das kann auf der Mikroebene 
                                                          
29  „Es wird geschätzt, dass ein einprozentiger Rückgang der Bevölkerung zu einem Rückgang der Einnahmen 
um ebenfalls 1 % führen wird […] unter der Prämisse, dass der Bevölkerungseffekt auf die Steuerbasis 
nicht durch andere Wachstumseffekte überkompensiert werden kann“ (Ishorst 2009:54). 
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ein einzelner Stadtteil, auf der Makroebene beispielsweise das nationale Siedlungsnetz 
sein.  
 
3.2.1.1 Regionale Vielfalt der Bevölkerungsentwicklung in Deutschland  
Der erstgenannte Aspekt ist insofern zu berücksichtigen, weil gesamtgesellschaftliche 
Prozesse nicht zwangsläufig überall gleich ablaufen müssen. Das heißt, übergeordnete 
nationale Entwicklungen können auf nachgeordneten räumlichen Ebenen andere Formen 
annehmen. So zeigt sich auch der demographische Wandel regional sehr unterschiedlich 
(vgl. u. a. Kemper 2004, Schmitz-Veltin 2009). Diese Vielfalt hat in der Literatur mit der 
Bezeichnung des Nebeneinanders bzw. der Gleichzeitigkeit von Wachstum und Schrump-
fung bereits seinen gewohnten Ausdruck gefunden, eine Entwicklung, die bereits in den 
1990er Jahren „die räumliche Differenzierung der Bevölkerung enthüllt[e]“ (Bucher et al. 
2004:110). Wie sich das räumliche Muster des Wandels in Deutschland genau darstellt, 
darüber geben Analysen im Rahmen der nationalen Raumbeobachtung Aufschluss. Wie 
sich also dabei die Gemeinden und Regionen der Bundesrepublik entwickeln, wird übli-
cherweise anhand von demographischen Indikatoren nachgewiesen. Folglich wird die 
Entwicklung von Bevölkerungsdynamik, Alterung und den einzelnen Komponenten der 
Bevölkerungsbewegung auf räumlicher Ebene untersucht. Da Schrumpfung und Wachs-
tum im Kontext von Raumeinheiten im Grunde mehr als nur eine demographische Er-
scheinung darstellt, es sich hierbei, wie Gatzweiler und Milbert (2009:444) formulieren, 
„um ein multidimensionales, ‚systemisches‘ Phänomen handelt“, werden zu deren Be-
stimmung zuweilen noch weitere Strukturindikatoren herangezogen. Denn schrumpfende 
Räume verlieren neben Einwohnern auch Arbeitsplätze, umgekehrt verzeichnen Wachs-
tumsregionen diesbezüglich entsprechend Zuwächse, eine bekanntermaßen aus dem 
Standortwahlverhalten resultierende Realität, weil nämlich, einfach ausgedrückt, Men-
schen den Arbeitsplätzen und Unternehmen den Arbeitskräften und/oder den Kunden 
folgen (vgl. Gatzweiler/Milbert 2009:443f.). Beide Prozesse beeinflussen die für die kom-
munale Selbstverwaltung so wichtige Finanzkraft einer Stadt oder Region, was wiederum 
Rückwirkungen auf räumliche Bevölkerungs- und Arbeitsplatzentwicklungen hat. Auf-
grund dieser zirkulären Zusammenhänge bezieht das in Deutschland für die Raumbe-
obachtung zuständige BBSR bei der Betrachtung von Stadtschrumpfung und -wachstum 
auch ökonomische und finanzielle Faktoren30 mit ein und definiert im Unterschied zu rein 
demographisch basierten Raumanalysen im weiteren Sinne „Schrumpfung […] als Pro-
blem, wenn eine Stadt bei den einzelnen Indikatoren jeweils im unteren Quintil liegt, also 
zur Klasse der 20 % Gemeinden am unteren Ende der Rangskala gehört“ (Gatzweiler/Mil-
bert 2009:445).  
                                                          
30  Für die Stadtentwicklungsanalysen werden folgende sechs Indikatoren herangezogen: Bevölkerungs- und 
Arbeitsplatzentwicklung in  % der letzten ca. fünf Jahre, Gesamtwanderungssaldo je 1.000 Einwohner, Ar-
beitslosenquote, Realsteuerkraft und Kaufkraft in € je Einwohner (vgl. Gatzweiler/Milbert 2009:444). 
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Anhand von Ergebnissen der Laufenden Raumbeobachtung im vereinten Deutschland 
sowie aktuellen Raumordnungsprognosen31 soll nachfolgend der demographische Wandel 
zunächst in seiner räumlichen Ausprägung dargestellt werden. 
 
Wie schon angedeutet, erweist sich der demographische Wandel in Deutschland bei klein-
räumiger Betrachtung als „ein sehr komplexes regionaldemographisches Geschehen mit 
gleichzeitig konträren Entwicklungen“ (Bucher et al. 2004:109). Die Komplexität äußert 
sich durch regional unterschiedliche Varianten der einzelnen Dimensionen des Wand-
lungsprozesses und deren Ursachen. So lassen sich allein bei den zentralen Komponenten 
Schrumpfung und Alterung vier Typen demographischer Entwicklung identifizieren und 
zuordnen: 1. geringe Schrumpfung und geringe Alterung (wirtschaftsstarke Agglomeratio-
nen), 2. hohe Schrumpfung und geringe Alterung (Vielzahl von Kernstädten), 3. geringe 
Schrumpfung und hohe Alterung (Ruhesitzregionen im ländlichen Raum) und 4. hohe 
Schrumpfung und hohe Alterung (altindustrialisierte Gebiete; vgl. Kemper 2006:196), hin-
ter denen wiederum unterschiedliche Konstellationen der Zusammensetzung von natürli-
cher und räumlicher Bevölkerungsbewegung stecken können. Hinzu kommt, dass diese 
Vielfalt auf die verschiedenen Maßstabsebenen und Raumtypen durchschlägt. Von allen 
deutschen Großstädten zum Beispiel verzeichneten München, Potsdam und Dresden im 
vergangenen Jahrzehnt mit einem Plus von 11,8 % bis 9,5 % eine überaus positive Ent-
wicklung, Cottbus, Salzgitter und Gelsenkirchen mit Werten zwischen -10,1 % und -7,4 % 
hingegen die negativsten Bevölkerungsbilanzen (vgl. BBSR 2012a:Abs. 8). Selbst inner-
städtische Differenzierungen des demographischen Wandels können ausgemacht werden, 
wie Kemper (2006:196f.) am Beispiel von Berlin anhand zukünftiger Bevölkerungstrends 
in vier ausgewählten Wohnquartieren aufzeigt. Großräumig können nach wie vor als Folge 
der historisch bedingten Sonderentwicklungen Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland festgestellt werden. Es zeichnet sich jedoch ab, dass die bisher prägende Di-
chotomie „wachsender Westen, schrumpfender Osten“ die deutsche Realität immer weni-
ger abbilden wird, denn „beide Landesteile bewegen sich auf eine ähnliche demographi-
sche Zukunft hin“ (Schlömer 2012:53). Der BBSR-Bevölkerungsprognose zufolge wird sich 
der Ost-West-Gegensatz weiter abschwächen (Abb. 3.4), weil zunehmend auch westdeut-
sche Regionen Bevölkerungsabnahmen erfahren und der wesentlich die großräumige de-
mographische Trennung bestimmende Wanderungsfaktor relativ an Bedeutung verliert. 
Bis zum Jahr 2030 wird mit einer erkennbaren Abnahme der landesweiten Streuung bei 
den Wanderungssalden unter den Kreisen und kreisfreien Städten gerechnet (vgl. Schlö-
mer 2012:60f.).  
 
                                                          
31  Die Raumordnungsprognosen des BBSR beinhalten regional differenzierte Prognosen zur Entwicklung der 
Bevölkerung, privaten Haushalte und Erwerbspersonen in Deutschland. Die nachfolgenden Ausführungen 
beschränken sich auf die für die Planung besonders relevanten Bevölkerungsprognosen der Laufenden 
Raumbeobachtung. 
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Abb. 3.4: Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung der nahen Vergangenheit und Zukunft in Deutschland (vgl. 
Schlömer 2012:55) 
Bevölkerungsschrumpfung 
Die räumliche Ausbreitung des Schrumpfungsphänomens macht die Entwicklung in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten in Zahlen deutlich. Während Deutschland 1990 mit rund 
68 % der Gemeinden durch eine überwiegende Mehrheit wachsender Regionen geprägt 
war, beträgt deren Anteil heute nur noch vier Prozent32 (vgl. BBSR 2012a). Damit „scheint 
stärkeres Wachstum immer mehr zu einer lokalen Spezifität zu werden“ (Gatzwei-
ler/Milbert 2009:448). Im Westen konzentriert es sich vornehmlich in den großen Agglo-
merationsräumen, in der östlichen Landeshälfte auf das Berliner Umland und die Einzugs-
bereiche größerer Städte wie Dresden, Leipzig oder Rostock (Abb. 3.4). Man geht davon 
aus, dass sich der demographische Wachstumsraum bis zum Jahr 2030 bundesweit auf 
etwa ein Drittel der heutigen 412 Kreise verkleinert, der dann vor allem auch bisher de-
                                                          
32  Den Werten liegt dabei folgende Klassifizierung zugrunde: wachsend (Anstieg der Bevölkerungszahl um 
mind. 1 % gegenüber dem Vorjahr), stabil (Veränderung der Bevölkerungszahl zwischen - 1 % und + 1 % 
gegenüber dem Vorjahr) und schrumpfend (Rückgang der Bevölkerungszahl um mind. 1 % gegenüber dem 
Vorjahr) (vgl. BBSR 2012a:Abs. 3). 
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mographisch überdurchschnittlich positiv dastehende Regionen in Bayern, Baden-Würt-
temberg, Niedersachsen und den Raum Berlin umfassen wird (vgl. Schlömer 2012:54ff.). 
Diese „Verinselung“ von Wachstumsregionen wird den gegenwärtig präsenten kleinräu-
migen Flickenteppich auflösen und mehr zusammenhängende Flächen negativer Bevölke-
rungsdynamik hervorbringen (vgl. Schlömer 2012:56). Darauf deutet u. a. der sogenannte 
„Keil der Schrumpfung“ (Bucher/Schlömer 2009:24) hin, ein sich mit der Zeit herausge-
bildetes breites keilförmiges, sich vom Ruhrgebiet über Südostniedersachsen, Nordhessen 
und Nordbayern erstreckendes Gebiet abnehmender Bevölkerung, das zugleich die West-
ausdehnung des demographischen Wandels widerspiegelt (vgl. Bucher/Schlömer 
2009:18, 24). Mittlerweile sind knapp 30 % der Gemeinden in den alten Bundesländern 
von Schrumpfung betroffen (vgl. Gatzweiler/Milbert 2009:445), die sich nicht mehr allein 
auf die klassischen „Verdachtsgebiete“ (Gatzweiler/Milbert 2009:449) des altindustriali-
sierten und peripheren ländlichen Raumes zu beschränken scheint. Es wird prognostiziert, 
dass bis 2030 auch Westdeutschland den Schrumpfungspfad einschlagen werde, weil 
ebenso hier der Wanderungssaldo die Bevölkerungsverluste durch die Sterbeüberschüsse 
nicht mehr wird ausgleichen können (vgl. Schlömer 2012:53). „Der Wechsel vom Wachs-
tum zum Bevölkerungsrückgang wird bei dem vorherrschenden Fertilitätsniveau in allen 
Regionen stattfinden, jedoch erstreckt sich der Eintritt dieses Ereignisses über eine weite 
Zeitspanne“ (Bucher/Schlömer 2009:24). Schlömer (2012:54) vergleicht die künftige 
Entwicklung mit einem Dominoeffekt, bei dem „nacheinander […] Gemeinden, Kreise und 
Regionen mit ihrer Bevölkerungsdynamik von der wachsenden in die schrumpfende Kate-
gorie [wechseln]“. Das BBSR hat errechnet, dass bis 2025 die Hälfte der Gesamtbevölke-
rung in schrumpfenden Gemeinden leben und der Großteil der westdeutschen Kreise im 
Zeitraum 2020-2040 in die negative demographische Entwicklung „abrutschen“ wird33 
(vgl. Bucher/Schlömer 2009:23f.). Auch wenn die räumliche Entfaltung des demo-
graphischen Wandels die ehemalige Grenze beider deutscher Staaten immer mehr ver-
schwimmen lässt, sind Schrumpfung und Wachstum im Bundesgebiet nach wie vor un-
gleich zulasten des Ostens verteilt. Dass dies die quantitative wie qualitative Dimension 
betrifft, offenbart die Tatsache, dass hier mit 54,8 % mehr als die Hälfte der Gemeinden 
stark schrumpft, im Westen dagegen kaum ein Prozent34 (vgl. Gatzweiler/Milbert 
2009:445).  
 
Bevölkerungsalterung 
Die zweite Komponente des demographischen Wandels, die Alterung, findet indes bereits 
überall statt, wenn auch regional mit unterschiedlicher Dynamik, eine Beobachtung, die zu 
einem erheblichen Teil Ergebnis vergangener in Ost- und Westdeutschland unterschied-
lich verlaufender Wanderungsprozesse ist. So haben Modellrechnungen des Bundesinsti-
tuts für Bevölkerungsforschung aufzeigen können, dass die Geburtenzahlen in den neuen 
                                                          
33  Diesen Berechnungen zufolge wird der Landkreis Heinsberg, dem das Untersuchungsgebiet angehört, seine 
demographische Trendwende im Zeitraum 2041-2050 vollziehen.  
34  Die Werte sind das Ergebnis einer Analyse unter Verwendung des erweiterten Schrumpfungsbegriffs (vgl. 
Gatzweiler/Milbert 2009:444f.). 
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Bundesländern ohne Binnenwanderungsbewegungen im Zeitraum 1991-2006 um rund 14 
% höher und in den alten Bundesländern hingegen um fast 2 % geringer ausgefallen wä-
ren und die Ost-West-Wanderungen schließlich die Alterung in Ostdeutschland um ein 
Drittel verstärkt haben (vgl. Mai/Scharein 2007:20, 23). Bei künftig starker Zunahme älte-
rer Menschen in allen Gebietskategorien im Westen wie im Osten (vgl. Gatzweiler et al. 
2003:569) werden die neuen Bundesländer demzufolge schneller altern (Abb. 3.5). Das 
wird hier vor allem in geringer verdichteten Regionen der Fall sein, aber auch „im Westen 
ist dieser siedlungsstrukturelle Zusammenhang […] auf niedrigerem Niveau […] festzustel-
len“ (Bucher et al. 2004:123). In den alten Bundesländern werden die Umlandgebiete der 
Städte und teilweise auch die ländlichen Regionen demographisch benachteiligt sein, weil 
sie in den nächsten Jahrzehnten die Spätfolgen der Suburbanisierung seit den 1960er Jah-
ren in Form einer stärkeren Alterung zu spüren bekommen werden (vgl. Schlömer 
2012:65). Gegenwärtig weisen abweichend vom allgemeinen Ost-West-Unterschied sub-
urbane Räume im Osten noch eine jüngere Bevölkerung und strukturschwache Gebiete im 
Westen eine überdurchschnittlich alte Bevölkerung auf (vgl. Bucher/Schlömer 2009:27).  
 
 
Abb. 3.5: Regionale Alterung in Deutschland 2010 bis 2030 (vgl. Schlömer 2012:7) 
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Konstellation der Bevölkerungsdynamik 
Daneben ist festzustellen, dass „das [sic] natürliche Saldo als treibende Kraft für die Bevöl-
kerungsentwicklung gegenüber den Wanderungen in der jüngeren Vergangenheit an Be-
deutung gewinnt“ (Gatzweiler/Milbert 2009:444). Dabei lässt die Alterung Sterbeüber-
schüsse zur dominierenden natürlichen Bevölkerungskomponente und umgekehrt Gebur-
tenüberschüsse mehr und mehr zur Ausnahmeerscheinung werden, wobei auch weiterhin 
Städte von Zuwanderung junger Menschen und ländliche Regionen teilweise vom späteren 
und schwächeren Rückgang der Fertilität profitieren werden (vgl. Schlömer 2012:57f.). 
Während noch ein Drittel der Kreise künftig ihre Bevölkerungskonstellation wie in den 
1990er Jahren bewahren kann, wird die häufigste Veränderung auf Kreisebene der Wech-
sel von Geburten- zu Sterbeüberschüssen sein (vgl. Bucher et al. 2004:121). „Langfristig 
wird keine Region mehr aus sich heraus wachsen“ (Schlömer 2012:58). Die häufigste 
kommunale Konstellation wird sich aus Sterbeüberschüssen und Wanderungsgewinnen 
zusammensetzen (Abb. 3.6), wobei der Fall, dass diese Kombination zu Bevölkerungs-
wachstum führt, mit Ausnahme der benachbarten Landkreise Berlins und der Stadt Dres-
den auf Regionen in Westdeutschland begrenzt sein wird (vgl. Gatzweiler/Schlömer 
2008:246). Ostdeutschland wird weiter räumlicher Schwerpunkt der „doppelten Ver-
lierer“ (Gatzweiler/Schlömer 2008:247) bleiben, also zahlreiche Gebiete umfassen, wo 
Sterbeüberschüsse auf Wanderungsverluste treffen. Insgesamt wird eine stärkere Anglei-
chung bei den Großstädten erwartet, bei den Landkreisen werden höhere Sterbeüber-
schüsse im Osten als heute zu größeren Unterschieden führen (vgl. Schlömer 2012:62). 
Besonders ungünstige Bevölkerungsverhältnisse werden wie schon heute vor allem länd-
lich geprägte Regionen der neuen Bundesländer aufweisen (vgl. BBSR 2012f:19). 
 
Im wissenschaftlichen Umgang mit diesem vom demographischen Wandel besonders be-
troffenen ländlichen Raum ist sogar ein eigener Begriff aufgekommen. Man spricht hier 
vom „ländlichsten Raum“ (Weiß 2002:248). Damit sind Abwanderungsgebiete mit beson-
ders geringer Bevölkerungsdichte gemeint, die sich durch ihre Charakteristik „aus regio-
nal-demographischer Sicht […] vom „gewöhnlichen“ ländlichen Raum deutlich […] unter-
scheiden“ (Weiß 2002:248). Von seiner ursprünglichen Konzeption her wird mit diesem 
Terminus vorrangig der Nordosten Deutschlands, speziell die Regionen Ostelbiens und der 
Altmark, angesprochen, in denen das großflächig geringe demographische Potenzial von 
vielerorts unter 50 E/km² die wirtschaftliche Tragfähigkeit der Infrastrukturversorgung 
ohne politisches Eingreifen nicht mehr gewährleistet (vgl. Weiß 2002:249f.). Zugleich wei-
sen diese Räume infolge selektiver überregionaler Migrationsprozesse demographisch-
soziologische Disproportionen in Form von Männerüberschüssen im demographisch ak-
tivsten Alter und Qualifikationsdefiziten auf (vgl. Weiß 2002:250). Das zieht weitreichen-
de, nicht nur ökonomische Folgen nach sich, so dass generell auch die Frage nach dem 
Wert des ländlichsten Raumes für Politik und Gesellschaft gestellt wird. Bei deren Beant-
wortung sollte allerdings die geo-psychologische Dimension mit bedacht werden, weil vor 
allem für die dortige Bevölkerung der Gemeinde als einziger nach dem Zerfall der DDR 
verbliebener räumlicher Identitätsträger ein besonderer Stellenwert zukommt (vgl. Weiß 
2002:253). Der nachvollziehbare Versuch, auf besonders abweichende negative Entwick-
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lungen in ländlichen Regionen begrifflich mit einer neuen Raumkategorie hinzuweisen, 
sollte dennoch „nicht darüber hinwegtäuschen, dass ländliche Räume zu vielfältig sind, um 
sie anhand weniger Dimensionen zu kategorisieren“ (Schmitz-Veltin 2006:348). 
 
 
Abb. 3.6: Konstellation der Bevölkerungsdynamik in Deutschlands Regionen bis 2030 (vgl. Gatzweiler 2011:7) 
Was die Heterogenisierung der Bevölkerung im Sinne von Internationalisierung betrifft, so 
zeigt sich aufgrund kaum veränderter Präferenzen bezüglich der Zielregionen seitens der 
Immigranten ein recht stabiles räumliches Muster (vgl. Bucher et al. 2004:114). Das hängt 
vor allem damit zusammen, dass sie dabei bevorzugt auf die für sie so wichtigen sozialen 
Migrantennetzwerke zurückgreifen, die sich in Deutschland mit seiner Migrationsge-
schichte über Jahrzehnte aufgebaut und räumlich konzentriert haben (vgl. Parnreiter 
2000:36ff.). Somit werden weiterhin in erster Linie die großen Agglomerationsräume der 
alten Bundesländer und bevorzugt deren Kernstädte von diesem Wachstumspotenzial 
profitieren, was sie demographisch aufgrund ihrer vergleichsweise geringeren Alterung 
doppelt begünstigt (vgl. Schlömer 2012:70). In den neuen Bundesländern finden sich In-
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ternationalisierungsansätze bislang nur in den größeren Städten, so dass sich in dieser 
Hinsicht auch künftig ein starkes räumliches Gefälle herausbilden wird (vgl. Bucher/Schlö-
mer 2009:31).  
 
Gesamtschau künftiger Bevölkerungsentwicklung 
Folgende Abbildung fasst die zukünftige demographische Entwicklung in den Teilräumen 
der Bundesrepublik anhand der drei beschriebenen Komponenten auf Basis der BBSR-Be-
völkerungsprognose 2005-2025 noch einmal kartographisch generalisierend zusammen.  
 
 
Abb. 3.7: Der demographische Wandel im Raum bis 2025 – eine Synthese (vgl. Bucher/Schlömer 2009:9) 
Sie offenbart ganz deutlich die Spaltung der Bevölkerungsdynamik in schrumpfende und 
wachsende Regionen, wobei, wie bereits genannt, zunehmend auch die alten Bundeslän-
der deutliche Bevölkerungsabnahmen zu erwarten haben. Demographische Schrumpfung 
breitet sich von den neuen Bundesländern weiter aus und wird neben einigen Küstenbe-
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reichen der Nordsee, dem Saarland und Teilen der Schwarzwald-Region ein großflächiges 
mehr oder weniger zusammenhängendes Gebiet bis zum Ruhrgebiet umfassen. Zu den 
Räumen mit positiver Bevölkerungsentwicklung werden noch weite Teile Süd- und 
Nordwestdeutschlands sowie das Siedlungsband der Metropolregionen am Rhein gehören. 
Die Alterung wird sich fast überall demographisch deutlich bemerkbar machen, in den 
Wachstumsregionen insbesondere durch eine massive Zunahme der Hochbetagten und in 
den Schrumpfungsregionen vielmehr durch eine starke Abnahme der jüngeren Alters-
gruppen. Man bezeichnet dies als „Alterung von oben“ bzw. „Alterung von unten“ 
(Bucher/Schlömer 2009:9). Im Unterschied dazu ergibt sich in Ostdeutschland eine beson-
ders problematische Situation, da hier nahezu flächendeckend beide Prozesse die Alterung 
vorantreiben. Bevölkerungsveränderungen durch Internationalisierung sind vor allem in 
den Städten der Wachstumsregionen und im Ruhrgebiet zu erwarten (vgl. Bucher/Schlö-
mer 2009:9f.).  
 
Einen Eindruck über die hohe demographische Heterogenität der einzelnen Regionen 
vermittelt allein schon eine Zusammenstellung weniger Bevölkerungsindikatoren. So hat 
z. B. Maretzke anhand von Angaben zu Binnen-, Außenwanderung, Geschlechterdispropor-
tion, demographischer Alterung und Internationalisierungsgrad fünf Regionstypen identi-
fiziert, die wiederum in sich unterschiedliche Ausprägungen der genannten fünf Merkmale 
aufweisen (Abb. 3.8). Trotz dieser Vielfalt ist immer noch der Ost-West-Gegensatz deutlich 
erkennbar.  
 
Wie der weitere Entwicklungspfad der Bevölkerungsdynamik im Einzelfall aussehen wird, 
hängt von der jeweiligen demographischen Ausgangssituation sowie von Typ und Größe 
der Stadt ab, wie Gatzweiler und Milbert (2009) anhand zeitlicher Bevölkerungsver-
gleichsanalysen nach Stadt- und Gemeindetypen differenziert nachweisen konnten. Sie 
bestätigen die überaus schwierige Situation der stark schrumpfenden Kommunen, der 
hohe Persistenz anhaftet, während die Wahrscheinlichkeit einer demographischen Posi-
tionsveränderung bei „nur“ schrumpfenden Kommunen eher gegeben zu sein scheint mit 
der „größten […] Gefahr des Abrutschens für die ländlichen Gemeinden“ (Gatzweiler/Mil-
bert 2009:448). Demographisch stabile Kommunen geben diesbezüglich ein sehr hetero-
genes Bild ab, wobei der Weg hin zu einer positiven Entwicklung mit höherer zentralörtli-
cher Funktion zunimmt. Mit Ausnahme der bereits erwähnten Ausbreitung der Schrump-
fungsprozesse in Westdeutschland hat der Vergleich der Analysezeiträume darüber hi-
naus keine räumliche Systematik bei der Veränderung der Bevölkerungsdynamik erken-
nen lassen. Für das Entwicklungspotenzial der Städte und damit auch für deren demogra-
phische Zukunft werden mittelfristig ökonomische Faktoren wie die lokale bzw. regionale 
Entwicklung des gesamtwirtschaftlich dominierenden Dienstleistungssektors sowie das 
Vorhandensein jüngerer qualifizierter Arbeitskräfte vor Ort von entscheidender Bedeu-
tung sein (vgl. Gatzweiler/Milbert 2009:452f.). Ferner hat Reichert-Schick (2010) durch 
einen beispielhaften Vergleich zweier ländlicher Peripherräume Deutschlands mit gleich-
gerichteter Bevölkerungsentwicklung aufzeigen können, dass der Wirksamkeitsgrad des 
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demographischen Wandels ganz wesentlich von raumstrukturellen, naturräumlichen und 
sozioökonomischen Rahmenbedingungen abhängt. 
 
 
Abb. 3.8: Demographische Herausforderungen in Deutschlands Regionen (vgl. Maretzke 2013b:23) 
 
3.2.1.2 Folgen für die Raumentwicklung und -planung  
Neben seiner unterschiedlichen räumlichen Ausprägung hat der demographische Wandel 
Folgen für die Raumentwicklung, denn Bevölkerungs- geht mit Siedlungsentwicklung ein-
her, die als anthropogene, vor allem bauliche Überformung der natürlichen Umwelt einen 
bedeutenden Teil der Raumstruktur ausmacht. Zu den elementarsten raum- bzw. sied-
lungsrelevanten Bereichen, die von Bevölkerungsbewegungen beeinflusst werden, gehö-
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ren die Infrastruktur und der Wohnungsbau. Wie andere wirtschaftlich produzierte Güter 
sind sie von der Nachfrage abhängig, die mit der Bevölkerungsentwicklung raum-zeitli-
chen Veränderungen unterliegt. Die Devise der Anpassung an den demographischen Wan-
del gilt damit hier ebenso, stellt aber insofern eine besondere Herausforderung dar, als 
dass sich diese Bereiche im Unterschied zu systemrelevanten Aspekten auf gesamtgesell-
schaftlicher Ebene (Sozial-, Gesundheitssystem etc.) baulich niederschlagen und daher von 
Natur aus wenig flexibel sind. Da man mit ihnen langlebige, zum Teil bleibende Tatsachen 
im Raum schafft, sind Raum- und Stadtplanung gerade in Anbetracht großer gesellschaftli-
cher Veränderungen gefordert, nachhaltig und vorausschauend zu agieren.  
 
Siedlungsflächenentwicklung 
Die Tragweite der aus der voraussehbaren Bevölkerungsentwicklung resultierenden 
räumlichen Auswirkungen wird dabei entscheidend von der kommunalen Bauleitplanung, 
d. h. von der künftigen Steuerung der Flächennutzung vor Ort abhängen (vgl. Kösters 
2011:201). Zukunftsfähige Strategien im kommunalen Siedlungs- und Standortmanage-
ment werden verstärkt auf Bestands- und Innenentwicklung beruhen müssen, und das 
nicht nur aufgrund der bislang in diesem Kontext angeführten relevanten ökologischen 
Gesichtspunkte, sondern v.a. auch um die Bereitstellung der Infrastruktur weiterhin finan-
ziell bewältigen zu können. „Gerade weil die Bevölkerung schrumpft, gerade weil die Mo-
bilität älterer Menschen eingeschränkt ist, kann die weitere Entwicklung nichtintegrierter 
Standorte keine Option für die Zukunft sein“ (Hochstadt 2006:560), eine Forderung, die 
keineswegs neu und mit §2 Abs. 2 Nr. 6 ROG und §1a Abs. 2 BauGB ohnehin Bestandteil 
des deutschen Raumordnungsrechts ist. Dennoch zielen Kommunen bei ihrer Siedlungs-
entwicklung noch zu sehr auf Neubaugebiete ab (vgl. Kösters 2011:199), werden überdies 
Energiespar- und altengerechte Umbaumaßnahmen wenig im Bestand realisiert, und das, 
obwohl „der Bestand an ungenutzten Brachflächen von Standorten mit baulicher Vornut-
zung in Deutschland […] einem Vielfachen des bundesweiten jährlichen Zuwachses an 
Gebäude- und Freiflächen [entspricht]“ (BBSR 2012f:125). Täglich vergrößert sich der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenbestand in Deutschland um 77 ha (vgl. BBSR 2012g:4). 
Angesichts dieses verwertbaren Flächenpotenzials und der demographischen Entwicklung 
erscheint die noch weitgehend vorherrschende Planungspraxis insofern auch paradox, als 
dass einerseits eigentlich auf periphere, wenig verdichtete und infrastrukturarme Sied-
lungen verzichtet werden müsste, andererseits vorhandene kompakte und für altenge-
rechtes Wohnen geeignete Großsiedlungen abgerissen werden (vgl. Hochstadt 2006:559). 
Seine Steigerung findet es, wenn eine solche Parallelentwicklung innerhalb von Kommu-
nen stattfindet (vgl. BMVBS/BBSR 2009a:97). Der demographische Wandel bietet somit 
eigentlich die Chance, eine sowieso fällige ökologische und nachhaltige Siedlungs- bzw. 
Stadtentwicklung voranzutreiben, da die absehbare Bevölkerungsentwicklung die Umset-
zung elementarer Forderungen einer solchen zwangsläufig notwendig macht (vgl. IÖR/ies 
2004:1). Hierfür ist ein Planungsparadigmenwandel notwendig (vgl. Winkel 2008b), um 
auch schrumpfungsorientierte Ansätze in der räumlichen Planung zu etablieren, in denen 
„Fragen des Umbaus von Städten und Regionen, der kosteneffizienten Bestandsentwick-
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lung, der Revitalisierung und der qualitativen Entwicklung […] im Vordergrund [stehen]“ 
(Müller/Siedentop 2004:27) . 
 
Als Gründe für das Flächenwachstum können neben fehlendem Flächenrecycling kleinere 
Haushalte, anhaltender Wohnflächenzuwachs und veränderte Lebensansprüche genannt 
werden (vgl. IÖR/ies 2004:2). Daneben haben Untersuchungen zur Erklärung der Sied-
lungs- und Verkehrsflächenentwicklung jedoch ergeben, dass trotz regionsspezifischer 
Ursachenbündel insgesamt betrachtet weniger nachfrageseitige Faktoren eine Rolle spie-
len (vgl. BMVBS/BBSR 2009a:94f.), sondern das Angebotsverhalten der Kommunen ein 
zentraler Antriebsfaktor der Flächeninanspruchnahme darstellt (vgl. BMVBS/BBSR 
2009a:96). In Konkurrenz um Einwohner und Betriebe nutzen Kommunen die Bauland-
ausweisung als Instrument einer aktiven, fiskalisch orientierten Wettbewerbspolitik und 
erhoffen sich davon immer noch Zuwanderung, die die durch abschwächendes Wachstum 
eingeleiteten infrastrukturellen Erosionsprozesse aufhalten soll (vgl. BMVBS/BBSR 
2009a:104). Als bedeutsame Einflussfaktoren haben sich die Siedlungsdichte, Bauland-
preise, Wohnpräferenzen und die Topographie, in einigen Fällen die kommunalwirtschaft-
liche Situation und das Flächenausweisungsverhalten von Nachbarkommunen herausge-
stellt (vgl. BMVBS/BBSR 2009a:94ff.). Daneben begünstigen „mangelhafte Kenntnis über 
bauliche Nutzungsmöglichkeiten und die schwierige Mobilisierbarkeit baureifer Flächen 
im Siedlungsbestand, das […] Bodenpreisgefälle zwischen Bestands- und Neubaustandor-
ten sowie die mangelhafte Abstimmung der kommunalen Baulandpolitiken“ (Kilper/Mül-
ler 2005:39) eine Flächenneuinanspruchnahme. Inwieweit die bisherigen Triebkräfte auch 
künftig die Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung steuern werden, ist schwer vor-
hersehbar. Durch die demographisch bedingte Abnahme von Personen im eigenheimrele-
vanten Alter, die vergleichsweise hohe Dichteaffinität moderner Dienstleistungen und den 
potenziellen Nachfragetrend nach städtischem Wohnen könnten sie an Bedeutung verlie-
ren (vgl. BMVBS/BBSR 2009a:104).  
 
Die Flächeninanspruchnahme erfolgt vorzugsweise in suburbanen und ländlichen Räumen 
mit höchsten Wachstumsraten in Dörfern und ländlichen Gemeinden (vgl. BMVBS/BBSR 
2009a:93, BBSR 2012f:126). Flächenextensive Siedlungsweise in weniger verdichteten 
Regionen und geringe Integration neu ausgewiesener Siedlungsflächen in der Vergangen-
heit haben dazu geführt, dass relativ wenig Einwohnern verhältnismäßig viel zusätzlich 
beanspruchte Fläche gegenübersteht (vgl. BBSR 2012f:123f.). So haben ländliche Räume 
im Vergleich zu Verdichtungsräumen einen bis zu fünffach höheren Pro-Kopf-Verbrauch 
(vgl. BBSR 2012f:123). Gemessen an der Gesamtbevölkerung, Beschäftigung und Wirt-
schaftsleistung ist der Siedlungs- und Verkehrsflächenbestand in Deutschland, der mitt-
lerweile 13 % der Katasterfläche des Bundesgebietes einnimmt (vgl. BBSR 2012f:122), zu 
hoch (vgl. BMVBS/BBSR 2009a:94). Solche ungünstigen Relationen werden sich unter 
demographischen Schrumpfungsbedingungen zunehmend als Nachteil erweisen, weil für 
immer weniger Menschen dieselbe Quantität an Fläche verwaltet werden muss. Progno-
sen gehen davon aus, dass sich die seit Jahrzehnten zu beobachtende unveränderte Expan-
sion von Siedlungs- und Verkehrsflächen trotz Bevölkerungsrückgangs dennoch fortsetzen 
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wird. Bis zum Jahr 2030 wird das Wachstum bundesweit auf rund neun Prozent beziffert, 
der einwohnerspezifische Zuwachs auf durchschnittlich knapp 17 %, was gegenüber dem 
Niveau Anfang der 1990er Jahre für den Osten Deutschlands nahezu eine Verdoppelung 
und für den Westen eine Steigerung um 25 % bedeutet (vgl. BBSR 2012g:8ff.). Den Trends 
zufolge wird mit 51 ha Flächenzuwachs pro Tag auch dann nicht das bis 2020 anvisierte 
Ziel von maximal 30 ha erreicht werden. In räumlicher Perspektive wird mit einer weite-
ren Zunahme der regionalen Unterschiede und Polarisierung bei der Flächeninanspruch-
nahme gerechnet (vgl. BBSR 2012g:17). Dabei werden die Agglomerationsräume prozen-
tual stärker als die ländlich geprägten Räume wachsen und die damit einhergehende Ver-
dichtung neben verschärfenden Nutzungskonflikten zu einem auch unter klimatischen 
Ansichten problematisch anzusehenden weiteren Verlust an Freiflächen führen. Insgesamt 
wird nur für die Regionen München und Breisgau eine Abnahme der Flächenzuwächse pro 
Kopf prognostiziert, für fast 70 % der Kreise hingegen eine gegenläufige Bevölkerungs- 
und Siedlungsentwicklung (vgl. BBSR 2012g:10ff.). 
  
Sicherung der Daseinsvorsorge 
Dass es nicht einfach ist, bestehende Raumstrukturen an neue Rahmenbedingungen anzu-
passen, zeigt der Stadtumbau in Deutschland als Reaktion auf die Folgen des wirtschaftli-
chen Strukturwandels und des Transformationsprozesses. Räumliche demographische 
Vielfalt und schwierige Prognostizierbarkeit vor allem kleinräumiger Entwicklungen, was 
„räumliche Planung […] mehr noch als heute zur „Planung unter Unsicherheit“ [werden 
lässt]“ (IÖR/ies 2004:2), als auch die bei Baumaßnahmen oft einzukalkulierenden langen 
Planungs- und Realisierungszeiträume machen es zudem notwendig, künftige Bauinvesti-
tionen verstärkt auf flexible Nutzungsmöglichkeiten und Mehrzwecknutzungen auszurich-
ten (vgl. Domhardt 2005:54). Aus raumplanerischer Sicht erfordert der demographische 
Wandel quantitative wie qualitative Anpassungen. Das betrifft im hohen Maße die Infra-
struktur. Die räumlichen Auswirkungen werden dabei vorrangig in Hinblick auf die Siche-
rung der öffentlichen Daseinsvorsorge diskutiert; zum einen, weil mit ihr grundlegende 
Versorgungsbereiche abgedeckt werden, zum anderen, weil sie zu den Hauptaufgaben von 
Staat und Kommunen gehört und damit zugleich auch politisch leichter zu beeinflussen 
bzw. zu steuern ist. Demographische Veränderungen werden konkret vor Ort spürbar und 
wirken hier primär auf Einrichtungen, die der Versorgung der lokalen bzw. regionalen 
Bevölkerung dienen, ihren Kundenkreis also vornehmlich aus der näheren Umgebung 
beziehen. Als besondere Herausforderung erweist sich das Problem der Tragfähigkeit. 
Fehlt die Nachfrage nach bestimmten infrastrukturellen Leistungen, können sie nicht 
mehr wirtschaftlich betrieben, müssen aufgegeben werden, mit der Folge, dass sich die 
Infrastrukturversorgung für die ansässige Bevölkerung verschlechtert. Können Angebote 
noch aufrechterhalten werden, dann nur zu höheren Kosten, auch weil Infrastrukturein-
richtungen in der Regel betriebswirtschaftlich nicht beliebig teilbar sind (vgl. Pütz/Span-
genberg 2006:337) und der Staat sie nicht ins Unermessliche subventionieren kann, was 
in einigen Bereichen der Daseinsvorsorge unter dem Vorzeichen des „unabhängig vom 
demographischen Wandel eingeleitete[n] paradigmatische[n] Wechsel[s] hin vom versor-
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genden zu einem ‚aktivierenden Staat‘“ (Hochstadt 2006:564) schon zur Privatisierung 
geführt hat. Auf solche Entwicklungen kann auf individueller Ebene grundsätzlich auf 
zweierlei Art reagiert werden. Entweder man verzichtet auf das entsprechende Angebot 
oder man versorgt sich woanders. Da ersteres häufig, insbesondere bei alltäglichen Be-
dürfnissen nicht möglich ist, greift in der Praxis eher die zweite Variante, d. h. es werden 
längere Wege in Kauf genommen, um sich zu versorgen. Eine Ausdünnung des Infrastruk-
turangebots führt neben einer Minderung der Versorgungsqualität folglich gleichzeitig zu 
einer Verschlechterung der Erreichbarkeit. Damit wird ein weiterer bedeutender Aspekt 
angesprochen, der in unserer modernen Gesellschaft längst zur gewohnten Normalität 
geworden ist, im Zuge der Alterung jedoch für immer mehr Menschen zu einem lebensein-
schränkenden Faktor werden wird: Mobilität. Wer mobil ist, spürt weniger stark derartige 
raumstrukturelle Konsequenzen, weil er oder sie lokale Versorgungsmängel durch einen 
höheren Aktionsradius kompensieren können. Im schlimmsten Fall kann auf zu große 
Infrastrukturdefizite am Wohnort mit einem Wegzug reagiert werden. Weniger mobile 
Personen sind indes die „Leidtragenden“, insbesondere dann, wenn in der Folge das öf-
fentliche Verkehrsangebot reduziert wird oder anderweitige Unterstützung zur Versor-
gung im Alltag fehlt. Diese Problematik nimmt in einer älter werdenden Gesellschaft zu, 
wobei anzumerken ist, dass Mobilität nicht alleiniges Problem der älteren Bevölkerungs-
gruppe sein muss. Man denke beispielsweise an alleinerziehende Personen ohne Auto 
oder Menschen mit Behinderungen. Auch hält man für keineswegs geklärt, welche Konse-
quenzen der demographische Wandel im Einzelnen für die Verkehrsinfrastruktur nach 
sich zieht (vgl. IÖR/ies 2004:3), weil die so wichtige Frage nach der künftigen Bedeutung 
der Verkehrsmittel Pkw und ÖPNV trotz erkennbarer Veränderungen bei den Mobilitäts-
gewohnheiten aufgrund zahlreicher Einflussfaktoren schwer zu beantworten bleibt: Wer-
den steigende Energiepreise, zunehmende Alterung, infrastrukturelle Konzentration auf 
Siedlungskerne und abnehmende Suburbanisierungsprozesse mittelfristig zu einem Be-
deutungsverlust des Pkw führen oder wird dieser angesichts eines immer schwieriger 
aufrechtzuerhaltenden flächenhaften ÖPNV-Angebots und anhaltender Suburbanisierung 
sogar an Bedeutung gewinnen (vgl. Hochstadt 2006:556)? Und wird man zukünftig noch 
im hohen Alter, begünstigt durch automatisierte Assistenzsysteme, ein Auto oder doch 
vermehrt die öffentlichen Nahverkehrsmittel nutzen? Die Anforderungen an die Verkehrs-
infrastruktur werden daher entscheidend von individuellem Gesundheitszustand, Ein-
kommensverhältnissen und Fortbewegungspräferenzen im Alter, vom Wohnstandortver-
halten, allgemeinen Preisentwicklungen sowie raumplanerischen Strategien abhängen.  
 
Großer Handlungsbedarf ist im schrumpfenden ländlichen Raum gegeben. Dieser ist des-
halb so benachteiligt, weil eine doppelte Ungunstsituation vorliegt: negative Bevölke-
rungsentwicklung trifft auf geringe Siedlungsdichte. Dabei wird die Siedlungsstruktur 
gleichsam zum verschärfenden Faktor, weil deren Weitläufigkeit ohnehin die Tragfähig-
keit und Zugänglichkeit von Infrastruktureinrichtungen erschwert, was schon in der Ver-
gangenheit zu Versorgungs- und Strukturproblemen im ländlichen Raum geführt hat. 
Während ein Infrastrukturrückbau in verdichteten Räumen i.d.R. lediglich Komforteinbu-
ßen darstellt, können solche Einschnitte in ländlichen Räumen das Wegbrechen ganzer 
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Versorgungsstrukturen bedeuten (vgl. Winkel 2008b:44). Hinzu kommt, dass die hier 
wohnhafte Bevölkerung aufgrund ihrer urbanen Lebensweise und verwöhnt von deren 
recht hohem Ausstattungsgrad „heute genauso auf eine gute infrastrukturelle Versorgung 
angewiesen [ist] wie die der Städte“ (Schmitz-Veltin 2006:348) und sie damit die Folgen 
demographischer Veränderungen entsprechend stärker trifft. Ein Infrastrukturabbau in 
weniger dicht besiedelten Regionen ist zudem sozial problematisch, weil die durch größe-
re Entfernungen verursachten „hohen Nebenkosten […] die Vorteile ländlichen preiswer-
ten Wohnens [konterkarieren]“ (Kocks 2007:26) und dies dazu führen kann, dass sich 
ohne staatliches Eingreifen ländliches Wohnen künftig immer weniger Menschen leisten 
können, womit zugleich schon aus vergangenen Suburbanisierungsprozessen bekannte 
Segregationserscheinungen begünstigt werden. Des weiteren steht eine solche Entwick-
lung hierzulande dem sozialstaatlich geprägten Leitbild der gleichwertigen Lebensver-
hältnisse (vgl. Kap. 3.2.2) entgegen, mit dem eine Benachteiligung des Einzelnen in seinen 
Lebensbedingungen aufgrund des Wohnstandorts unterbunden und dadurch letztlich je-
dem Bürger eine „freie“ Wohnstandortwahl ermöglicht werden soll. Daneben wird es aber 
ebenso für demographisch stabile und wachsende ländliche Gemeinden und Regionen 
geboten sein, sich infrastrukturell an veränderte Nutzerstrukturen anzupassen, „einerseits 
um Tragfähigkeit zu sichern und damit Kosten zu sparen, andererseits um den derzeit 
noch notwendigen Ausbau möglichst flexibel zu gestalten[, denn] [n]ur so können die Ein-
richtungen bei zukünftigen Bevölkerungsrückgängen ohne großen Aufwand verkleinert 
oder einer neuen Nutzung zugeführt werden“ (Kocks 2007:24,26). Der Anspruch, gleich-
wertige Lebensverhältnisse und flächendeckende Versorgung zu gewährleisten, bringt die 
Raumplanung bei insgesamt abnehmender Bevölkerung und knappen öffentlichen Kassen 
in eine Zwickmühle (vgl. Hochstadt 2006:557). Um ihm weiterhin gerecht zu werden, 
muss in der Raumstruktur das nötige Gleichgewicht zwischen bereits genannter Erreich-
bar- und Tragfähigkeit gefunden werden. Die Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) hält dabei nach wie vor am Zentrale-Orte-System fest (vgl. MKRO 2009:2), so 
dass, mit anderen Worten, die Aufgabe darin besteht, das „Spannungsverhältnis zwischen 
[…] Dekonzentration zur Einhaltung von Erreichbarkeitsmindeststandards durch Auswei-
tung des zentralörtlichen Netzes und […] Konzentration im Sinne einer Ausdünnung des 
zentralörtlichen Netzes und Verbesserung der Tragfähigkeit der Zentralen Orte […] [ent-
sprechend] auszubalancieren“ (Pütz/Spangenberg 2006:340). Das BBR hat einmal ver-
sucht, dies raumanalytisch im Modell für das Jahr 2050 bei derzeit bestehenden Erreich-
barkeitsstandards und Tragfähigkeitsschwellenwerten Zentraler Orte sowie unter der 
Annahme eintretender Bevölkerungsprognosen umzusetzen. Im Ergebnis zeigte sich, dass 
die erwartete Bevölkerungsentwicklung die Tragfähigkeit vieler heutiger Mittel- und 
Oberzentren gefährden wird, und nicht nur in den dünn besiedelten Schrumpfungsregio-
nen (Abb. 3.9). Insgesamt weist das deutsche Siedlungsnetz bei den angesetzten Kriterien 
auf mittelzentraler Ebene ein Standortoptimierungspotenzial von rund 56 % und auf 
oberzentraler Ebene von einem Viertel auf (vgl. Pütz/Spangenberg 2006:341f.).  
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Abb. 3.9: Tragfähigkeit und Erreichbarkeit Zentraler Orte (vgl. Pütz/Spangenberg 2006:339) 
Bereich Technische Infrastruktur 
Im Bereich der netzgebundenen technischen Infrastruktur steht ebenso die Ver- und Ent-
sorgung vor großen Herausforderungen. Hier wird die Bevölkerungsschrumpfung zum 
Problem, weil sich unter solchen Bedingungen die „Kosten der Weite“ (Kocks 2007:26) 
zwangsläufig bemerkbar machen werden. Ähnlich wie in anderen Infrastrukturbereichen 
wird die mit Einwohnerrückgang einhergehende geringere Auslastung eine Aufrechterhal-
tung der Ver- und Entsorgungssysteme in bisheriger Form schwierig machen (vgl. Kil-
per/Müller 2005:39f.), was sich bereits in vielen Netzen abzeichnet (vgl. Kösters 
2011:203). Auch wenn der Umgang mit Nachfragerückgängen in dieser Branche nicht neu 
ist35, wird die zu erwartende weitere Abnahme des Wasser- und Energieverbrauchs, ne-
ben der demographischen Entwicklung auch Folge zunehmender Umweltschutzauflagen 
und eines veränderten Verbraucherverhaltens, die Situation verschärfen, besonders im 
Bereich der Wärmeversorgung und Abwasserentsorgung (vgl. Tietz 2004:55f.). So ist zum 
Beispiel der Energieverbrauch im Bereich Wohnen trotz bisher steigender Haushaltszah-
len (2000-2011: +7,2 %) und einer starken Zunahme an Einpersonenhaushalten, die übri-
gens gegenüber Haushalten mit drei und mehr Personen im Durchschnitt einen fast dop-
                                                          
35  Unter anderem haben hier technische Verbesserungen, Wanderungsbewegungen, Gewerbe- und Industrie-
abbau, Gebäuderückbaumaßnahmen und Leerstände schon in der Vergangenheit zu einem sinkenden Ver-
brauch im Bereich der Ver- und Entsorgung geführt. So sind etwa der Trinkwasserverbrauch und die Ab-
wassermenge seit 1990 auch ohne Berücksichtigung von Schrumpfungsprozessen infolge von Preis- und 
Gebührenanhebungen sowie sanierter Haustechnik um etwa 25-30 % zurückgegangen (vgl. Koziol 
2004:70f.).  
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pelt so hohen Pro-Kopf-Energieverbrauch haben (vgl. Statistisches Bundesamt 2012h:94), 
allein im Zeitraum 2000-2011 um knapp ein Viertel gesunken (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2013g:59f.). Zusätzlich zum genannten Kostenproblem kommt ein weiterer Aspekt 
zum Tragen, die Auslastungsempfindlichkeit der Systeme durch den sogenannten Raum-
überwindungswiderstand (vgl. Tietz 2004:52f.). Dieser macht sich bei Unterschreitung 
von Mindestfließgeschwindigkeiten und -verbrauchsmengen bemerkbar, weil durch feh-
lenden Durchlauf bedingte Stoffablagerungen und höhere Verweilzeiten des Wassers in 
den Leitungsrohren Geruchsprobleme verursachen sowie die Korrosions- und Wiederver-
keimungsgefahr erhöhen mit der Konsequenz, dass u. a. Leitungsrohre beschädigt und die 
Trinkwasserqualität beeinträchtigt werden (vgl. Koziol 2004:71ff.). Erschwerend kommt 
hinzu, dass Ver- und Entsorgungssysteme als „öffentliche Aufgabe der Daseinsvorsorge 
[…] mit einer Ver- oder Entsorgungspflicht, bzw. für den Nutzer mit einem Anschluss- und 
Benutzungszwang verbunden sind […] [, was] bedeutet, dass solche Systeme auch bei ei-
nem demographischen Wandel betrieben werden müssen, unabhängig davon, ob diese 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten tragfähig sind oder nicht“ (Tietz 2004:56). Die 
logische Konsequenz daraus wird sein, dass steigende Unterhaltskosten in einer zuneh-
mend auch von Liberalisierung und Privatisierung betroffenen Branche mittels höherer 
Gebühren auf die Verbraucher umgelegt werden. Demonstrativ auf mögliche Folgen einer 
solchen Entwicklung aufmerksam gemacht, hat das politische Fernsehmagazin „Frontal21“ 
2012 mit einem Beitrag, der zeigte, „wie teuer Grundversorgung werden kann, wenn der 
demografische Wandel gnadenlos zuschlägt“ (Koberstein 2012:1). So geschehen in einer 
zwanzig Häuser umfassenden peripher gelegenen Siedlung im Oberharz, deren Bewohner 
mit 57,52 Euro pro m³ den höchsten Wasserpreis in ganz Deutschland zahlen, weil zum 
Frischhalten des Trinkwassers die inzwischen viel zu groß gewordene alte Wasserleitung 
ständig mit zusätzlichem Wasser gespült werden muss und der örtliche Wasserversorger 
eine Preissteigerung für das gesamte Verbandsgebiet durch eine neue Rohrverlegung für 
unzumutbar hält (vgl. Koberstein 2012:2f.).  
 
Auch wenn das kein üblicher Fall sein mag, so lässt das Beispiel an der nachvollziehbaren 
Reaktion der Bewohner doch den potenziellen Teufelskreis erkennen: Steigender Wasser-
preis führt zu geringerem Trinkwasserverbrauch und dieser wiederum verursacht neue 
Kostensteigerungen. Infrastrukturen bzw. Siedlungen können aber nicht in dem Maße wie 
die Bevölkerungsdynamik mit schrumpfen; „[d]ie ‚schrumpfende Stadt‘ wird daher zwei-
felsohne eine teure Stadt sein“ (Müller/Siedentop 2004:26). Somit wird es geboten sein, in 
der räumlichen Planung versorgungswirtschaftliche Gesichtspunkte von vornherein mit 
einzukalkulieren und bauliche Entwicklungsmaßnahmen an bestehende Leitungsnetze 
sowie deren Auslastungsstruktur und Anpassungsfähigkeit auszurichten (vgl. Koziol 
2004:82f.). Unumgängliche Rückbaumaßnahmen sollten laut Koziol möglichst flächenhaft 
erfolgen, weil das „langfristig […] die einzige Möglichkeit [ist], die spezifischen Kostenbe-
las  
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lastungen aus der technischen Infrastruktur für die Nutzer in Grenzen zu halten“36 (Koziol 
2004:77). Beim Rückbau sind ferner klimarelevante Aspekte zu berücksichtigen, da z. B. 
eine Verkleinerung der Abwasserrohre bei durch den Klimawandel häufiger auftretenden 
Starkniederschlagsereignissen die Überschwemmungsgefahr erhöht (vgl. Kösters 
2011:204). Mit Blick auf die dünn besiedelten Gebiete gewinnt auch das Thema Dezentra-
lisierung verstärkt an Bedeutung. 
 
Bereiche Bildung und Gesundheit 
Neben der quantitativen hat auch die qualitative Seite des demographischen Wandels, also 
in erster Linie die Alterung, Konsequenzen für die Raumentwicklung. Denn Veränderun-
gen im Altersaufbau einer Bevölkerung ziehen Nachfrageänderungen in der Form mit sich, 
dass sich Bedürfnisse quantitativ verschieben. In einer Gesellschaft mit weniger Kindern 
und Jugendlichen und mehr älteren Menschen werden beispielsweise weniger Kindergär-
ten, Schulen und Jugendeinrichtungen, dafür mehr Pflegeeinrichtungen und altengerech-
ter Wohnraum benötigt. Damit kommen zwangsläufig höhere Kosten auf die öffentlichen 
Haushalte zu, weil die Ausgaben für die Inanspruchnahme öffentlicher Dienstleistungen 
nach Altersgruppe differieren und diese bei den Senioren mit etwa 23.000 Euro/Jahr im 
Vergleich z. B. zu den Jugendlichen fast dreimal so hoch sind (vgl. Ishorst 2009:54). Die 
raumrelevanten Bereiche Schul- und Gesundheitsinfrastruktur stehen dabei zurzeit ver-
stärkt im öffentlichen Fokus, weil der Anpassungsbedarf besonders offensichtlich er-
scheint und hier zum Teil bereits gehandelt wird. Mit Blick auf ersteres erweist sich das 
bestehende Schulnetz angesichts sinkender Kinderzahlen zunehmend als überdimensio-
niert. Die Auswirkungen treffen die Regionen und Schulformen unterschiedlich, weil sich 
im föderalen Bildungssystem der Bundesrepublik die Schullandschaft stark differenziert 
darstellt, die abgesehen von der Geburtenentwicklung von der räumlichen Verteilung der 
Bevölkerung im schulpflichtigen Alter, vom Bildungsverhalten sowie von schulentwick-
lungsplanerischen Vorgaben der einzelnen Bundesländer geformt wird (vgl. Fickermann 
et al. 2002:26). Aufgrund des „demographischen Schocks“ nach der Wende (vgl. Pfaffen-
bach 2009:7f.) setzte in den neuen Bundesländern der Schülerrückgang früher und we-
sentlich stärker ein. In den alten Bundesländern begann dies erst 2004 und damit zehn 
Jahre später (vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2009b:32). Bilanziert 
man die letzten zwanzig Jahre, so nahm die Schülerzahl um vier Prozent noch zu, im Osten 
Deutschlands dagegen um mehr als eine Million bzw. 43,8 % ab37 (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2013c:35f.). Das hatte zahlreiche Schulschließungen zur Folge. Zwischen 1992 und 
2011 sind in Deutschland 9.350 Schulen geschlossen worden, davon knapp 60 % in den 
neuen Ländern mit Schwerpunkten in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2012a:25ff.). Damit hat sich hier der Bestand an Haupt- und 
                                                          
36  Welche Dimensionen das annehmen kann, zeigt das Beispiel Frankfurt/Oder. Hier haben sich die jährlichen 
Kosten für die Geruchsbekämpfung innerhalb von zehn Jahren von rund 10.000 auf umgerechnet 60.000 
Euro versechsfacht, ebenso die Spülwassermengen innerhalb von drei Jahren von 1.920 auf 11.852 m³ (vgl. 
Koziol 2004:71). 
37  Die in diesem Abschnitt genannten Zahlen beziehen sich auf die Entwicklung an den allgemeinbildenden 
Schulen. 
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Realschulen insgesamt um 94 %, an Grundschulen um etwa ein Drittel und der an Gymna-
sien um rund 17 % dezimiert. Im Grundschulbereich sind allein im Zeitraum 1994-2003 
zwischen 22 % (Brandenburg) und 36 % (Mecklenburg-Vorpommern) der Schulstandorte 
aufgegeben worden, wovon ca. 700 ostdeutsche Kommunen betroffen waren (vgl. Weis-
haupt 2006:34). In der Ost-West-Betrachtung deutet sich in jüngster Vergangenheit eine 
Entwicklungsumkehr an. Während die Schülerzahlen im Osten seit 2010 wieder anzustei-
gen beginnen, ist die Entwicklung im Westen weiterhin negativ (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2013c:54f.). Im Schuljahr 2012/13 verzeichneten die alten Länder gegenüber dem 
Vorjahr einen Schülerrückgang um knapp zwei Prozent, die neuen Länder einen Zuwachs 
um ein Prozent, wobei einzig die Stadtstaaten Hamburg und Berlin einen davon abwei-
chenden Trend aufwiesen (vgl. Statistisches Bundesamt 2013a). Generell werden die länd-
lichen und peripheren Regionen Deutschlands künftig die größten Verluste an Schulbevöl-
kerung erfahren, wodurch sich die Bevölkerung in den ländlichen und urbanen Räumen 
altersstrukturell immer mehr angleichen wird (vgl. BBSR 2011a:4ff.). Über Erhalt oder 
Aufgabe von Schulstandorten entscheidet aber nicht allein die demographische Entwick-
lung, sondern letztlich ein komplexes Zusammenspiel mit weiteren Faktoren wie Eigen-
schaften des Schulstandorts bzw. der Schule, Rahmenbedingungen des Schulsystems, 
Lehrkraftsituation, pädagogisches Konzept, Finanzmittel und Schulwahlverhalten der Kin-
der bzw. Erziehungsberechtigten (vgl. Kramer/Nutz 2006:198ff.). Und nicht zuletzt ist 
auch der politische Wille vor Ort mitentscheidend. Schulschließungen sind äußerst proble-
matisch, weil die daraus resultierenden längeren Wege nicht nur augenscheinlich die Er-
reichbarkeit der Schulen erschweren38, sondern auch die Bildungs- und Lebenschancen 
junger Menschen beeinträchtigen können. So belegen Untersuchungen, dass die Gymna-
sialbeteiligung mit zunehmender Wohnentfernung zum Schulstandort abnimmt, vor allem 
bei den in unserem Bildungssystem ohnehin schlechter gestellten Kindern aus bildungs-
fernen Schichten, was bedeutet, „dass ein dichtes Schulstandortnetz nicht nur ein infra-
strukturelles Merkmal ist, sondern auch eine wichtige Voraussetzung für Chancengleich-
heit im Bildungswesen“ (Schmitz-Veltin 2006:350). Darüber hinaus haben Schulen für die 
Regionalentwicklung eine nicht unerhebliche Bedeutung, beeinflussen sie doch das Wohn-
standortverhalten von Familienhaushalten und die Ansiedlung von Unternehmen (vgl. 
Fickermann et al. 2002:29). Zu den Lösungsansätzen zur Aufrechterhaltung einer wohn-
ortnahen Schulversorgung gehören inzwischen Schulformzusammenlegungen (z. B. 
Haupt- und Realschule unter einem Dach) und jahrgangsübergreifender Unterricht, womit 
das in Westdeutschland bis in die 1960er Jahre hinein praktizierte Volksschulkonzept in 
Teilen wiederentdeckt wird (vgl. Fickermann et al. 2002:26). Im Sekundarbereich gehen 
Überlegungen u. a. in Richtung einer Absenkung der Gliedrigkeit und Zügigkeit der Schu-
len, neuer Unterrichtsformen durch verstärkte Nutzung moderner Kommunikationstech-
nologien oder eines aus Zentral- und Filialschulen bestehenden Schulsystems, das anstelle 
                                                          
38  Als Folge vergangener Standortentscheidungen haben sich z. B. in Westdeutschland die Einzugsbereiche 
der Grundschulen seit den 1950er Jahren mit 17,6 km² (1998) mehr als verdoppelt, in Ostdeutschland sind 
sie mit über 30 km² noch weitaus größer. Dabei variieren die Werte bundesweit zwischen durchschnittlich 
11 km² im Saarland und 61 km² in Brandenburg (vgl. Fickermann et al. 2002:26). 
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vom Schülertransport auf eine höhere Mobilität der Lehrkräfte aufbaut (vgl. Kramer/Nutz 
2006:204).  
 
Ein ebenfalls im raumbezogenen Kontext des demographischen Wandels aufgegriffenes 
Thema ist der häufig zitierte Ärztemangel. Laut Studie der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung werden dem deutschen Gesundheitssystem bis zum Jahr 2020 über 71.000 Ärzte 
fehlen (vgl. Kopetsch 2010:143), und das in einer Gesellschaft, die künftig vermehrt medi-
zinische Leistungen nachfragen wird (vgl. Beivers/Spangenberg 2008:94). Ursächlich da-
für ist eine ungünstige Konstellation aus absehbar hohen altersbedingten Abgängen von 
Ärzten, fehlendem Nachwuchs, Emigration deutscher Ärzte und ungenutztem Reservepo-
tenzial (vgl. Kopetsch 2010:141ff.). Probleme werden vor allem in der hausärztlichen Ver-
sorgung erwartet, die Ende des kommenden Jahrzehnts bundesweit mit knapp 7.000 
Hausärzten weniger zu rechnen hat als heute (vgl. Kopetsch 2010:65). Die seit Jahrzehn-
ten zu beobachtende Entwicklung hin zur fachärztlichen Versorgung sowie die Umstände, 
dass der einst so geschätzte Beruf des „Landarztes“ für Medizinabsolventen wegen langer 
Arbeitszeiten und vergleichsweise geringer Entlohnung wenig attraktiv erscheint und 
zudem die junge Arztgeneration vornehmlich große Städte als Arbeits-/Wohnort präfe-
riert39, werden in zweierlei Hinsicht ein Ungleichgewicht in der Ärzteversorgung erzeu-
gen. Einerseits kommt es zu weiteren Versorgungsengpässen im hausärztlichen Bereich, 
andererseits zu einer verstärkten Benachteiligung ländlicher Regionen, was bereits heute 
spürbar ist. Im Frühjahr 2011 fehlten den neuen Bundesländern 271 und allein Nieder-
sachsen 181 Hausärzte (vgl. KBV 2013a:Abb.2+3). Und dennoch lässt sich feststellen, dass 
„Deutschland nicht zu wenige, sondern eher zu viele Ärzte [hat]“ (Klose/Rehbein 2011:5). 
Die Statistik der Bundesärztekammer weist für Deutschland seit 1990 durchweg steigende 
Arztzahlen und eine gegenüber den 1970er Jahren mehr als doppelt so hohe Arztdichte 
aus (vgl. Klose/Rehbein 2011:6). Demgegenüber erscheinen Schlagzeilen wie „Landarzt-
mangel: Zu wenige weiße Kittel in der Provinz“ (Lauerer 2013) oder „Die Arztpraxis in 
Fußnähe wird es nicht mehr überall geben“ (pei/eb 2008) wie ein Widerspruch. Dieser 
lässt sich jedoch mit einem Blick auf die regionale Ärzteverteilung auflösen, die Unter-
schiede im Versorgungsgrad offenbart, so etwa ein Süd-Nord-Gefälle bei den Hausärzten 
mit besonders niedrigen Versorgungsgraden in Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Bran-
denburg (vgl. Klose/Rehbein 2011:15). Dabei hat die in wachsendem Maße wahrnehmba-
re Diskrepanz zwischen offensichtlichen Versorgungsengpässen vor Ort und rechnerisch 
ausreichender Versorgungslage die bisher in Deutschland praktizierte medizinische Be-
darfsplanung in Frage gestellt. Als besondere Schwachstelle wurde die zur Beurteilung 
herangezogene Einwohner-Arzt-Relation kritisiert, weil sie durch die Nichtberücksichti-
gung von für die räumliche Versorgung bedeutsamen Aspekten wie Distanzen, Alters-
struktur der Bevölkerung etc. die „tatsächliche, alltagsrelevante Versorgungssituation 
[verdeckt]“ (Schmitz-Veltin 2006:351). Darauf wurde inzwischen mit der zum 1. Januar 
                                                          
39  Laut einer repräsentativen Umfrage des Forschungsinstituts TNS Infratest im Auftrag der Commerzbank 
unter 300 niedergelassenen und angestellten Ärzten können sich nur fünf Prozent der Ärzte vorstellen, ei-
ne Praxis auf dem Land zu eröffnen. 42 % hingegen würden sich in einer Großstadt und 36 % in einer 
Klein- bzw. Mittelstadt niederlassen (vgl. Von Borstel 2011:Abs. 1). 
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2013 in Kraft getretenen neuen Bedarfsplanungsrichtlinie reagiert. Zu den wichtigsten 
Änderungen gehören die Einführung arztgruppenspezifischer Versorgungsebenen mit in 
Abhängigkeit von der Bedarfsintensität unterschiedlich großen Planungsbereichen, die 
Möglichkeit zur Abweichung von den Bundesvorgaben auf Landesebene und die Modifika-
tion der Verhältniszahlen durch einen Demographiefaktor (vgl. KBV 2013b:4f.). So erfolgt 
u. a. „die Planung [der hausärztlichen Versorgung] nicht mehr auf Ebene der Kreise und 
kreisfreien Städte, sondern kleinteiliger auf der Ebene von Mittelbereichen“ (Gemeinsa-
mer Bundesausschuss 2013:3). Durch die Möglichkeit der Geltendmachung eines zusätzli-
chen lokalen Versorgungsbedarfs in nicht unterversorgten Planungsbereichen finden au-
ßerdem regionale Besonderheiten, die sich aus Demographie- und Morbiditätsverhältnis-
sen, sozioökonomischen und räumlichen Faktoren, den bestehenden Versorgungsstruktu-
ren und infrastrukturellen Gegebenheiten ergeben können (vgl. Gemeinsamer Bundesaus-
schuss 2014:25), bei der Beurteilung der Versorgungssituation umfassender Berücksichti-
gung.  
 
Wohnraumnachfrage 
Der in Kapitel 2.2.4 bereits angesprochene elementare Lebensbereich Wohnen wirkt 
durch den Wohnungsbau raumprägend. Auf dem Wohnungsmarkt tritt die Bevölkerung in 
Form von Haushalten auf, somit ergibt sich die Nachfrage weniger aus der Bevölkerungs- 
als vielmehr aus der Haushaltsentwicklung. Dabei wird sich in Deutschland die bisherige 
diametrale Entwicklung zwischen Bevölkerung und privaten Haushalten zunächst weiter 
fortsetzen. Man geht davon aus, dass trotz Bevölkerungsrückgangs die Anzahl der Haus-
halte bis 2025 von derzeit 40,7 Mio. (Stand 2012) auf 41,2 Mio. zunehmen und erst danach 
wieder sinken wird (vgl. BBSR 2012g:6f.), eine Entwicklung, die vor allem dem anhalten-
den Singularisierungstrend in unserer Gesellschaft geschuldet ist (vgl. Kap. 2.1.3). Zugleich 
erfährt die Haushaltsentwicklung qualitative Veränderungen. Der Wandel in der Alters-
struktur der Bevölkerung führt dazu, dass künftig weniger Haushalte mit Kindern und 
mehr Seniorenhaushalte Wohnraum nachfragen werden. So wird 2040 nur in jedem fünf-
ten Haushalt mindestens ein Kind leben, heute ist das noch in jedem vierten Haushalt der 
Fall (vgl. Hochstadt 2006:554). Ebenso wird die für den Wohnungsbausektor besonders 
relevante Personengruppe der 30- bis 45-Jährigen, die typischen „Eigenheimbauer-Haus-
halte“, deutlich abnehmen, bis zum Jahr 2030 bundesweit um über ein Fünftel (vgl. Schlö-
mer 2012:81). Entsprechend werden für die kommenden Jahrzehnte Nachfragerückgänge 
bei großen Wohnungen und Eigenheimen bei einem insgesamt jedoch steigenden Wohn-
raumbedarf erwartet. Die BBSR-Wohnungsmarktprognose 2025 geht davon aus, dass die 
Wohnflächennachfrage um rund sechs Prozent und die Pro-Kopf-Wohnfläche bei allen 
Haushaltstypen um etwa 3-4 m² steigen wird (vgl. BBSR 2010c:5). Neben dem weiteren 
Absinken der Haushaltsgröße ist hierfür der sogenannte Remanenzeffekt mitverantwort-
lich, das Phänomen des tendenziellen Verbleibs in der angestammten Wohnung im Alter, 
auch wenn diese dann nicht mehr den eigenen Größenansprüchen entspricht. Dieses 
„ageing in place“ ist abgesehen von anderen Faktoren oftmals durch Wohneigentum mit 
bedingt, das nur sehr ungerne aufgegeben wird. Statistisch gesehen beanspruchen dem-
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nach ältere Menschen im Durchschnitt 62 m², jüngere hingegen nur 37 m² Wohnfläche 
(vgl. Hochstadt 2006:560). Wie sich der Wohnflächenkonsum und andere Aspekte der 
Wohnungsnachfrage entwickeln werden, hängt jedoch nicht allein von der Struktur der 
Haushalte und den Wohnkosten, sondern ebenso von den künftig nachgefragten Wohn-
konzepten ab (vgl. GdW 2008:44ff.).  
 
Analog zur Bevölkerung wird ebenso für die Haushalte eine heterogene räumliche Ent-
wicklung prognostiziert. Laut der BBSR-Haushaltsprognose wird sich zwar die Anzahl der 
Regionen mit abnehmenden Haushaltszahlen bis 2030 um mehr als das Dreifache erhö-
hen, gleichzeitig wird aber die regionale Haushaltsdynamik weniger einschneidend sein 
als die Bevölkerungsdynamik (vgl. Schlömer 2012:71, 74). Es wird ein weiteres Auseinan-
derfallen der regionalen Wohnungsmärkte erwartet, wobei diese kleinräumig und nach 
einzelnen Segmenten differieren (vgl. Hochstadt 2006:562). Die Wohnraumnachfrage 
wird sich auf die süd- und westdeutschen Wachstumsräume konzentrieren (vgl. Kösters 
2011:198), womit sich „die regionalspezifischen Muster der demographischen Entwick-
lung […] auch in der räumlichen Entwicklung der Wohnungsnachfrage [manifestieren 
werden]“ (BBSR 2010c:5). So wird für die alten Bundesländer ein jährliches Wachstum 
von rund 0,4 % bis 2025 prognostiziert, für die neuen Bundesländer hingegen eine Stagna-
tionsrate um 0,03 % (vgl. BBSR 2010c:5). Angebotsprobleme – aktuell lebt ungefähr jeder 
zehnte Deutsche in einer Region mit angespanntem Wohnungsmarkt – und Neubaubedarf 
sieht der Präsident des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen Axel Gedaschko in den kreisfreien Städten, vor allem in Berlin, München, Ham-
burg, Frankfurt, Köln, Leipzig, Dresden, Münster, Stuttgart und Düsseldorf, wo es im ersten 
Halbjahr 2013 die meisten Menschen hinzog (vgl. GdW 2013:6). Laut BBSR-Wohnungs-
marktprognose 2025 wird für München mit 14 % die höchste Wohnflächennachfrage, für 
Halle (Saale) indes mit knapp zehn Prozent der höchste Rückgang erwartet (vgl. BBSR 
2010c:6). Aktuellen Entwicklungen folgend wird davon ausgegangen, dass der zukünftige 
Bedarf primär durch Bestandsmaßnahmen, welche mittlerweile knapp 80 % der Woh-
nungsbauleistungen ausmachen, gedeckt werden wird (vgl. BBSR 2012f:113, BBSR 
2010c:14). Insgesamt rechnet man bundesweit mit einer tendenziell rückläufigen Ent-
wicklung im Wohnungsneubau (vgl. BBSR 2010c:9). Das mit durchschnittlich 1,4 Woh-
nungen je 1.000 Einwohner bis 2025 bezifferte vergleichsweise niedrige Neubauvolumen 
(vgl. BBSR 2010c:14) wird zu 70 % demographisch und verhaltensbedingt induziert und 
zu 30 % Ersatzbedarf durch altersbedingten Wohnungsabgang sein (vgl. BBSR 2010c:9). 
Räumliche Schwerpunkte im Ein- und Zweifamilienhaussegment werden im Umland der 
Agglomerationsräume Berlin, Hamburg, Bremen und München sowie in Teilen Nieder-
sachsens, Süd- und Westdeutschlands mit einer im Vergleich zu früher insgesamt zuneh-
menden Bedeutung der verdichteten Umlandkreise gesehen, im Geschosswohnungsbau in 
Berlin, der Region München, im Rhein-Main-Kreis sowie in den südlichen Landesteilen 
Baden-Württembergs und Bayerns (vgl. BBSR 2010c:9ff.). Auf der anderen Seite werden 
Teilräume abseits der demographischen und ökonomischen Wachstumsregionen mit stei-
genden Wohnungsleerständen zu kämpfen haben. Gegenwärtig liegt die Leerstandsquote 
bei 8,6 % (vgl. Statistisches Bundesamt 2013j). Im besonders betroffenen Mehrfamilien-
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haussegment prognostiziert das BBSR lediglich für ein Fünftel der Raumordnungsregio-
nen ein mittleres bis sehr geringes Leerstandsrisiko (vgl. BBSR 2010c:7). Leerstände sind 
vor allem, aber nicht nur ein ostdeutsches Problem40. Auch in strukturschwachen und alt-
industrialisierten Regionen Westdeutschlands ist diese Problematik schon heute deutlich 
erkennbar und wird weiter zunehmen (vgl. BBSR 2012f:116). Davon besonders betroffen 
im Osten wie im Westen sind ländliche Kreise (vgl. BBSR 2012f:116). In solchen Regionen 
verschlimmert sich die Situation, weil sich Grundstücke und Immobilien kaum noch auf 
dem Markt vermitteln lassen, Bauinvestitionen immer weniger getätigt werden und die 
sinkende Kreditwürdigkeit schrumpfender Gebietsköperschaften eine kommunale Wei-
terentwicklung erschwert (vgl. Kösters 2011:197).  
 
Abschließend sei an dieser Stelle noch auf das Wohnstandortverhalten der Bevölkerung 
verwiesen, das wesentlich mit darüber entscheiden wird, wo in Zukunft die verschiedens-
ten Bedarfe zu befriedigen sein werden. In diesem Zusammenhang wird seit Beginn des 
neuen Jahrtausends in der wissenschaftlichen Community eine lebhafte Debatte über eine 
Reurbanisierung in Deutschland, also eine mögliche Renaissance des Wohnens in der 
Stadt geführt (vgl. z. B. Brühl et al. 2005, Läpple 2006, Siedentop 2008, Brake/Herfert 
2012). Man stützt sich dabei insbesondere auf die gegenüber den 1990er Jahren beo-
bachtbaren Konzentrations- bzw. abnehmenden Dekonzentrationsprozesse in der Bevöl-
kerungs- und Beschäftigungsentwicklung. So ist beispielsweise empirisch belegbar, dass 
die Mehrheit der größeren deutschen Stadtregionen in den Jahren 2002-2008 eine Ent-
wicklung verzeichnete, die durch Einwohnerzuwächse der Kernstadt und Einwohnerver-
luste des Umlandes charakterisiert war (vgl. Siedentop 2012:6f.). Diese jüngst auftreten-
den positiven Wanderungssalden großer Städte werden gerne herangezogen, um die Hy-
pothese von der Reurbanisierung zu untermauern. Eine solche Schlussfolgerung ist jedoch 
häufig zu relativieren, weil „dieser Wechsel von einem kontinuierlich steigenden Saldo der 
18- bis unter 30-Jährigen getragen wird, also von jener Gruppe, die [ausbildungs- oder 
arbeitsplatzbedingt] seit langem die Zuwanderung in die Städte dominiert“ (Gans et al. 
2010:51). Somit ist dieser eher als „eine Abschwächung der Intensität der ‚Stadtflucht‘, 
nicht aber [als] eine wirkliche Trendumkehr im Wanderungsverhalten zugunsten der gro-
ßen Städte“ zu interpretieren (Siedentop 2012:4). Einen ganz anderen Punkt ansprechend, 
stellt sich Schmitz-Veltin (2007:85) auch die Frage, ob überhaupt von einem urbanen 
Wohntrend gesprochen werden könne, wenn mit den ihn tragenden Zuzügen in neu ent-
standene große innenstadtnahe Ein- und Zweifamilienhausgebiete quasi die Suburbanisie-
rung nur in die Städte verlagert wird. Darüber hinaus hat eine Analyse anhand von Wan-
derungsdaten zu 16 ausgewählten Wohnungsmarktregionen, die keinen Nachweis für 
einen sich vollziehenden quantitativ bedeutsamen Reurbanisierungstrend erbringen 
konnte, aufzeigen können, dass sich die räumliche Realität auch diesbezüglich nicht ver-
allgemeinernd beschreiben lässt (vgl. Hirschle/Schürt 2008). Während für schrumpfende 
                                                          
40  Das Statistische Bundesamt weist für 2010 für die neuen Bundesländer eine Leerstandsquote von 11,5 % 
aus, die damit knapp vier Prozent über der der alten Bundesländer liegt. Im Vergleich zu 1998 ist die Quote 
in den neuen Ländern jedoch um 13 % zurückgegangen, während sie in den alten um 28 % gestiegen ist 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2013j).  
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Regionen ein deutliches Abklingen der Suburbanisierung vor allem durch weniger Fortzü-
ge aus den Kernstädten festgestellt werden konnte, ist in wachsenden Regionen weiterhin 
das klassische Muster der Suburbanisierung bestimmend (vgl. Hirschle/Schürt 2008:216). 
Nach wie vor zieht es Familien mit Kindern ins Umland der Städte, wobei Standortpräfe-
renzen in Bezug auf den Stadt- und Gemeindetyp variieren und vom Wohnungs-, Bauland- 
und Versorgungsangebot der Gemeinden abhängen. Ebenso ist bei der jüngst im Mittel-
punkt der Reurbanisierungsdebatte stehenden Personengruppe der Generation 50plus 
noch keine Präferenzänderung zu erkennen (vgl. Hirschle/Schürt 2008:218, Kramer/Pfaf-
fenbach 2011:86ff.). Trotz vorliegender kontroverser Befunde sprechen einige Faktoren 
dafür, dass große Städte unter veränderten demographischen und ökonomischen Bedin-
gungen wieder an Bedeutung gewinnen könnten. Dazu zählen u. a. generelle Vorteile zen-
traler Wohnlagen für Ältere und Berufstätige gleichermaßen, Zunahme kernstadtaffiner 
Nachfrage durch sich wandelnde Haushaltsformen und Wohnpräferenzen, steigende Au-
ßenzuwanderung, die vorzugsweise Großstadtregionen zum Ziel hat, Tragfähigkeitspro-
bleme ländlicher Regionen, Entspannung kernstädtischer Wohnungsmärkte (vgl. Sieden-
top 2012:9ff.) sowie relative Wohnstandorttreue bei Bewohnern größerer Städte (vgl. 
BMVBS/BBSR 2009a:99). 
 
3.2.2 Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
Die unterschiedliche Raumwirksamkeit des demographischen Wandels hat in Deutschland 
zudem eine Grundsatzdebatte um das raumordnerische Leitbild der Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse41 mit entfacht. Dieses dient, verkürzt ausgedrückt, vorbeugend der 
Abwehr einer potenziellen, die bundesstaatliche Einheit des Landes gefährdenden regio-
nalen Auseinanderentwicklung. Zu diesem Zweck verfolgt Deutschland in der Raument-
wicklung seit Jahrzehnten eine Politik des Ausgleichs räumlicher Disparitäten mit dem 
Ziel, eine Angleichung im Sinne „einer Annäherung der Lebensbedingungen […] auf mög-
lichst hohem Niveau“ (Rohlfs 2008:166) zwischen den Regionen Deutschlands herbeizu-
führen. Während es in der Nachkriegszeit galt, die mit der Industrialisierung und dem 
darauf folgenden wirtschaftlichen Strukturwandel verstärkt aufkommenden Disparitäten 
zwischen Stadt und Land abzubauen, verlagerte sich mit der Wiedervereinigung Deutsch-
lands das Augenmerk nach 1990 auf einen Ausgleich zwischen Ost und West, was der da-
malige Bundeskanzler Helmut Kohl mit dem Versprechen „blühender Landschaften“ un-
termauerte. Ausdruck dieser bis heute betriebenen Ausgleichspolitik zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse, was auf europäischer Ebene mit dem Ziel der territo-
rialen Kohäsion ebenso bekundet wird, sind etwa das Instrument des Länderfinanzaus-
gleichs, der 1991 eingeführte Solidaritätszuschlag zur Bewältigung des Transformations-
prozesses in den neuen Bundesländern sowie zahlreiche Fördermaßnahmen zur Ent-
wicklung strukturell benachteiligter Räume (u. a. Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgaben, 
Städtebauförderung). 
                                                          
41  Der Aspekt der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse wird nicht einheitlich als Leitbild bezeichnet. In 
der Wissenschaft wie in der Politik werden in diesem Zusammenhang unterschiedlichste Begriffe wie Leit-, 
Zielvorstellung, Leitprinzip, Ziel, Grundsatz etc. verwendet.  
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Aufgekommen mit den neuen die künftige Raumentwicklung Deutschlands bestimmenden 
Leitbildern und Handlungsstrategien (vgl. BMVBS 2006), kreist die Debatte über gleich-
wertige Lebensverhältnisse um die Frage, ob bzw. wie dieses verfassungsrechtlich veran-
kerte und gleichsam politisch verfolgte Ziel angesichts gewandelter wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Rahmenbedingungen noch ihre Daseinsberechtigung findet. Der „fatale 
Cocktail aus demographischem Wandel, Deökonomisierung und staatlicher Finanzschwä-
che“ (Kaltenbrunner 2006:393) zeigt bereits in einigen Teilen, insbesondere im Osten 
Deutschlands Folgen, die eine Zunahme räumlicher Disparitäten „und damit auch ein-
schneidende Auswirkungen auf die regionalen Lebensverhältnisse“ (Herfert 2007:436) 
befürchten lassen. Gerade aber dem entgegenzuwirken, dazu haben sich Politik und 
Raumordnung mit dem selbst gesetzten Gleichwertigkeitsziel verpflichtet. Öffentliche 
Aufmerksamkeit bekam das Thema, als 2004 der neu gewählte Bundespräsident Horst 
Köhler in einem Focus-Interview sagte, dass „es nun einmal überall in der Republik große 
Unterschiede in den Lebensverhältnissen [gebe] […] [und] wer sie einebnen [wolle], […] 
den [seiner Meinung nach nicht mehr tragfähigen] Subventionsstaat [zementiere]“ (Bun-
despräsidialamt 2013:Abs. 34) und sprach damit „den Widerspruch zwischen dem, was als 
Ziel in politischen Sonntagsreden gepredigt wurde, und dem, was […] Raumwissenschaft-
ler Tag für Tag angesichts der Übermacht an Problemen vor Ort erlebten“, an (Müller 
2010:2). Mit dieser Äußerung löste er damals zugleich eine Kontroverse aus, denn die ei-
nen sahen damit eine längst überfällige Realität ausgesprochen, während andere darin 
eine Abkehr der Politik von der auch verfassungsrechtlich anerkannten Zielvorstellung 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse deuteten. Entsprechend hat auch im fachlich-
wissenschaftlichen Kontext diesbezüglich eine Auseinandersetzung über verschiedene 
Standpunkte, namentlich die Aufgabe des Gleichwertigkeitsziels, eine Neuinterpretation 
desselbigen und eine Veränderung der Instrumente unter Beibehaltung des Ziels, stattge-
funden (vgl. Hahne 2005:258ff.). Dass dabei gegenläufige Positionen vertreten werden, 
überrascht nicht sonderlich, deutet das doch auf die dem Leitbild selbst anhaftende Pro-
blematik der Interpretation hin. Die unterschiedlichen Auffassungen beruhen dabei auf 
der Weitläufigkeit des Begriffs der Gleichwertigkeit, die dazu führt, dass Gleichwertigkeit 
häufig in einem Atemzug mit anderen Worten wie Gleichheit oder Einheitlichkeit genannt 
wird – Köhler verwies darauf indirekt mit dem Ausdruck „einebnen“ – und dadurch der 
Eindruck einer vermeintlich begrifflichen Synonymität vermittelt wird. Obwohl das, wie 
noch ausgeführt werden wird, nicht der Fall ist, hat die Entrüstung nach dem Köhler-
Interview gezeigt, dass „diese Auslegung […] augenscheinlich noch immer den gesell-
schaftlichen Grundkonsens, wie Gleichwertigkeit praktisch umzusetzen ist[, repräsen-
tiert]“ (Barlösius 2006:17). Basierend auf Erkenntnissen der Ungleichheitssoziologie kann 
diese weitverbreitete Einstellung damit erklärt werden, dass der innere Wunsch nach so-
zialer Gerechtigkeit in der Gesellschaft hierbei auf den Raum übertragen wird und demzu-
folge die als Gerechtigkeitsmaß herangezogene Gleichverteilung nicht nur vertikal inner-
halb der Sozialstruktur, sondern auch horizontal zwischen den Regionen gefordert wird 
(vgl. Barlösius 2006:18f.). Dass mit derartigen öffentlichen Statements größere Erwartun-
gen in der Bevölkerung als vom Gesetzgeber gemeint geweckt bzw. verfestigt werden, ist 
in diesem Kontext für die Politik nicht unproblematisch, weil sie gerade im schwierigen 
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Umgang mit dem demographischen Wandel verstärkt auf die Akzeptanz der Bürger und 
vielerorts auf deren Engagement angewiesen sein wird. Bevor auf die Kernpunkte der 
Debatte eingegangen wird und um den hier aufgeworfenen Sachverhalt von den gleich-
wertigen Lebensverhältnissen besser nachvollziehen zu können, bedarf es zunächst eines 
genaueren Blickes in die Entstehungsgeschichte dieses Leitbildes und damit verbunden in 
seine Rechtsgrundlagen, das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) und 
das Raumordnungsgesetz (ROG). 
 
3.2.2.1 Verfassungsrechtliche Grundlagen 
Der Ursprung des Leitbildes geht auf die Gründungszeit der Bundesrepublik zurück, als es 
mit dem 1949 in Kraft getretenen Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland rechtlich 
festgeschrieben worden ist. Anlass gab die Befürchtung, dass „[i]m beginnenden Wieder-
aufbau […] viele ländliche Regionen hinter der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Entwicklung in den Agglomerationsräumen zurückzubleiben [drohten]“ (Hahne/Stielike 
2013:6). Das Leitbild findet sich dabei unter dem Abschnitt zur Regelung der Bundesge-
setzgebung in Art. 72 Abs. 2 GG wieder, der dem Bund im Bereich der konkurrierenden 
Gesetzgebung in Ausnahmefällen ein gesetzgeberisches Handeln einräumt:  
„Auf den Gebieten des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 4, 7, 11, 13, 15, 19a, 20, 22, 25 und 26 hat der 
Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im 
gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.“ 
Das Grundgesetz spricht also von „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bun-
desgebiet“. Dieser Wortlaut entstammt allerdings nicht der originären Fassung aus dem 
Jahre 1949. Er ist in der Form erst mit der Verfassungsreform 1994 in das Grundgesetz 
eingebracht worden, als Ersatz für die damalige Formulierung „Wahrung der Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse über das Gebiet eines Landes hinaus“ (Art. 72 Abs. 2 GG a.F.). 
Hintergrund war, dass die neue deutsche Staatsbildung Anpassungen des Grundgesetzes 
erforderlich machte und im Zuge dessen wurde gewissermaßen „als Ausdruck eines nach 
der Wiedervereinigung notwendigen Realismus“ (Bothe zit. in Rohlfs 2008:84), dass sich 
die unter dem Sozialismus der DDR geschaffenen Lebensverhältnisse in den neuen Län-
dern, wenn überhaupt, nicht so schnell an das Westniveau angleichen lassen, der Begriff 
der Einheitlichkeit durch den der Gleichwertigkeit ersetzt42. Diese begriffliche Abschwä-
chung „entsprach einem grundlegend gewandelten Verständnis räumlicher Entwicklung“, 
wo „[r]äumliche Unterschiede […] nicht mehr automatisch als problematische Disparität 
verstanden [wurden], sondern […] auch als wünschenswerte Differenz erscheinen [konn-
ten]“ (Hahne/Stielike 2013:7). Die Tatsache, dass dabei aber schon der Begriff der Gleich-
wertigkeit nicht unumstritten war, macht den Stand des Leitbildes als „ein durchaus 
schwieriges Ziel oder ein selten eindeutiger Maßstab“ (Strubelt 2006:308) deutlich. 
                                                          
42  Der Begriff „Gleichwertigkeit“ ist hier aber nicht neu. Schon in früheren Reformbemühungen zum Grundge-
setz ist eine solche Neuformulierung vorgeschlagen worden (vgl. Rohlfs 2008:69) und auch das Bundes-
raumordnungsprogramm von 1975 spricht bereits von gleichwertigen Lebenschancen bzw. Lebensbedin-
gungen (vgl. Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1975:IIf.).  
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Wie bei jedem Gesetzestext stellt sich die Frage nach der Rechtsauslegung. Der Bundesge-
setzgeber hat Art. 72 Abs. 2 GG im Sinne der „erforderliche[n] normative[n] Offenheit und 
Weite der Verfassung“ (Rohlfs 2008:150) mit unbestimmten Rechtsbegriffen ausgestattet 
(vgl. auch Stern 1977:89), was die Rechtsnorm andererseits aber ausfüllungsbedürftig und 
deren Handhabe folglich nicht einfach macht. Hierfür sind die in der Norm enthaltenden 
Tatbestandsmerkmale zu klären. Das sind im Einzelnen: a) Lebensverhältnisse im Bun-
desgebiet, b) Herstellung von Gleichwertigkeit und c) Erfordernis einer bundesgesetzli-
chen Regelung (vgl. Rohlfs 2008:76-95). Eine sachgerechte Interpretation von Gesetzes-
normen muss sich auf die neuere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) und in diesem Fall auch auf das Verständnis im Raumordnungsrecht stützen. 
Welches Rechtsverständnis dem Leitbild der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu-
grundeliegt, soll nachfolgend dargelegt werden. 
 
Als Maßstab dient dabei folgender Leitsatz des BVerfG zum sogenannten Altenpflege-Ur-
teil vom 24. Oktober 200243:  
„Das bundesstaatliche Rechtsgut gleichwertiger Lebensverhältnisse ist […] erst dann be-
droht und der Bund erst dann zum Eingreifen ermächtigt, wenn sich die Lebensverhältnis-
se in den Ländern der Bundesrepublik in erheblicher, das bundesstaatliche Sozialgefüge 
beeinträchtigender Weise auseinander entwickelt haben oder sich eine derartige Entwick-
lung konkret abzeichnet“ (Hamm et al. 2003:41). 
Mit diesem Ausspruch bezieht das Gericht dezidiert Stellung zu Art. 72 Abs. 2 GG und lie-
fert sogleich Anhaltspunkte für die Auslegung der drei o.g. Normelemente. Was das Tatbe-
standsmerkmal a) betrifft, „so können Lebensverhältnisse [zunächst einmal von der rei-
nen Wortbedeutung her] auch als Grundlage individueller Lebensgestaltung oder als Le-
bensqualität bezeichnet werden“ (Hahne/Stielike 2013:8). Anhand der hiesigen Bezug-
nahme auf das bundesstaatliche Sozialgefüge in Verbindung mit dem im Gesetzestext ent-
haltenden Begriff der Wirtschaftseinheit lässt sich ableiten, dass der Begriff der Lebens-
verhältnisse dabei primär den sozialen und ökonomischen Lebensbereich einschließt, also 
Aspekte des Arbeits- und Erwerbslebens, das Angebot an Gütern und Dienstleistungen 
sowie die staatliche Infrastruktur beinhaltet (vgl. Rohlfs 2008:79). Daneben wird impli-
ziert, dass der Staat durch gesetzgeberisches Handeln Einfluss auf diese Bereiche nehmen 
kann, so dass sich Lebensverhältnisse hier am ehesten begreifen lassen „als die der [mehr 
oder weniger] unmittelbaren Gestaltung des Gesetzgebers zugänglichen tatsächlichen, 
insbesondere sozialen und ökonomischen, Rahmenbedingungen für die individuellen Le-
                                                          
43  Mit dem Altenpflege-Urteil vom 24. Oktober 2002 hat das BVerfG die Gesetzgebungskompetenz zwischen 
Bund und Ländern im Bereich der Altenpflegeausbildung geklärt, wonach die Ausbildungsregelung zur Al-
tenpflegehilfe weiterhin Ländersache bleibt und die Ausbildungsregelung zur Altenpflege dem Bund über-
tragen wurde. Diese Entscheidung ist im Rahmen der Aufstellung eines Altenpflegegesetzes, das „die Aus-
bildung zu den Berufen in der Altenpflege erstmals bundeseinheitlich […] [regelt]“ (BVerfG 2013:I.2), not-
wendig geworden, nachdem die Bayerische Staatsregierung ein Normenkontrollverfahren über die ur-
sprüngliche Gesetzesfassung, die beide Ausbildungsbereiche in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
zu legen vorsah, beantragte. Im Rahmen dieses Verfahrens hat das BVerfG auch die in Art. 72 Abs. 2 GG be-
nannten Ziele zulässiger konkurrierender Bundesgesetzgebung, einschließlich die "Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse", konkretisiert (vgl. BVerfG 2013).  
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bensumstände des Einzelnen, die ihm im Lichte der aufgezählten Teilgebiete des Art. 74 
GG44 (noch) offen stehen“ (Rohlfs 2008:82). In diesem Zusammenhang deutet Brandt 
(2006:18) noch darauf hin, dass durch den Verweis auf das Bundesgebiet als Bezugsraum 
mit Lebensverhältnissen „nicht nur direkte Einflüsse auf die Menschen in Deutschland 
gemeint [sind], sondern auch indirekte, die sich aus dem Lebensumfeld, der Umwelt der 
Menschen ergeben können.“ Ferner lässt sich daraus schließen, dass es „explizit nicht um 
individuelle, sondern um räumliche Gerechtigkeit“ (Hahne/Stielike 2013:8f.) gehe. 
 
Die Interpretationsschwierigkeiten in Hinblick auf das Leitbild gründen vor allem auf das 
Tatbestandsmerkmal b), der Gleichwertigkeit. Dieses muss zusammen mit dem Tatbe-
standsmerkmal c) betrachtet werden, weil sich beide einander bedingen, in dem Sinne, 
dass das Nichtvorliegen gleichwertiger Lebensverhältnisse eine bundesgesetzliche Rege-
lung notwendig macht und somit die zur Erfordernis führenden Voraussetzungen un-
gleichwertige Lebensverhältnisse darstellen (vgl. Art. 72 Abs. 2 GG). Im Kern ist der Tatbe-
stand der Gleichwertigkeit bzw. im Umkehrschluss die Ungleichwertigkeit, die letztlich 
zum gesetzlichen Eingreifen des Staates befugt, zu konkretisieren. Dabei muss zunächst 
einmal geklärt werden, in welcher Beziehung der Begriff der Gleichwertigkeit zum in die-
sem Kontext oft zitierten Begriff der Gleichheit bzw. Einheitlichkeit steht. Abweichend von 
der häufig in der Öffentlichkeit üblichen Handhabe gibt das Grundgesetz dazu eine eindeu-
tige Antwort: die Begriffe haben eine jeweils andere Bedeutung und sind somit nicht 
gleichzusetzen. Erstens hat der Bundesgesetzgeber dem Wort Gleichheit mit Art. 3 Abs. 1 
GG (Gleichheitsgebot vor dem Gesetz) eine klare Konnotation zugewiesen. Zweitens hat er 
1994 nicht ohne Grund eine Neuformulierung des Art. 72 Abs. 2 GG vorgenommen. Und 
drittens hat die Rechtsprechung die unterschiedliche Bedeutung beider Begriffe jüngst 
bestätigt (vgl. Hamm et al. 2003:52) und ist damit auch der schon in früherer Vergangen-
heit vertretenden Sichtweise gefolgt. Denn bereits bei den ersten Reformbestrebungen 
zum Grundgesetz Anfang der 1970er Jahre wurde auf die unterschiedliche Auslegung der 
Begriffe verwiesen (vgl. Rohlfs 2008:68f.). So ließ die damals zuständige Enquête-
Kommission Verfassungsreform in ihrer Begründung zur vorgeschlagenen Neuformulie-
rung des Art. 72 Abs. 2 GG verlauten: 
„Weder gibt es einheitliche Lebensverhältnisse im Bundesgebiet, die gewahrt werden 
könnten, noch ist ihre Einheitlichkeit oder Gleichartigkeit ein realistisches oder auch nur 
wünschbares Ziel. Angesichts der tatsächlich vorhandenen Ungleichartigkeit der Lebens-
verhältnisse konnte nur auf eine Zielvorstellung abgestellt werden, aber auch nur auf die 
Gleichwertigkeit, nicht auf die Gleichartigkeit“ (Schäfer 1976:131). 
Daraus ist abzulesen, dass es bei dem Leitbild der gleichwertigen Lebensverhältnisse nicht 
um eine im strengen Sinne verstandene Angleichung, allenfalls um eine Annäherung der 
Lebensverhältnisse gehen kann. Gleichwohl spricht das Grundgesetz an anderer Stelle von 
                                                          
44  Dazu gehören das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer, die öffentliche Fürsorge, das Recht 
der Wirtschaft, die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der wissenschaftlichen For-
schung, die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und Produktionsmitteln in Gemeinei-
gentum, die Krankenhausversorgung, der Lebensmittelbereich, das Straßenverkehrswesen, die Staatshaf-
tung und wichtige medizinische Bereiche (vgl. Art 74 Abs. 1 GG).  
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Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse. Dieser Ausdruck steht in Art. 106 Abs. 3 S. 4 Nr. 2 
GG, wo die Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse als ein bei der Aufteilung 
des Umsatzsteueraufkommens zwischen Bund und Ländern im Rahmen des vertikalen 
Finanzausgleichs zu beachtender Grundsatz festgeschrieben ist. Das mag auf den ersten 
Blick als Widerspruch erscheinen, wird aber durch die überwiegende Lehrmeinung in der 
Jurisprudenz entkräftet. So deutet beispielsweise Kirchhof (1982:17) den Grundsatz als 
Postulat zur „Wahrung eines Mindeststandards für wesentliche Lebensverhältnisse“, wo-
mit eine Interpretation im Sinne der in Art. 72 Abs. 2 GG verankerten Gleichwertigkeit 
erfolgt. Einheitlichkeit, nicht als Gleichheit verstanden, gründet dabei auch auf dem Stand-
punkt der logischen Konsequenz mit Blick auf den Gedanken der „Einheit der Verfassung“ 
und die enge Abhängigkeit der Gestaltung der Lebensbedingungen von der Finanzausstat-
tung der Gebietskörperschaften (vgl. Rohlfs 2008:102). Vor diesem Hintergrund wird der 
hier stehende Wortlaut der Einheitlichkeit als sprachliches Überbleibsel aus der Grün-
dungszeit des Grundgesetzes angesehen (vgl. Rohlfs 2008:101). 
 
Somit herrscht aus verfassungsrechtlicher Perspektive zumindest Einigkeit darüber, was 
Gleichwertigkeit nicht ist. Die eigentliche Schwierigkeit wird vielmehr darin gesehen, zu 
erklären, was positiv unter dem Begriff verstanden wird. Da, wie auch im obigen Zitat zum 
Ausdruck kommt, gleichwertig nicht mit gleichartig zu verwechseln ist und Lebensver-
hältnisse sich aus einer Vielzahl von Faktoren ergeben, wird beim Gleichwertigkeitspostu-
lat auf „gleiche Wertigkeit in der Summe der verschiedenen Lebensbedingungen der Bür-
ger“ (Rohlfs 2008:162) abgestellt. Nach diesem Verständnis sind ebenso qualitativ unter-
schiedliche [räumlich verortete] Wohlstandsniveaus, die das Ergebnis verschiedener 
Kombinationen unterschiedlicher Lebensbedingungen in den einzelnen Faktoren darstel-
len, als gleichwertig anzusehen, sofern ungünstige Bedingungen nicht überwiegen und 
Beeinträchtigungen in einzelnen Lebensbereichen durch andere Faktoren entsprechend 
kompensiert werden (vgl. Rohlfs 2008:163f.). Etwas generalisiert veranschaulicht Behrens 
(2012:6) dies anhand folgender, wie er es nennt, „Pakete guten Lebens: Das eine Paket 
besteht aus Lärm, Enge, Hektik, Etagenwohnung, höherem Einkommen und schneller me-
dizinischer Versorgung. Das andere Paket beinhaltet Weite, Ruhe, Landschaft, weniger 
Einkommen, ein eigenes kleines Haus, hohe Fahrtkosten, schlechtere gesundheitliche Ver-
sorgung und einen früheren Tod.“ Demnach sollten Regionen „in der Abwägung der 
durchaus unterschiedlichen Vor- und Nachteile gleichwertig sein. Eigentlich eine alltägli-
che Beobachtung und Erfahrung, die wir alle immer wieder machen oder eine Abwägung, 
die wir alltäglich treffen müssen“ (Strubelt 2006:306). Damit berücksichtigt diese Inter-
pretation nicht nur die allein schon geographisch und siedlungsstrukturell bedingten Un-
terschiede in den Lebensbedingungen – so sind „die Lebensverhältnisse in einem verdich-
teten Raum […] regelmäßig andere als in einem ländlichen Raum“ (Spannowsky et al. 
2010:71) –, sondern trägt auch der Tatsache Rechnung, dass den die Lebensbedingungen 
ausmachenden Einzelfaktoren individuell unterschiedliche Bedeutung beigemessen wird. 
Gleichzeitig macht die Erfordernisklausel in Art. 72 Abs. 2 GG jedoch indirekt deutlich, 
dass gleichwertige Lebensverhältnisse nicht beliebig ausgelegt werden können. Im Ein-
klang mit dem Sozialstaats- und Bundesstaatsprinzip wird hierunter „eine gewisse Grund-
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homogenität in den Lebensbedingungen als Basis für eine funktionierende Gesamtord-
nung“ verstanden, womit das Ziel der gleichwertigen Lebensverhältnisse als „bundesstaat-
liches Fundament grundlegender Kohäsion“ (Rohlfs 2008:165) fungiert. Die Grundhomo-
genität wird laut Ansicht des BVerfG dann als gefährdet angesehen, wenn sich die Lebens-
bedingungen in den Bundesländern erheblich auseinanderentwickeln. Damit setzt das 
Grundgesetz eine recht hohe Hürde, bevor der Bund hier im Rahmen der konkurrierenden 
Gesetzgebung tätig werden darf.45 Trotz dieser im Rahmen der gesetzgeberischen Zustän-
digkeitsregelung sehr restriktiven Interpretation bleibt zu klären, wann eine erhebliche 
Auseinanderentwicklung vorliegt, d. h. der Tatbestand der Ungleichwertigkeit erfüllt ist. 
„Damit ist festzuhalten, dass das Leitprinzip ‚Gleichwertige Lebensverhältnisse‘ auf der 
Ebene des Grundgesetzes [insgesamt] nur begrenzte inhaltliche Steuerungskraft entfaltet“ 
(Danielzyk 2009:33). 
 
3.2.2.2  Bedeutung in der Raumordnung 
Das Leitbild der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse stellt in der Raumordnung tradi-
tionell einen zentralen Planungsgrundsatz dar. Aus dem Grundgesetz übernommen findet 
es sich in der ihr entsprechenden Gesetzesgrundlage, dem Raumordnungsgesetz, wie folgt 
wieder:  
 „Leitvorstellung […] ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirt-
schaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang 
bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen 
Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt“ (§ 1 Abs. 2 ROG). 
Gleichwertige Lebensverhältnisse können demnach als Teilziel einer nachhaltigen Raum-
entwicklung gesehen werden (vgl. ARL 2006b:7). Im Vergleich zum verfassungsrechtli-
chen Wortlaut hat der Gesetzgeber hier eine leichte Präzisierung vorgenommen, indem 
Gleichwertigkeit mit dem Begriff der Ausgewogenheit verknüpft wird und als Bezugsraum 
explizit die Teilräume des Bundesgebiets angesprochen werden. Letzteres wird dahinge-
hend interpretiert, dass gleichwertige Lebensverhältnisse „nicht an jeder Stelle oder in 
jedem Bereich des Teilraums, sondern bezogen auf den Teilraum insgesamt“ (Spannowsky 
et al. 2010:71) herzustellen sind, womit sich der Staat im Grunde gegen eine allzu hohe 
räumliche Tragweite der Gleichwertigkeit absichert, folglich gegen den „Anspruch, an je-
dem Ort [identische Lebensverhältnisse bzw.] das gleiche Angebot an infrastruktureller 
Versorgung vorzufinden“ (Beauftragter der Bundesregierung für die Neuen Bundesländer 
2011:2). Weitere Anhaltspunkte zum Leitbild der gleichwertigen Lebensverhältnisse gibt 
§2 Abs. 2 ROG, wo die bundesweiten Grundsätze der Raumordnung näher beschrieben 
werden. So heißt es hier u. a.:  
                                                          
45  Weil aber die Länder Abweichungen in den Lebensbedingungen aufgrund der schwierigen Haushaltslage 
oftmals nicht aus eigenem Leistungsvermögen ausgleichen können, sichert der Bund über den bundesstaat-
lichen Finanzausgleich deren Leistungsfähigkeit und nimmt damit in der Staatspraxis entgegen der Inten-
tion des Grundgesetzes die Aufgabe der Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen wahr (vgl. Rohlfs 
2008:169). Das Postulat gilt daher primär als „Ausdruck einer nationalen Solidarität“ (Göschel 2004:2). 
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„Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und in seinen Teilräumen sind ausge-
glichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle Verhältnisse 
anzustreben. […] [Die damit einhergehenden] Aufgaben sind gleichermaßen in Ballungs-
räumen wie in ländlichen Räumen, in strukturschwachen wie in strukturstarken Regionen 
zu erfüllen. […] Auf einen Ausgleich räumlicher und struktureller Ungleichgewichte zwi-
schen den Regionen ist hinzuwirken“ (§2 Abs. 2 Nr. 1 ROG).  
„Die prägende Vielfalt des Gesamtraums und seiner Teilräume ist zu sichern. Es ist dafür 
Sorge zu tragen, dass Städte und ländliche Räume auch künftig ihre vielfältigen Aufgaben 
für die Gesellschaft erfüllen können“ (§2 Abs. 2 Nr. 2 ROG). 
„Insbesondere in Räumen, in denen die Lebensverhältnisse in ihrer Gesamtheit im Ver-
hältnis zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurückgeblieben sind oder ein solches Zu-
rückbleiben zu befürchten ist (strukturschwache Räume), sind die Entwicklungsvoraus-
setzungen zu verbessern“ (§2 Abs. 2 Nr. 4 ROG). 
Mit der Formulierung des Strebens nach einem „Ausgleich räumlicher und struktureller 
Ungleichgewichte zwischen den Regionen“ (§2 Abs. 2 Nr. 1 ROG) greift das Raumord-
nungsgesetz die mit dem Leitbild verbundene Intention auf, die durch die strukturelle 
Vielfalt der Räume implizierte regionale Verschiedenheit der Lebensverhältnisse nicht zu 
sehr auseinanderentwickeln zu lassen und verdeutlicht damit die der Raumordnung, auch 
gegenüber dem Ungleichheit legitimierenden Bundesstaatsprinzip, zugewiesenen Korrek-
tivfunktion (vgl. Knieling 2006:482). Ausgeglichenheit soll dabei in den Bereichen Sozia-
les, Infrastruktur, Wirtschaft, Umwelt und Kultur verfolgt werden. In der Ursprungsfas-
sung des Raumordnungsgesetzes von 1965 war diesbezüglich neben „ausgewogenen wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Verhältnissen“ von „gesunden Lebens- und Arbeits-
bedingungen“ (Bundesanzeiger Verlag GmbH 2013:306) die Rede. Die in §2 Abs. 2 Nr. 2 
ROG als erhaltenswürdiges Element der Raumstruktur positiv hervorgehobene Raumviel-
falt macht zum anderen nochmals deutlich, dass der Begriff der Gleichwertigkeit verschie-
dene Lebensverhältnisse nicht ausschließt. Dabei sind aber regionale Ungleichgewichte zu 
vermeiden. Wann vom Vorliegen solcher Entwicklungen ausgegangen werden kann, da-
rauf deutet §2 Abs. 2 Nr. 4 ROG hin. Zum Maßstab wird hier das Verhältnis zum Bundes-
durchschnitt genommen und erst bei einer wesentlichen Abweichung der Lebensverhält-
nisse davon sieht das Gesetz Handlungsbedarf, die demnach als Anzeichen für eine Ent-
wicklung hin zu ungleichwertigen Lebensbedingungen interpretiert werden kann. Allein 
deren Unterschiedlichkeit begründet eine solche Annahme also noch nicht (vgl. BVerfG 
2002:354). Nähere Angaben, unter welchen Bedingungen das Ausmaß der Abweichung als 
wesentlich oder erheblich einzustufen ist, macht aber auch das Raumordnungsgesetz 
nicht.  
 
Wie bereits angesprochen stellt der Infrastrukturbereich eine zentrale Dimension zur 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse dar. Dabei wird auf sogenannte Mindest-
standards abgestellt. Nach Runkel (2010:71) sind dies durch Mindestwerte repräsentierte 
„gesellschaftliche Standards, die allgemein akzeptiert werden und zumeist einen Kom-
promiss zwischen den Bedürfnissen der Menschen und den finanziellen Möglichkeiten des 
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Staates darstellen“. Es handelt sich hier um Standards, mit denen die Versorgung der Be-
völkerung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge sichergestellt 
werden soll. „Zur Daseinsvorsorge gehört die Bereitstellung von öffentlichen Einrichtun-
gen für die Allgemeinheit“ (Spannowsky et al. 2010:108). Hierzu zählen die technischen 
Infrastruktureinrichtungen des Verkehrswesens, der Ver- und Entsorgung und der Nach-
richtenübermittlung sowie die Bildungs-, Kultur-, Gesundheits- und Freizeiteinrichtungen 
der sozialen Infrastruktur (vgl. ARL 2005:469). Für die Versorgung maßgebend sind die in 
§2 Abs. 2 Nr. 3 ROG festgeschriebenen Daseinsvorsorgegrundsätze, an deren Anfang fol-
gender Leitgrundsatz steht:  
„Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbe-
sondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten der Grundversorgung für 
alle Bevölkerungsgruppen, ist zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in den Teilräumen 
in angemessener Weise zu gewährleisten; dies gilt auch in dünn besiedelten Regionen“ (§2 
Abs. 2 Nr. 3 S. 1 ROG).  
Damit umschreibt er die vom Staat sicherzustellende Mindestversorgung, wobei der Bun-
desgesetzgeber offen lässt, was zum Umfang einer sogenannten Grundversorgung gehört 
und wann von Erreichbarkeit gesprochen werden kann (vgl. Spannowsky et al. 2010:107). 
Zum Maßstab wird eine angemessene Gewährleistung von Chancengerechtigkeit, womit 
der Gesetzgeber das in Art. 2 GG verankerte Grundrecht auf Entfaltungsfreiheit mit ge-
währleistet wissen will (vgl. Kaltenbrunner 2006:393). Demzufolge soll im Sinne des So-
zialstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG) keiner aufgrund von räumlichen Lebensbedingungen 
in der Entfaltung seiner Persönlichkeit eingeschränkt und an der Teilhabe an der Wohl-
fahrtsentwicklung gehindert werden, ein Gedanke, der übrigens schon im Raumord-
nungsgesetz von 1965 verankert wurde (vgl. Bundesanzeiger Verlag GmbH 2013:306). 
„Gleichwertigkeit bestimmt sich also nicht nur in ihrem räumlichen Niederschlag, sondern 
insbesondere auch in den individuellen Möglichkeiten und Chancen, unabhängig von jegli-
cher räumlicher Verortung“ (Strubelt 2006:308). In der Konsequenz sollen sie Abwärts-
spiralen regionaler Entwicklung wie auch eine „regionale bzw. lokale Strukturpolitik nach 
Kassenlage oder Gutdünken“ (Kaltenbrunner 2006:395) verhindern, womit dem Leitbild 
eine bedeutende soziale Funktion zukommt (vgl. Strubelt 2004). Im Bereich der Daseins-
vorsorge wird der Tatbestand der Gleichwertigkeit daher als erfüllt betrachtet, wenn die 
Mindestversorgung in den Teilräumen Deutschlands vergleichbar ist (vgl. BBSR 2012f:31). 
Mit dem in §2 Abs. 2 Nr. 3 ROG verwendeten Begriff der Angemessenheit lässt das Gesetz 
hierfür aber ebenso reichlich Interpretationsspielraum.  
 
Angesichts der vom Bundesgesetzgeber geschaffenen „wohl unvermeidlichen Abstraktion 
[…] [bedürfen] die allgemeinen Normen der Raumordnung […] einer Konkretisierung und 
Veranschaulichung, gleichsam einer Übersetzung, um politisch diskursfähig zu werden“ 
(Blotevogel 2006:461). Seit Bestehen des ROG kommt die Bundesraumordnung dem mit 
der fortwährenden Erstellung einer Art Grundsatzdokument für die Raumentwicklung 
nach. Zu diesem Zweck ist 1975 von der MKRO das Bundesraumordnungsprogramm auf-
gestellt worden, gefolgt vom Raumordnungspolitischen Orientierungs- und Handlungs-
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rahmen 1993 bzw. 1995 (vgl. Blotevogel 2006:461). Seit 2006 sind die sogenannten „Leit-
bilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland“ planungsbe-
stimmend (vgl. BMVBS 2006). In der Vergangenheit ist dabei der Aspekt der gleichwerti-
gen Lebensverhältnisse als Zielvorstellung und Leitbild gleichermaßen betrachtet worden. 
Letzterer Begriff wird im Bereich der Planung nicht einheitlich definiert (vgl. Knieling 
2006:475); die deutsche Raumordnung versteht Leitbilder als Instrumente der Orientie-
rung für planerisches Handeln in ihrem Wirken auf einen erstrebenswerten Zustand der 
Raumentwicklung hin (vgl. Lutter 2006:447). Die erste im Bundesraumordnungspro-
gramm (BROP) von 1975 verankerte Version des Leitbildes gleichwertiger Lebensbedin-
gungen, das ein Mindestmaß an Lebensqualität sicherstellen sollte (vgl. Bundesministe-
rium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1975:II), sah dieses als gegeben an, 
„wenn für die Bürger in allen Teilräumen des Bundesgebiets ein quantitativ und qualitativ 
angemessenes Angebot an Wohnungen, Erwerbsmöglichkeiten und öffentlichen Infra-
struktureinrichtungen in zumutbarer Entfernung zur Verfügung steht und eine men-
schenwürdige Umwelt vorhanden ist; in keinem dieser Bereiche soll ein bestimmtes Ni-
veau unterschritten werden“ (Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Stä-
dtebau 1975:1). 
Diesem Ziel wollte man mit einem „flächendeckenden Ansatz der ‚ausgeglichenen Funk-
tionsräume‘“ (Lutter 2006:442) nachkommen, wofür im BROP „auf der Grundlage einer 
konkreten räumlichen Zielvorstellung für die Entwicklung des Bundesgebietes die regio-
nale Verteilung der raumwirksamen Bundesmittel“ (Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau 1975:II) festgelegt werden sollte. Im Ergebnis machte das 
BROP für das Bundesgebiet auf der Ebene von 38 Gebietseinheiten Vorgaben für die wei-
tere Raumentwicklung in den Bereichen Infrastruktur, Wirtschaftstruktur und Umwelt-
qualität (vgl. Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1975:42ff.). 
Als Reaktion auf die meist ablehnende Haltung der Bundesländer auf das ihrer Meinung 
nach zu sehr einschränkende BROP (vgl. Lutter 2006:442) ist man Anfang der 1990er Jah-
re wieder zurückgerudert und hat mit dem Raumordnungspolitischen Orientierungsrah-
men ein „breit angelegtes Konzept“ (Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 1993:24) vorgelegt, mit dem „statt einer umfassenden Steuerung der Raum-
entwicklung über verbindliche Ziele und die regionale Allozierung raumwirksamer Mittel 
[…] nun „Leitbilder“ umschrieben und mögliche Handlungsperspektiven aufgezeigt“ (Blo-
tevogel 2006:461) wurden. Die auf diese Weise bekundete „fundamentale konzeptionelle 
Änderung der Raumordnungspolitik“ (Blotevogel 2006:461) sollte offensichtlich auch mit 
der neuen Bezeichnung zum Ausdruck gebracht werden. Das Gleichwertigkeitspostulat 
wurde hierbei gesondert unter dem Leitbild Ordnung und Entwicklung behandelt. Mit 
Blick auf die durch die Wiedervereinigung geschaffene neue Situation ist Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse zur „langfristigen Entwicklungsaufgabe [zum] Abbau der räumli-
chen Ungleichheiten […] gerade zwischen dem westlichen und dem östlichen Teil Deutsch-
lands [erklärt worden, bei der unter] „sachlicher und zeitlicher Prioritätensetzung“ [auf] 
„gezielte Förderung der regionalen Eigenentwicklung“ (Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau 1993:21) gesetzt werden sollte. Gleichwertigkeit wurde 
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unter dem Eindruck des wiedervereinten Deutschlands als „situationsabhängige, dynami-
sche Zielrichtung“ [aufgefasst, die] nicht miss zu verstehen [sei] als pauschale Gleichartig-
keit, Anspruch auf gleiche, undifferenzierte Förderung und auf Nivellierung [oder als] pau-
schale Verpflichtung des Staates zum Ausgleich“ (Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 1993:21). Stattdessen wird von einer „tendenziell[en] […] An-
gleichung der Lebensverhältnisse“ (Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 1993:21) gesprochen. Diese Ausführungen wie auch die in diese Zeit fallenden 
Gesetzesänderungen (Neufassung des Art. 72 Abs. 2 GG 1994 und Novellierung des Raum-
ordnungsgesetzes 1997) machen deutlich, dass man sich mit den Jahren immer weiter von 
der anfänglichen Vorstellung Gleichwertigkeit als Gleichheit wegbewegt hat (vgl. Barlösius 
2006:20). 
 
3.2.2.3 Diskussion um das Leitbild 
Trotz des weiterhin unveränderten Bekenntnisses zum Gleichwertigkeitsziel ist eine Dis-
kussion um das etablierte Leitprinzip gleichwertiger Lebensverhältnisse aufgekommen. 
Die raumordnungspolitische Debatte wurde dabei durch die 2006 von der MKRO verab-
schiedeten neuen Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland angestoßen, die „als Brücke zwischen den raumbezogenen politischen Ziel-
setzungen, den verbindlichen Festlegungen der Raumordnungspläne und konkreten Pro-
jekten der Handlungsebene“ (BMVBS 2006:5) die Schwerpunkte der künftigen Raumord-
nungspolitik beschreiben. Sie sind das Ergebnis einer nach der „weitgehend[en] [Abarbei-
tung der] im Raumordnungspolitischen Orientierungsrahmen und im entsprechenden 
Handlungsrahmen angelegten Aufgaben […] [sowie durch veränderte] Rahmenbedingun-
gen der Raumentwicklung seit Beginn der 1990er Jahre“ (Aring/Sinz 2006:453) notwen-
dig gewordenen erneuten Überprüfung des Raumordnungskonzepts. Mit ihnen soll aktuel-
len Herausforderungen wie der Globalisierung, dem Wandel staatlicher Gestaltungsmög-
lichkeiten, der Europäischen Integration und dem demographischen Wandel begegnet 
werden (vgl. BMVBS 2006:6f.). Die Raumordnung stützt sich dabei auf nunmehr folgende 
drei neue Leitbilder: „Wachstum und Innovation“, „Daseinsvorsorge sichern“ und „Res-
sourcen bewahren, Kulturlandschaften gestalten“. Diese stellen insofern auch eine Neue-
rung dar, als dass mit ihnen zum einen eine „gewisse Akzentverlagerung weg von dem im 
Vordergrund der Raumordnung stehenden Ausgleichsprinzip hin zu ausdifferenzierten 
Wachstums- und Sicherungszielen“ (Blotevogel 2006:464) bekundet wird und zum ande-
ren nicht wie bisher handlungsorientierte Raumkategorien, sondern politische Aufgaben 
in den Mittelpunkt gestellt werden (vgl. Aring 2006:619). Die Auseinandersetzung hing 
sich dabei vor allem an der “Kombination aus verstärkter Entwicklungsorientierung und 
allgemeiner Aufgabenorientierung der Leitbilder“ (Aring 2006:619) auf, was auf unter-
schiedliche Interpretationen stößt. Ersteres findet seinen Niederschlag in dem neuen Leit-
bild „Wachstum und Innovation“. Zum Diskussionspunkt ist dabei das darin verankerte 
Konzept der Metropolregionen geworden, das die Metropolräume Deutschlands als 
Wachstumsmotoren für die nationale Entwicklung hervorhebt (vgl. BMVBS 2006:14f.). Die 
einen sehen darin eine den Wirtschaftsrealitäten einer globalisierten Welt angepasste 
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Wachstums- und Innovationspolitik, mit der eine wichtige Voraussetzung gerade auch für 
die künftige Finanzierbarkeit der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse geschaf-
fen wird (vgl. Sinz 2006:608ff.). Andere meinen darin eine Verschleierung eines ange-
strebten Paradigmenwechsels der Raumordnung (vgl. Richter 2006:666) „von einer Beto-
nung des Gleichwertigkeitspostulats hin zu einer forcierten Politik regionalen Wachstums 
und Wettbewerbs“ (Sinz 2006:605) zugunsten der Metropolregionen, folglich zulasten der 
ländlichen Räume und damit eine Gefährdung oder gar Aufgabe des Ausgleichs- bzw. 
Gleichwertigkeitsziels zu erkennen (vgl. Augustin 2006:660). Damit spiegelt sich ein Di-
lemma der Raumordnung wider, die grundsätzlich eine passende Balance zwischen den 
stets konkurrierenden, sich aber gegenseitig bedingenden und daher unentbehrlichen 
Ausgleichs- und Entwicklungszielen finden muss (vgl. Hahne 2006:261). Gemäß der Bun-
desraumordnung ist der flächendeckende Anspruch der neuen Leitbilder und Handlungs-
strategien mit der Strategie der Verantwortungsgemeinschaft umzusetzen (vgl. Einig et al. 
2006:635). Sie basiert unter Ausschöpfung der Entwicklungspotenziale aller Teilräume 
des Bundesgebietes auf der solidarischen Verantwortung mit den strukturschwachen 
Räumen, die durch Ausstrahlungseffekte der Metropolregionen „mitgenommen“ und 
dadurch stabilisiert werden sollen (vgl. Aring 2006:618, Sinz 2006:608f.). Angesichts die-
ser Bekundung erscheint die Befürchtung der Vernachlässigung ländlicher Räume mitun-
ter voreilig. Andererseits scheint die Realität der Raumentwicklung, die zunehmend von 
einer „Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen“ (Strubelt 2006:307) charakterisiert ist und in 
der „wirtschaftliche Prosperität keineswegs eindeutig mit dem Agglomerationsgrad korre-
liert“ (ARL 2006b:4), der der angestrebten Entwicklungsstrategie zugrundeliegenden 
Konvergenztheorie (vgl. Kaltenbrunner 2006:394) zu widersprechen. U. a. fragt hier auch 
Blotevogel (2006:468), ob die Idee der Verantwortungsgemeinschaft „wirklich eine realis-
tische Perspektive […] oder nicht nur gut gemeinte, aber letztlich leere Raumordnungsrhe-
torik“ sei. Zudem wird das Leitbild aufgrund fehlender Konkretisierungen zur Strategie-
umsetzung kritisiert (vgl. Richter 2006:666). Vertreter dieser Argumentation sprechen 
sich daher dafür aus, „weniger als bislang auf die Sickereffekte von Impulsen aus den 
Wachstumsräumen zu setzen, sondern sich primär darum zu bemühen, auch in den struk-
turschwachen Regionen ‚endogene‘ regionalspezifische Kompetenzen [u. a. mit aktivie-
renden Transfers] zu fördern“ (ARL 2006b:13f.), zumal auch empirische Erhebungen zei-
gen, dass „offenkundig […] die Wahrnehmung der allgemeinen ökonomischen Chancen 
und Entwicklungen am Wohnort massiv die Zufriedenheit mit den örtlichen Lebensver-
hältnissen [beeinflusst]“ (ARL 2006b:5). 
 
Für die Hochhaltung des Gleichwertigkeitsziels in der Raumordnung steht laut Verfassern 
des neuen Grundsatzdokuments vor allem das zweite Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“, 
das, als Teil einer Doppelstrategie verstanden, die genannte Balance zwischen Wachs-
tums- und Ausgleichsziel sicherstellen soll (vgl. Heinrichs 2006:658). Es findet hier seine 
Konkretisierung in einer neuen Gewichtung des Ausgleichsauftrags in dem Sinne, dass zu 
seiner Erfüllung angesichts der unterschiedlichen Bevölkerungsentwicklung in den Regio-
nen Deutschlands eine Straffung und flexible Handhabung des Zentrale-Orte-Systems mit 
ergänzenden alternativen Formen der Daseinsvorsorge vorgeschlagen wird (vgl. BMVBS 
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2006:18ff.). Dabei ist „auch bei niedriger Bevölkerungsdichte und schlechten Erreichbar-
keitsverhältnissen […] eine Mindestausstattung mit sozialen und technischen Infrastruk-
turen und einem Mindestangebot an privaten wie öffentlichen Gütern und Dienstleistun-
gen durch die Raumordnung zu gewährleisten“ (BBR 2005b:214). Auf diese Weise sollen 
gleichwertige Lebensverhältnisse ebenso abseits der dynamischen Wachstumsräume si-
chergestellt und damit zugleich eine Antwort auf den demographischen Wandel gegeben 
werden. Einer einseitigen räumlich konzentrierten Wachstumsorientierung der Raumord-
nungspolitik soll mit den neuen Leitbildern auch insofern Einhalt geboten werden, als 
diese im Sinne der in § 1 Abs. 2 ROG verankerten Leitvorstellung der nachhaltigen Raum-
entwicklung als Verkörperung der drei Dimensionen des Sustainable Development-Kon-
zepts (vgl. Sinz 2006:606f.) gleichberechtigt nebeneinander stehen und daher als Einheit 
begriffen werden sollen (vgl. Einig et al. 2006:635).  
 
Die Bundesraumordnung hat mit den neuen Leitbildern und Handlungsstrategien ver-
sucht, das Gleichwertigkeitsziel „in den Kontext […] der gegenwärtigen [komplexen] Situa-
tion und der bisherigen und zukünftig zu erwartenden Entwicklungen zu stellen“ (Strubelt 
2006:308) und damit gleichzeitig der „Gradwanderung […] [zwischen ihrem Wesen] als 
Langfristaufgabe […] [und der Notwendigkeit,] auf neue Herausforderungen angemessen 
[zu] reagieren und ihre Leitvorstellungen kontinuierlich weiter[zu]entwickeln“ (Blotevo-
gel 2006:462), gerecht zu werden. Die Tatsache, dass die Formel „Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse“ nicht mehr wie noch im Raumordnungspolitischen Orientierungs-
rahmen als erklärtes eigenständiges Leitbild in Erscheinung tritt, was positiv wie negativ 
ausgelegt werden könne (vgl. Richter 2006:666), sollte laut Strubelt (2006:308) nicht als 
„Trendwende, gar […] Paradigmenwechsel“ in der Raumordnungspolitik missverstanden 
werden. Anpassungen hat es in der Geschichte der Raumordnung immer gegeben und sind 
unvermeidbar, will sie zeitgemäß sein (vgl. Hahne 2005:259). Dass ihre Konzepte wie das 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse auf den Prüfstand zu stellen sind und dabei ggf. 
Neuinterpretationen ersichtlich werden, zumal sie unter anderen sich mittlerweile grund-
legend gewandelten Bedingungen entstanden sind (vgl. Hahne 2005:258), macht das 
Gleichwertigkeitspostulat, das im neuen Raumordnungskonzept mehrfach Erwähnung 
findet, nicht automatisch obsolet. Neben sozialstaatlichen, ökonomischen und politischen 
Argumenten stände einer Abschaffung des Gleichwertigkeitsziels, die „schon aufgrund der 
in der Bevölkerung verankerten starken Verteilungsorientierung“ (Kaltenbrunner 
2006:395) kaum durchsetzbar wäre, ohnehin der Nachhaltigkeitsanspruch der Raumord-
nung und das Verfassungsziel der EU nach territorialem Zusammenhalt entgegen (vgl. 
Hahne 2005:259). Danach scheint sich in der Diskussion um die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse mehrheitlich die Auffassung durchgesetzt zu haben, dass die veränder-
ten Rahmenbedingungen nicht das Leitbild an sich in Frage stellen, sondern eine Neuin-
terpretation und damit verbunden eine Überprüfung der zu seiner Umsetzung nötigen 
raumordnerischen Instrumente erforderlich machen. So bilanziert Strubelt (2006:395), 
dass „der eherne Grundsatz, vergleichbare Lebenschancen für alle Bewohner anzustreben, 
[…] zwar sichtbar Staub angesetzt zu haben [mag], ausgedient aber hat er mitnichten.“ 
Einer Anpassung bedarf insbesondere das oben angesprochene Rückgrat der Raumord-
94  3 Demographischer Wandel als Herausforderung für die Lebensbedingungen 
nung, das Zentrale-Orte-System, das vor dem Hintergrund der finanziell bedingten Aus-
wahl nicht flächendeckend in der bisher gewohnten Weise aufrechtzuerhalten sein wird 
(vgl. Hahne 2005:260f.). Das gesteht sich ebenso die Raumordnung ein, die zukünftig „re-
gional differenziert […] [mit] Einschnitten für die Menschen bei Daseinsvorsorgeleistun-
gen“ (BMVBS 2006:21) rechnet. Zugleich bekräftigt sie damit andeutungsweise noch ein-
mal ihr Verständnis von Gleichwertigkeit: 
„Gleichwertigkeit bedeutet nicht identische Lebensverhältnisse an jedem Ort, sondern aus 
Sicht der Raumordnung die Gewährleistung des Zugangs zu Leistungen und Einrichtun-
gen der Daseinsvorsorge und zu Erwerbsmöglichkeiten sowie die Gewährleistung be-
stimmter Standards an Infrastrukturausstattung und Umweltqualitäten[, wobei] […] im 
regionalen Kontext und vor dem Hintergrund unterschiedlicher Entwicklungsdynamik [zu 
klären bleibt], wie stark dabei vom jeweiligen Durchschnittsniveau des Gesamtraums ab-
gewichen werden darf, ohne die Leitvorstellung der Gleichwertigkeit zu verletzen“ 
(BMVBS 2006:7).  
Und Sinz (2006:610) fügt dem in Anbetracht der diesbezüglich gegenwärtigen Herausfor-
derung und mit Verweis auf das Raumordnungsgesetz passend hinzu: 
 „Gelingt es, solche Standards unter Berücksichtigung der finanziellen Spielräume nach-
vollziehbar festzulegen und einzuhalten, so ist dies der Kern einer Antwort darauf, was 
Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen bedeutet, nämlich gewährleistete Chancenge-
rechtigkeit in den Bereichen, in denen der Staat Leistungen bereitstellt oder über ihre Be-
reitstellung wacht.“ 
 
Als zweiter Diskussionspunkt entpuppte sich die Neuausrichtung der Raumordnung zu 
aufgabenorientierten Leitbildern. Sie ist der zunehmenden Erkenntnis erwachsen, dass 
sich bestimmte Problemkonstellationen in den Lebensbedingungen und daraus ableitbare 
Handlungsstrategien aufgrund der sehr unterschiedlich verlaufenden regionalen Entwick-
lung in Deutschland immer weniger spezifischen Raumtypen zuordnen lassen und „dass 
[überdies] die traditionellen Raumkategorien der Raumordnung als Handlungsebene zu-
nehmend ungeeignet sind, weil die Unterschiede innerhalb der Raumkategorien oft größer 
sind als zwischen diesen“ (Aring 2006:619), was der ländliche Raum, wie auch vorange-
hend ausgeführt, bezeichnenderweise widerspiegelt. Da sich „die Umsetzung des Gleich-
wertigkeitspostulats der Raumordnung […] also immer stärker einem einfachen räumli-
chen „Verteilschema“ im Sinne der früheren sog. Stadt-Land-Unterschiede [entzieht]“ 
(Strubelt 2006:307), sollen die neu entwickelten Leitbilder alle Räume gleichermaßen 
ansprechen und sind Handlungsstrategien „an die unterschiedlichen Bedingungen der 
verschiedenen Raumtypen [anzupassen]“ (Heinrichs 2006:656). Folglich ist das Gleich-
wertigkeitspostulat raumspezifisch zu interpretieren (vgl. Hahne 2006:261). Die Idee dem 
demographischen Wandel mit regionalen Entwicklungsstrategien zu begegnen steht auch 
im Einklang mit dem verfassungsrechtlichen Verständnis vom Tatbestand der Gleichwer-
tigkeit, das, wie bereits angesprochen, Verschiedenartigkeiten in den Lebensverhältnissen 
in gewissem Maße, d. h. oberhalb der „Sockelgleichwertigkeit […] [auf dem] Niveau der 
angestrebten Mindestversorgung“ (BBSR 2012f:16) zulässt und somit eine Untauglichkeit 
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einheitlicher Regelungen geradezu impliziert. „Bestehende regionale Unterschiede werden 
sich, wenn überhaupt, nur durch unterschiedliche politische Ansätze und Maßnahmen auf 
regionaler Ebene ausgleichen lassen“ (Rohlfs 2008:166). Dabei wird gerade im Föderalis-
mus, der für die räumlichen Disparitäten mitverantwortlich ist, ein Potenzial gesehen, da 
er ebenso den Wettbewerb zwischen den Bundesländern fördern und dadurch als eine Art 
Motor zur Entwicklung bestmöglicher Lösungsansätze beitragen kann (vgl. Rohlfs 
2008:166). Dennoch hat auch diese zweite Neuerung Kritik gefunden, in der Form, dass im 
Nichterscheinen des allein flächenmäßig so bedeutsamen ländlichen Raumes als „vertrau-
te Problemkategorie und Handlungsebene der Raumordnung […] in einem eigenen Leit-
bild“ (Aring/Sinz 2006:457) eine Schwächung bzw. Abkehr vom Gleichwertigkeitspostulat 
hineininterpretiert wird.  
 
Unabhängig vom Raumtyp wird es künftig darum gehen müssen, einen Grundkonsens 
über das minimal erstrebenswerte und sozial vertretbare Ausmaß an Gleichwertigkeit zu 
finden. Als Gerechtigkeitsmaß für die Daseinsvorsorge, im Grunde der Inbegriff gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse, wird bei zusammenfassender Betrachtung eine ausgewogene, 
bedarfsgerechte und bezahlbare Infrastrukturversorgung mit einer angemessenen Aus-
stattung, zumindest aber „einer akzeptablen Mindestqualität“ (BBSR 2012f:31) in zumut-
barer Entfernung formuliert, was vor dem Hintergrund der zur ermöglichenden Anpas-
sungsfähigkeit der Raumordnungspolitik zurecht Interpretationsspielraum lässt. Dabei ist 
nicht auszuschließen, „dass künftige räumliche Gerechtigkeitsmaße [in einer weiterentwi-
ckelten Gesellschaft] zu einer anderen Definition von Gleichwertigkeit als heute üblich 
führen können“ (Barlösius 2006:21). Damit das Leitbild der Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse im Sinne seiner intentionalen Bedeutung jedoch grundsätzlich künftig als 
taugliche Richtungsvorgabe für politisches Handeln dienen kann, muss vor allem ein gene-
reller Bewusstseinswandel in Form einer „Anerkennung in der Summe gleichgestellter 
Verschiedenartigkeiten“ (Rohlfs 2008:167) in den Lebensverhältnissen und damit ver-
bunden eine Akzeptanz für unterschiedliche Standards in der Daseinsvorsorge in dünn 
und dicht besiedelten Regionen stattfinden (vgl. ARL 2006b:18). In der Konsequenz wäre 
dabei zu überlegen, ob Unterschiede in den Lebensverhältnissen dann nicht weniger „als 
Hintereinander von Entwicklungsstufen“ auf dem Weg zu einem bestimmten Ziel, was in 
gewohnt verwendeten Begrifflichkeiten wie „zurückgebliebene“ oder „benachteiligte“ Re-
gionen zum Ausdruck gebracht wird, sondern vielmehr „als Nebeneinander von Verschie-
denartigkeit“ aufgefasst werden sollten (Barlösius 2006:20). Zudem „deutet [alles] darauf 
hin, dass wir in der Zukunft mehr Ungleichheit erleben werden“ (Müller 2010:17), so dass 
man sich dieser Realität immer weniger verschließen kann und letztlich Entscheidungen 
„über die räumliche Verteilung der Ungleichheit und damit [über] einen differenzierten 
Grad an Betroffenheit“ (Aring 2010:775) wird treffen müssen. Angesichts der dabei not-
wendigen Gestaltung von Schrumpfungsprozessen wird ferner dafür plädiert, aufkom-
mende Gedanken wie die temporäre Aufgabe von Siedlungsbereichen nicht zu Tabuthe-
men zu erklären (vgl. Hahne 2005:263). Mediale Schlagzeilen wie „Vielleicht muss es die 
Politik einfach hinnehmen, dass manche Landstriche ausbluten, wenn andere, auch im 
Osten, dafür von selbst blühen“ (Höning 2006:Abs. 1) mögen in dem Zusammenhang zwar 
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überspitzt sein, dahinter stehende Überlegungen werden aber für manche Regionen als 
unvermeidbar gehalten. „Um sich dem Postulat der Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse in Ostdeutschland zu nähern“ folgert etwa Herfert (2007:453) „muss man aus regio-
naler Sichtweise die Abwanderung in die Städte und Wachstumsinseln […] nicht als Pro-
blem, sondern als Teil einer Lösung sehen“. Darauf spielt ebenso Müller (2010:4) an, wenn 
er auf die Ohnmacht der Politik vielerorts gegenüber dieser „Abstimmung mit den Füßen“ 
verweist. Entsprechend wird in einer “akzeptierte[n] Entleerung eine Option [gesehen], 
wenn aufgrund weiterer Rückgange der Bevölkerungszahlen ein zu großes Ungleichge-
wicht zwischen kostenintensiven Infrastrukturangeboten und verbleibender Nachfrage 
entsteht“ (BBR 2005a:12), wobei das implizit schon mit der in der Raumentwicklung an-
gestrebten Konzentrationsstrategie akzeptiert wird (vgl. Herfert 2007:452). Abschließend 
soll hier nochmals Müller (2010:3) zitiert werden, der das der Diskussion zugrundelie-
gende Dilemma folgendermaßen auf den Punkt bringt: „Sollen wir den Versuch aufgeben, 
mehr regionale ‚Gleichheit‘ zu schaffen, weil die Kosten dafür nicht mehr tragbar sind? […] 
Oder wollen, ja müssen wir nicht gerade immer wieder den Versuch wagen, regionale 
‚Gleichwertigkeit‘ zu schaffen, um unseren Kindern und Enkelkindern eine bessere Zu-
kunft überhaupt erst zu ermöglichen? Oder anders ausgedrückt: Was hat Priorität? Der 
regionale Ausgleich oder die Generationengerechtigkeit?“.  
 
3.3 Umgang der Kommunen mit dem Wandel  
Die räumlichen Implikationen machen deutlich, dass es nicht ausreicht, den demographi-
schen Wandel auf gesamtstaatlicher Ebene anzugehen. Zudem und besonders gefragt ist 
kommunalpolitisches Handeln, denn der demographische Wandel wird, wie vorangehend 
beschrieben, in vielerlei Hinsicht gerade vor Ort spürbar und kann daher letztlich nur mit 
Strategien aus der untersten Planungsebene heraus wirksam begegnet werden. Dabei 
wird der Region unisono eine zentrale Bedeutung beigemessen, weil Städte und Gemein-
den angesichts der Komplexität sich wandelnder Entwicklungen und der begrenzten fi-
nanziellen Mittel über kurz oder lang auf Kooperationen untereinander angewiesen sein 
werden, ganz abgesehen davon, dass dadurch zugleich dem postulierten Anspruch nach 
„Sustainable Development“ besser nachgekommen werden kann. „Der hohe Problemdruck 
in Ostdeutschland hat bisweilen dazu geführt, dass der demographische Wandel vor allem 
als ein Problem der neuen Länder angesehen wurde bzw. immer noch wird“ (Langhagen-
Rohrbach/Gretschel 2005:224). Diese schließen den Großteil der in Deutschland vom 
Wandel besonders betroffenen Regionen ein, auf die sich auch seit einigen Jahren die poli-
tische und öffentliche Aufmerksamkeit richtet. Man erhofft sich von ihnen allgemeine Er-
kenntnisse für den Umgang mit dem demographischen Wandel, da sie durch ihre gegen-
wärtig hohe „Betroffenheit“ sozusagen eine Vorreiterrolle für Regionen übernehmen kön-
nen, denen spürbare Veränderungen noch bevorstehen. Um entsprechend vorbereitet zu 
sein, gilt es, sich schon heute mit der demographischen Zukunft und deren möglichen Fol-
gen auseinanderzusetzen. Inwiefern nun in deutschen Kommunen diesbezüglich ein Pro-
blembewusstsein vorhanden ist, ob und welche Strategien zur Bewältigung des demogra-
phischen Wandels in Betracht gezogen bzw. bereits umgesetzt werden, das ist Inhalt der 
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nachfolgenden Ausführungen. Dabei werden sich diese lediglich auf einen Überblick be-
schränken können. Hierfür sind in erster Linie Literaturquellen herangezogen worden, die 
selbst, zum Teil auf Ergebnissen repräsentativer empirischer Erhebungen basierend, zu-
sammenfassend darzustellen versuchen, wie Kommunen auf den demographischen Wan-
del reagieren.  
 
Zunächst einmal scheint der demographische Wandel in den meisten Kommunen ange-
kommen zu sein, ebenso in den westdeutschen, wie Langhagen-Rohrbach und Gretschel 
(2005) bereits in ihrer Untersuchung aus dem Jahre 2004 feststellen konnten. Dem Thema 
wird allgemein ein hoher Stellenwert zugeschrieben. Laut einer von der Bertelsmann Stif-
tung durchgeführten Bürgermeisterbefragung in Kommunen ab 10.000 Einwohnern hal-
ten fast drei Viertel von ihnen es für wichtig bzw. sehr wichtig (vgl. Bertelsmann Stiftung 
2005a:3). Trotz großer Herausforderungen wird „über den demographischen Wandel [an 
sich] in einer fast abstrakten Art und Weise eher positiv [gesprochen]“, häufig bezeichnet 
als „eine der zentralen Herausforderungen der Zukunft, die [zwar] zu tief greifenden Ver-
änderungen führen wird […] [,] welcher man [aber] kreativ und engagiert begegnen möch-
te“ (Mörl 2011:81), womit gleichzeitig der Wille zum Handeln offenkundig wird. Das doch 
eher abstrakte Phänomen wird ebenso auf kommunalpolitischer Ebene unter dem Drei-
klang „weniger, älter, bunter“ thematisiert und somit greifbarer gemacht (vgl. Mörl 
2011:157). Während Bevölkerungsschrumpfung in der Regel jedoch als etwas Negatives 
angesehen und primär mit Wohnungsleerständen, infrastruktureller Unterauslastung, 
Kostensteigerungen sowie kommunalen Einnahmeverlusten assoziiert wird (vgl. Mörl 
2011:81ff.), verweist man beim Thema Alterung interessanterweise gerne auf die hohe 
Lebenserwartung als bedeutende Errungenschaft der menschlichen Evolution. Dabei 
bringt bekanntermaßen diese durchaus positive Entwicklung u. a. auch gesellschaftliche 
Probleme wie Altersarmut, Vereinsamung oder Hilfsbedürftigkeit mit sich. Die Stadtent-
wicklung sieht sich deshalb mit neuen Anforderungen vor allem in den Bereichen Infra-
struktur, Freizeit und Wohnen konfrontiert; Wohnen im Alter ist ein besonders beachtetes 
Thema (vgl. Mörl 2011:111f.).  
 
In den Diskussionen um den demographischen Wandel findet der Aspekt der Bevölke-
rungsheterogenisierung insgesamt weniger Beachtung. Das könnte damit zusammenhän-
gen, dass er für eine vergleichsweise geringe Zahl an Kommunen vordergründig hand-
lungsrelevante Bedeutung besitzt, eine diesbezügliche Thematisierung schon länger auch 
unabhängig vom demographischen Wandel erfolgt oder dieses Phänomen weniger folgen-
schwer erscheint, weil Migration Deutschlands Gesellschaft nicht erst seit heute prägt. 
Dass Heterogenisierung für die kleine Gruppe der großen Städte ein wichtiges Thema dar-
stellt, unterstreicht auch das Ergebnis einer Analyse zum Umgang der kreisfreien Städte 
mit dem demographischen Wandel46, wonach sie diese von den insgesamt drei Komponen-
                                                          
46  Diese basiert auf Internetrecherchen und der Analyse von städtischen Internetseiten, Telefoninterviews 
mit städtischen Akteuren, von Oberbürgermeisterreden sowie Stadtentwicklungs- und Integrationskonzep-
ten (vgl. Mörl 2011:75). 
98  3 Demographischer Wandel als Herausforderung für die Lebensbedingungen 
ten in Form der Integrationsproblematik am häufigsten zur Sprache bringen (vgl. Mörl 
2011:77). 
 
Zumindest deuten wissenschaftliche Untersuchungen und Erfahrungen aus der Praxis 
darauf hin, dass sich das Gros der Kommunen in Deutschland mit dem demographischen 
Wandel auseinandersetzt, laut der oben genannten Bertelsmann-Studie vornehmlich seit 
2001 (vgl. Bertelsmann Stiftung 2005a:10). Unter welchen Bedingungen, wie intensiv und 
mit welcher Schwerpunktsetzung das geschieht, ist abhängig von Größe und Betroffen-
heitsgrad der Kommunen. So hat der demographische Wandel, nicht überraschend, in den 
neuen Bundesländern eine deutlich höhere Relevanz, wo er schon länger und stärker the-
matisiert wird, den Kommunen die Folgen eher bekannt sind und wo für den Umgang mit 
dem Wandel in höherem Maße Bevölkerungsprognosen und Leitbilder vorliegen (vgl. Ber-
telsmann Stiftung 2005a:7ff.). Aufgrund hoher Bevölkerungsverluste stehen dabei die 
Themen Wohnungsleerstand und Infrastrukturrückbau im Vordergrund, während west-
deutsche Kommunen Aspekte wie soziale Eingliederung und Mehrgenerationenwohnen 
für wichtiger halten. Daneben scheinen kleine Kommunen (10.000 bis 20.000 Einwohner) 
dem demographischen Wandel generell eine geringere Bedeutung zu geben, sich entspre-
chend weniger bzw. weniger lange damit zu beschäftigen, auch über geringere Kenntnisse 
zu verfügen und in der Planung nicht so weit fortgeschritten zu sein (vgl. Bertelsmann 
Stiftung 2005a:4). Das haben Langhagen-Rohrbach und Gretschel auch in Westdeutsch-
land ausmachen können und kommen zu dem Schluss, „dass der demographische Wandel 
trotz seiner hohen Medienpräsenz noch nicht überall zu der gewünschten inhaltlichen 
Auseinandersetzung geführt hat […] – und dies gerade in den kleineren Kommunen der 
ländlicheren Regionen, in denen der Handlungsbedarf künftig am größten sein wird“ 
(Langhagen-Rohrbach/Gretschel 2005:228). In der bundesweit durchgeführten Bürger-
meisterbefragung gab auch nur etwa jeder Dritte an, das Thema mit einer hohen Priorität 
ausreichend zu behandeln, woraus „sich schlussfolgern [lässt], dass die Kommunen, ge-
messen an der Wichtigkeit des Themas, aktiver werden müssen bei der Gestaltung der 
Folgen des demographischen Wandels“ (Bertelsmann Stiftung 2005a:3). Auf der anderen 
Seite wird aber „nicht immer […] abhängig vom vorherrschenden Handlungsdruck“ ge-
handelt (Mörl 2011:166). Das sieht man zum Beispiel daran, dass Bevölkerungsrückgang 
nicht nur in den schrumpfenden Städten ein Thema ist. Damit zeigen Kommunen, dass sie 
für die auch auf sie aller Wahrscheinlichkeit halber zukommende demographische Zukunft 
gerüstet sein wollen um potenzielle Negativfolgen besser handhaben zu können. Im Hin-
terkopf steht wohl das, was Mintzberg et al. (2007:366) so treffend formulieren: „Ob wir 
Opfer oder Günstlinge der Veränderung werden, hängt davon ab, inwieweit wir auf sie 
vorbereitet sind“.  
 
Obwohl die Kommunen sich selbst die Bewältigung des demographischen Wandels eher 
zutrauen als den höheren politischen Ebenen, schätzen besonders kleine Gemeinden ihre 
Gestaltungsfähigkeit vergleichsweise gering ein (vgl. Bertelsmann Stiftung 2005a:3, 7). Auf 
neue Entwicklungen bzw. Veränderungen kann grundsätzlich auf zweierlei Art und Weise 
reagiert werden: durch Gegensteuern oder Anpassen. Auf den hier betrachteten Kontext 
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übertragen, können also Kommunen dem demographischen Wandel entgegenwirken oder 
versuchen, ihn anzunehmen und sich auf die mit ihm verbundenen Herausforderungen 
einzustellen. Beide Optionen finden in der Praxis Anwendung und auch ihre entsprechen-
de Legitimation. Für welche sich die politisch Verantwortlichen vor Ort entscheiden, wird 
von den Rahmenbedingungen im konkreten Einzelfall abhängen und kann daher nicht 
verallgemeinert werden. Dennoch lassen empirische Befunde Vermutungen zu. So konnte 
Küpper durch eine schriftliche Befragung von Vertretern regionaler Organisationen in 
dünn besiedelten peripheren Regionen, die im besonderen Maße fürchten, in eine „Ab-
wärtsspirale aus Bevölkerungsrückgang und Alterung, Verschlechterung der Infrastruk-
turausstattung und der Erwerbsmöglichkeiten sowie weiterer Abwanderung“ (Küpper 
2010:170) zu geraten, häufiger ein Gegensteuern feststellen. Daraus könnte gefolgert 
werden, dass sich gerade Kommunen in schwieriger Problemlage zu einem solchen Vor-
gehen entschließen, weil sie in diesem ihnen bekannten Handlungsansatz in Erwartung 
schneller positiver Effekte den vermeintlich leichteren „Ausweg aus der Krise“ sehen. Ge-
gensteuern meint dabei traditionell, Anreize für Wachstum zu schaffen und auf diese Wei-
se erfolgreiche Stadtentwicklung betreiben zu können, eine Mentalität, die im ländlichen 
Raum noch weit verbreitet zu sein scheint. „Kommunale und regionale Strategien richten 
sich [hier] somit auf Bemühungen einer Ansiedlung von jüngeren Erwerbstätigen aus […], 
versuchen sich als Zuwandererregion sowie Altersruhesitz für Rentner zu profilieren […] 
[oder] sich als Tourismusregion am Markt zu positionieren“ (Schröteler-von Brandt 
2008:104). Da die „regionalen Verteilungskämpfe um demographische Potenziale“ (ARL 
2006a:1) zunehmen werden, meint man sich damit im Wettbewerb um diese besser be-
haupten zu können. Hierfür wird gerne mit dem erklärten Ziel der kinder- und familien-
freundlichen Stadt aktive Zuzugspolitik betrieben. Auch in Befragungen wird der Kinder- 
und Familienfreundlichkeit der Status eines wichtigen Standortfaktors bescheinigt (vgl. 
Bertelsmann Stiftung 2005a:17) und mindestens 46 % der kreisfreien Städte verfolgen 
dieses Ziel im Umgang mit dem demographischen Wandel (vgl. Mörl 2011:94). Um Neu-
bürger zu gewinnen, werden vor allem bessere Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, attraktive Wohnangebote für Familien, spezielle Beratungsangebo-
te und finanzielle Anreize (z. B. Eintrittspreisermäßigungen für Familien mit Kindern bei 
Kultur- und Freizeiteinrichtungen, geringere Kita-Gebühren) geschaffen. „Strategien, sich 
[hierfür] […] bewusst als migrantenfreundliche [Stadt bzw.] Region […] zu präsentieren, 
sind derzeit [kaum, im ländlichen Raum] nicht erkennbar“ (Schröteler-von Brandt 
2008:106). Angesichts der Bevölkerungsalterung sehen Kommunen auch eine Chance da-
rin, sich als seniorenfreundliche Stadt aufzustellen. Derartige Bemühungen sind besonders 
auffällig an der in den letzten Jahren auf Gemeinde- und Kreisebene verstärkt zu beobach-
tenden Institutionalisierung in Form der Einrichtung spezieller Arbeitskreise, Beiräte, 
Stabstellen o. ä. abzulesen. Angelegenheiten des demographischen Wandels wird dabei 
nämlich häufig durch Interessensvertretungen für die zunehmend bedeutsame Gruppe der 
Senioren nachgekommen, was sich in Begriffen wie Seniorenbeirat oder -beauftragte nie-
derschlägt. Vielfach werden von Städten sogenannte Seniorenwegweiser entwickelt und 
kostenlos herausgegeben, die als Auskunfts- und Orientierungshilfe wichtige auf diese 
Personengruppe zugeschnittene Informationen enthalten (vgl. Mörl 2011:114f.). Gleich-
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wohl betreiben nur 55 % der Kommunen in Deutschland nach eigenen Angaben eine zu-
kunftsorientierte Seniorenpolitik und lediglich jede Dritte verfügt über eine Altenplanung 
(vgl. Bertelsmann Stiftung 2005a:16). Als zentral für eine älter werdende Gesellschaft 
werden die Bereiche Wohnen und Gesundheit/Pflege erachtet. Andererseits möchte man 
auch das Wissen und die Erfahrungen älterer Mitbürger für die Arbeitswelt und für bür-
gerschaftliches Engagement nutzen. Neben letztgenanntem gehören Schulentwicklung, 
Engagement, Wirtschaftsförderung, Stadtplanung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
sowie altersgerechtes Wohnen aus Sicht der Kommunen zu den insgesamt wichtigsten 
Handlungsfeldern im Umgang mit dem demographischen Wandel, wobei größere Kom-
munen wirtschafts-, migrations- und sozialpolitische Themen für vergleichsweise wichti-
ger halten (vgl. Bertelsmann Stiftung 2005a:13).  
 
Was die Planungspraxis betrifft, so hat Küpper, wie vorab erwähnt, anhand des ländlichen 
peripheren Raumes aufzeigen können, dass vorwiegend Gegenreaktionen zum Bevölke-
rungsrückgang stattfinden. In seiner Untersuchung kam er überdies zu dem Ergebnis, dass 
meist mit Ausnahme im Bereich der Siedlungsentwicklung das raumstrukturelle Leitbild 
der Dezentralisierung verfolgt wird, dass vornehmlich Vertreter der öffentlichen Hand an 
der Strategieentwicklung und nicht-öffentliche Akteure eher bei der Umsetzung von Maß-
nahmen beteiligt sind und dass sowohl in Kooperation als auch in Konkurrenz interagiert 
wird, womit die Kommunen summa summarum den Handlungsempfehlungen der Wissen-
schaft für eine regionalpolitische Reaktion auf den demographischen Wandel allenfalls 
partiell nachkommen (vgl. Küpper 2010:177). Davon meist befolgt wird ein Vorgehen im 
Sinne strategischer Planung, und zwar i.d.R. in Form eines „lineare[n] Planungspro-
zess[es][, bestehend] aus einer formalisierten Analyse (SWOT), einer darauf beruhenden 
Konzeption (Leitbild- und Strategieentwicklung) und einer sich anschließenden Umset-
zungsphase (konkrete Projekte und Maßnahmen)“ (Mörl 2011:143). Mit einer solchen 
Verfahrensweise und einem dabei erarbeiteten Entwicklungskonzept sieht sich die Kom-
munalpolitik auch selbst besser in der Lage, mit den Herausforderungen des demographi-
schen Wandels umzugehen (vgl. Bertelsmann Stiftung 2005a:3). Jedoch wird die „bisher 
allerorts praktizierte Wachstumsplanung […] zunehmend einer bisher nicht eingeübten 
Schrumpfungsplanung weichen [müssen]“ (Gatzweiler/Kocks 2004:137f.). Hierbei kann 
sich wie schon in der Vergangenheit die Städtebauförderung als treibende Kraft erweisen. 
Ein derartiges Umdenken in der deutschen Stadtentwicklung ist erstmals konkret mit dem 
Bund-Länder-Programm Stadtumbau Ost eingefordert worden, das 2002 mit dem Ziel 
initiiert wurde, die Leerstandproblematik in den neuen Bundesländern zu bewältigen. Die 
Kombination aus verfehlter Baupolitik nach der Wende und hohen Bevölkerungsverlusten 
hat den Städten in einem bislang nicht gekannten Ausmaß negative Folgen einer schrump-
fenden Gesellschaft vor Augen geführt. Die vorrangige Förderung von Rückbaumaßnah-
men als Antwort darauf hat den Blick zugleich auf Anpassungsstrategien gelenkt. Um ähn-
lichen Entwicklungen in westdeutschen Städten zu begegnen, ist quasi als Pendant dazu –
mit stärkerem Fokus auf die Überwindung des wirtschaftlichen Strukturwandels – das 
Programm Stadtumbau West aufgelegt worden. Im Umgang mit den Auswirkungen des 
demographischen Wandels nutzen Kommunen die Stadtumbauprogramme, weil sie im 
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Stadtumbau auch eine Chance sehen, wieder an Attraktivität zu gewinnen. So stellt etwa 
der Wohnungsrückbau gleichzeitig eine Aufwertung dar, weil allein schon das äußere Er-
scheinungsbild eine positive Veränderung erfährt, dadurch potenzielle Angsträume besei-
tigt und Standortimages verbessert werden können. Hinzu kommt, dass solche Maßnah-
men häufig mit anderen Formen der Aufwertung einhergehen. Daran wird zum einen 
deutlich, dass sich das Handeln in der Praxis nicht immer eindeutig als Anpassung oder 
Gegensteuern identifizieren lässt, zum anderen „stehen sich [diese] […] nicht als unver-
einbare Alternativen gegenüber“ (Küpper/Regener 2008:67). Mit Blick auf den Wandel 
bringen Küpper und Regener hierfür zwei Beispiele: Anpassung durch Ausbau der Betreu-
ungs- oder Pflegeangebote für Senioren und Anpassung durch Aufbau dezentraler Versor-
gungsstrukturen. In diesem Zusammenhang finden sich in der Literatur daneben Bezeich-
nungen wie proaktive (vgl. Küpper/Regener 2008:68) oder positive Anpassung (vgl. Reu-
ter 2008:146). In gleicher Weise kann auch die Frage aufgeworfen werden, ob sich die 
strategischen Interaktionsformen Kooperation und Konkurrenz stets voneinander abgren-
zen lassen. Denn „Kooperation kann als Anpassung an einen sich verschärfenden Wettbe-
werb betrachtet werden[, zu der vor allem] [k]leinere Kommunen […] gezwungen sein 
[können], um im Wettbewerb mit anderen Regionen zu bestehen. Außerdem kann es sinn-
voll sein, in bestimmten Bereichen regional zu kooperieren, in anderen ist Wettbewerb 
effektiver“ (Küpper/Regener 2008:67). Interkommunale Kooperation wird in Zeiten de-
mographischer Schrumpfung vor allem als geeignetes Mittel für eine effizientere Gestal-
tung der infrastrukturellen Versorgung gesehen, was beispielsweise die Landesplanung 
von Mecklenburg-Vorpommern dazu veranlasst hat, für „die Stadt-Umland-Räume […] ein 
sogenanntes Kooperations- und Abstimmungsgebot ein[zu]führ[en], das unter anderem 
einfordert, dass spätestens nach fünf Jahren eine abgestimmte gemeinsame Entwicklungs-
strategie vorliegt, an der sich auch der Einsatz öffentlicher Mittel orientiert“ (Schmidt 
2008:9). 
 
Seit 2001 unterstützt auch die Bundesraumordnung im Rahmen von Modellvorhaben 
Städte und Regionen in Deutschland bei der Bewältigung des demographischen Wandels 
(vgl. BBR 2005a:1). Dabei gilt es, „innovative Handlungsansätze und Instrumente gemein-
sam mit Wissenschaft und Akteuren vor Ort zu erproben“ (BMI 2011:177), um allgemeine 
Erkenntnisse für den Umgang mit dem Wandel zu gewinnen. Themenschwerpunkt ist die 
Sicherstellung der Infrastruktur, eine zentrale öffentliche Aufgabe, die schon heute viele 
Kommunen im ländlichen Raum vor große Probleme stellt. Vor diesem Hintergrund sollen 
in den Modellvorhaben Strategien zur Anpassung der Infrastruktur an die demographi-
schen Veränderungen entwickelt und projektorientiert umgesetzt werden. Folglich reprä-
sentieren ländliche Regionen mit einer abnehmenden und älter werdenden Bevölkerung 
die Modellregionen. Das bisher umfangreichste Modellvorhaben der Raumordnung im 
Kontext des demographischen Wandels, das im April 2011 gestartete „Aktionsprogramm 
regionale Daseinsvorsorge“, umfasst über das gesamte Bundesgebiet verteilt 21 Regionen, 
darunter zehn in den neuen Bundesländern (vgl. BBSR 2013b:Abs. 1ff.). Daneben ist eine 
ganze Reihe ost- wie westdeutscher Kommunen in früheren Modellvorhaben eingebunden 
worden (Abb. 3.10). 
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Abb. 3.10: Modellvorhaben und -regionen der Raumordnung im Kontext des demographischen  
Wandels (eigener  Entwurf) 
Zunächst richtete sich der Fokus auf die besonders vom demographischen Wandel be-
troffenen Regionen. Im Modellvorhaben „Anpassungsstrategien für ländliche/periphere 
Regionen mit starkem Bevölkerungsrückgang in den neuen Ländern“ stand die Sicherung 
der Lebensqualität in schrumpfenden Regionen durch eine bedarfsgerechte und tragfähige 
Infrastrukturanpassung im Vordergrund. Als wichtigste Handlungsfelder für Anpassungs-
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strategien werden generell die soziale und technische Infrastruktur, der Bereich Han-
del/Dienstleistungen/Verwaltung, das Siedlungs- und Landschaftsbild sowie die politische 
Kultur und Kommunikation angesehen, wobei in diesem Fall aus Sicht der regionalen Ak-
teure erstgenannte traditionelle Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge im Mittel-
punkt standen (vgl. BBR 2005a:9f.). In die Lösungsstrategien fanden alle möglichen Hand-
lungsoptionen wie Erreichbarkeitsverbesserung, Angebotsreduzierung, (De-)Zentralisie-
rung, temporäre und alternative Angebotsformen Eingang (vgl. Gatzweiler/Kocks 
2004:143f.). Im Modellvorhaben „Umbau statt Zuwachs“ sind im Bereich der Daseinsvor-
sorge ähnliche prioritäre Handlungsfelder ermittelt worden, wobei insgesamt die soziale 
Infrastruktur den größten Handlungsbedarf aufwies (vgl. BMVBS/BBR 2006:57). Als Ant-
wort speziell auf die Bevölkerungsalterung sind in den Modellregionen „stark alters- bzw. 
nach Nachfragegruppen orientierte Strategien“ (BMVBS/BBR 2006:60) entwickelt wor-
den. Demnach wurden Ansätze verfolgt, die sich die Bedürfnisse, aber auch die Chancen ei-
ner älter werdenden Gesellschaft zunutze machen, die kinder- und familienfreundlichere 
Bedingungen oder generationenübergreifende Angebote schaffen. So möchte sich z. B. die 
schleswig-holsteinische K.E.R.N.-Region (Kiel-Eckernförde-Rendsburg-Neumünster) unter 
Einbeziehung der Wohn-, Tourismus-, Gesundheits- und Einzelhandelsbranche als senio-
renorientierter Wirtschaftsraum aufstellen, die Region Heilbronn-Franken v.a. mit einem 
besseren Kinderbetreuungsangebot zur kinderfreundlichen Region werden und die Re-
gion Südniedersachsen mit intergenerativer Infrastruktur altersgruppenspezifischen Be-
dürfnissen in den Bereichen Bildung, Freizeit und Gesundheit unter Aktivierung von Ge-
meinschaftspotenzialen nachkommen (vgl. BMVBS/BBR 2006:58ff.). In dem Modellvorha-
ben „Demographischer Wandel – Region schafft Zukunft“ des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, das vier weitere Regionen – je zwei in Ost- und West-
deutschland – bei der Gestaltung des demographischen Wandels förderte, wurde mit der 
„vorausschauende[n] Anpassung der regionalen Infrastruktur, [der Entwicklung] familien- 
und seniorengerechte[r] Stadtquartiere und [der] […] Förderung wirtschaftlicher Innova-
tionen in den Regionen“ (BMVBS 2013a:Abs. 1) explizit eine Doppelstrategie verfolgt. Im 
Ergebnis sind auf der Grundlage von demographischen Handlungskonzepten zu neun 
Themenfeldern insgesamt 75 Projekte entwickelt worden. Dabei sind u. a. neue zum Teil 
multifunktional nutzbare Versorgungseinrichtungen, alternative Wohn- und Mobilitäts-
angebote, Begegnungs- und Veranstaltungsorte für das gemeinschaftliche Zusammenleben 
sowie Freiwilligenagenturen zur Aktivierung bürgerlichen Engagements entstanden, 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Fachkräftemangels, zur Förderung des Tourismus und 
Stärkung der regionalen Identität erarbeitet oder auch Partizipationsmöglichkeiten für 
Kinder und Jugendliche in den Kommunen geschaffen worden (vgl. BMVBS 2012, 2009). 
Die infrastrukturellen Herausforderungen wurden dabei anhand der ostdeutschen Starter-
regionen Stettiner Haff (Mecklenburg-Vorpommern) und Südharz-Kyffhäuser (Sachsen-
Anhalt/Thüringen) noch in einem gesonderten Projekt behandelt, mit den Schwerpunkt-
feldern Schulentwicklung und ÖPNV, ärztliche Versorgung, Dienstleistungs- und Woh-
nungsangebote für behinderte Senioren, nicht polizeiliche Gefahrenabwehr und kulturelle 
Bildung (vgl. BBSR 2009b). 
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Im Umgang mit dem demographischen Wandel wird immer wieder die Bedeutung inter-
kommunaler Kooperation auf der einen Seite und bürgerlichen Engagements auf der an-
deren Seite hervorgehoben. Insbesondere kleine Kommunen können davon profitieren. In 
Gemeinden „überschaubarer Größe“ findet man häufig noch, vor allem im ländlichen 
Raum, eine stark von sozialem Zusammenhalt geprägte Bürgerschaft vor, wo „jeder jeden 
kennt“, so dass dem bürgerschaftlichen Engagement hier großes Potenzial beigemessen 
wird (vgl. Küpper/Regener 2008:67). Dass es für die künftige Kommunal- bzw. Regional-
entwicklung generell eine wichtige Ressource darstellt, bestätigt auch die Erfahrung aus 
der Praxis, dass „[a]lle Strategien zur Bewältigung des demografischen Wandels […] auf 
engagierte Menschen angewiesen [sind], die sie umsetzen“ (BMVBS 2013b:23). Besonders 
Strategien zur Sicherung der Grundversorgung setzen i.d.R. auf eine hohe ehrenamtliche 
Bereitschaft, wie Beispiele etablierter Dorfläden/-zentren (z. B. „MarkTreff“) belegen (vgl. 
Schröteler-von Brandt 2008:115). Das haben u. a. ebenso die zahlreichen durch den Wett-
bewerb „Menschen und Erfolge“ des BMVBS zutage getretenen Aktivitäten zur Stärkung 
der ländlichen Infrastruktur gezeigt, die in der Mehrzahl von zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren und vielen Einzelpersonen/Familien getragen werden (vgl. BMVBS 2013b:24). Ange-
sichts der demographischen Veränderungen wird eine ganze Bandbreite an Themen ange-
gangen: Gemeinschaftsleben, Kunst und Kultur, Bauen und Sanieren, Bildung, Tourismus, 
Mobilität und Nahversorgung. Teilweise wird zur Realisierung neuer Wohn-, Versorgungs- 
oder Arbeitsplatzangebote der zunehmenden Forderung nach Innenentwicklung durch 
„Aktivierung von leer stehenden sowie mindergenutzten Gebäuden und die Sicherung des 
Gebäudebestandes“ (Schröteler-von Brandt 2008:111) nachgekommen, beispielsweise 
mithilfe finanzieller Förderung von Altimmobilienkäufen, einer restriktiven Siedlungspoli-
tik oder der Einrichtung einer sogenannten „Gebäudebörse“ (vgl. Schröteler-von Brandt 
2008:112ff.). Insgesamt konnte anhand von Fallstudien festgestellt werden, dass die für 
die Bewältigung des demographischen Wandels vor Ort so wichtigen Faktoren wie 
„[I]ndividuelles Engagement, Eigeninitiative und Ideenreichtum […] weder von Raumtyp 
noch Themenfeld ab[hängen und dass […] Erfolge […] vielmehr […] mit professionellem 
Management, mit Unterstützung durch externe Expertise, offenen internen Kommunika-
tionsstrukturen, sozialem Zusammenhalt sowie einer guten Öffentlichkeitsarbeit [einher-
gehen]“ (BMVBS 2013b:24).  
 
3.4 Zwischenfazit 
Eine weitere Charakteristik des demographischen Wandels in Deutschland ist seine räum-
liche Vielfalt. Das heißt, die Entwicklung hin zu einer schrumpfenden, älter werdenden 
und heterogenen Gesellschaft vollzieht sich in den Kommunen und Regionen nicht einheit-
lich. Sie „befinden sich in unterschiedlichsten Stadien des Wandlungsprozesses“ (Reichert-
Schick 2010:153) und formen ein Nebeneinander von Schrumpfungs- und Wachstums-
räumen, das zugleich immer mehr das die Raumstruktur seit der Wiedervereinigung 
kennzeichnende großräumige Ungleichgewicht mit Bevölkerungszuwächsen in West- und 
Bevölkerungsverlusten in Ostdeutschland schwinden lässt. So werden Schrumpfungspro-
zesse zunehmend auch die alten Bundesländer erfassen, wo den Prognosen zufolge bis 
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zum Jahr 2025 jede zweite Kommune Einwohner verlieren wird (vgl. Kösters 2011:202). 
Vor Ort macht sich der demographische Wandel neben Veränderungen in Einwohnerzahl 
und -struktur durch seine Folgen für geschaffene Raum- und Siedlungsstrukturen bemerk-
bar. Diese treffen besonders die Infrastruktur und den Wohnungsbau, durch die elementa-
re Bedürfnisse ihre wesentliche Umsetzung im Raum finden und damit die Lebensbedin-
gungen entscheidend prägen. Wie der demographische Wandel bewusst macht, nehmen 
Bevölkerungsentwicklungen, die in Zukunft noch stärker von Wanderungen bestimmt 
werden, darauf Einfluss, denn quantitative wie qualitative Bevölkerungsveränderungen 
schlagen direkt auf Bedarfsentwicklungen durch. Um diese künftig im Sinne einer nachhal-
tigen Kommunal- und Regionalentwicklung befriedigen zu können, wird dem Flächenma-
nagement und der räumlichen Organisation der Grunddaseinsfunktionen stärkere Bedeu-
tung zukommen müssen. Das gilt vor allem für den im Fokus der Aufmerksamkeit stehen-
den ländlichen Raum, dem seine Merkmale in Zeiten demographischen Wandels gewis-
sermaßen zum Nachteil werden, weil sich tragfähige Versorgungsstrukturen in einer 
schrumpfenden Gesellschaft bei geringer Bevölkerungsdichte, noch dazu bei engen Hand-
lungsspielräumen aufgrund knapper öffentlicher Haushalte, umso schwieriger realisieren 
lassen. Infolgedessen erfahren ländliche Regionen vielerorts vor allem in der Schul-, Ärzte- 
und Verkehrsversorgung bereits eine „demographische De-Infrastrukturalisierung“ (Kers-
ten et al. 2012), was für die ortsansässige Bevölkerung und speziell für die ältere Einwoh-
nerschaft einschneidende Verluste an Wohn- und Lebensqualität bedeuten kann. Hierfür 
wird Erreichbarkeit dann noch mehr zum ausschlaggebenden Faktor. Mit Blick auf die 
besonders problematische Situation in den neuen Bundesländern vermerkt Weiß 
(2002:253), dass „der gemeinschaftlich zu ertragende Mehraufwand an Mobilität“ zum 
einzig verbleibenden Identifikationsmerkmal mit dem ländlichen Raum werden könne.  
 
Die durch den demographischen Wandel zu befürchtende Benachteiligung ländlicher Re-
gionen, die vergleichsweise häufiger, jedoch keineswegs allesamt negativ betroffen sind, 
hat in Deutschland eine große Diskussion um das rechtlich verankerte raumplanerische 
Leitbild der gleichwertigen Lebensverhältnisse ausgelöst. Als gesellschaftliche Zielvorstel-
lung verstanden, soll es einer Auseinanderentwicklung der Lebensbedingungen in den 
Teilräumen der Bundesrepublik vorbeugen und damit auch den Sozialstaat in räumlicher 
Hinsicht sicherstellen (vgl. Aring 2010:766). Verfolgt wird das seit den 1960er Jahren mit 
einer Ausgleichspolitik, der es zu verdanken ist, dass der ländliche Raum nicht von den 
„Errungenschaften der urbanen Nachkriegs-, Konsum- und Wohlfahrtsgesellschaft“ (Kers-
ten et al. 2012:39) abgekoppelt worden ist und heutzutage einen gegenüber den Verdich-
tungsregionen durchaus gleichwertigen Lebensraum darstellt. Durch die damit einherge-
gangene Urbanisierung unterscheidet er sich kaum noch vom städtischen Raum. „Wäh-
rend Landleben früher eine bestimmte Gesellschaftsform meinte, also bestimmte Er-
werbsstrukturen oder kulturelle Abgrenzungen gegenüber der Stadt, beinhaltet der Be-
griff heute nicht viel mehr als eine räumliche Verortung des Lebens. Das Land ist immer 
mehr reine Kulisse“ (Schmitz-Veltin 2006:346) und weist eine Heterogenität auf, wodurch 
es sich einer einheitlichen Definition und Abgrenzung entzieht. Indes sind Unterschiede 
vielmehr innerhalb dieser beiden traditionellen Raumkategorien auszumachen, so dass 
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auch der ländliche Raum differenziert betrachtet werden muss. Dies hat sich mittlerweile 
ebenso in der Terminologie niedergeschlagen, wonach zunehmend von „ländlichen Räu-
men“ gesprochen wird (vgl. Wießner 1999:300). Die regional unterschiedliche Wirksam-
keit des demographischen Wandels hat aber Zweifel aufkommen lassen, ob eine Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse unter den veränderten Rahmenbedingungen überhaupt 
umsetzbar sei und das Leitbild weiterhin Bestand haben könne. Nichtsdestotrotz ist 
mehrheitlicher Tenor in Politik und Wissenschaft, am Leitbild festhalten zu wollen. Auf 
der Suche nach einer für notwendig gehaltenen Neuinterpretation, erschwert durch die 
Unbestimmtheit des Begriffs der Gleichwertigkeit, erscheint allerdings klar und überdies 
realistisch, dass unter gleichwertigen Lebensverhältnissen nicht eine überall in Deutsch-
land gleiche Lebensqualität verstanden werden kann. Im Sinne der Rechtsauslegung sollen 
sie hingegen Voraussetzungen schaffen, die dem Bürger ermöglichen „– den Ansprüchen 
und Erwartungen an Umwelt, Wirtschafts- und Lebensraum entsprechend – sein Leben 
unter Bedingungen zu gestalten, die im Vergleich zu anderen zwar unterschiedlich, aber 
von annähernd gleichem Wert sind“ (Parlamentarischer Beratungs- und Gutachterdienst 
des Landtags NRW 2005:16). Hierfür von zentraler Bedeutung ist die Infrastrukturversor-
gung, die an gewandelte Bedürfnisse und räumliche Gegebenheiten entsprechend ange-
passt werden muss. Der Gesetzgeber macht der Raumordnung dabei im Rahmen der Min-
destgewährleistung, die eine Art Grundhomogenität in den Lebensbedingungen garantie-
ren soll, jedoch keine konkreten Vorgaben (vgl. Spannowsky et al. 2010:107f.). Das macht 
es zwar einfacher, der einhelligen Forderung nach regionalspezifischen Lösungen im Um-
gang mit den neuen Herausforderungen nachzukommen, ist für das Handeln vor Ort zur 
Gestaltung einer angemessenen Lebensqualität aber weniger hilfreich. Letztlich wird man 
eine so verstandene und akzeptable Gleichwertigkeit nur durch einen gemeinschaftlichen 
Abstimmungsprozess mit lokalen Akteuren und Bürgern sowie mit interkommunaler Ko-
operation effizient erzielen können.  
 
Mittlerweile setzt sich eine Reihe von Kommunen mit dem demographischen Wandel aus-
einander, wobei verschiedene Strategien zur Anwendung kommen. Im Mittelpunkt stehen 
die Bereiche Infrastruktur, Freizeit und Wohnen. Die Bundesraumordnung unterstützt sie 
dabei u. a. im Rahmen sogenannter Modellvorhaben, „in denen in Zusammenarbeit mit 
Akteuren vor Ort, in den Regionen, innovative raumordnerische Handlungsansätze entwi-
ckelt und erprobt werden“ (Gatzweiler/Kocks 2004:139). Während sich die Alterung in 
Deutschland überall mehr oder weniger bemerkbar macht, stellt Schrumpfung derzeit 
noch kein flächendeckendes, aber wachsendes Problem dar, auf das man insbesondere in 
Westdeutschland nicht hinreichend vorbereitet zu sein scheint (vgl. Kösters 2011:202). In 
Anbetracht künftiger Entwicklungen stellen sich zunehmend auch demographisch eher 
unauffällige Kommunen der neuen Herausforderung. Man könnte sagen, sie wollen den 
Zeit- und Wissensvorsprung, den die stärker betroffenen Kommunen in der Vergangenheit 
nicht hatten, für eine frühzeitige Einleitung notwendiger Handlungsmaßnahmen für sich 
nutzen. Dennoch ist festzustellen, dass der demographische Wandel gemessen an seiner 
Wichtigkeit insgesamt zu wenig aktiv angegangen wird und man sich vor allem in kleinen 
ländlichen Kommunen dem Wandel und seiner Konsequenzen nicht so richtig bewusst ist. 
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Ferner ist kommunales Handeln noch allzu häufig durch die Hoffnung geprägt, prognosti-
zierte Schrumpfung in Wachstum umkehren oder diese zumindest abmildern zu können 
(vgl. Schröteler-von Brandt 2008:104). 
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4. Wohnortbezogene Lebensqualität als Untersuchungsgegen-
stand 
Der demographische Wandel hat in Deutschland also auch eine Diskussion um Lebensver-
hältnisse entfacht. Anlass dazu geben, wie in den vorangehenden Kapiteln beschrieben, die 
Auswirkungen der Bevölkerungsschrumpfung und -alterung, zwei Prozesse, die in unserer 
wachstums- und jugendorientierten Gesellschaft eher als negativ empfunden werden. Sie 
stellen in den Städten und Regionen die Politik vor schwierige Herausforderungen, für die 
es bisher kaum Erfahrungen gibt. Damit ist zugleich, und das wird in Hinblick auf die 
Thematik der Sicherung der Daseinsvorsorge besonders deutlich, eine Grundsatzdebatte 
angestoßen worden, ähnlich der Wohlfahrtsdebatte der frühen 1970er Jahre, die von ei-
nem Begriff geprägt war, der ebenso in der gegenwärtigen Diskussion von der Politik auf-
gegriffen wird: Lebensqualität. Für wie wichtig diese inzwischen gehalten wird, unter-
streicht die Ankündigung der Bundeskanzlerin Angela Merkel, den G8-Gipfel 2015 unter 
dem Motto der Lebensqualität vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Finanz- und 
Schuldenkrise in der EU setzen zu wollen (vgl. Stempel 2013). Von Lebensqualität ist 
meist dann die Rede, wenn es darum geht, Handlungsstrategien und Zielvorstellungen für 
eine unter veränderten demographischen Rahmenbedingungen stehende Gesellschaft zu 
formulieren. Ganz allgemein gelte es auch in Zukunft die Lebensqualität für die Bevölke-
rung aufrechtzuerhalten und ggf. zu verbessern. Doch was wird eigentlich unter dem Be-
griff Lebensqualität verstanden? Auf der Suche nach einer Antwort auf diese Frage wird 
man schnell erkennen, dass es sich hierbei um kein einfaches Unterfangen handelt. In der 
Literatur dokumentiert sich das in einer „unüberschaubaren Vielzahl und Vielfalt von vor-
handenen Definitionen [und Konzepten]“ (Noll 2000:6). Würde man obendrein Personen 
„auf der Straße“ danach fragen, käme sicherlich nochmals eine ebenso hohe Fülle an In-
terpretationen hinzu. Das liegt zweifelsohne an der hohen Subjektivität, die dem Begriff 
anhaftet. Des weiteren ist aber auch zu konstatieren, dass „es [bis] heute keinen zusam-
menhängenden Lebensqualitätsdiskurs [gibt], in dem die verschiedenen Politikbereiche, 
in denen Ressourcen verteilt werden und die zur Produktion von […] Lebensqualität bei-
tragen, in einem systematischen Zusammenhang gesehen werden“ und „Lebensqualität als 
[Thema] sowohl im Alltagsdiskurs als auch im politischen Diskurs kaum präsent [ist]“ 
(Knecht 2010:205). Als Ergebnis der Auseinandersetzung mit dem Begriff Lebensqualität, 
die in den 1960er Jahren in den USA ihren Anfang nahm, wird Lebensqualität heute über-
einstimmend als „ein multidimensionales Konzept [aufgefasst], das sowohl materielle wie 
auch immaterielle, objektive und subjektive, individuelle und kollektive Wohlfahrtskom-
ponenten gleichzeitig umfasst und das ‚besser‘ gegenüber dem ‚mehr‘ betont“ (Noll 
2000:3). Diese gemeinsame Linie entbindet jedoch nicht von der Aufgabe, Lebensqualität 
inhaltlich konkreter auszufüllen und dabei die, wie es Noll nennt, Wohlfahrtskomponen-
ten zu bestimmen. Hierfür wird im Kern letztlich entscheidend sein, „was wir [als Gesell-
schaft] wollen, welches die Bedürfnisse sind, die durch wirtschaftliche Tätigkeit und poli-
tisches Handeln zu befriedigen sind“ (Eppler 1974:36). Dabei müssen angesichts knapper 
öffentlicher Kassen vor allem auch Antworten gefunden werden, wie diese Bedürfnisse in 
einer älter werdenden und insgesamt schrumpfenden Gesellschaft künftig erfüllt werden 
4 Wohnortbezogene Lebensqualität als Untersuchungsgegenstand 109 
 
können. Lebensqualität geht also mit bedarfsgerechter Entwicklung einher. Diesem Ver-
ständnis folgend wurde am Beispiel der Region „Der Selfkant“ Lebensqualität, interpre-
tiert als ein an individuellen Bedürfnissen gemessener Zustand der Zufriedenheit mit den 
Lebensverhältnissen, untersucht. Da es sich zugleich um eine räumliche Analyse von Le-
bensqualität handelt, beschränkt sich der Untersuchungsgegenstand inhaltlich auf Aspek-
te, die für das Leben am Wohnort wesentlich sind (vgl. Kap. 4.2.1). Im Folgenden wird auf 
die Entwicklung der Lebensqualitäts-/Wohlfahrtsforschung eingegangen, um vor diesem 
Hintergrund den inhaltlichen Wandel des Begriffs Lebensqualität von der rein wirtschaft-
lichen Lebenslage bis hin zur individuellen Lebenszufriedenheit aufzuzeigen.  
 
4.1 Lebensqualitätsforschung 
Lebensqualität ist in den späten 1960er Jahren als modernes Wohlfahrtskonzept entstan-
den. Wohlfahrtskonzepte verkörpern gesellschaftliche Entwicklungsziele und fungieren 
damit auch als „Maßstab der Gesellschaftsanalyse“ (Noll 2000:1). Der in der zweiten Hälfte 
des vergangenen Jahrhunderts neu aufgekommene Begriff der Lebensqualität hat zu ei-
nem Wandel im Verständnis von Wohlfahrt geführt und die bis dahin mit ihm assoziierten 
Begriffe Wohlstand und Lebensstandard abgelöst. Seitdem wird Wohlfahrt nicht mehr nur 
als Ausdruck materiellen Entwicklungsstandes einer Gesellschaft, der sich in den Zahlen 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung widerspiegelt, begriffen, sondern umfassender 
verstanden. So werden „u. a. auch solche Faktoren wie die Wohnbedingungen, der Zustand 
der natürlichen Umwelt, der Grad der Demokratisierung, der Gesundheitszustand der Be-
völkerung, die Erholungsmöglichkeiten, das Erziehungswesen und das Maß an sozialer 
Sicherheit in einer Gesellschaft zu einem gegebenen Zeitpunkt“ (Fuchs-Heinritz et al. 
2011:399) mit einbezogen. Nachdem sich entwicklungshistorisch bedingt zunächst Öko-
nomen und insbesondere Soziologen dem Thema Lebensqualität zuwandten, hat es sich 
als logische Konsequenz der Auffassung, dass es sich hierbei um ein über alle gesell-
schaftlichen Bereiche erstreckendes allgemeines Konzept handelt (vgl. Peters/Zeugin 
1979:140), mittlerweile zu einem Forschungsfeld unterschiedlichster Wissenschaftsdis-
ziplinen (Medizin, Philosophie, Raumplanung, Umwelt, Politik etc.) entwickelt.  
 
4.1.1 Ursprünge der Lebensqualitätsforschung 
In der wissenschaftlichen Literatur wird die Zeit um das Jahr 1960 als Beginn der Lebens-
qualitätsforschung genannt, weil zu dieser Zeit ein neues, unter dem Begriff Lebensqua-
lität stehendes Forschungsfeld entstanden ist. Allerdings sind schon früher ähnlich ausge-
richtete Untersuchungen unter anderem Namen betrieben worden, denn die Sorge um ein 
gutes Leben ist wahrscheinlich so alt wie die Menschheit selbst (übers. aus Schuess-
ler/Fisher 1985:130). Nach bisherigen Erkenntnissen tauchte der Begriff Lebensqualität 
erstmalig in Arthur C. Pigous (1877-1959) Werk „The Economics of Welfare“ von 1920 
auf. Der englische Ökonom, der als Begründer der Wohlfahrtsökonomie gilt (vgl. Söllner 
2001:127), beschäftigt sich darin im Rahmen arbeitsökonomischer Fragestellungen mit 
dem Volkseinkommen und der Wohlfahrt sowie deren Beziehung zueinander. Unter Wohl-
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fahrt versteht schon Pigou „a thing of very wide range“ (Pigou 1932:I.I.5) und unterschei-
det dabei zwischen ökonomischer und gesamtgesellschaftlicher Wohlfahrt. Obwohl „er [im 
Volkseinkommen] die Hauptbestimmungsgröße der Wohlfahrt sieht“ (Söllner 2001:127), 
für deren Maximierung er eine Gleichverteilung des Volkseinkommens und eine effiziente 
Ressourcenallokation empfiehlt, repräsentiert es seiner Ansicht nach nur die ökonomische 
Wohlfahrt einer Gesellschaft, die er wie folgt beschreibt: „[the] part of social welfare that 
can be brought directly or indirectly into relation with the measuring-rod of money“ (Pi-
gou 1932:I.I.5). Daneben gäbe es laut Pigou auch nicht-ökonomische, also nicht in Geldein-
heiten messbare Wohlfahrtsaspekte, die aber mit den ökonomischen in Wechselwirkung 
stehen und entsprechend Berücksichtigung finden müssten. Er führt hier Zufriedenheit, 
Unzufriedenheit, Wahrnehmungen, Gefühle und Wünsche an (übers. aus Pigou 1932:I.I.8). 
Nach seiner Auffassung wird „non-economic welfare“ vor allem durch die Art und Weise, 
wie Einkommen erzielt und ausgegeben wird, beeinflusst und in diesem Zusammenhang 
bringt Pigou zum ersten und einzigen Mal den Begriff Lebensqualität mit dem Arbeitsum-
feld in Verbindung: „First, non-economic welfare is liable to be modified by the manner in 
which income is earned. For the surroundings of work react upon the quality of life” 
(Pigou 1932:I.I.8).  
 
Jahrzehnte später, als die rasante wirtschaftliche Entwicklung nach dem Zweiten Welt-
krieg zunehmend auch negative Begleiterscheinungen für die Gesellschaft erkennen ließ, 
wurden Pigous Gedanken in einem breiteren Maße erneut aufgegriffen. Insbesondere die 
mit dem starken Wirtschaftswachstum einhergehenden sozialen und ökologischen Kosten 
ließen Zweifel an der bisher ökonomisch ausgerichteten Wohlfahrt aufkommen und lösten 
Ende der 1950er/Anfang der 1960er Jahre in den USA eine Wohlstandsdiskussion aus, mit 
der ein Paradigmenwechsel in der Wohlfahrtsforschung eingeleitet wurde und zu dessen 
Sinnbild sich der Begriff der Lebensqualität entwickeln sollte (vgl. Peters/Zeugin 
1979:10f.). Lebensqualität stand für ein alternatives Wohlfahrtskonzept, das qualitative 
Wohlfahrtsaspekte und die Lebenslage von Individuen in den Vordergrund stellte. In den 
USA war es zunächst die Politik, die sich diesem Thema verstärkt zuwandte. So stellte John 
F. Kennedy 1960 die Idee der Lebensqualität in den Mittelpunkt seines Präsidentschafts-
wahlkampfes und sein Nachfolger Lyndon B. Johnson gab mit dem Reformprogramm 
„Great Society“ wesentlich Anstoß zur neuen Wohlfahrtsdebatte. In ihm wurde festgehal-
ten, dass das Glück jedes Einzelnen nicht von der Menge der angehäuften materiellen Gü-
ter, sondern von der Lebensqualität abhänge (übers. aus Noll 2000:4). Mit der politischen 
Popularität fand das Lebensqualitätskonzept Eingang in die Sozialforschung. Sie sah darin 
einen Weg, den erhöhten Informationsanforderungen der verfolgten aktiven Gesellschafts-
politik, die von einer Steuerbarkeit der gesellschaftlichen Entwicklung durch politisches 
Handeln ausgeht, besser gerecht zu werden, da das Konzept den Begriff Wohlfahrt umfas-
sender verstand (vgl. Noll 2000:6). Für deren Operationalisierung bediente sie sich nun 
neu entwickelter sogenannter sozialer47 Indikatoren, womit die Mitte der 1960er Jahre 
aufkommende gleichnamige Sozialindikatorenforschung gesellschaftliche Zustände und 
                                                          
47  Der Begriff wird weiter gefasst und als „für die Gesellschaft betreffend“ verstanden. 
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Entwicklungen über die konventionellen volkswirtschaftlichen Kenngrößen hinaus zu er-
fassen suchte und dadurch der Regierung zu einem zielgerechteren Handeln verhelfen 
wollte (vgl. Peters/Zeugin 1979:3). Das US Department of Health, Education and Welfare 
(1969:97) beschrieb die in sozialen Indikatoren steckenden Chancen wie folgt: „A social 
indicator […] may be defined to be a statistic of direct normative interest which facilitates 
concise, comprehensive and balanced judgments about the condition of major aspects of a 
society”. So erhoffte man sich analog zu den Wirtschaftsindikatoren, mit deren Kenntnis 
eine erfolgreiche Wirtschaft gesteuert werden kann, von den Sozialindikatoren eine ähnli-
che Verwendung zur Gestaltung der Sozialpolitik (übers. aus Land 1983:3). Ursprünglich 
sind diese im Rahmen eines Projekts der American Academy of Arts and Sciences for the 
National Aeronautics and Space Administration zur Erforschung sekundärer Auswirkun-
gen des nationalen Raumfahrtprogramms für die amerikanische Gesellschaft entwickelt 
worden, ausgelöst durch eine für diese Zwecke unzureichende Datenlage (vgl. Land 
1983:2). Die Verbreitung sozialer Indikatoren über die USA hinaus, zu der die Veröffentli-
chung eines ersten vorläufigen Sozialberichts der US-Regierung im Jahr 1969 unter dem 
Titel „Toward a Social Report“ sowie die Arbeiten der OECD zur Entwicklung eines ge-
meinsamen Sozialindikatorensystems (vgl. OECD 1973) entscheidend beigetragen haben, 
führte um 1970 zu einer internationalen Bewegung, „social indicators movement“ ge-
nannt, die auch in Deutschland den Ausbau der Sozialstatistik und die Entwicklung neuer 
Ansätze zur Erforschung der Wohlfahrt zur Folge hatte. Wie in Übersee griff auch hier die 
Politik die mit dem Begriff der Lebensqualität verbundenen Gedanken auf, insbesondere 
die SPD. Im Bundestagswahlkampf 1972, dem Jahr, als Meadows auf die „Grenzen des 
Wachstums“ und die Folgen für den weltweiten Wohlstand aufmerksam macht, erklärte 
die Partei Lebensqualität zu ihrem programmatischen Leitkonzept (vgl. Noll 2000:4). Wel-
che Rolle und Bedeutung ihr damals beigemessen wurde, kann anhand der nachstehenden 
Äußerungen Willy Brandts aus seiner Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 abgele-
sen werden:  
 
 
Abb. 4.1: Auszüge aus der Regierungserklärung Willy Brandts 1973 zum Thema Lebensqualität (vgl. Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung 1973: 8, 31, 53)  
Daneben trug die 1972 in Oberhausen stattfindende vierte internationale Arbeitstagung 
der IG Metall unter dem Titel „Aufgabe Zukunft: Qualität des Lebens“ maßgeblich zur poli-
tischen Popularität des Lebensqualitätskonzepts in Deutschland bei (vgl. Noll 2000:4), das 
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ähnlich wie bei späteren Wohlfahrtskonzepten eine kritische Auseinandersetzung mit der 
bisherigen Entwicklung der Industrieländer hervorrief. Die Ölkrise im Jahr darauf nahm 
der Politik jedoch den Glauben an ihre steuernde Macht und ließ ihr wieder die Bedeutung 
wirtschaftlicher Aspekte vor Augen führen, so dass die „Diskussion um einen anderen 
Wohlstand“ (Knecht 2010:28) bis in die 1980er Jahre hinein verebbte. Ab den späten 
1980ern erlebte das Thema Lebensqualität dann im Zusammenhang mit der globalen De-
batte über gesellschaftliche Entwicklungsziele eine Renaissance und fand sich in neuen 
Wohlfahrtskonzepten wie „Sustainable Development“, „Human Development“ oder „Liva-
bility“ wieder, die einzelne Wohlfahrtsaspekte und die Gesellschaft als Ganzes stärker in 
den Blick nehmen (vgl. Noll 2000:Kap. 3). Und neuerdings ist es der demographische 
Wandel, der wieder Fragen nach der regionalen Lebensqualität aufgeworfen und damit 
verbunden die Verantwortung der Politik für deren nachhaltige Sicherung ins Bewusstsein 
gerückt hat. 
 
4.1.2 Erfassung von Lebensqualität 
In der empirischen Wohlfahrtsforschung haben sich zwei Hauptströmungen herauskristal-
lisiert, die individuelle Wohlfahrt bzw. Lebensqualität auf unterschiedliche Art zu erfassen 
suchen: der objektivistische und subjektivistische Ansatz. Ersterer bedient sich objektiv 
messbarer Indikatoren und findet in der Raumbeobachtung Anwendung. Letzterer spie-
gelt sich in Bürgerbefragungen wider, so dass auf diese Weise Lebensqualität aus gewon-
nenen Meinungsbildern abgeleitet wird. Beide Verfahren werden nachfolgend beschrie-
ben, denn sie werden für die vorliegende Untersuchung herangezogen. Darüber hinaus 
sollen angeführte Beispiele aus der Forschung beide Ansätze veranschaulichen und die 
Vielfalt der national und international auf die kleinräumige Maßstabsebene angewendeten 
Lebensqualitätskonzepte aufzeigen, von denen einige Erkenntnisse für die Einordnung der 
Lebensbedingungen im Untersuchungsgebiet als auch für die spätere Schlussbetrachtung 
der eigenen Untersuchungsergebnisse Berücksichtigung finden. 
 
4.1.2.1 Methodische Ansätze 
Der objektivistische Ansatz geht davon aus, dass sich Wohlbefinden als Ausdruck der Be-
friedigung von Grundbedürfnissen in „beobachtbaren Lebensverhältnissen [widerspiegelt 
und diese] von Außenstehenden nach wissenschaftlichen und/oder moralischen Stan-
dards […] oder als Optimum, Durchschnitt, Mindeststandard, Substandard bewertet wer-
den [können]“ (Glatzer/Zapf 1984:19). In diesem Sinne wird Lebensqualität also als etwas 
Messbares angesehen. Damit wird sogleich das diesem Ansatz innewohnende Paradoxon 
ersichtlich, denn hier wird eine eigentlich aus den Naturwissenschaften stammende Me-
thode, die Quantitäten wie Niederschlagsmengen, Feinstaubkonzentrationen in der Luft u. 
a. erhebt, dazu genutzt, qualitative Aspekte des Lebens quantitativ zu erfassen, weshalb 
dieses Vorgehen in der Wissenschaft auch die Bezeichnung „Quantifizierung der Lebens-
qualität“ (Gehrmann 1976:85) fand. Dabei werden, wie Kawka und Sturm (2006:309) 
formulieren, „bestimmte objektive Sachverhalte wie die wirtschaftliche Situation, die Um-
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weltqualität, das Wohnumfeld, die Ausstattung mit sozialer Infrastruktur etc. mittels Re-
gionalindikatoren erfasst und deren Einfluss auf die allgemeine Lebensqualität zu messen 
versucht“. Diese Indikatoren werden demzufolge objektive Indikatoren genannt, aufgrund 
der wissenschaftsgeschichtlich bedingten engen Verbundenheit der Lebensqualitätsfor-
schung mit der Sozialindikatorenforschung oft auch als Sozialindikatoren bezeichnet. Mit 
solchen arbeitet bekanntermaßen die amtliche Statistik: Einwohnerzahl, Alter der Bevöl-
kerung, Arbeitslosenquote, Bruttoinlandsprodukt, Anzahl an Kindergartenplätzen etc., um 
nur einige zu nennen. Dieser Ansatz ist stark vom schwedischen bzw. skandinavischen 
„level of living-approach“ beeinflusst worden, der „Wohlfahrt […] über ein Ressourcen-
konzept definiert“ (Noll 2000:8), wonach der Einzelne über eigene Ressourcen wie u. a. 
Einkommen, Vermögen, Bildung, soziale Beziehungen, physische und psychische Energie 
seine Lebensbedingungen bewusst gestalten und steuern kann (vgl. Noll 2000:8). Eine 
über objektive Indikatoren erfasste Lebensqualität soll möglichst frei von individuellen 
Beurteilungen der eigenen Lebenssituation sein (übers. aus Erikson 1993 zit. in Noll 
2000:9). Die mit ihnen erhobenen Daten liefern uns über den Zustand der verschiedenen 
gesellschaftlichen Bereiche Erkenntnisse, die „auf das Funktionieren des Gemeinwesens 
wirken und damit letztlich auch das Zusammenleben der Menschen beeinflussen“ (Statis-
tische Ämter des Bundes und der Länder 2005:3) und daher wichtige Informationsgrund-
lage und Entscheidungshilfe für politisches und planerisches Handeln jeglicher Art sind. 
Dennoch muss man sich hierbei vergegenwärtigen, dass zum Beispiel „Wohndichte an sich 
[…] kein Indikator für ‚tiefe‘ oder ‚hohe‘ Lebensqualität [ist]“ (Atteslander 1976:125), weil 
sie vom Menschen durchaus unterschiedlich empfunden werden kann. Demzufolge sind 
keine Schlüsse „von objektiven Merkmalen auf subjektive Verhaltensweisen“ (Atteslander 
1976:124) möglich, die das Ergreifen bestimmter Maßnahmen zur Verbesserung der Le-
bensqualität als selbstverständlich und eindeutig nachvollziehbar erscheinen lassen.  
 
An dieser Stelle setzt der subjektivistische, aus der amerikanischen „Quality of Life“-For-
schung stammende Ansatz an, der, wie der Name anzudeuten vermag, die „Bedeutung 
subjektiver Wahrnehmungs- und Bewertungsprozesse für die Lebensqualität“ (Noll 
2000:9) hervorhebt. Abgeleitet vom sozialpsychologischen „Grundsatz, dass das, was 
Menschen als real ansehen, für sie auch real in seinen Konsequenzen sein wird“ (Glat-
zer/Zapf 1984:20), wird hier die Position vertreten, dass „Wohlfahrt letzten Endes von 
den Betroffenen wahrgenommen werden muss“ (Campbell 1972 zit. in Glatzer/Zapf 
1984:20). Dementsprechend wird Lebensqualität als „subjektives Wohlbefinden der ein-
zelnen Individuen“ (Noll 2000:9) interpretiert. Darauf stützt sich beispielsweise auch die 
Weltgesundheitsorganisation, die Lebensqualität folgendermaßen definiert: „Quality of life 
is defined as individual’s perceptions of their position in life in the context of the culture 
and value system where they live, and in relation to their goals, expectations, standards 
and concerns” (WHO 1998:17). Die so verstandene Lebensqualität kann allein über die 
Methode der Befragung, die „nach wie vor das Standardinstrument der empirischen So-
zialforschung“ (Reuber/Pfaffenbach 2005:65) darstellt, erfasst werden, da nur mit ihr 
sogenannte subjektive Indikatoren wie persönliche Einstellungen, Meinungen, Wünsche, 
Befürchtungen u. a. erhoben werden können. Die erste Lebensqualitätserhebung dieser 
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Art ist die 1971 von Campbell et al. durchgeführte Studie „Quality of American Life“. Durch 
derartige Befragungen erhofft man sich, Ursachen für mögliche individuelle Unzufrieden-
heit und daraus schlussfolgernd für schlechte Lebensqualität zu entdecken. Im Grunde 
genommen kann man aber damit auch nur Anhaltspunkte erhalten (vgl. Atteslander 
1976:123f.), weil die hinter der geäußerten Zufriedenheit steckende Konstellation der 
einfließenden Faktoren individuell unterschiedlich und generell zu komplex ist und sich 
damit einer gänzlichen Erfassung entzieht.  
 
Aufbauend auf diesen beiden Ansätzen, die „quasi die Pole eines breiten Spektrums“ bil-
den (Noll 2000:10), sind darüber hinaus Versuche unternommen worden, die objektivis-
tische und subjektivistische Perspektive in einem Lebensqualitäts-/Wohlfahrtskonzept 
zusammenzuführen. Anfang der 1970er Jahre entwarf der finnische Soziologe Erik Allardt 
als erster ein solches Konzept und spricht hier von „Dimensions of Welfare“. Darin unter-
scheidet er zunächst zwischen objektiver Wohlfahrt (Welfare) und subjektivem Wohlbe-
finden (Happiness), wobei ersteres den Grad der Bedürfnisbefriedigung und letzteres den 
der Zufriedenheit widerspiegelt, die er ihrerseits wiederum in Abhängigkeit des Bedürf-
nisniveaus in „Level of Living“ (Dimension der materiellen Bedürfnisse) und „Quality of 
Life“ (Dimension der sozialen Bedürfnisse) untergliedert (vgl. Allardt 1976:228). Dabei 
wird die objektive Wohlfahrtsdimension „in Anlehnung an Maslow48, als Sequenz von Si-
cherheitsbedürfnissen (Having), Zugehörigkeitsbedürfnissen (Loving) und Bedürfnissen 
nach Selbstverwirklichung (Being) bestimmt“ (Glatzer/Zapf 1984:20), die subjektive hin-
gegen von Einstellungen zu verschiedenen damit zusammenhängenden gesellschaftlichen 
Unzufriedenheits- und Zufriedenheitszuständen (vgl. Allardt 1976:235), aus deren Kom-
bination sich dann die entsprechende Wohlfahrtsstufe ergibt (Abb. 4.2).  
 
 
Abb. 4.2: Wohlfahrtskonzept „Dimensions of Welfare“ (vgl. Allardt 1976:236)  
                                                          
48  Vgl. Maslow 1943. 
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Das gegenwärtige Verständnis, dass Lebensqualität sowohl objektive als auch subjektive 
Aspekte beinhaltet, geht damit letztlich auf Allardts Überlegungen zurück, die auch die 
deutsche empirische Wohlfahrtsforschung entscheidend geprägt haben. Hier waren es 
Glatzer und Zapf, die diese aufgegriffen und zu einem Konzept der Wohlfahrtspositionen 
bzw. Typen der Lebensqualität weiterentwickelt haben (Abb. 4.3), auf dem sich u. a. die in 
Deutschland seit Ende der 1970er Jahre durchgeführten Wohlfahrtssurveys (vgl. Kap. 
4.1.2.3) stützen. Dabei beinhaltet individuelle Wohlfahrt die Komponenten Lebensqualität, 
Lebensbedingungen und subjektives Wohlbefinden, die sie folgendermaßen definieren: 
„Unter Lebensqualität verstehen wir […] zunächst einmal gute Lebensbedingungen, die 
mit einem positiven subjektiven Wohlbefinden zusammengehen. In einer allgemeineren 
Definition ist […] [sie] bestimmt durch die Konstellation (Niveau, Streuung, Korrelation) 
der einzelnen Lebensbedingungen und der Komponenten des subjektiven Wohlbefindens. 
Unter Lebensbedingungen verstehen wir die beobachtbaren, „tangiblen“ Lebensverhält-
nisse: Einkommen, Wohnverhältnisse, Arbeitsbedingungen, Familienbeziehungen und so-
ziale Kontakte, Gesundheit, soziale und politische Beteiligung. Unter subjektivem Wohlbe-
finden verstehen wir die von den Betroffenen selbst abgegebenen Einschätzungen über 
spezifische Lebensbedingungen und über das Leben im allgemeinen [sic]. Dazu gehören 
insbesondere Zufriedenheitsangaben, aber auch generellere kognitive und emotive Gehal-
te wie Hoffnungen und Ängste, Glück und Einsamkeit, Erwartungen und Ansprüche, Kom-
petenzen und Unsicherheiten, wahrgenommene Konflikte und Prioritäten“ (Glatzer/Zapf 
1984:23).  
Die sogenannten Wohlfahrtspositionen resultieren aus der Kombination dieser zwei posi-
tiv und negativ belegbaren Komponenten, bei der im einfachsten Fall der Dichotomisie-
rung im Sinne von gut/schlecht vier Typen entstehen: Well-being, Dissonanz, Adaptation 
und Deprivation (vgl. Glatzer/Zapf 1984:25f.).  
 
 
Abb. 4.3: Konzept der Wohlfahrtspositionen (vgl. Glatzer/Zapf 1984:25)  
 
Auf internationaler Ebene verfolgt z. B. die OECD von Beginn an einen solchen „gemisch-
ten“ Ansatz. Ihre Arbeiten auf dem Gebiet der Wohlfahrtsmessung, die seit 2011 unter 
dem Label „OECD Better Life Initiative“ stehen, beruhen auf einem Konzept, das aus den 
Empfehlungen der Commission on the Measurement of Economic Performance and Social  
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Progress49, früheren OECD-Arbeiten und weltweit angewandten Erhebungsmethoden he-
raus entwickelt worden ist und wonach für individuelle Wohlfahrt die materiellen Le-
bensbedingungen und die Lebensqualität der Menschen sowie deren Nachhaltigkeit zu 
betrachten sind (Abb. 4.4). Diese begriffliche Unterscheidung lässt erkennen, dass Lebens-
qualität hier als etwas dem klassischen Wohlstandsverständnis Gegenüberstehendes auf-
gefasst wird und demnach die immaterielle und subjektive Wohlfahrtsdimension reprä-
sentiert (vgl. OECD 2011a:19f.). Mit dem darauf aufbauenden, neu aufgelegten Wohlfahrts-
bericht „How's Life? Measuring well-being“, der alle zwei Jahre über die gesellschaftliche 
Entwicklung in den OECD-Staaten Auskunft geben soll, kommt die Organisation der Nach-
frage seitens der Bürger, Experten und politischen Entscheidungsträger nach besserer 
Information über Wohlfahrt und nach einem genaueren Bild über gesellschaftlichen Fort-
schritt nach (übers. aus OECD 2012a:2). 
 
 
Abb. 4.4: Konzept der OECD zur Wohlfahrtsmessung (vgl. OECD 2011a:19)  
 
                                                          
49  Die “Commission on the Measurement of Economic Performance and Social Progress”, auch bekannt als 
Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission (benannt nach den Leitern der Kommission Joseph E. Stiglitz/Columbia 
University, Amartya Sen/Harvard University, Jean-Paul Fitoussi/Institut d'Études Politiques de Paris), ist 
Anfang 2008 auf Initiative der französischen Regierung unter dem damaligen Präsidenten Nicolas Sarkozy 
gebildet worden, mit dem Ziel, geeignete Methoden zur Messung von Wohlfahrt und Nachhaltigkeit zu er-
arbeiten, da zunehmend Zweifel an der Tauglichkeit wirtschaftlicher Kennzahlen des BIP für ein angemes-
senes Abbild gesellschaftlicher Entwicklungen aufgekommen sind (vgl. CMEPSP 2012). Die Ergebnisse der 
Kommission mündeten in zwölf Empfehlungen und sind mit dem Abschlussbericht im September 2009 
veröffentlicht worden (vgl. Stiglitz et al. 2009).  
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4.1.2.2 Beispiele für Raumbeobachtung 
Die Raumbeobachtung repräsentiert den vorangehend beschriebenen objektivistischen 
Ansatz der empirischen Lebensqualitätsforschung. Aus den anfänglich zwanzig Indikato-
rensystemen mit einer vergleichsweise überschaubaren Anzahl an zu erhebenden Daten 
(vgl. Gehrmann 1976:92-102) ist mittlerweile eine Vielzahl an zum Teil recht komplexen 
Konzepten entstanden, mit denen objektive Lebensqualität zu messen versucht wird. So 
umfasst etwa das vom Zentrum für Sozialindikatorenforschung (ZSi) des GESIS-Leibniz-
Instituts für Sozialwissenschaften entwickelte „System Sozialer Indikatoren für Deutsch-
land“, das als „Instrument für die gesellschaftliche Dauerbeobachtung […] ein detailliertes 
empirisches Bild der längerfristigen Wohlfahrtsentwicklung – objektive Lebensbedingun-
gen und subjektive Lebensqualität – und des sozialen Wandels in Deutschland [vermitteln 
soll]“ (GESIS 2011a:Abs. 2), insgesamt knapp 400 Indikatoren zu 13 Lebens- und Politik-
bereichen. Einen Auszug aus diesem Indikatorenkatalog zeigt Abbildung 4.5. Im Folgenden 
werden einige Beispiele zur Erfassung von Lebensqualität aus der Raumbeobachtung auf-
geführt, die die Lebensqualität auf kommunaler, zum Teil regionaler Ebene im Fokus ha-
ben.  
 
 
Abb. 4.5: Auszug aus dem System Sozialer Indikatoren für Deutschland (eigener Entwurf; vgl. GESIS 2011a)  
Bevölkerung Wohnung
Anteil unvollständiger Familien Durchschnittliche Mietbelastung
Ausländeranteil Haushalte in Wohnungseigentum
Bevölkerungsanteil unter 15 Jahre Wohnfläche pro Person
Bevölkerungsanteil über 65 Jahre Wohnungen ohne Standardausstattung
Wanderungssaldo Wohnzufriedenheit
Wohnbevölkerung (Jahresende)
Zusammengefasste Geburtenziffer Verkehr
Anteil der Verkehrsbereiche am Personenverkehr
Einkommensverwendung und Versorgung Ausstattungsgrad mit Personenkraftwagen
Kosten der Versorgungssicherung Dauer des Arbeitsweges
Privater Verbrauch pro Einwohner in konstanten Preisen Verkehrsrisiko pro 1.000 Einwohner
Sparquote privater Haushalte Zugang zum öffentlichen Personennahverkehr
Summe der monatlichen Rücklagen
Zufriedenheit mit dem Lebensstandard Umwelt
Anteil der Aufwendungen für den Umweltschutz am BIP
Gesundheit Besorgnis um den Schutz der Umwelt
Anteil der Gesundheitskosten am BIP Hausmüllaufkommen pro Einwohner
Anteil übergewichtiger Personen Kohlendioxid-Emissionen pro Einwohner
Bevölkerungsanteil mit andauernder Krankheit oder Behinderung Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil
Inanspruchnahmequote von Krebsfrüherkennungsuntersuchungen
Lebenserwartung bei Geburt Öffentliche Sicherheit und Kriminalität
Perinatale Sterblichkeit pro 1.000 Geburten Aufklärungsquote
Raucheranteil Gesamtkriminalitätsziffer
Subjektiver Gesundheitszustandsindex Gewaltkriminalitätsziffer
Täglicher Alkoholkonsum Kriminalitätsfurcht
Zahl der Ärzte pro 100.000 Einwohner Polizeidichte
Strafgefangenenziffer
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Raum- und Stadtbeobachtung des BBSR 
Die Raumbeobachtung obliegt in Deutschland dem BBSR und ist als Ressortforschungsein-
richtung dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) unter-
stellt. In dieser Funktion analysiert und dokumentiert das BBSR die Lebensbedingungen 
auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen. Kommunale Raumbezüge finden bei der soge-
nannten laufenden Raumbeobachtung und der vergleichenden Stadtbeobachtung Berück-
sichtigung, wobei erste „die Lebensbedingungen auf Kreis- und Gemeindeebene [abbildet 
und ergänzend dazu letzte] die Stadtteilebene der Großstädte einschließt“ (BBSR 
2012d:Abs. 2). Im Rahmen der laufenden Raumbeobachtung wird objektive Lebensquali-
tät anhand von über 800 Indikatoren gemessen, die die Themen Arbeitslosigkeit, Bauen 
und Wohnen, Beschäftigung und Erwerbstätigkeit, Bevölkerung, Bildung, Einkommen und 
Verdienst, Flächennutzung, medizinische Versorgung und Infrastruktur, Öffentliche Haus-
halte, raumwirksame Mittel, Siedlungs-, Sozialstruktur, Verkehr und Erreichbarkeit sowie 
Wirtschaft abdecken (vgl. BBSR 2012c:Abs. 5). Die Datenerhebungspraxis hierzulande 
bedingt jedoch, dass diesbezüglich deutlich weniger Informationen auf Gemeinde- als auf 
Kreisebene vorliegen. Für 49 in der innerstädtischen Raumbeobachtung eingebundene 
Großstädte wird zudem die Situation kleinräumig auf den intrakommunalen Ebenen City, 
Cityrand, Innenstadtrand und Stadtrand erfasst (vgl. BBSR 2012h:Abs. 11).  
 
Daneben nutzt das BBSR für die Raumbeobachtung auf regionaler Ebene ein sogenanntes 
Indikatorenkonzept nachhaltiger Raumentwicklung. Auch wenn dieses Konzept nicht di-
rekt den Begriff Lebensqualität verwendet, kann es als eine weitere Methode zur Messung 
selbiger verstanden werden, stellt es doch einen Versuch dar, Lebensbedingungen in ei-
nem Raum unter einem bestimmten Blickwinkel, und zwar dem der Nachhaltigkeit, zu 
erfassen und daraus mögliche Defizite, hier als Nachhaltigkeitsdefizite bezeichnet, aufzu-
decken. Vergleichbar mit anderen Indikatorensystemen, die ebenfalls eine thematische 
Bandbreite an Aspekten beinhalten, fließen dabei dem Nachhaltigkeitspostulat folgend 
Indikatoren der drei Dimensionen Ökonomie, Soziales und Ökologie ein (Abb. 4.6). Zur 
Messung der Nachhaltigkeit von Raumentwicklungen werden 17 Kernindikatoren, die die 
aus der Rio-Deklaration und den Nachhaltigkeitsregeln der Enquête-Kommission „Wachs-
tum, Wohlstand, Lebensqualität“ abgeleiteten Leitziele ökonomische Wettbewerbsfähig-
keit, soziale und räumliche Gerechtigkeit sowie Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
verkörpern, herangezogen (vgl. BBSR 2011d:2f.). Damit integriert das Konzept inhaltlich 
zugleich wichtige Voraussetzungen bzw. Bestandteile objektiver Lebensqualität. Nachhal-
tigkeit wird daran gemessen, inwiefern für die einzelnen Indikatoren definierte Zielwerte, 
die sich an „Qualitätsvorstellungen und Fördertatbestände[n] [orientieren und] Mindest-
anforderungen im Sinne einer interregionalen bundesweiten Betrachtung“ (BBSR 
2011d:4) darstellen, erreicht werden. Im Ergebnis können so mehr oder weniger starke 
indikatoren- sowie dimensionsbezogene Nachhaltigkeitsdefizite ausgemacht werden. Als 
Beispiel veranschaulicht nachfolgende Grafik das Ergebnis für die Raumordnungsregion 
Aachen, in die das Untersuchungsgebiet fällt. Es zeigt, dass die Region Aachen in der öko-
nomischen Dimension am besten abschneidet und Nachhaltigkeitsdefizite, wenn auch nur 
leichte, insbesondere im Bereich der sozialen und räumlichen Gerechtigkeit vorliegen. Von 
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allen Indikatoren erreichen der Anteil der geschützten Gebiete und der FuE-Beschäftigten 
die besten Werte und im Vergleich zu 1995 hat Aachen den größten Fortschritt bei den 
Siedlungsabfällen verzeichnet.  
 
 
Abb. 4.6: „Nachhaltigkeitsspinne“ der Raumordnungsregion Aachen  
(vgl. Laufende Raumbeobachtung des BBSR 2011b:1) 
Lebensqualität-Atlas  
Der 1995 erschienene Lebensqualität-Atlas für die Bundesrepublik Deutschland stellt die 
objektiven Lebensbedingungen in den damals 543 kreisfreien Städten und Landkreisen 
Deutschlands dar und „liefert [laut Autor] somit zum ersten Mal für das vereinte Deutsch-
land die regionale Verteilung der Lebensqualität und beantwortet die Frage, wo diese be-
sonders hoch, wo sie durchschnittlich und wo sie besonders niedrig ist“ (Korczak 
1995:Buchrücken). Lebensqualität ist dabei anhand von 44 quantitativen Einzelindikato-
ren aus den Bereichen Umwelt, Wohlstand, Kultur, Sicherheit, Versorgung und Gesundheit 
sowie daraus berechneten sieben Indices (pro Bereich ein Index und ein Gesamtindex) 
ermittelt worden (vgl. Korczak 1995:27f.). „Die Auswahl der Einzelindikatoren richtete 
sich […] danach, ob sie in sinnvoller Weise etwas über den Zustand der regionalen Lebens-
qualität aussagen können, […] ob diese Informationen für die Beurteilung der Lebensqua-
lität wichtig sind […] [und] ob es für die ausgewählten Einzelindikatoren zuverlässige, 
aktuelle und vollständige Daten gibt“ (Korczak 1995:27). Mit Hilfe der Indices soll der At-
las dem Leser einen zusammenfassenden Überblick über die Lebensqualität in den Regio-
nen in Form eines Rankings geben. Bei der Berechnung der Indices sind die Einzelindika-
toren bewusst gleichwertig eingeflossen, um so eine durch Gewichtung bedingte Subjekti-
vierung der ermittelten Lebensqualität zu vermeiden (vgl. Korczak 1995:28). Obwohl der 
Lebensqualität-Atlas damals „in der Presse viel Beachtung [fand] und […] sicher auch eini-
ge Diskussionen in der Kommunalpolitik ausgelöst [hat]“ (Von der Lippe/Zwick 1996:1) – 
so titelte z. B. der FOCUS in seiner Ausgabe Nr. 40/1995 „Der erste große Deutschland-
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Test: Lebensqualität-Atlas - Wo Sie am besten leben“ –, „sollte man die Ergebnisse zumin-
dest mit großen Vorbehalten betrachten“ (Von der Lippe/Zwick 1996:25).  
 
Neben inhaltlichen Schwächen50, die derartigen Untersuchungen aufgrund der Komplexi-
tät des Untersuchungsgegenstandes quasi unvermeidlich anhaften, weist er vor allem sta-
tistisch-methodische Mängel auf. Die Kritik richtet sich dabei auf die gewählte Index-
methode und deren Anwendung, speziell auf die bei der Transformation der Ausgangsda-
ten in eine Punkteskala gewählte Skalierung sowie auf die zweistufige Berechnung des 
Gesamtindexes mit den gewählten sechs Bereichsvariablen, die aus statistischer Sicht den 
zugrundeliegenden Daten nicht gerecht werden (vgl. Von der Lippe/Zwick 1996:4-19). 
Zudem wird durch die fehlende Veröffentlichung aller Originaldaten eine mangelnde 
Transparenz des Verfahrens und damit der Ergebnisse beklagt (vgl. Von der Lippe/Zwick 
1996:5). An dieser Stelle sei darüber hinaus angemerkt, dass Lebensqualitätsmessungen 
immer Schwachstellen aufweisen, weil auf der einen Seite der Gegenstand einfach zu kom-
plex ist und auf der anderen Seite Datenauswahl, -berechnung und -darstellung nie objek-
tiv sein können. Wie Karten, die gemeinhin als Abbild der Realität gelten, werden auch mit 
ihnen gesellschaftliche Strukturen widergespiegelt und soziale Wirklichkeiten produziert 
(vgl. Glasze 2009).  
 
Urban Audit 
Informationen zur Lebensqualität in europäischen Städten hält der Urban Audit bereit. 
Der Urban Audit ist die Datensammlung der Europäischen Städtestatistik und umfasst 
derzeit Daten zu 369 Städten in Europa, darunter 47 Städte aus den Nicht-EU-Staaten 
Schweiz, Norwegen, Kroatien – erst seit 2013 Mitglied der Europäischen Union – und der 
Türkei (vgl. Eurostat 2010:210). Die Idee dazu entstand Ende der 1990er Jahre als Ant-
wort auf eine wachsende Nachfrage in Hinblick auf Beurteilung der Lebensqualität in eu-
ropäischen Städten, wo ein Großteil der EU-Bürger lebt (übers. aus Eurostat 2010:203). 
Damit sollte nicht nur eine europaweit vergleichbare Bestandsaufnahme objektiver Le-
bensbedingungen auf Städteebene ermöglicht, sondern zugleich eine wichtige Informa-
tionsgrundlage geschaffen werden, um dem Ziel der Europäischen Kohäsionspolitik, der 
Verringerung innereuropäischer Entwicklungsunterschiede, nachkommen zu können. Als 
Gemeinschaftsinitiative der Generaldirektion Regionalpolitik der Europäischen Kommis-
sion und des Statistischen Amtes der Europäischen Union Eurostat entwickelt, wird der 
Urban Audit seit seiner Einführung 2003 in Zusammenarbeit mit den Nationalen Statisti-
schen Ämtern alle drei Jahre durchgeführt (vgl. Europäische Kommission 2012:Abs. 5). 
Dabei werden mittlerweile über 300 Variablen zu den Bereichen Demographie, Soziales, 
Wirtschaft, Bürgerbeteiligung, Bildung, Umwelt, Verkehr, Informationsgesellschaft und 
                                                          
50  Hier ist insbesondere die Auswahl der Variablen und der Messeinheiten zu nennen sowie die fehlende 
Berücksichtigung von Einflussgrößen und Synergieeffekten der eingehenden Indikatoren, wodurch das Er-
gebnis „in einer eher subtilen, kaum zu quantifizierenden Weise“ (Von der Lippe/Zwick 1996:3) eine Be-
vorzugung städtischer Gemeinden gegenüber ländlichen Gemeinden erkennen lässt. Daneben konnten auf-
grund der vorhandenen Datenlage nicht wie angegeben 44, sondern nur 34 Einzelindikatoren für die Mes-
sung der Lebensqualität herangezogen werden. 
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Kultur/Freizeit auf vier unterschiedlichen räumlichen Ebenen („Core City“ bzw. für einige 
Hauptstädte „Kernel“, „Larger Urban Zone“ und „Sub-City District“) erhoben (vgl. Europäi-
sche Kommission 2012). Der Urban Audit Städte-Pool, der in der letzten Erhebungsrunde 
2009 auch 40 deutsche Städte beinhaltete, setzt sich pro Staat aus Städten zusammen, die 
etwa ein Fünftel der Landesbevölkerung repräsentieren, über das Staatsgebiet räumlich 
verteilt liegen und aus einer hinreichend großen Anzahl an mittelgroßen Städten mit 
50.000-250.000 Einwohnern besteht (vgl. Eurostat 2010:204).  
 
World-Wide Quality of Living Survey und Global Liveability Survey  
Nicht nur statistische Einzeldaten als solche können Informationen über die Lebensquali-
tät in Räumen liefern. Darüber hinaus werden sie auch gern für die Berechnung eines In-
dex herangezogen, dessen Wert dann die Güte der Lebensqualität angibt. Anwendung fin-
det dies zum Beispiel um Städterankings aufzustellen. Vergleichende Bewertungen von 
Städten hinsichtlich der Lebensqualität können dem Einzelnen als Entscheidungshilfe bei 
der Wohnstandortwahl dienen oder schlicht interessant sein, um zu sehen, wie der Ort, an 
dem man lebt, gegenüber anderen abschneidet. Städte selbst können damit Stadtmarke-
ting betreiben bzw. Ansatzpunkte zur Attraktivitätssteigerung ausfindig machen, um im 
Wettbewerb um den besten Standort aufzuschließen. Daneben sind derartige Informatio-
nen besonders für international agierende Institutionen, Organisationen und Wirtschafts-
unternehmen von Bedeutung. Als gängige Praxis der Auslandsentsendungspolitik erhalten 
„im Ausland arbeitende Mitarbeiter [im Rahmen des Zulagenpakets eine] Erschwerniszu-
lage, die aufgrund der Lebensqualitätsmaßstäbe berechnet wird“ (Mercer 2009:Abs. 7). 
Dafür orientieren sich Personalabteilungen u. a. auch an Lebensqualitätsstudien. Solche 
von führenden Beratungs- und Dienstleistungsunternehmen angebotenen Studien sind 
ursprünglich vor diesem Hintergrund als Geschäftsidee entwickelt worden (vgl. EIU 
2012a:Abs. 3). Zu diesen zählen der “World-Wide Quality of Living Survey” von Mercer 
und der “Global Liveability Survey” des Instituts Economist Intelligence Unit (EIU) der 
Mediengruppe The Economist, die Auskunft darüber geben, welche Orte weltweit die bes-
ten oder schlechtesten Lebensbedingungen stellen (übers. aus EIU 2012a:Abs. 3) und wel-
che Herausforderungen sich daraus somit für das Leben vor Ort stellen (vgl. EIU 
2012b:Abs. 1). Die erst genannte Studie untersucht die Lebensbedingungen in 221 Städ-
ten, der EIU-Survey in 140 Städten. Der Kundengruppe entsprechend stehen vor allem 
Großstädte und Metropolen im Fokus und beide Rankings ziehen New York als Referenz-
stadt heran. Lebensqualität wird dabei anhand ähnlicher inhaltlicher Aspekte (verschie-
dene Infrastrukturbereiche, Konsumgüter, Wohnverhältnisse, öffentliche Sicherheit, na-
türliche Umwelt) gemessen, wobei Mercer mit einer größeren Anzahl an Kategorien und 
Indikatoren arbeitet. Zwischen den Studien besteht ein weiterer Unterschied darin, dass 
sich beim EIU-Survey ein Großteil der ermittelten Indikatorenwerte auf Einschätzungen 
betriebseigener Experten und Mitarbeiter vor Ort gründet und die erfasste Lebensqualität 
damit methodisch auf einer Mischung aus objektivistischem und subjektivistischem An-
satz beruht (vgl. EIU 2012b:Abs. 2).  
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4.1.2.3 Beispiele für Bevölkerungsumfragen 
Bevölkerungsumfragen verkörpern den subjektivistischen Forschungsansatz. Der Öffent-
lichkeit wohl am bekanntesten sind hierbei Volkserhebungen wie zuletzt der Zensus 2011, 
mit denen die Daten der amtlichen Statistik aktualisiert und ergänzt werden, sowie von 
Markt- und Meinungsforschungsinstituten durchgeführte Umfragen (z. B. die Sonntagsfra-
ge zum Wahlverhalten der Bürger von Infratest dimap). In der Lebensqualitätsforschung 
kommen Befragungen meist zum Einsatz, um entweder die individuelle Lebensqualität 
von Menschen unter sozialen oder gesundheitlichen Einflüssen zu erforschen oder, wie es 
auch die vorliegende Arbeit bezweckt, mit Hilfe der Bevölkerung Erkenntnisse über räum-
liche Lebensbedingungen zu gewinnen. Auf diesem Feld ist eine ganze Reihe von Akteuren 
(Forschungseinrichtungen, Institutionen, Unternehmen, Kommunen) aktiv, die Lebens-
qualität in unterschiedlich räumlichem Kontext versuchen zu erfassen und zu analysieren. 
Im Folgenden sollen einige Erhebungen vorgestellt werden, die die subjektive Lebens-
qualität in Deutschland in den Blick nehmen.  
 
Laufende Bevölkerungsumfrage des BBSR 
Das BBSR praktiziert im Rahmen ihres nationalen Raumbeobachtungssystems die laufen-
de Bevölkerungsumfrage, die jährlich „die Lebensbedingungen [in den Regionen] aus Sicht 
der Bürgerinnen und Bürger [erfasst]“ (BBSR 2012d:Abs. 3) und damit „die einzige Daten-
quelle [im System darstellt], die es erlaubt, Zusammenhänge auf der Ebene von Personen 
herauszufinden“ (BBSR 2012e:Abs. 3). 1985 in der alten Bundesrepublik eingeführt, findet 
die BBSR-Umfrage seit der Wiedervereinigung in ganz Deutschland statt. Durchgeführt 
wird sie zurzeit von der TNS Infratest Sozialforschung GmbH/München. Dabei werden in 
standardisierter Form die Lebensbedingungen anhand von fünf Themenbereichen ab-
gefragt: Wohnung, Wohngebiet und Wohnort, Nachbarschaft und Integration, räumliche 
Mobilität sowie private wirtschaftliche Lage. Die Ergebnisse der Bevölkerungsumfrage 
basieren auf einer mehrfach geschichteten Zufallsstichprobe von etwa 3.250 Haushalten 
und werden in Abhängigkeit der Fragestellung nach Regionen, Stadt-/Gemeindetypen 
oder innerstädtischen Lagetypen ausgewertet (vgl. BBSR 2012e).  
 
Wohlfahrtssurvey der Bundesrepublik Deutschland 
Die erste landesweite Bevölkerungsumfrage zu den Lebensbedingungen in Deutschland 
fand 1978 in der früheren Bundesrepublik im Rahmen des von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft geförderten ersten Wohlfahrtssurveys statt (vgl. Glatzer/Zapf 
1984:8), „eine Repräsentativbefragung, die speziell für die Messung der individuellen 
Wohlfahrt und Lebensqualität [von den Universitäten Frankfurt und Mannheim] konzi-
piert wurde“ (GESIS 2011b:Abs. 3). Seitdem ist sie siebenmal durchgeführt worden, 1993 
erstmals in den alten und neuen Bundesländern und letztmalig im Jahr 1998. Durchfüh-
rende Institutionen waren seit 1993 das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
(WZB) und das Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen in Mannheim (ZUMA). 
Neben einem festen inhaltlichen Fragekatalog, der 22 definierte Lebensbereiche ein-
schließt (vgl. Infratest GmbH & Co KG 1978:40) und persönliches Wohlbefinden sowie 
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wohlfahrtsrelevante Einstellungen und Werte zu erfassen sucht (vgl. GESIS 2011c:Abs. 3), 
sind jahresabhängig aktuelle Themen in den Survey aufgenommen worden. So wurden 
beispielsweise in der letzten Erhebungsrunde zusätzlich „Fragen zu wahrgenommene[n] 
Exklusionsrisiken, Ansprüche[n] an [eine] lebenswerte Gesellschaft, Wahrnehmung und 
Bewertung der Gesellschaft und zu Zugangschancen“ gestellt (GESIS 2011c:letzter Abs.). 
Den umfangreichen Befragungen, die sich an die deutsche Wohnbevölkerung ab 18 Jahren 
– 1998 auch an die ausländische – richteten und in mündlicher Interviewform geführt 
wurden, lagen jeweils Stichprobengrößen von etwa 2.000 bis 3.000 Personen zugrunde 
(vgl. GESIS 2011c)51.  
 
Umfrage „Perspektive Deutschland“ 
Unter dem Eindruck der zunehmenden Reformnotwendigkeit Deutschlands ist im Jahr 
2001 von der Unternehmensberatung McKinsey & Company zusammen mit dem Magazin 
stern, dem öffentlich-rechtlichen Fernsehsender ZDF und dem Internet-Portal WEB.DE ein 
Projekt ins Leben gerufen worden, das den Bürgern in Form einer Online-Umfrage eine 
Möglichkeit der Mitgestaltung an der Politik geben sollte und damit „zu einer relevanten 
Entscheidungsbasis für die Verantwortlichen beizutragen“ beabsichtigte (stern.de GmbH 
2012b:Abs. 5). Unter dem Motto „Perspektive Deutschland – Was die Deutschen wirklich 
wollen“ konnten sich die Bürger „von 2001 bis 2006 […] in fünf Wellen […] zu gesell-
schaftspolitisch relevanten Themen“ wie Arbeit, soziale Sicherheit, Familie und Bildung 
äußern, wobei es „neben […] jährlich wiederkehrenden Fragen […] in jeder Welle ein Ver-
tiefungsthema [gab]“ (Faßbender/Kluge 2006:239). Um auch Bürger ohne Internetzugang 
an dem Projekt teilhaben zu lassen und auf die Zielgruppe der 16- bis 69-Jährigen abge-
stimmte repräsentative Ergebnisse zu erhalten, wurde zusätzlich ein mittels einer Zufalls-
stichprobe ausgewählter Pool an Personen in einem persönlichen Interview befragt (vgl. 
Faßbender/Kluge 2006:240). Insgesamt haben „jährlich bis zu 620.000 Menschen teilge-
nommen“, was Perspektive Deutschland zur „weltweit größten gesellschaftspolitischen 
Online-Umfrage“ gemacht hat (stern.de GmbH 2012a:Abs. 2). Für die vorliegende Arbeit 
interessant sind die Ergebnisse aus dem Jahr 2004, wo Deutschlands Regionen im Fokus 
der Umfrage standen. Inhaltlicher Schwerpunkt waren dabei die Stärken und Schwächen 
der einzelnen Regionen sowie die Zufriedenheit der Bürger mit ihrem Wohnort. Deutsch-
land ist hierfür auf der Grundlage der Raumordnungsregionen des BBSR in 117 Regionen, 
darunter 15 Großstädte, 37 Agglomerationsräume, 42 verstädterte Räume und 23 ländli-
che Räume, unterteilt worden (vgl. Faßbender/Kluge 2006:116f.).  
 
Kommunale Bürgerbefragungen zur Lebensqualität 
Auch Kommunen führen eigens Bürgerbefragungen durch um u. a. zu erfahren, wie die 
Lebensqualität vor Ort empfunden wird. Solche Informationen sind für Kommunen nicht 
nur angesichts des demographischen Wandels, der den Wettbewerb um Einwohner zu-
                                                          
51  Einzige Ausnahme bildete das Erhebungsjahr 1990 mit einem Stichprobenumfang von 735 Personen, als 
der Wohlfahrtssurvey nur in den neuen Bundesländern durchgeführt wurde (vgl. GESIS 2011c:Abs. 8).  
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sätzlich verschärft, sondern generell von Interesse, ermöglichen sie doch eine an den Be-
dürfnissen der Wohnbevölkerung ausgerichtete Planung und damit eine nachhaltige 
Stadtentwicklung. In diesem Kontext attestiert zum Beispiel die Stadt Hannover, die als 
eine der ersten Städte Deutschlands 1969 das Instrument der sogenannten Kommunalen 
Repräsentativerhebung einsetzte (vgl. Landeshauptstadt Hannover 2012:Abs. 3), dass 
„insbesondere die [Kenntnis über die] Beurteilung unterschiedlicher Aspekte der Lebens-
bedingungen […] hilfreich bei der Identifizierung von Prioritäten und Handlungsansätzen 
[ist] und […] der Verwaltung zudem Rückmeldung darüber [gibt], wie ihr Handeln von der 
Bevölkerung bewertet wird und wo gegebenenfalls Handlungsbedarfe gesehen werden“ 
(Landeshauptstadt Hannover 2009:17). Dabei geht die Stadt Hannover zudem raumdiffe-
renziert vor, indem sie nicht nur die Zufriedenheit der Bürger mit der Stadt insgesamt, 
sondern auch mit dem eigenen Stadtteil und der Innenstadt erfragt. Der Vielschichtigkeit 
der Lebensbedingungen wird durch die Abfrage von mehr als zwanzig definierten Le-
bensbereichen Rechnung getragen, die auf die infrastrukturelle Versorgung, das Wohnan-
gebot, die Umwelt, den öffentlichen Raum, das gesellschaftliche Zusammenleben und die 
Stadtverwaltung Bezug nehmen (vgl. Landeshauptstadt Hannover 2009:22). Seit 2006 
beteiligen sich auch einige Städte an der vom Verbund Kommunales Statistisches Informa-
tionssystem (KOSIS-Verbund) organisierten koordinierten Bürgerbefragung zur Lebens-
qualität in deutschen Städten, die als Parallelerhebung zum Urban Audit Perception Sur-
vey52 zu einer breiteren Datenbasis für die Bewertung der Lebensqualität in der Europäi-
schen Union beitragen soll. Dabei werden Inhalt und Methodik übernommen, so dass eine 
Vergleichbarkeit mit den anderen Umfrageergebnissen gewährleistet ist. Bisher haben in 
den einzelnen Jahren 15 bis 20 Städte an dieser Erhebung teilgenommen (vgl. KOSIS/VDSt 
2012:Abs. 1).  
 
Jüngst ist zudem zu beobachten, dass Städte ihre Bürger vermehrt an der kommunalen 
Haushaltsplanung beteiligen. Auch wenn dies vordergründig aus einem anderen Anlass als 
den absehbaren gesellschaftlichen Veränderungen geschieht – knappe öffentliche Kassen 
machen für die kommunale Aufgabe der Daseinsvorsorge eine gezieltere und effizientere 
Verwendung der zur Verfügung stehenden Gelder notwendig – sollte es in diesem Kontext 
nicht unerwähnt bleiben, denn auch Fragen zum kommunalen Haushalt zielen zumindest 
indirekt auf Bedarfe der Bevölkerung für ein Leben und Wohnen in der Gemeinde ab und 
nicht zuletzt entscheidet die Ausgestaltung des Haushaltsplans ganz wesentlich über die 
Lebensqualität vor Ort. Diese Form der Bürgerbeteiligung, gemeinhin als Bürgerhaushalt 
bezeichnet, ist in Deutschland wie in anderen Staaten Europas um die Jahrtausendwende 
aufgekommen, geht aber auf ein Konzept zurück, das Ende der 1980er Jahre im Zuge des 
politischen Regierungswechsels zugunsten der Arbeiterpartei PT im brasilianischen Porto 
Alegre entwickelt wurde und durch seine erfolgreiche Implementierung weltweit Vorbild-
charakter errungen hat (vgl. Herzberg et al. 2006:180f.). Der „Orçamento participativo“ 
von Porto Alegre ist ein in der Kommunalverwaltung fest integriertes, zwölf Monate wäh-
rendes Partizipationsverfahren, bei dem die Bürger durch Mitwirkungs-, Kontroll- und 
                                                          
52  Auf den Urban Audit Perception Survey wird nachfolgend noch eingegangen. 
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Entscheidungskompetenzen umfassend eingebunden werden und das einen sozial gerech-
ten Haushalt zum Ziel hat (vgl. Herzberg et al. 2006:182, Prefeitura Municipal de Porto 
Alegre 2012). Letzteres wird durch einen Verteilungsschlüssel gewährleistet, der „die in 
den einzelnen Investitionsbereichen zur Verfügung stehenden Gelder […] unter Berück-
sichtigung der Einwohnerzahl, der Qualität der vorhandenen Infrastruktur sowie der loka-
len Prioritätenliste zwischen den Stadtteilen auf[…]teilt“ (Herzberg et al. 2006:182). In 
Deutschland wie auch vielerorts in Europa weicht das Bürgerhaushaltsverfahren von die-
sem Ursprungsmodell ab und wird hierzulande meist in Form einer „Konsultation über 
öffentliche Finanzen“ (Herzberg et al. 2006:188) praktiziert, wo sich die Bürger, wie z. B. 
2011 in Aachen, zu Sparvorschlägen der Verwaltung äußern können. Insgesamt zählt 
Deutschland 123 aktive Bürgerhaushalt-Kommunen und weitere 141 Kommunen disku-
tieren derzeit über eine Einführung, darunter auch die Regionsgemeinde Waldfeucht (vgl. 
Bundeszentrale für politische Bildung/Servicestelle Kommunen in der Einen Welt 2012).  
 
Bürgerbefragungen der Europäischen Union zur Lebensqualität 
Auf europäischer Ebene nehmen sich der “European Quality of Life Survey (EQLS)” und 
der “Urban Audit Perception Survey on Quality of Life in European Cities” dem Thema Le-
bensqualität aus Bürgersicht an. Die Europaweite Erhebung zur Lebensqualität (EQLS) 
von Eurofound, der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen, findet im vierjährigen Turnus statt und ist erstmals im Jahr 2003 durchgeführt 
worden (vgl. Eurofound 2009:Abs. 1). „[Sie] wurde als Instrument zur Dokumentation und 
Analyse der sozialen Situation in Europa entwickelt, um so Informationen zur sozialpoliti-
schen Debatte über Themen wie zum Beispiel sich wandelnde Familienstrukturen, soziale 
Ausgrenzung und die demographische Herausforderung beitragen zu können“ (Eurofound 
2008:1). Lebensqualität wird dabei folgendermaßen verstanden: „Quality of Life is a broad 
and multi-dimensional concept that goes beyond material resources (money, access to 
goods and services) and encompasses indicators such as happiness, the freedom to choose 
one's lifestyle, and subjective well-being” (Eurofound 2009:Abs. 7). Zu deren Erfassung 
werden Indikatoren aus Bereichen wie Einkommen, Wohnsituation, Erwerbstätigkeit, 
Bildung, familiäre Beziehungen, Work-life balance, Gesundheit, allgemeines Wohlbefinden 
und Qualität der Gesellschaft herangezogen. Zielgruppe sind Personen im Alter von 18 
Jahren und älter. In Abhängigkeit der Bevölkerungsgröße variiert die Stichprobe in den 
Ländern zwischen 1.000 und 2.000 Personen. Die Befragungen finden in mündlicher Form 
mit Hilfe eines standardisierten Fragebogens statt (vgl. Eurofound 2009).  
 
Der Urban Audit Perception Survey der Europäischen Kommission hingegen wird seit 
2004 in ausgewählten europäischen Städten als ergänzende Erhebung zum European Ur-
ban Audit durchgeführt. Bei den letzten Erhebungsrunden 2006 und 2009 waren 75 Städ-
te, darunter sieben deutsche, in die Untersuchung eingebunden, wofür in jeder Stadt 500 
zufällig ausgewählte Bürger im Alter ab 15 Jahren in Form standardisierter Telefoninter-
views befragt wurden (vgl. European Commission 2010:5). Die Befragung greift ebenso 
eine ganze Reihe von Themen auf, um die subjektive Lebensqualität in den Städten zu er-
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fassen: Arbeitsmöglichkeiten, Wohnkosten, Integration von Ausländern, Luftverschmut-
zung, Verkehrsmittelwahl und ÖPNV-Nutzung, öffentliche Räume, Erholungsmöglichkeiten 
im Freien, Sicherheitsgefühl, medizinische Versorgung und Umgang der Stadt mit öffentli-
chen Mitteln (vgl. European Commission 2005:3, 2010:6). 
 
4.2 Zur Untersuchung der Lebensqualität in der Region „Der Selfkant“ 
Dieses Kapitel geht nun auf die eigene Untersuchung der Lebensqualität in der Region 
„Der Selfkant“ ein. Nach der Abgrenzung des Forschungsgegenstandes wird die Auswahl 
des Untersuchungsgebiets begründet. Inhaltlich berücksichtigt die Arbeit beide Dimensio-
nen von (wohnortbezogener) Lebensqualität, die objektive und subjektive, zu denen ein-
leitende Ausführungen folgen. Es wird dargelegt, welche Daten und Quellen zur Beschrei-
bung der objektiven Lebensqualität im Untersuchungsgebiet herangezogen wurden und 
gibt Meta-Informationen zur Erhebung der subjektiven Lebensqualität. Am Ende wird das 
Vorgehen bei der Datenauswertung erläutert.  
 
4.2.1 Forschungsgegenstand wohnortbezogene Lebensqualität  
Die vorangegangenen Ausführungen haben erkennen lassen, wie umfassend und viel-
schichtig Lebensqualität zu verstehen ist und wie unterschiedlich sie in der Forschungs-
landschaft gehandhabt wird. Neben der dem Begriff anhaftenden Komplexität werden der 
Erfassung von Lebensqualität durch die zur Verfügung stehenden Erhebungsmethoden 
zusätzlich Grenzen gesetzt, insbesondere wenn es um subjektive Lebensqualität geht. Da 
sich diese in einem bestimmten Lebensgefühl äußert, von emotionalen Wahrnehmungen 
und Eindrücken geprägt, ist sie nur schwer oder gar nicht zu erfassen. Daher war zu über-
legen, wie der Untersuchungsgegenstand Lebensqualität in Hinblick auf die für die Kom-
munen mit dem demographischen Wandel einhergehenden Herausforderungen abge-
grenzt und konkretisiert werden könne. Daher beschränkt sich Lebensqualität in diesem 
Forschungskontext auf den Lebensbereich Wohnen. Wohnen ist eine Grunddaseinsfunk-
tion und ist allein damit schon wichtiger Bestandteil von Lebensqualität. In der Statistik 
wird unter dem Bereich Wohnen die Wohnsituation der Bevölkerung zusammengefasst, 
die anhand von Daten zu Wohnungsgröße, -ausstattung, -belegung u. ä. erfasst wird. Damit 
werden also die Lebensbedingungen bezogen auf den eigentlichen Wohnraum, d. h. auf die 
Wohnung bzw. das Haus, beschrieben. Daneben findet Wohnen aber in einem größeren 
räumlichen Kontext statt, und zwar am Wohnort. In diesem Sinne wird Wohnen räumlich 
und inhaltlich weiter gefasst. Dementsprechend beinhaltet die hier definierte Lebensquali-
tät Bereiche, die insgesamt für das Leben am Wohnort wesentlich sind. Dies soll auch mit 
der gewählten Bezeichnung „wohnortbezogene Lebensqualität“ zum Ausdruck gebracht 
werden, wobei Wohnort hier stellvertretend für die Gemeinde steht und womit zugleich 
auf von ihr beeinflussbare Lebensqualitätsaspekte hingedeutet werden soll. Für die Analy-
se wohnortbezogener Lebensqualität werden die Bereiche infrastrukturelle Versorgung, 
Mobilität, Wohnumfeld und soziale Integration als wesentlich betrachtet. Darunter sind 
also auch jene Bereiche, die von den räumlichen Auswirkungen des demographischen 
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Wandels am stärksten betroffen sein werden und von der Politik zu zentralen Handlungs-
feldern erklärt wurden. Die genannten vier Bereiche werden dabei wie folgt definiert:  
 
Infrastrukturelle Versorgung meint die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des 
kurz- und mittelfristigen Bedarfs. Sie umfasst Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungen 
für den Grundbedarf, medizinische Versorgung, Hilfs- und Betreuungsangebote, Bildungs-
einrichtungen, Gastronomie- sowie Freizeit- und Kulturangebot. Damit werden die für 
eine alltägliche Versorgung wesentlichen Angebote abgedeckt.  
 
Mobilität beinhaltet zum einen das im Sinne einer Grundversorgung von den Kommunen 
bereitzustellende Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln. Daneben schließt sie die indi-
viduelle Mobilität mit ein, die sich in Form von Nicht- bzw. Motorisierung aber auch Eigen-
ständigkeit bzw. Hilfsbedürftigkeit im Alltag äußert und für die Wohn- und Lebensqualität 
im ländlichen Raum besonders relevant ist.  
 
Weiche Wohnumfeld-Faktoren bestimmen neben einem grundlegenden Infrastrukturan-
gebot das Lebensgefühl am Wohnort, die sogar Umzugsentscheidungen mitbegründen 
können. Dazu gehören Aspekte wie z. B. Ruhe, landschaftliche Umgebung, Freiraumquali-
tät, öffentliche Sicherheit oder Familienfreundlichkeit, also Faktoren, die das Wohnen ins-
gesamt attraktiver und angenehmer machen. 
 
Soziale Integration äußert sich in verschiedenster Form. Hier wird die Bedeutung sozialer 
Netzwerke bei der Alltagsgestaltung herausgestellt sowie Integration als Einbindung in die 
örtliche Gemeinschaft über soziale Kontakte und Begegnungsmöglichkeiten verstanden. 
 
4.2.2 Auswahl des Untersuchungsgebiets 
Die Untersuchung erfolgt in den ländlichen Gemeinden Gangelt, Selfkant und Waldfeucht, 
die zusammen die Region „Der Selfkant“ bilden und dem Kreis Heinsberg in Nord-
rhein-Westfalen angehören. Das Bundesland wird dem bundesweiten Trend folgend an 
Bevölkerung verlieren, die Prognosen gehen von einer Bevölkerungsabnahme von 3,7 % 
bis zum Jahr 2030 aus (vgl. IT.NRW 2011e:7). Dabei wird die Entwicklung regional sehr 
unterschiedlich verlaufen. So wird für den Rhein-Erft-Kreis sowie die kreisfreien Städte 
Köln, Bonn, Düsseldorf und Münster zukünftig ein Bevölkerungswachstum erwartet, die 
Bevölkerungsalterung die Landkreise stärker treffen als die Städte und es weiterhin Kreise 
mit Wanderungsgewinnen und -verlusten geben (vgl. Bertelsmann Stiftung 2011b:5ff.). 
Diese demographische Heterogenität setzt sich auf kommunaler Ebene fort. Das trifft 
ebenso für den Kreis Heinsberg zu, dem bei einem gesamten Bevölkerungsverlust von        
-2,6 % intraregional ein nahes Nebeneinander von Wachstum und Schrumpfung prognos-
tiziert wird (Abb. 4.7): Vier der zehn kreisangehörigen Gemeinden, Wassenberg und die 
drei Gemeinden aus dem Untersuchungsgebiet, werden bis 2030 ein Bevölkerungswachs-
tum und die übrigen sechs Gemeinden einen Bevölkerungsverlust erfahren, wobei die in-
terkommunalen Unterschiede mit prozentualen Veränderungen zwischen rund -12 % und 
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+30 % zudem stark ausfallen werden (vgl. IT.NRW 2011d). Ebenso unterschiedlich voll-
zieht sich die Alterung im Kreis Heinsberg, was vorausberechnete altersstrukturelle Ver-
änderungen in den höheren Altersjahrgängen deutlich machen. 
 
 
Abb. 4.7: Bevölkerungsentwicklung 2008 bis 2030 im Kreis Heinsberg (eigener Entwurf) 
Wie an anderer Stelle bereits erwähnt, konzentriert sich die Aufmerksamkeit in Bezug auf 
den demographischen Wandel im ländlichen Raum auf die schrumpfenden peripheren 
Regionen. Die Entwicklung hat hier Dimensionen erreicht, die eine Handlungsnotwendig-
keit erkennen lassen, weil sie schon länger eine Alterung und Schrumpfung erfahren. We-
nig Beachtung finden die demographisch stabilen älter werdenden ländlichen Räume, zu 
denen die Region „Der Selfkant“ zählt. Das dürfte damit zusammenhängen, dass diese 
Räume nur eines der beiden den demographischen Wandel bestimmenden Merkmale 
aufweisen und daher demographisch weniger auffällig sind. Trotz demographisch günsti-
gerer Ausgangsbedingungen sehen sie sich, so auch die Untersuchungsgemeinden, zuse-
hends veranlasst aktiv zu werden. 
 
Entsprechend waren für die Auswahl des Untersuchungsgebietes in erster Linie sied-
lungsstrukturelle und demographische Eigenschaften ausschlaggebend. Die Region „Der 
Selfkant“ ist landesplanerisch als „Gebiet mit überwiegend ländlicher Raumstruktur“ (Abb. 
5.2, S. 145) ausgewiesen. Die drei Gemeinden weisen mit Einwohnerzahlen zwischen rund 
8.700 und 11.500 eine ähnliche Größe auf und zählen zu den hundert kleinsten Kommu-
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nen Nordrhein-Westfalens (vgl. IT.NRW 2011d). Damit ist zugleich eine Region ausge-
wählt worden, die einer bedeutenden Siedlungsraumkategorie, nämlich die der Kleinstadt, 
angehört. Mit 2.161 umfasst sie in Deutschland fast ein Fünftel aller Gemeinden und ist 
Wohnort für 21,2 Mio. Menschen, was einem Viertel der deutschen Bevölkerung ent-
spricht (vgl. Statistisches Bundesamt 2011d:40). Somit könnten die Analyseergebnisse 
über „den Selfkant“ hinaus für eine nicht unerhebliche Zahl an ähnlich strukturierten Ge-
meinden interessant sein. Der Kleinstadttypus eignet sich noch aus zwei weiteren Grün-
den für den thematisierten Forschungsgegenstand. Erstens kann dem Faktor Raum eine 
wie in dünn besiedelten ländlichen Regionen vergleichbare Bedeutung beigemessen wer-
den, wo Bevölkerungsdichte und Distanzen besondere Anforderungen an die zukünftige 
Gestaltung wohnortbezogener Lebensqualität stellen. Es wird häufig übersehen, dass Ähn-
liches für Kleinstädte auf intrakommunaler Ebene zutrifft, deren Siedlungsstruktur meist 
durch eine Vielzahl an kleinen, über das Gemeindegebiet zerstreut liegenden Ortschaften 
charakterisiert ist. So haben die Untersuchungsgemeinden zusammen 46 Ortsteile und 
ihre durchschnittliche Einwohnerzahl liegt bei knapp 700 Einwohnern. Zweitens handelt 
es sich bei den Untersuchungsgemeinden um Zentrale Orte unterer Stufe, denen vor dem 
Hintergrund der gegenwärtigen Diskussion um Mindeststandards zur zukünftigen Siche-
rung der Daseinsvorsorge als Träger der Grundversorgung eine besondere Bedeutung 
zukommt. Denn dabei stellt sich die Frage, wie Standardvorgaben für die Infrastruktur-
ausstattung aussehen können. Die Festlegung von Mindeststandards setzt allerdings vo-
raus, dass eine gesellschaftliche Vorstellung darüber existiert, welche infrastrukturellen 
Bedürfnisse grundlegend für eine angemessene Versorgung vor Ort sind. Diese Diskussion 
muss daher von der untersten Versorgungsebene ausgehend geführt und begleitet wer-
den. Und an diesem Punkt setzt die vorliegende Untersuchung an, indem in ausgewählten 
Grundzentren ermittelt wird, wie die vorhandene Infrastruktur aus Sicht der Wohnbevöl-
kerung bewertet und empfunden wird.  
 
Was die demographischen Eigenschaften als Auswahlkriterium angeht, so werden die Un-
tersuchungsgemeinden parallel zum prognostizierten Einwohnerwachstum zukünftig eine 
spürbare Bevölkerungsalterung erfahren (vgl. IT.NRW 2011d). Die Einwohnerschaft Gan-
gelts, Selfkants und Waldfeuchts wird in zwanzig Jahren altersmäßig, gemessen an der 
prozentualen Verteilung nach den drei Hauptaltersgruppen (unter 20 Jahre, 20 bis unter 
60 Jahre, 60 Jahre und älter) zwar ähnlich zusammengesetzt sein wie die bundes- und lan-
desweite Bevölkerung, im Unterschied dazu aber wesentlich dynamischer altern (Tab. 
4.1). Die quantitativen Veränderungen am unteren und oberen Ende der Alterspyramide 
gegenüber 2008 werden im Vergleich etwa zwei- bis dreifach so stark ausfallen, so dass 
der einst vorhandene altersstrukturelle Vorteil mit leicht über- und unterdurchschnittli-
chen Anteilen an junger bzw. älterer Bevölkerung im Jahr 2030 verschwunden sein wird. 
Das Durchschnittsalter wird dann sechs bis sieben Jahre höher als heute liegen, und zwar 
bei überdurchschnittlichen rund 49 Jahren (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010:3, IT.NRW 
2011d).  
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Tab. 4.1: Altersstruktur der Bevölkerung in der Selfkant-Region 2008 und 2030 im Landes- und Bundesver-
gleich (eigener Entwurf; vgl. Statistisches Bundesamt 2009a, UN 2009:66, Bertelsmann Stiftung 2010, 
IT.NRW 2011d, Schlömer 2012)  
Als Untersuchungsgebiet wurden mehrere Gemeinden ausgewählt, um den Forschungsge-
genstand der wohnortbezogenen Lebensqualität interkommunal vergleichend analysieren 
zu können. Im Umgang mit dem demographischen Wandel besteht in Politik und Wissen-
schaft Konsens darüber, dass aufgrund der regionalen demographischen Unterschiede 
raumspezifische Lösungswege gefunden werden müssen. Die Auswahl strukturell und 
demographisch ähnlich charakterisierter Gemeinden soll Erkenntnisse darüber bringen, 
wie Lebensqualität an unterschiedlichen Wohnorten mit vergleichbaren Rahmenbedin-
gungen subjektiv wahrgenommen wird und inwiefern sich diese Wahrnehmungen glei-
chen bzw. unterscheiden. Die Wahl zugunsten der drei Gemeinden Gangelt, Selfkant und 
Waldfeucht lässt sich neben der Tatsache, dass sie den ausgewählten Raumtypus reprä-
sentieren und darüber hinaus aufgrund ihrer Größenähnlichkeit eine gute Vergleichbar-
keit ermöglichen, noch folgendermaßen begründen: Seit 2006 treten sie gemeinsam unter 
dem Namen „Region ‚Der Selfkant’“ auf, vermarkten sich damit nach außen hin und koope-
rieren, „um auf Grundlage ihrer gemeinsamen Identität die Region, die [eine wirtschaftlich, 
touristisch, sozial und kulturell homogene und arbeitsfähige Einheit darstellt]“ (Todt 
2006:5), weiter zu entwickeln“ (Jahnen Pflüger 2007:6). Dabei ist erklärtes Ziel, die Le-
bensqualität in der Region nachhaltig zu fördern. Die Kommunalpolitik hat erkannt, dass 
hierfür vor allem auch Bevölkerungsveränderungen mitberücksichtigt werden müssen, so 
dass sich die Gemeinden bereits seit einigen Jahren aktiv mit dem demographischen Wan-
del auseinandersetzen (vgl. Kap. 5.5). Somit zeigten die Regionsgemeinden ihrerseits auch 
ein hohes Eigeninteresse am vorliegenden Forschungsgegenstand.  
 
 
 
 
2008 2030 2008 2030 2008 2030 2008 2030 2008 2030 2008 2030
unter 20-Jährige                        %-Anteil an Bevölkerung 21,9 15,2 21,3 10,9 22,5 14,6 21,9 13,4 20,4 17,1 19,0 16,7
Veränderung der abs. Zahl ggü. 2008 in % -25,6 -34,2 -33,5 -30,8 -19,3 -15,3
20- bis unter 60-Jährige %-Anteil an Bevölkerung 55,6 49,8 56,1 51,8 56,1 46,3 55,9 49,6 54,7 47,5 55,4 47,1
Veränderung der abs. Zahl ggü. 2008 in % -3,7 18,5 -15,5 0,1 -16,3 -8,1
60-Jährige und Ältere %-Anteil an Bevölkerung 22,5 35,0 22,6 37,3 21,4 39,1 22,2 37,0 25,0 35,4 25,6 36,2
Veränderung der abs. Zahl ggü. 2008 in % 67,5 112,3 87,1 88,2 36,5 36,3
Altenquotient2 40,5 70,4 40,2 72,0 38,1 84,4 39,7 74,5 45,7 74,5 46,1 76,8
Durchschnittsalter der Bevölkerung (Jahre)3 42,4 49,2 43,1 49,4 42,5 49,1 42,7 49,2 43,1 47,0 43,9 47,1
1
 Variante 1-W2 Obergrenze der "mittleren" Bevölkerung der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
2
 Altenquotient mit Altersgrenze 60 Jahre
3
 Die aktuellen Angaben beziehen sich auf das Jahr 2009. 
Deutschland1            
Altersstruktur
Gangelt Selfkant Waldfeucht Region NRW
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4.2.3 Vorbemerkungen zur Erfassung der objektiven Lebensqualität 
Um die Lebensbedingungen in einem Raum objektiv zu beschreiben, bedient man sich, wie 
die in Kapitel 4.1.2.2 aufgeführten Beispiele aus der Raumbeobachtung zeigen, einer Viel-
zahl von Indikatoren. Die amtliche Statistik liefert hierfür eine ganze Reihe von Daten aus 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen. Für das Untersuchungsgebiet beschränkt sich 
die Beschreibung im Sinne des hier definierten Forschungsgegenstandes auf Bereiche, die 
für das Wohnen vor Ort von zentraler Bedeutung sind: Demographie, sozioökonomische 
Lage, infrastrukturelle Versorgung, öffentlicher Verkehr und Wohnsituation. Die Daten 
hierfür entstammen hauptsächlich folgenden Quellen: 
 
• Landesdatenbank NRW: Mit dieser Datenbank bietet der Landesbetrieb Information 
und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) als Träger der amtlichen Statistik Nord-
rhein-Westfalens Zugang zu einer Vielzahl an regionalstatistischen Daten. In acht 
Themen gegliedert – „[1] Gebiet, Bevölkerung, Erwerbstätigkeit, Wahlen“, „[2] Bildung, 
Sozialleistungen, Gesundheit, Rechtspflege“, „[3] Wohnen, Umwelt“, „[4] Wirtschafts-
bereiche, Verkehr“, „[5] Außenhandel, Handwerk, Gewerbeanzeige, Insolvenzen“, „[6] 
Preise, Verdienste, Einkommen und Verbrauch“, „[7] Öffentliche Finanzen und Perso-
nal“ sowie „[8] Gesamtrechnungen“ beschreiben sie die wirtschaftliche und soziale La-
ge im bevölkerungsreichsten Bundesland (vgl. IT.NRW 2011d). Je nach Inhalt liegen 
die erhobenen Daten auf Land-, Kreis- oder Gemeindeebene vor. Aus diesem Daten-
pool sind für die Beschreibung der Lebensbedingungen im Untersuchungsgebiet Daten 
der Themenfelder [1] bis [3] und [6] entnommen worden. Daneben wurde auf die 
Kommunalprofile zurückgegriffen, die in kompakter Form aktuelle Statistik-Informa-
tionen zu allen kreisfreien Städten, Kreisen und Gemeinden Nordrhein-Westfalens be-
reithalten. 
 
• Wegweiser Kommune: Der Wegweiser Kommune ist ein von der Bertelsmann Stiftung 
in Zusammenarbeit mit kommunalen Praktikern, wissenschaftlichen Experten und In-
stitutionen entwickeltes Online-Informationsportal, das für alle Städte und Gemeinden 
Deutschlands mit mehr als 5.000 Einwohnern flächendeckend Daten zu den Themen 
demographischer Wandel, Wirtschaft und Arbeit, Wohnen, Bildung, Finanzen, soziale 
Lage und Integration enthält (vgl. Bertelsmann Stiftung 2013). Daneben stellt es Be-
völkerungsprognosen, wissenschaftliche Studien, kommunenspezifische Berichte und 
Handlungskonzepte bereit. Der Wegweiser Kommune ist als Tool für die kommunale 
Praxis konzipiert worden und richtet sich damit an politische und kommunale Akteu-
re, zugleich aber auch an jene, die an der Gestaltung des demographischen Wandels 
vor Ort aktiv mitwirken möchten. Zentrale Datenquelle stellten die hier für einzelne 
Kommunen abrufbaren Demographieberichte dar, die anhand ausgewählter und für 
die Thematik des demographischen Wandels relevanter Daten einen Überblick über 
den aktuellen Entwicklungsstand geben. 
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• LEG Immobilien AG: Das bis 2008 als landeseigener öffentlich-rechtlicher Wohnraum-
versorger agierende und seit Februar 2013 unter dem Namen LEG Immobilien AG – 
vormals LEG Management GmbH – firmierte Wohnungsunternehmen mit Sitz in Düs-
seldorf zählt mit über 95.000 Wohneinheiten zu den größten Wohnimmobiliengesell-
schaften in Deutschland (vgl. LEG Immobilien AG 2014). Daneben trägt es seit dem 
Jahr 2010 Wohnungsmarktdaten, heruntergebrochen bis auf Postleitzahlebene, für die 
54 Wohnungsmarktregionen Nordrhein-Westfalens zusammen und stellt diese in ei-
ner jährlich erscheinenden Studie „LEG-Wohnungsmarktreport NRW“ vor (LEG Ma-
nagement GmbH 2011:1). Diese wurde für die Untersuchung ebenso herangezogen. 
 
• NRW.BANK: Die NRW.BANK ist die Förderbank für Nordrhein-Westfalen und operiert 
in den Bereichen Wirtschafts-, staatliche soziale Wohnraumförderung, bauliche Ent-
wicklung der Kommunen, Umweltschutz, Bildung und Innovation, um das Land bei 
seinen struktur- und wirtschaftspolitischen Aufgaben zu unterstützen (vgl. 
NRW.BANK 2014a). Für die Wohnraumförderung führt die NRW.BANK Wohnungs-
marktbeobachtungen durch und erstellt hierfür mit auf Landesebene vorhandenen 
kommunalen Daten Wohnungsmarktprofile für alle Kreise und kreisfreien Städte 
Nordrhein-Westfalens (vgl. NRW.BANK 2014b). Diese dokumentieren die aktuelle 
Wohnungsmarktentwicklung anhand von Indikatoren zum Wohnungsbestand, zur 
Bautätigkeit und sozialen Wohnraumförderung, zu demographischen und sozioöko-
nomischen Rahmenbedingungen sowie zur Baulandpreisentwicklung. Dementspre-
chend wurden die für die drei Untersuchungsgemeinden und den Kreis Heinsberg vor-
liegenden sogenannten Kommunalprofile der NRW.BANK-Wohnungsmarktbeobach-
tung als Quelle verwendet. 
 
• WestEnergie und Verkehr GmbH: Die WestEnergie und Verkehr GmbH (west) mit Un-
ternehmenssitzen in Geilenkirchen und Erkelenz ist das regionale Versorgungsunter-
nehmen im Landkreis Heinsberg. Im Geschäftsbereich Verkehr obliegt ihm der öffent-
liche Personennahverkehr (ÖPNV), der den gesamten Kreis mit Anschluss an die an-
grenzenden Großstädte bedient (vgl. WestEnergie und Verkehr GmbH 2012b:Abs. 4). 
Um neben öffentlich zugänglichen Informationen weitergehende Auskünfte über die 
Verkehrsversorgung im Untersuchungsgebiet zu erhalten, ist ein leitfadengestütztes 
Experteninterview mit dem Bereichsleiter Verkehr der WestEnergie und Verkehr 
GmbH geführt worden53. 
 
Darüber hinaus haben die drei Regionsgemeinden Gangelt, Selfkant und Waldfeucht vor 
allem Bevölkerungs- und Infrastrukturdaten zur Verfügung gestellt. Eine weitere Informa-
tionsquelle stellte das als gemeinsame Planungsgrundlage dienende Integrierte ländliche 
Entwicklungskonzept dar. Für eine Einordnung der mit den herangezogenen Daten wider-
gespiegelten Lebensverhältnisse in der Region „Der Selfkant“ sind im Einzelfall statistische 
Daten der Landes- und Bundesebene mit aufgeführt worden. Die auf diese Weise ermittel-
                                                          
53   Das Interview fand am 16. November 2011 im Unternehmenssitz in Geilenkirchen statt. 
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te objektive Lebensqualität soll die Befragungsergebnisse besser einordnen und ggf. relati-
vieren helfen.  
 
4.2.4 Zur Erhebung der subjektiven Lebensqualität 
Zur Erfassung der subjektiven Lebensqualität in der Region „Der Selfkant“ ist eine schrift-
liche standardisierte Bewohnerbefragung in Form einer Teilerhebung durchgeführt wor-
den. Um den im Zuge des bereits eingeleiteten Entwicklungsprozesses ermittelten Er-
kenntnisbedarf der Gemeinden für den Umgang mit dem demographischen Wandel zu be-
rücksichtigen, erfolgte diese in Abstimmung mit den Akteuren vor Ort. Daher sind auch 
aus deren Sicht relevante Aspekte in die Befragung mit eingeflossen und die Befragungs-
ergebnisse nach Abschluss der Erhebungsphase den Gemeinden entsprechend zur Verfü-
gung gestellt worden. Im Folgenden wird erläutert, an welche Zielgruppe sich diese richte-
te, wie im Vorfeld die Stichprobe bestimmt wurde und auf welcher Datenbasis die spätere 
Analyse erfolgte.   
 
4.2.4.1 Definition der Zielgruppe 
Die voraussehbaren Folgen der Bevölkerungsalterung haben in Deutschland zu einer ver-
stärkten Auseinandersetzung mit dem Thema Alter geführt, so dass die ältere Generation 
und ihre Bedarfe in den Blickpunkt unserer Gesellschaft gerückt sind. Entsprechend wer-
den auch die Kommunen für die Schaffung angemessener Lebensverhältnisse vor Ort bei 
ihrer zukünftigen Entwicklungsplanung die Wohnbedürfnisse im Alter und demnach die 
ältere Bewohnerschaft besonders zu berücksichtigen haben. Auf der anderen Seite ver-
stärkt die räumliche Ausbreitung demographischer Schrumpfungsprozesse den Wettbe-
werb der Kommunen um Einwohner, so dass dieser eigentlich dazu veranlasst, auch wei-
terhin attraktive Wohn- und Lebensbedingungen für die jüngere erwerbsfähige Bevölke-
rung vorzuhalten. Dies gilt ebenso, und das erfährt in der gegenwärtigen Diskussion oft-
mals weniger Beachtung, für demographisch stabile und wachsende ländliche Räume wie 
die Region „Der Selfkant“. Denn deren Bevölkerungsentwicklung, von vielleicht einigen 
Ausnahmen abgesehen, wird ebenfalls wesentlich vom Wanderungsfaktor getragen. Folg-
lich wird sich jede Kommune um eine altersdurchmischte Einwohnerschaft bemühen 
müssen. Vor diesem Hintergrund sind für den Untersuchungsgegenstand drei Altersgrup-
pen von Bedeutung: die heutigen Senioren, die Gruppe 50plus als nachfolgende Senioren-
generation und die Personen im mittleren Erwachsenenalter. Dass dabei keine Bewohner 
jünger als 35 Jahre befragt wurden, war das Ergebnis des Abstimmungsprozesses mit den 
Gemeinden. Inhaltlich findet es seine Begründung darin, dass ländliche Kommunen nach 
wie vor bei der klassischen Zielgruppe der Familien mit Kindern das größte Zuzugspoten-
zial sehen. Zum anderen widmete sich die Befragung angesichts der direkten Betroffenheit 
von Alterungsprozessen auch dem Schwerpunktthema Wohnen im Alter, zu dem sich jun-
ge Generationen weniger äußern können, weil in jungen Jahren eine entsprechende Aus-
einandersetzung mit der Lebensphase „Alter“ nicht erfolgt und Erfahrungen mit hilfs- bzw. 
pflegebedürftigen Eltern meist noch nicht gemacht werden. 
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Altersgruppe der über 65-Jährigen: Personen dieser Altersgruppe stellen die Generation 
der derzeitigen Seniorinnen und Senioren dar, die in Deutschland gegenwärtig über 16 
Mio. Menschen umfasst (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d). Zum weit überwiegenden 
Teil befinden sie sich im Ruhestand. Knapp vier Prozent der Personen ab 65 Jahre gehen 
noch einer Erwerbstätigkeit nach, die für rund zwei Fünftel von ihnen sogar die Haupt-
quelle des Lebensunterhalts darstellt (vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:47). Was die 
finanzielle Situation betrifft, „[so kann] diese Generation […] heute meist über einen ge-
wissen Wohlstand im Alter verfügen“ (Kramer/Pfaffenbach 2011:80), was bei den nach-
folgenden Rentnergenerationen durch auch künftig zu erwartende Einschnitte in der Al-
tersversorgung in Folge demographischer Entwicklungen und Veränderungen auf dem 
Arbeitsmarkt weniger der Fall sein wird. Die Älteren stellen aber insgesamt ebenfalls eine 
heterogene Gruppe dar, auch wenn oft noch klassische, d. h. negativ konnotierte Altersbil-
der vorherrschen. So finden sich hierunter sowohl aktive, mobile und fitte Ältere als auch 
Personen mit ersten körperlichen sowie geistigen Einschränkungen und auch Personen 
mit Pflegebedürftigkeit. Einige Zahlen mögen das beispielhaft veranschaulichen: „Drei 
Viertel der Älteren fühlen sich [nach eigener Einschätzung] fit“ (Statistisches Bundesamt 
2011c:73), d. h. in ihrem Alltag gesundheitlich nicht beeinträchtigt. Mit einem Pkw-Aus-
stattungsgrad von über 70 % sind Personen höheren Alters mit Ausnahme der 80-Jährigen 
und Älteren nahezu genauso mobil wie der Durchschnitt aller Haushalte, wo der Wert bei 
77 % liegt (vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:25). Daneben machen Senioren 83 % der 
rund 2,3 Mio. Pflegebedürftigen in Deutschland aus (vgl. Statistisches Bundesamt 
2011c:82), womit etwa jeder Zehnte ab 65 Jahren pflegebedürftig laut Pflegeversiche-
rungsgesetz ist. Gleichwohl lebt mit 97 % die überwältigende Mehrheit der Senioren mit 
oder ohne Hilfe im eigenen Haushalt (vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:17). Somit wer-
den im Ruhestand in Abhängigkeit von der finanziellen Situation, aber vor allem von der 
eigenen gesundheitlichen Verfassung unterschiedliche Interessen und Ansprüche an das 
Wohn- und Lebensumfeld entwickelt.  
 
Altersgruppe der 51- bis 65-Jährigen: Personen dieser Altersgruppe werden in der aktuel-
len Sozialstrukturforschung als die „Jungen Alten“ und häufig auch als Generation 50plus54 
bezeichnet. In der durchgeführten Befragung wird diese Gruppe durch die Jahrgänge 1944 
bis 1958 repräsentiert. Damit zählen sie teilweise noch zur sogenannten Baby-Boom-
Generation, sind also aus den geburtenstarken Jahren der Nachkriegszeit hervorgegangen, 
in denen mit jährlich über eine Million Lebendgeborenen Geburtenraten zwischen 15,5 
und 18,1 und damit etwa doppelt so hohe Werte wie heute erzielt wurden (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2011f). Gegenwärtig machen die 51- bis 65-Jährigen knapp ein Fünftel 
der Gesamtbevölkerung Deutschlands aus und werden im Jahr 2025, wenn sie alle im Ren-
tenalter sind, mehr als zwei Drittel (69,2 %) der Seniorengeneration stellen (vgl. Statisti-
                                                          
54  Für den Begriff „Generation 50plus“ gibt es keine einheitliche Definition. Generell werden mit diesem Be-
griff Menschen ab bzw. über 50 Jahre bezeichnet. Welche obere Altersgrenze diese Personengruppe ab-
grenzt, wird unterschiedlich gehandhabt. So setzen einige Autoren die Grenze beim Renteneintrittsalter 
von 65 Jahren an, andere bei 80 Jahren und wiederum andere halten das Alter nach oben offen. In dieser 
Arbeit wird die Generation 50plus eng definiert als die Gruppe der 51- bis 65-Jährigen, die damit mit dem 
in der Sozialstrukturforschung verwendeten Begriff der „Jungen Alten“ identisch ist.  
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sches Bundesamt 2013d). Der Lebenslauf dieser Kohorte spiegelt demnach tiefgreifende 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Veränderungen wider, so dass davon ausgegangen 
werden kann, dass sie andere Ansprüche an das Wohn- und Lebensumfeld stellen wird als 
dies von den heutigen Senioren bekannt ist (vgl. Kramer/Pfaffenbach 2011:80). Daher 
wird sich die Lebensqualität von morgen auch an deren Bedürfnisse messen lassen müs-
sen. So verfügen durch Emanzipation und Bildungsexpansion insbesondere die Frauen der 
Altersgruppe über höhere Bildungsniveaus und „aufgrund eigener [und längerer] Er-
werbstätigkeit […] über andere finanzielle Ressourcen“ als die Generation ihrer Mütter 
(Kramer/Pfaffenbach 2011:80), wodurch sie u. a. auch ein anderes Konsumverhalten an 
den Tag legen. Nicht von ungefähr hat die Wirtschaft die Generation 50plus als „eine 
wachsende und finanzstarke Zielgruppe“ entdeckt, die „nach Untersuchungen des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung in Berlin [mit 2,2 Billionen Euro] so viel Vermö-
gen angehäuft [hat] wie nie zuvor“ (Braatz 2002). Es handelt sich aber nicht um eine ho-
mogene Gruppe, wie Zielgruppensegmentierungen aus der Marktforschung (z. B. „Bo-
dy&Mind-Typologie“ von Sinus Sociovision, „Best Ager-Typologie“ der Konzept & Markt 
GmbH; vgl. Kranzusch 2011:15) als auch wissenschaftliche Untersuchungen (z. B. Lebens-
stiltypologie der Generation 50plus von Kramer/Pfaffenbach 2007) erkennen lassen. 
Ebenso erfolgt hier eine unterschiedlich starke Auseinandersetzung mit der dritten Le-
bensphase, zum Teil ist der Ruhestand schon gekommen oder bereits nahe, so dass unter-
schiedliche Bedürfnisse entwickelt werden, die zudem je nach Interessenlage, finanzieller 
und gesundheitlicher Situation variieren können.  
 
Altersgruppe der 35- bis 50-Jährigen: Personen dieser Altersgruppe befinden sich im mitt-
leren Erwachsenenalter55 und damit in einer durch vielfältige Herausforderungen gepräg-
ten Lebensphase. Nach dem Konzept der Entwicklungsaufgaben von Robert James Ha-
vighurst (US-amerikanischer Erziehungswissenschaftler, 1900-1991) wird diese Phase 
unter anderem durch folgende wichtige Aufgaben bestimmt: Haushaltsführung, Kinderer-
ziehung, Übernahme größerer sozialer Verantwortung, berufliche Karriere, Entwicklung 
und Pflege von Freizeitaktivitäten, Festigung der Beziehung zum Ehepartner sowie Aus-
einandersetzung mit den Ansprüchen der eigenen hilfsbedürftigen Eltern (vgl. Havighurst 
1963 zit. in Oerter/Montada 1998:122-124). Auch wenn sich das heutige Lebensmodell 
von demjenigen Mitte des letzten Jahrhunderts unterscheidet, hat diese Lebensphase an 
der beschriebenen Komplexität nichts eingebüßt. Vielmehr hat sie daran in unserer 
schnelllebigen globalisierten Gesellschaft und mit der Aufweichung traditioneller Werte 
und Normen, die in verschiedensten Lebensstilen ihren Ausdruck findet, noch hinzuge-
wonnen (z. B. Patchwork-Familie). Die hier gemeinten Personen können sich sowohl in 
der Familiengründungs-, Familienkonsolidierungs- als auch in der Familienschrump-
fungsphase befinden. Wie aus dem Mikrozensus 2008 hervorgeht, entscheiden sich Frauen 
erst mit über 30 Jahren mehrheitlich für Kinder und somit für eine eigene Familie (vgl. 
                                                          
55  Das mittlere Erwachsenenalter wird häufig schon bei 30 Jahren angesetzt. Dass hier die Altersuntergrenze 
nach oben verschoben wurde, ist der inhaltlichen Ausrichtung der Befragung geschuldet, wonach davon 
ausgegangen wurde, dass Personen mit etwas mehr Lebenserfahrung, vor allem in Hinblick auf das „Älter 
werden“, die Fragen eher zu beantworten wissen als Jüngere.  
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Statistisches Bundesamt 2009b:10). Die 35- bis 50-Jährigen stehen mitten im erwerbsfä-
higen Alter, sind entweder selbst erwerbstätig oder arbeitssuchend, können erwerbstätige 
oder arbeitsuchende Partner haben, ohne Kinder oder mit Kindern in unterschiedlichen 
Altersstufen leben und, wie von Havighurst angesprochen, Eltern haben, die u. U. bereits 
auf Unterstützung angewiesen sind. Ein Merkmal, das den Aspekt der Generationenkon-
stellation aufgreift und mit dem mittleren Lebensalter in Verbindung gebracht wird, ist die 
sogenannte „Sandwich-Situation“, mit der die in dieser Lebensphase nicht selten auftre-
tende Doppelbelastung durch „konkurrierende Anforderungen durch die Eltern- und Kin-
dergeneration“ (Höpflinger 1999:35) umschrieben werden soll. Dadurch sind die Be-
troffenen sehr stark gefordert und weisen somit umfassende Ansprüche an ihr infrastruk-
turelles Umfeld und die wohnortbezogene Lebensqualität auf. Diese komplexe aktive Le-
bensphase findet auch ihren Ausdruck in hoher Flexibilität und Mobilität, wodurch sie als 
bedeutende Wanderungsgruppe in Erscheinung treten.  
 
4.2.4.2 Bestimmung der Stichprobe 
Die durchgeführte Befragung richtete sich an alle in der Region „Der Selfkant“ ansässigen 
Bewohner ab einem Alter von 35 Jahren. Die Differenzierung in die drei genannten Alters-
gruppen erfolgte schon bei der Konzeption der Erhebung. Das hatte mehrere Gründe: Zum 
einen erschien die gewählte Unterteilung als sehr sinnvoll, weil die drei Altersgruppen 
einzelne Lebensphasen und damit zugleich wichtige Bedarfsgruppen in Hinblick auf den 
Forschungsgegenstand der wohnortbezogenen Lebensqualität repräsentieren. Zum ande-
ren können durch eine inhaltlich begründete Unterteilung des adressierten Befragten-
kreises in mehrere Gruppen aussagekräftigere Ergebnisse erzielt werden, weil damit eine 
differenzierte Auswertung bei gleichzeitig ausreichend hoher Fallzahl ermöglicht werden 
kann. Weiterhin spielten Datenschutzüberlegungen eine Rolle. Trotz der bei empirischen 
Erhebungen aus Datenschutzgründen zuzusichernden Anonymität sind sensible Daten 
(sozialstatistische Merkmale wie Alter, Bildung, Einkommen etc.) nicht immer einfach zu 
gewinnen. Für die Untersuchung war es jedoch von essentieller Bedeutung, das Alter der 
Befragten zu kennen. Um möglichen Bedenken wegen Rückschlüsse der Antworten auf 
einzelne Personen durch Angabe persönlicher Daten seitens der Bürger vorzubeugen und 
damit auch einen quantitativ ausreichenden Rücklauf sicherzustellen, wurde bei der Be-
fragung auf eine konkrete Altersangabe zugunsten einer Einordnung in Altersgruppen 
verzichtet.  
 
Die zu befragenden Bewohner wurden mittels einer Zufallsstichprobe aus den von den 
Gemeinden Gangelt, Selfkant und Waldfeucht zur Verfügung gestellten Daten ihrer Ein-
wohnermelderegister ermittelt. Um eine ausreichend große Zahl von Befragten zu haben 
und eine Analyse auf Gemeindeebene durchführen zu können, sollte die Erhebungsstich-
probe ein Viertel der Grundgesamtheit, die zum Befragungszeitpunkt aus etwa 18.000 
Personen bestand (vgl. BBSR 2012c), einbeziehen. Für die Untersuchung ergab sich daraus 
eine Stichprobe von 4.500 Personen, die damit eine „in der Sozialforschung (d. h. auch 
Markt- und Meinungsforschung) übliche[…] Stichprobengröße[…]“, welche „bei bevölke-
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rungsweiten Umfragen“ mindestens 1.000 Fälle und bei „spezifischere[n] und kleinere[n] 
Grundgesamtheiten“ mindestens 300 Fälle umfasst (Diaz-Bone 2006:130f.), darstellt. Als 
Auswahlverfahren wurde die geschichtete Zufallsstichprobe gewählt, womit die Absicht 
einer merkmalsdifferenzierten Analyse des Forschungsgegenstandes, nämlich Lebensqua-
lität in den Regionsgemeinden aus Sicht der drei Altersgruppen, schon bei der Stichpro-
benziehung Berücksichtigung fand. Hierfür wurde die Grundgesamtheit anhand der analy-
sebestimmenden Merkmale Wohnort und Alter in mehrere Teilgesamtheiten unterteilt 
(35- bis 50-jährige Gangelter, 35- bis 50-jährige Selfkanter, 35- bis 50-jährige Waldfeuch-
ter, 51- bis 65-jährige Gangelter etc.), aus denen dann die zu befragenden Personen gezo-
gen wurden. Aus jeder Gemeinde und Altersgruppe gingen gleichviele Personen in die 
Stichprobe ein, d. h. aus jeder Gemeinde pro Altersgruppe 500 Personen. Durch eine sol-
che quantitativ gleichwertige Behandlung der Altersgruppen sollte dem inhaltlichen For-
schungsinteresse, der Erfassung der jeweiligen Bedürfnisse, Einstellungen und Hand-
lungsweisen, ein stärkeres Gewicht verliehen werden.  
 
4.2.4.3 Rücklauf und Repräsentativität 
Insgesamt haben 1.647 Regionsbewohner bzw. 36,6 % der mittels einer Zufallsstichprobe 
ausgewählten Bürger an der Befragung teilgenommen. In den einzelnen Gemeinden sind 
ähnlich hohe Rücklaufquoten erzielt worden: Gangelt 36,1 % - Selfkant 37,6 % - Wald-
feucht 35,3 %56. Von den Befragungsteilnehmern sind 33,1 % (= 541 Personen) in Gangelt 
wohnhaft, 34,5 % (= 564 Personen) in der Gemeinde Selfkant und weitere 32,4 % (= 530 
Personen) in Waldfeucht. Was die Alterszusammensetzung betrifft, so haben sich mit 26,4 
% an Senioren hier im Vergleich zu den beiden anderen Zielgruppen neun bzw. zwölf Pro-
zent weniger Personen an der Befragung beteiligt (Tab. 4.2). Das ist jedoch nicht verwun-
derlich, wenn man bedenkt, dass mit dem Alter körperliche und geistige Einschränkungen 
zunehmen, die das eigenständige schriftliche Ausfüllen eines Dokuments erschweren, und 
Hilfe durch Andere nicht immer gegeben ist. Interkommunal variiert deren Anteil zwi-
schen 22,6 % (Waldfeucht) und 31,0 % (Selfkant). Im Ganzen weist die teilnehmende Bür-
gerschaft aus Selfkant eine zahlenmäßig nahezu ausgeglichene Altersstruktur auf. Bei der 
Gruppe der Befragungsteilnehmer aus den beiden anderen Gemeinden sind hingegen im 
Vergleich zum Gesamtbild der Region Personen im Alter 51-65 Jahre leicht überrepräsen-
tiert und Personen im Seniorenalter etwas unterrepräsentiert (Tab. 4.2). Die Differenz 
zwischen den in der nachstehenden Tabelle aufgeführten absoluten Gesamtwerten in den 
einzelnen Gemeinden und den oben genannten Zahlen sind darauf zurückzuführen, dass 
nicht alle Personen bei der Befragung ihr Alter angegeben haben.  
 
                                                          
56  Von allen Befragungsteilnehmern machten 1.635 Personen eine Wohnortangabe. 
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Tab. 4.2: Vergleich der Altersstruktur der teilnehmenden Befragten mit der Stichprobe (eigene Erhebung) 
Insgesamt spiegelt der Rücklauf damit annähernd das Profil der gezogenen Stichprobe 
wider, so dass die Untersuchungsergebnisse auf einer in Hinblick auf das Auswahlverfah-
ren repräsentativen Zusammensetzung der befragten Zielgruppe aufbauen. Darüber hin-
aus bildet er ziemlich genau die Einwohnerverhältnisse der Gemeinden auf Ortsteilebene 
ab, d. h. die Wohnstandortstruktur der Befragten in den einzelnen Gemeinden entspricht 
in etwa der räumlichen Verteilung der Einwohner auf das Gemeindegebiet (vgl. Anhang A-
1, A-2, A-3). So wohnen auch die meisten Gangelter Bürger, die geantwortet haben, in den 
Ortsteilen Birgden und Gangelt, die Selfkanter in Tüddern, Süsterseel und Höngen und die 
Waldfeuchter in Haaren, und das zu einem ähnlich hohen Anteil. Die prozentualen Abwei-
chungen zu den amtlichen Einwohnerzahlen der Kommunalstatistik sind mit durch-
schnittlich 0,4 % bis 0,9 % marginal. Von insgesamt 46 Ortschaften in der Region kam ein-
zig aus den Ortsteilen Vinteln (58 E) und Kievelberg (31 E) der Gemeinde Gangelt kein 
Rücklauf. 
 
4.2.5 Vorgehensweise bei der Datenanalyse 
Der Zielsetzung des vorliegenden Forschungsvorhabens entsprechend erfolgte die Daten-
analyse räumlich und nach personenbezogenen Merkmalen differenziert. Ersteres meint, 
dass die empirisch gewonnen Daten nicht nur für das Untersuchungsgebiet insgesamt, 
sondern auch für die einzelnen Regionsgemeinden ausgewertet wurden. Mit dem Blick auf 
die lokale Handlungsebene wird der generellen Forderung nach einer kleinräumigen Be-
trachtung im Umgang mit dem demographischen Wandel nachgekommen. Für ausgewähl-
te Frageinhalte (Infrastruktur, Wohnzufriedenheit) sind auch Analysen auf Ortsteilebene 
durchgeführt worden, deren Ergebnisse allerdings aufgrund der zahlenmäßig geringen 
Antworten aus den einzelnen Ortsteilen nur tendenziell intrakommunale Aussagen zulas-
sen. Nichtsdestotrotz sollte auf diese Weise berücksichtigt werden, dass subjektive Bewer-
tungen des Wohnorts, obwohl sie auf die Situation in der Gemeinde insgesamt abzielen, 
immer auch, sei es bewusst oder unbewusst, vor dem Hintergrund individueller Erfahrun-
gen und Gegebenheiten im eigenen Ortsteil erfolgen. Denn er ist es, in dem sich der Le-
bensalltag u. U. außer der beruflichen Tätigkeit, hauptsächlich abspielt und dadurch zum 
eigentlichen Bezugsraum am Wohnort wird. Örtliche Lebensbedingungen sind in markt-
wirtschaftlichen Systemen wie der Bundesrepublik im hohen Maße von der Struktur des 
Siedlungsraumes abhängig, da Standortentscheidungen von Versorgungseinrichtungen in 
der Regel nach dem Kriterium der ökonomischen Tragfähigkeit getroffen werden und da-
Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % %
35-50 Jahre 568 35,4 188 35,4 197 35,5 183 35,4 33,3
51-65 Jahre 614 38,3 209 39,4 186 33,5 217 42,0 33,3
> 65 Jahre 423 26,4 134 25,2 172 31,0 117 22,6 33,3
Gesamt (mit Altersangabe) 1.605 100,0 531 100,0 555 100,0 517 100,0 100,0
Alter
Befragte Stichprobe 
(jeweils)Region Gangelt Selfkant Waldfeucht
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mit den infrastrukturellen Ausstattungsgrad eines Raumes bestimmen. Daraus resultie-
rende unterschiedliche intrakommunale Lebensverhältnisse können somit unterschiedli-
che Gemeindebewertungen mitbegründen. Dabei soll der Frage nachgegangen werden, 
inwiefern diese auch auf raumbedeutsame Faktoren wie u. a. Einwohnergröße, Lage und 
Entfernung zu Versorgungszentren zurückzuführen sind. 
 
Das Heranziehen individueller Eigenschaften als analytisches Differenzierungsmerkmal 
trägt der Erkenntnis Rechnung, dass der Forschungsgegenstand Lebensqualität ein über-
aus subjektiver Begriff ist und damit zusammenhängende Bewertungen demzufolge stark 
personenabhängig sind. Demnach sollten erfassbare personenbezogene Einflussgrößen 
bei der Analyse Berücksichtigung finden, die in Hinblick auf die sich aus den demographi-
schen Veränderungen ergebenden Herausforderungen für die Gestaltung wohnortbezoge-
ner Lebensqualität von zentraler Bedeutung sind. Das sind Alter und Mobilität. Bei Frage-
stellungen, wo es inhaltlich sinnvoll erschien, wurden die Aussagen der Befragten also 
gruppenweise nach diesen beiden Faktoren analysiert. Für das Differenzierungsmerkmal 
Alter sind die drei Zielgruppen 30- bis 50-Jährige, 51- bis 65-Jährige und 66-Jährige und 
Ältere herangezogen worden. Mobilität wird basierend auf der vorgenommenen definito-
rischen Abgrenzung anhand der Kriterien Pkw-Verfügbarkeit und Hilfsbedürftigkeit ge-
messen, so dass einerseits Befragte mit Pkw und andererseits Befragte, die im Alltag ohne 
fremde Hilfe auskommen, als mobile Personen gelten und umgekehrt entsprechend als 
nicht bzw. weniger mobile Personen. Daneben sind die Befragten auch nach ihrer Fortbe-
wegungs- bzw. Verkehrsmittelwahl in Mobilitätsgruppen unterteilt worden (Autofahrer, 
ÖPNV-Nutzer etc.).  
 
4.3 Zwischenfazit 
Die Auswirkungen des demographischen Wandels auf Kernbereiche unseres gesellschafts-
tragenden Systems lassen Einbußen für erzielten Wohlstand und Lebensstandard befürch-
ten. Kurioserweise ist es gerade der fortschrittlichen Entwicklung mit zu verdanken, dass 
sich hochentwickelte Staaten wie Deutschland auf eine demographische Zukunft zubewe-
gen, die von einer schrumpfenden und zunehmend älter werdenden Bevölkerung geprägt 
sein wird. Die daraus resultierende Problematik für bisher wachstumsorientierte Gesell-
schaften machen Anpassungen notwendig. Da sie nahezu alle Lebensbereiche treffen, be-
deutet eine Beschäftigung mit dem demographischen Wandel zwangsläufig eine Ausein-
andersetzung mit dem Thema Lebensqualität. Offenkundig wird das mit der aufgekomme-
nen Diskussion um das Leitbild der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, welches Le-
bensqualität auf räumlicher Ebene implizit im Blick hat und die in vielen Regionen durch 
den Wandel als gefährdet angesehen wird. Die Diskussion hat dazu beigetragen, dass der 
Aspekt der Lebensqualität wieder verstärkt ins öffentliche Bewusstsein getreten und zum 
Gegenstand politischer wie wissenschaftlicher Auseinandersetzung geworden ist.  
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Die Ursprünge der Lebensqualitätsforschung begannen 1920 in England und gehen auf 
den Ökonom Arthur C. Pigou zurück, der den Begriff „Quality of Life“ erstmals benutzte. Er 
brachte ihn mit der Wohlfahrt einer Gesellschaft in Zusammenhang, deren Grundlage er in 
einer gerechten Verteilung und effizienten Verwendung des Volkseinkommens sah, beton-
te dabei aber zugleich den Wert nicht-ökonomischer Aspekte, die sich in Empfindungen, 
Wahrnehmungen und Wünschen äußern. Vor dem Hintergrund zunehmend erkennbarer 
negativer Wirkungen der rasanten Wirtschaftsentwicklung in der Nachkriegszeit entstand 
Anfang der 1960er Jahre in den USA eine qualitative Wohlfahrtsforschung, die sich soge-
nannter Sozialindikatoren bediente, um „das Glück des Einzelnen“ durch die Politik besser 
steuern zu können. Daraus entwickelte sich um 1970 eine internationale Bewegung, die 
ebenfalls Deutschland erreichte. Unterstützung erhielt sie durch die Ära Willy Brandts, der 
das Thema Lebensqualität ins Zentrum seines innenpolitischen Schaffens rückte und diese 
nicht nur durch Einkommen und materiellen Konsum bewertet wissen wollte. Die Ölkrise, 
die die Bedeutung wirtschaftlicher Faktoren für Wohlstand und Lebensqualität wieder ins 
Gedächtnis rief, ließ derartige Auffassungen vorübergehend in den Hintergrund treten. 
Erst in den späten 1980er Jahren kam es zu einer Renaissance der Debatte um Lebensqua-
lität im weiteren Sinne, in die schließlich auch der Nachhaltigkeitsgedanke Eingang fand.  
 
Diese Entwicklung mit beiden Interpretationsrichtungen hat zwei methodische Ansätze 
zur Erfassung von Lebensqualität hervorgebracht: den objektivistischen Ansatz, der mess-
bare Lebensbedingungen erhebt und den subjektivistischen, der persönliche Einschätzun-
gen erfragt. Mit der heutigen Auffassung von Lebensqualität als multidimensionales Kon-
zept ist die Erkenntnis verbunden, dass erst die Wahrnehmung der Lebensumstände und 
ihre Beurteilung durch den Menschen Aufschluss über die für real gehaltene Lebensquali-
tät geben können. In diesem Sinne erstellten Campbell et al. Anfang der 1970er Jahre als 
Erste eine Studie zur subjektiven Lebensqualität („Quality of American Life“) und der fin-
nische Soziologe Erik Allardt entwarf das wegweisende Lebensqualitäts-/Wohlfahrt-
konzept der „Dimensions of Welfare“, das erstmals beide Perspektiven zusammenführte. 
Auf diesem gründen u. a. die internationale Wohlfahrtsmessung der OECD und der die 
deutsche Wohlfahrtsforschung zwanzig Jahre lang begleitende „Wohlfahrtssurvey der 
Bundesrepublik Deutschland“, der 1978 als erste landesweite Bevölkerungsumfrage zu 
den Lebensbedingungen eingeführt wurde. Beispiele für den sich in der Raumbeobachtung 
wiederfindenden objektivistischen Ansatz sind die diesbezüglichen Analysen des BBSR, 
der Lebensqualität-Atlas für die Bundesrepublik Deutschland von 1995, die europäische 
Erhebung „Urban Audit“ oder Lebensqualitätsstudien führender Beratungs- und Dienst-
leistungsunternehmen wie der „World-Wide Quality of Living Survey“ von Mercer. Der 
subjektivistische Ansatz wird mittels Bevölkerungsumfragen verfolgt, die in verschiedens-
ter Form und zunehmend auch über den Kommunikationsweg des Internets durchgeführt 
werden. In Deutschland tragen zahlreiche öffentliche wie privatwirtschaftliche Akteure 
dazu bei, dass Informationen zur individuell wahrgenommenen Lebensqualität gesammelt 
werden. Neben dem bereits genannten Wohlfahrtssurvey gehören hierzu die seit 1969 in 
deutschen Kommunen stattfindenden „Kommunalen Repräsentativerhebungen“, die „Lau-
fende Bevölkerungsumfrage“ des BBSR, die in den Jahren 2001-2006 durchgeführte On-
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line-Umfrage „Perspektive Deutschland“ oder die Bürgerbefragungen der EU “European 
Quality of Life Survey” und “Urban Audit Perception Survey on Quality of Life in European 
Cities”.  
 
Auch in der vorliegenden Untersuchung zur Lebensqualität in der nordrhein-westfäli-
schen Region „Der Selfkant“ finden beide Ansätze Anwendung. Dabei konzentriert sich der 
gewählte Forschungsansatz auf Aspekte, die für das Leben am Wohnort wesentlich sind – 
daher die gewählte Bezeichnung wohnortbezogene Lebensqualität – und die zugleich mit 
Blick auf den demographischen Wandel bei der künftigen Gestaltung der Lebensbedin-
gungen in den Städten und Regionen besonderer Berücksichtigung bedürfen. Die gewon-
nenen Erkenntnisse zur subjektiven Lebensqualität im Untersuchungsgebiet basieren auf 
dem Ergebnis einer an Regionsbewohner im Alter von 35 Jahren und älter gerichteten 
Befragung, an der 1.647 Bürger teilnahmen. Die Befragung ist in einem integrierten Pro-
zess mit lokalen Akteuren entwickelt worden, um damit zugleich angegangene Bestrebun-
gen der drei Regionsgemeinden im Zusammenhang mit dem demographischen Wandel 
mit einzubeziehen und hierfür wissenschaftliche Erkenntnisse zu liefern. 
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5. Vorstellung des Untersuchungsgebiets 
In diesem Kapitel wird die Region „Der Selfkant“ vorgestellt. Dabei erfolgt zunächst eine 
Beschreibung der räumlichen bzw. raumstrukturellen Merkmale dieser ländlich geprägten 
Region, bevor dargelegt wird, wie sich in ihr der demographische Wandel äußert. Neben 
den demographischen Rahmenbedingungen bestimmen und beeinflussen weitere objekti-
ve Faktoren die wohnortbezogene Lebensqualität, die für das Untersuchungsgebiet he-
rausgearbeitet werden. Wie die Region auf die demographischen Veränderungen reagiert, 
zeigt das Projekt „Sorglos leben in der Region“, das die kommunalpolitische Strategie zur 
Gestaltung der zukünftigen Lebensbedingungen festlegt. 
 
5.1 Geographische Lage 
Die Region „Der Selfkant“ liegt im äußersten Westen Deutschlands im Bundesland Nord-
rhein-Westfalen an der Grenze zu den Niederlanden und gehört dem zum Regierungsbe-
zirk Köln zugehörigen Kreis Heinsberg an (Abb. 5.1). Mit den Gemeinden Gangelt, Selfkant 
und Waldfeucht umfasst sie drei der zehn kreisangehörigen Gemeinden und grenzt das 
Kreisgebiet zum Südwesten hin ab. Die Namensgebung dieser drei Gemeinden zur Region 
„Der Selfkant“ entstand 2005/2006 im Rahmen der Erarbeitung eines gemeinsamen Inte-
grierten ländlichen Entwicklungskonzepts zur Förderung einer umfassenden Raument-
wicklung und soll neben dem Gedanken der interkommunalen Kooperation auf die kultur-
historische und naturräumliche Zusammengehörigkeit der Region, die heute eine „wirt-
schaftlich, touristisch, sozial und kulturell homogene und arbeitsfähige Einheit“ darstellt, 
verweisen (Todt 2006:5). Der Name Selfkant, vom niederländischen Zelfkant abstam-
mend, bezeichnet ursprünglich eine Landschaft, die nach dem Zweiten Weltkrieg bis zum 
1. August 1963 dem Nachbarstaat verwaltungstechnisch angeschlossen war. Im Nordosten 
der Region befindet sich die Gemeinde Waldfeucht, südlich davon Gangelt und im Westen 
die auch als „Westzipfel“ der Bundesrepublik Deutschland betitelte Gemeinde Selfkant. 
Jenseits der Staatsgrenze liegt die niederländische Provinz Limburg, wobei gemeinsame 
Grenzlinien von Nord nach Süd verlaufend mit den Gemeinden Roerdalen, Echt-Susteren, 
Sittard-Geleen, Schinnen, Onderbanken und Brunssum bestehen. Die östlichen Nachbar-
gemeinden der Region sind die Kreishauptstadt Heinsberg und die Stadt Geilenkirchen. 
Verkehrsmäßig ist die Region über die Bundesstraßen B 56 und B 221 mit Anschluss an 
die in West-Ost-Richtung verlaufenden Autobahnen A 44 (Grenzübergang AC-Lichten-
busch/Belgien – Kassel) und A 46 (Heinsberg – Bestwig) an das überregionale Fernstra-
ßennetz angebunden. Diese Anbindung wird derzeit noch durch den Bau der B 56n als 
Verlängerung der B 56 zwischen der Kreisstraße 13 und der B 221 verbessert, wodurch 
gleichzeitig die von der Gemeinde Gangelt seit längerem geforderte Verkehrsentlastung 
des Ortskerns realisiert wird. Über einen eigenen Bahnanschluss verfügen die Regionsge-
meinden nicht, die nächstgelegenen Bahnhöfe befinden sich östlich in den Städten Gei-
lenkirchen und Hückelhoven. Außerdem liegt die Region im Einzugsbereich der Flughäfen 
Aachen/Maastricht, Köln-Bonn und Düsseldorf.  
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Abb. 5.1: Die Region „Der Selfkant“ (eigener Entwurf) 
 
5.2 Siedlungs- und Raumstruktur 
Die Region „Der Selfkant“ zählt auf einer Fläche von 121 km² 30.102 Einwohner, was einer 
Einwohnerdichte von rund 248 E/km² entspricht (vgl. Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder 2014). Mit 40,2 % entfällt der größte Teil der Fläche auf die Gemeinde Gangelt 
und der kleinste auf die Gemeinde Waldfeucht (25 %). Intraregional weist letztere mit 
knapp 290 E/km² eine höhere Dichte auf (Gangelt und Selfkant um 240 E/km²). Laut Lan-
desplanung NRW ist die Region wie der gesamte Kreis Heinsberg ein „Gebiet mit überwie-
gend ländlicher Raumstruktur“ (Abb. 5.2), wobei der Raumtypisierung maßgeblich die 
Bevölkerungsdichte und zusätzlich die Arbeitsplatzdichte zugrundeliegen (vgl. §21 Abs. 2 
LEPro57). Diese Gebiete zeichnen sich durch „eine durchschnittliche Bevölkerungsdichte 
                                                          
57  Vgl. Ministerium für Inneres und Kommunales Nordrhein-Westfalen 2007.   
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von weniger als 1.000 Einwohner je km² […] und durch eine aufgelockerte Verteilung 
städtischer und dörflicher Siedlungen“ (§21 Abs. 2a, S. 4 LEPro) aus. Letzteres spiegelt sich 
in der dispersen Siedlungsstruktur der Regionsgemeinden wider, die durch einen 
Hauptort und eine Vielzahl an kleinen Ortschaften gekennzeichnet ist. So besteht Gangelt 
aus 19, Selfkant aus 16 und Waldfeucht aus 11 Ortsteilen mit einer durchschnittlichen 
Einwohnerzahl von rund 678 Einwohnern58. Die Hälfte der Regionsbevölkerung wohnt in 
Ortschaften mit mehr als 1.000 Einwohner, gut ein Drittel in Ortschaften zwischen 500 
und 1.000 Einwohner und 13 % leben in Ortschaften unter 500 Einwohner. Sie verteilt 
sich in den Gemeinden wie folgt: in Gangelt rund 47 % der Einwohner in zwei großen, 39 
% in sieben mittelgroßen und 13 % in zehn kleinen Ortschaften; in Selfkant etwa 49 % der 
Einwohner in drei großen, 37 % in fünf mittelgroßen und 14 % in acht kleinen Ortschaf-
ten; in Waldfeucht rund 58 % der Einwohner in zwei großen, 30 % in vier mittelgroßen 
und 13 % in fünf Ortschaften. Damit weisen Gangelt und Selfkant eine ähnliche intrakom-
munale Bevölkerungsverteilung auf. Im Unterschied dazu konzentriert sich die Einwoh-
nerschaft Waldfeuchts stärker auf die großen Ortsteile.  
 
Der oben genannte Gebietstyp nimmt in Nordrhein-Westfalen etwa drei Viertel der Fläche 
ein und ist mit rund einem Drittel der Landesbevölkerung im bundesweiten Vergleich sehr 
dicht besiedelt (vgl. Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 2014:10). Die für länd-
liche Gebiete vergleichsweise hohe Einwohnerdichte der Region resultiert aus ihrer Lage 
umgeben von städtischen Ballungsräumen in Nordrhein-Westfalen und in den Niederlan-
den, weshalb das BBSR in seiner Klassifikation „Raumtypen 2010“ die Region sogar zu 
einem sehr zentralen und überwiegend städtisch geprägten Raum deklariert. Darin spie-
gelt sich die Feststellung Nordrhein-Westfalens als „Stadtland par excellence“ wider, die 
eine Identifizierung ländlich geprägter Räume „[b]ei einer [solchen] bundesweiten Be-
trachtung anhand klassischer Merkmale wie der [angesprochenen] Einwohnerdichte“ 
schwierig macht (ILS 2013:90). Die Nähe zum Rhein-Ruhr-Raum und zum niederländi-
schen Agglomerationsdreieck Sittard-Geleen/Heerlen/Maastricht macht den „Selfkant“ 
damit aber auch für Berufspendler zu einem attraktiven Wohnstandort.  
                                                          
58  Die durchschnittliche Einwohnerzahl pro Ortsteil beträgt in Gangelt 614, in Selfkant 645 und in Waldfeucht 
836 Einwohner (Stand 2010). 
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Abb. 5.2: Siedlungsräumliche Grundstruktur Nordrhein-Westfalens (eigener Entwurf) 
Mit Einwohnergrößen zwischen rund 8.700 und 11.500 zählen Gangelt, Selfkant und 
Waldfeucht zu den Kleinstädten und werden gemäß der Klassifikation des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) unter dem gleichnamigen Stadt- und Gemein-
detyp geführt, der hierunter „Gemeinde[n] eines Gemeindeverbandes oder Einheitsge-
meinde[n] mit 5.000 bis unter 20.000 Einwohnern oder mindestens grundzentraler Funk-
tion“ (BBSR 2009a:Abs. 5) zusammenfasst. Das BBSR nimmt für die ihm vom Bund über-
tragene Aufgabe der Raumbeobachtung anhand von objektiven Indikatoren Raumabgren-
zungen vor, um die räumliche Entwicklung in Deutschland auf verschiedenen Maßstabs-
ebenen analysieren und dokumentieren zu können. Der genannte Stadt- und Gemeindetyp 
grenzt die Kommunen nach „Funktion und […] Bedeutung […] mit Blick auf ihre Größe“ 
(BBSR 2009a:Abs. 1) ab, wobei als Kriterien die Bevölkerungszahl und die zentralörtliche 
Funktion dienen (vgl. BBSR 2009a:Abs. 2). Innerhalb der Gruppe der Kleinstädte zählen 
die Gemeinden Gangelt und Selfkant zu den Größeren Kleinstädten (mind. 10.000 Ein-
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wohner) und Waldfeucht zu den Kleineren Kleinstädten (weniger als 10.000 Einwohner). 
Im zentralörtlichen Gliederungssystem der Bundesrepublik Deutschland übernehmen sie 
wie die meisten Kleinstädte die Funktion von Grundzentren. Zu diesen zählt im Kreis 
Heinsberg noch die Gemeinde Wassenberg, die übrigen kreisangehörigen Gemeinden sind 
Mittelzentren. Die nächstgelegenen Versorgungszentren mittlerer Stufe bilden die rund 
10-20 km entfernt liegenden Städte Heinsberg und Geilenkirchen, die in 15-30 Pkw-
Minuten zu erreichen sind. Die Großstädte Mönchengladbach im Nordosten und Aachen 
im Südosten sind die nächstgelegenen Oberzentren der Region, etwa 40-60 km und 40-50 
min entfernt. Darüber hinaus profitiert die Regionsbevölkerung von zentralörtlichen Ver-
flechtungen zur niederländischen Stadt Sittard-Geleen (vgl. Jahnen Pflüger 2007:11). 
 
Landschaftsprägend ist die Landwirtschaft, die nahezu drei Viertel der Flächennutzung 
ausmacht. Damit liegt die Region über dem Kreis- und Landeswert und stellt zugleich „im 
Regierungsbezirk Köln das Gebiet mit dem höchsten Anteil an Landwirtschaftsfläche“ 
(Jahnen Pflüger 2007:32) dar. Es dominiert die Viehhaltung und auf den meist mittelgro-
ßen bewirtschafteten Flächen (10-50 ha) wird überwiegend Getreide und Gemüse ange-
baut (vgl. Jahnen Pflüger 2007:42f.). Für seine landwirtschaftlichen Produkte u. a. für Son-
derkulturen wie Spargel, Erdbeeren und Obst ist „Der Selfkant“ über die Region hinaus be-
kannt (vgl. Jahnen Pflüger 2007:66f.). Jedoch hat der landwirtschaftliche Strukturwandel 
dazu geführt, dass die Landwirtschaft als Arbeitgeber nur noch eine untergeordnete Rolle 
spielt, was die niedrigen Beschäftigtenzahlen belegen. So sind nur 1,6 % der in der Region 
arbeitenden sozialversicherungspflichtig Beschäftigten – im bundesweiten Vergleich im-
merhin doppelt so viele – im Land- und Forstwirtschaftssektor tätig (vgl. IT.NRW 2011d). 
Die geringe Bedeutung der Forstwirtschaft resultiert u. a. auch daraus, dass die Region mit 
rund sieben Prozent über vergleichsweise wenig Waldflächen verfügt und als waldarm gilt 
(vgl. Bezirksregierung Köln 2008:83). Der Umfang an Siedlungs- und Verkehrsflächen ist 
in der Region mit einem Flächenanteil von weniger als 20 % leicht unterdurchschnittlich 
(vgl. IT.NRW 2011c:3).   
 
5.3 „Der Selfkant“ – eine demographisch wachsende, älter werdende 
Region 
Welche demographischen Rahmenbedingungen das Untersuchungsgebiet kennzeichnen, 
ist Gegenstand der nachfolgenden Ausführungen. Dabei wird zunächst die Bevölkerungs-
entwicklung der Region ab 1990 skizziert. Zum einen stellt dieser Zeitpunkt vor dem Hin-
tergrund der politischen Umbruchsituation in Deutschland und Europa mit den einherge-
henden Wanderungsbewegungen auch demographisch gesehen ein einschneidendes Da-
tum dar, welches die regionale Bevölkerungsentwicklung entscheidend mitprägte. Zum 
anderen verwendet die amtliche Statistik in der Regel Zwanzig-Jahres-Zeiträume, um 
Entwicklungen der jüngeren Vergangenheit bzw. nahen Zukunft, wie z. B. bei Bevölke-
rungsprognosen, datenbasiert nachzuzeichnen. Darüber hinaus erscheint dieser Zeitab-
schnitt für eine Einordnung des Untersuchungsgebietes in den Kontext des demographi-
schen Wandels als ausreichend. Anschließend werden die wesentlichen Ergebnisse der 
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Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Landesamtes für Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW) für die Region „Der Selfkant“ dargelegt. Der letzte Abschnitt des Kapitels widmet 
sich den altersstrukturellen Veränderungen.  
 
Die Bertelsmann Stiftung, die über das Informationsportal „Wegweiser Kommune“ über 
demographische Entwicklungen auf kommunaler Ebene informiert, ordnet die Regions-
gemeinden im Rahmen ihres Konzepts der Demographietypen den „stabilen Städten und 
Gemeinden im ländlichen Raum mit hohem Familienanteil“ (Gangelt, Selfkant) bzw. den 
„prosperierenden Städten und Gemeinden im ländlichen Raum“ (Waldfeucht) zu (vgl. Ber-
telsmann Stiftung 2010:3). Diese Einstufung basiert auf einer für das Jahr 2003 durchge-
führten bundesweiten Typisierung mittels Clusteranalyse, in die neben demographischen 
auch sozioökonomische Indikatoren eingeflossen sind (vgl. Bertelsmann Stiftung 
2011a:Abs. 1f.). Auch wenn sie damit nicht auf den aktuellsten Zahlen beruht, wird mit ihr 
eine Einordnung relativ zu anderen Kommunen aufgezeigt. Demnach gehören Gangelt, 
Selfkant und Waldfeucht zu den Gemeinden in Deutschland, die was die demographischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen angeht vergleichsweise gut dastehen und auf-
grund noch wenig spürbarer Auswirkungen des demographischen Wandels „die Chance 
[haben], frühzeitig eine gestaltende Vorsorge für eine nachhaltige stabile Entwicklung zu 
treffen“ (Bertelsmann Stiftung 2005b:4). Zusammen mit anderen Kommunen weisen sie 
folgende positive Merkmale auf: aktuelles und prognostiziertes Bevölkerungswachstum, 
hohe bzw. überdurchschnittliche Geburtenraten, überproportional junge Bevölkerung mit 
im Durchschnitt einem Anteil an Kinder und Jugendlichen von gut einem Fünftel, ver-
gleichsweise viele Familien- (Ø ~45 %) und wenig Singlehaushalte (Ø ~25 %), Wande-
rungsgewinne bei Familien, moderater Alterungsprozess sowie dominante Wohnfunktion 
(vgl. Bertelsmann Stiftung 2005b, 2005c:2ff.). Den Unterschied zwischen beiden Demo-
graphietypen macht vor allem die dynamischere Arbeitsplatzentwicklung in den soge-
nannten „prosperierenden Städten“ aus (vgl. Bertelsmann Stiftung 2005c:3f.). 
 
5.3.1 Die Bevölkerungsentwicklung 1990-2010 
Mit 31.075 Einwohnern leben rund zwölf Prozent der im Kreis Heinsberg ansässigen Be-
völkerung in der Region „Der Selfkant“ (vgl. IT.NRW 2010). 37,4 % von ihnen wohnen in 
der Gemeinde Gangelt, 33 % in der Gemeinde Selfkant und 29,6 % in der Gemeinde Wald-
feucht. Diese annähernd gleichmäßige intraregionale Verteilung der Wohnbevölkerung 
zeigt bei Betrachtung der letzten zwanzig Jahre eine auffällig hohe Persistenz (Abb. 5.3). 
So bewirkte die Einwohnerentwicklung der drei Gemeinden von 1990 bis 2010 nur eine 
minimale Verschiebung des prozentualen Anteils an der Regionsbevölkerung zugunsten 
der Gemeinde Selfkant und zulasten der Gemeinde Waldfeucht, während die Gemeinde 
Gangelt ihren Einwohneranteil gewissermaßen halten konnte (vgl. IT.NRW 2011d).  
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Abb. 5.3: Verteilung der Regionsbevölkerung auf die Gemeinden 1990, 2000 und  
2010 (eigener Entwurf; vgl. IT.NRW 2011d) 
Absolut betrachtet, hat die Region in den vergangenen zwanzig Jahren insgesamt eine po-
sitive Bevölkerungsentwicklung erfahren. Seit 1990 ist die Bevölkerungszahl um 4.679 
Einwohner gewachsen, was eine Zunahme um 17,7 % bedeutet (vgl. IT.NRW 2011d). Da-
mit weist die Region im Betrachtungszeitraum im Vergleich zum gesamten Kreis Heins-
berg eine leicht überdurchschnittliche Entwicklung auf. Verglichen mit den höheren Ver-
waltungsebenen, dem Regierungsbezirk Köln und dem Bundesland, konnte die Region 
einen doppelt bzw. sechsfach so hohen Bevölkerungszuwachs verzeichnen (Reg.-Bez. Köln 
9,1 % und Land NRW 2,9 %). Dieser ist auf Einwohnergewinne aller drei Regionsgemein-
den zurückzuführen, deren Einwohnerzahl sich seither um rund 16 % (Waldfeucht) bis 19 
% (Selfkant) erhöht hat. Die kommunalen jährlichen Bevölkerungsveränderungen sind 
dabei meist durch unterschiedlich hohe Zuwächse gekennzeichnet (Abb. 5.4), die zusam-
mengenommen der Region im Durchschnitt 234 Einwohner mehr pro Jahr brachten. Dabei 
ist nicht nur festzustellen, dass die Zuwächse stärker von den größeren Gemeinden Gan-
gelt und Selfkant getragen werden (Ø jährliche Zuwachsrate über 0,90 % gegenüber 0,78 
%), sondern dass diese Gemeinden in den vergangenen zwanzig Jahren auch eine nahezu 
identische Einwohnerentwicklung, allerdings von einem unterschiedlich hohen Niveau 
ausgehend, durchliefen (Abb. 5.4). Mit Ausnahme des Einwohnerverlusts von Gangelt im 
Jahre 1993 ist in beiden Fällen eine rückläufige Einwohnerentwicklung erst seit 2008 fest-
zustellen, während sich in der Gemeinde Waldfeucht der negative Trend schon Anfang des 
neuen Jahrtausends ankündigte und sich von zwei Jahresunterbrechungen abgesehen bis 
heute fortsetzt. Deren Einwohnerentwicklung ist im Vergleich zu der der anderen beiden 
Regionsgemeinden stellenweise entgegengesetzt verlaufen. Markant sind die Jahre 
2004/2005, die bedingt durch die An- und Abmeldung kurzfristig benötigter Erntehelfer 
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eine Sondersituation darstellen. Gegenüber der kreis- und landesweiten Bevölkerungs-
entwicklung trat die demographische Kehrtwende in der Region „Der Selfkant“ zwei bzw. 
vier Jahre später ein (vgl. IT.NRW 2011d).  
 
 
Abb. 5.4: Einwohnerentwicklung der Regionsgemeinden 1990-2010 (eigener Entwurf; vgl. IT.NRW 2011d) 
Die Veränderung der Einwohnerzahlen seit 1990 zeigt zudem auf, dass die Einwohner-
entwicklung aller drei Regionsgemeinden von der räumlichen Bevölkerungsbewegung 
bestimmt wird (vgl. IT.NRW 2011d), ein Merkmal, das sie mit den meisten Kommunen 
Deutschlands gemein haben. Diesen Umstand verdeutlicht nachstehende Grafik (Abb. 5.5), 
die für die einzelnen Gemeinden die Einwohnerveränderung zusammen mit den Kompo-
nenten natürlicher Bevölkerungs- und Wanderungssaldo aufführt. Unschwer ist die Domi-
nanz des Wanderungsfaktors zu erkennen, stellt der Gesamtsaldo doch ein annähernd 
kongruentes Abbild des Wanderungssaldos dar. Die natürliche Bevölkerungsbewegung 
hingegen verläuft in Gangelt und Selfkant überwiegend negativ, mit höheren Sterbeüber-
schüssen in der Gemeinde Gangelt, während in Waldfeucht häufiger noch Geburtenüber-
schüsse die Entwicklung prägen. Mit der gesamtdeutschen Bevölkerungsentwicklung 
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übereinstimmend verzeichneten die Regionsgemeinden in der Nachkriegszeit erstmals 
Anfang der 1970er Jahre einen negativen natürlichen Bevölkerungssaldo (vgl. IT.NRW 
2011d).  
 
 
Abb. 5.5: Einwohnerveränderung in den Regionsgemeinden 1990-2010 (eigener Entwurf; vgl. IT.NRW 2011d) 
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Die Region „Der Selfkant“ ist in erster Linie Ziel- und Quellgebiet von Nahwanderungen. 
Gemessen am Wanderungsvolumen von 1.679 Zu- und 1.658 Wegzügen finden Wohnsitz-
verlagerungen hauptsächlich innerhalb des Kreises Heinsberg statt (vgl. IT.NRW 
2011c:11f.; Abb. 5.6). Wanderungen innerhalb der Region sowie zwischen den Regions-
gemeinden und den übrigen kreisangehörigen Gemeinden machen etwa 45 % aller Wan-
derungsbewegungen aus, wobei erstere mit einem Drittel den höchsten Anteil haben (Be-
zugsjahr 2009). Des Weiteren existieren im bedeutenden Maße Wanderungsverflechtun-
gen mit Gemeinden der Städteregion Aachen (Stadt Aachen, Alsdorf, Herzogenrath), des 
Kreises Düren (Jülich, Linnich, Düren) sowie mit Köln, Düsseldorf und Mönchengladbach.  
 
 
Abb. 5.6: Größte Wanderungsströme der Regionsgemeinden 2009 (eigener Entwurf; vgl. IT.NRW 2011c:11f.)59 
2009 wurden die größten Wanderungsströme zwischen der Region und den benachbarten 
Städten Heinsberg und Geilenkirchen registriert, und das bei den Zu- und Fortzügen (Abb. 
5.6). Für die Gemeinden Gangelt und Selfkant schlug sich dies in einer negativen Wande-
rungsbilanz mit der Stadt Heinsberg nieder, während Waldfeucht von ihr in der Bilanz 
profitierte. So kam hier gut jeder Dritte Zugezogene aus der Kreishauptstadt. Daneben 
gewann die Region Einwohner vor allem aus Übach-Palenberg (v.a. nach Gangelt), wohin-
                                                          
59  Die zum Kreis Heinsberg gehörenden Kommunen sind in der Grafik kursiv gedruckt. 
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gegen in der Summe die größten Verluste an Wassenberg und Aachen (v.a. aus Gangelt 
und Waldfeucht) gingen. Dass unter den drei wichtigsten Abwanderungs- und Zuzugsge-
bieten der einzelnen Regionsgemeinden mindestens eine Regionsgemeinde ist und etwa 
neun (Waldfeucht) bis dreizehn Prozent (Selfkant) des gesamten Zuzugsvolumens aus den 
jeweils anderen Gemeinden der Region geschöpft werden, lässt zudem erkennen, dass 
intensive intraregionale Wanderungen stattfinden (vgl. IT.NRW 2011c:11f.).  
 
Insgesamt scheinen insbesondere Personen mittleren Alters die Region als Wohnort zu 
präferieren. Die Altersgruppe der 30- bis unter 50-Jährigen war in den Jahren 2006-2010 
mit einem Anteil von durchschnittlich einem Drittel am häufigsten unter den Zugezogenen 
vertreten. Die zweitstärkste Gruppe stellen die unter 18-Jährigen, also die zusammen mit 
ihren Eltern gekommenen Kinder. Sie machen rund ein Fünftel der Neubürger aus. An 
dritter Stelle folgen die 18- bis unter 25-Jährigen. Das lässt darauf schließen, dass „Der 
Selfkant“ speziell für Familien und junge Erwachsene als Wohnstandort interessant ist, für 
Senioren dagegen weniger, bilden sie doch mit 4,8 % (Waldfeucht), 6,1 % (Selfkant) bzw. 
8,3 % (Gangelt) die kleinste Zuzugsgruppe. Auffällig ist, dass sich die Alterszusammenset-
zung der zu- und fortgezogenen Personen der Gemeinden stark ähnelt. Auch bei den Fort-
gezogenen nehmen die zuerst genannten Altersgruppen in allen Regionsgemeinden die 
höchsten Anteile ein. Im Zuge der Wanderungsbewegungen findet somit ein Austausch 
gleicher Altersgruppen statt (vgl. IT.NRW 2011c:10). 
 
Aufgrund der hohen Raumwirksamkeit von Bevölkerungsentwicklungen und um die klein-
räumige Perspektive zu erweitern, soll an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben, dass sich 
die demographische Situation der Regionsgemeinden auf subkommunaler Ebene weniger 
einheitlich darstellt. Anhand vorliegender Einwohnerzahlen aus den Jahren 2000 bis 2010 
zeichnet sich der demographische Wandel auch hier durch ein kleinräumiges Nebenein-
ander von Schrumpfung und Wachstum aus (Abb. 5.7). Dabei sind zum Teil große Unter-
schiede in der Einwohnerentwicklung der Ortsteile festzustellen. Von Schrumpfung be-
reits betroffen sind in der Gemeinde Gangelt knapp 60 %, in Selfkant etwa ein Drittel und 
in Waldfeucht sogar fast drei Viertel der Ortschaften. In diesem Zeitraum haben die be-
troffenen Gangelter Ortschaften mit durchschnittlich -12,4 % am stärksten Einwohner 
verloren. In Selfkant und Waldfeucht fällt der Verlust mit -7,6 % bzw. -5,8 % hingegen 
geringer aus. Demgegenüber verzeichneten die demographisch wachsenden Ortschaften 
im Mittel höhere Bevölkerungsgewinne. Diese belaufen sich auf rund 17 % in Gangelt, 
neun Prozent in Selfkant und 15 % in Waldfeucht. Demnach, und das lassen ebenso die 
Spannweiten der einzelnen Einwohnerwerte erkennen, ist die intrakommunale Bevölke-
rungssituation in Gangelt im Gemeindevergleich deutlich heterogener. 
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Abb. 5.7: Intrakommunale Einwohnerentwicklung der Regionsgemeinden 2000-2010 (eigener Entwurf) 
Mit Ausnahme der Gemeinde Waldfeucht, in der sich das Schrumpfungsphänomen über 
alle Ortsteilgrößen erstreckt, treffen Bevölkerungsverluste meist eher kleinere Ortsteile, 
am stärksten aber gemeindeübergreifend Ortschaften mit weniger als 500 bzw. 200 Ein-
wohnern. Dass im Umkehrschluss generell die großen Ortsteile demographisch besonders 
154  5 Vorstellung des Untersuchungsgebiets 
profitieren, kann jedoch auch nicht ausgemacht werden. Das zeigen die Beispiele Vinteln 
in Gangelt und Schöndorf in Waldfeucht, beides kleine azentrale Ortschaften, die im ge-
nannten Zeitraum von allen das höchste Bevölkerungswachstum erfuhren (rund 67 % 
bzw. 40 %). Danach folgen mit großem Abstand die Gangelter Ortschaften Breberen (+23 
%) und der Hauptort Gangelt (+12,2 %), in Waldfeucht die Ortschaft Brüggelchen (+4,7 
%). In der Gemeinde Selfkant hat die Ortschaft Hillensberg mit einem Plus von rund 25 % 
den größten Bevölkerungsgewinn verzeichnet, gefolgt von Wehr und dem Hauptort Tüd-
dern mit jeweils über zehn Prozent Zuwachs. Damit sind es – zusammen mit Millen und 
Isenbruch – in erster Linie die an der Grenze in unmittelbarer Nähe zur niederländischen 
Stadt Sittard-Geleen liegenden Ortschaften, die ihre Einwohnerzahl, vor allem bedingt 
durch die Zuzüge aus dem Nachbarland, steigern konnten (Abb. 5.7).  
 
5.3.2 Die Bevölkerungsentwicklung bis 2030 
Wie sich die Bevölkerungszahl in der Region „Der Selfkant“ zukünftig entwickeln wird, 
darauf geben die Bevölkerungsprognosen des Landesbetriebs IT.NRW Antwort, der für die 
kreisangehörigen Gemeinden eine Gemeindemodellrechnung aufgestellt hat. Sie zeigt aus-
gehend von der Bevölkerung zum Stichtag 01.01.2008 die zukünftige Bevölkerungsent-
wicklung in den Gemeinden bis zum Jahr 2030 auf, wobei diese aus der Vorausberechnung 
der Bevölkerung in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfalens abgeleitet 
wurde. Daraus geht hervor, dass die Region entgegen dem allgemeinen Trend auch wei-
terhin eine positive Bevölkerungsentwicklung erfahren wird (Abb. 5.8). Während bundes-, 
aber auch landes- und kreisweit mit einer leichten Bevölkerungsabnahme von rund vier 
bzw. drei Prozent gerechnet wird, prognostiziert die Statistik dem „Selfkant“ insgesamt 
eine Zunahme von 12,9 % (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a, IT.NRW 2011d). Diese 
geht insbesondere auf die Entwicklung in der Gemeinde Selfkant zurück, für die ein über-
aus starkes Bevölkerungswachstum erwartet wird. So soll sich den Berechnungen zufolge 
die Einwohnerzahl auf 13.380 Einwohner und damit gegenüber dem Basisjahr 2008 um 
mehr als ein Viertel erhöhen (vgl. IT.NRW 2011d). Zum Vergleich sei angeführt, dass die 
Gemeinden Gangelt und Waldfeucht ein einstelliges Wachstum in Höhe von rund acht bzw. 
zwei Prozent erwarten. Die großen intraregionalen Prognosedifferenzen resultieren dabei 
aus der Besonderheit der räumlichen Lage, die die Region zusätzlich zu einem potenziellen 
Zielgebiet grenzüberschreitender Migration macht. Obwohl das Wanderungsgeschehen 
von allen bevölkerungsbestimmenden Faktoren am unsichersten vorherzusagen ist, wird 
die Tatsache, dass bisher die Gemeinde Selfkant von der Außenmigration am stärksten 
profitiert hat, entsprechend in die Zukunft übertragen. Dass eher mit etwas geringeren als 
den prognostizierten Zuwächsen gerechnet werden darf, lässt der Vergleich zwischen den 
aktuellen (Stand 12/2010) und den für heute erwarteten Einwohnerzahlen vermuten, da 
sie durchweg höher geschätzt wurden als sie schließlich eingetreten sind (Abb. 5.8). Eine 
von der Kommunalen Pflegeplanung des Kreises Heinsberg in Auftrag gegebene demogra-
phische Studie von 2006, deren Ergebnisse auf einem Bottom-up-Verfahren beruhen und 
„sich für die zukünftigen Zuzugsbewegungen […] in vorsichtiger Einschätzung an den aus-
gewiesenen Neubauvorhaben [orientieren]“ (Krämer-Mandeau/Schober 2006:10), geht 
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sogar von einer leicht abnehmenden zukünftigen Bevölkerungsentwicklung der Region 
aus. Damit scheint ein früheres Abgleiten in eine Schrumpfungsphase möglich. 
 
 
Abb. 5.8: Bevölkerungsentwicklung der Regionsgemeinden 2008 bis 2030 (eigener Entwurf; vgl. Statistisches 
Bundesamt, IT.NRW 2011d) 
 
5.3.3 Altersstrukturelle Veränderungen 
Gleichzeitig zum Bevölkerungswachstum erfährt die Region „Der Selfkant“ eine demogra-
phische Alterung. Während in den vergangenen zwanzig Jahren die Gesamtbevölkerung 
um knapp ein Fünftel zunahm, ist die Zahl der 60-Jährigen und Älteren um fast 50 % von 
etwa 5.000 auf 7.414 anhaltend gestiegen (vgl. IT.NRW 2011d), so dass heute fast jeder 
vierte Bewohner dieser Altersgruppe angehört (Abb. 5.9). Im gleichen Zeitraum erfuhr 
hingegen die Gruppe der unter 20-Jährigen, die ein Fünftel der Regionsbevölkerung aus-
macht, eine Abnahme um 0,2 %, seit 2004 sogar einen Rückgang um 14 %. Mit 56 % sind 
etwas mehr als die Hälfte im erwerbsfähigen Alter, ihr Anteil wuchs zur gleichen Zeit um 
16 %. Dass mehr ältere als junge Menschen die Bevölkerungsstruktur kennzeichnen, ist in 
der Region seit 2007 zu beobachten und damit ist der altersdemographische Umschwung 
im Vergleich zur bundesweiten Entwicklung drei Jahre später erfolgt. Die gegenwärtige 
Alterszusammensetzung der Region ergibt bei einer Altersgrenze von 60 Jahren einen 
Altenquotient von 42,6, d. h. auf 100 Einwohner im erwerbsfähigen Alter kommen rund 43 
„ältere“ Personen. Dies entspricht ebenfalls der Größenordnung in den Gemeinden Gangelt 
und Selfkant, in Waldfeucht liegt der Wert mit 41,2 leicht darunter. Hiermit steht die Re-
gion verglichen mit dem Kreis- (44,8), Landes- (47,3) und Bundesdurchschnitt (47,6) um 
rund zwei bis fünf Prozent besser da (vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
2014), was vor allem dem hohen Zuwachs an erwerbsfähiger Bevölkerung zu verdanken 
ist, der die starke Zunahme „älterer“ Personen entsprechend kompensieren konnte.  
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Abb. 5.9: Entwicklung der Regionsbevölkerung nach Hauptaltersgruppen 1990-2010 (eigener Entwurf; vgl. 
IT.NRW 2011d) 
Trotz der diesbezüglich relativ positiven Situation gegenüber den übergeordneten Verwal-
tungsebenen vollzieht sich in der Region, was die höheren Altersgruppen60 betrifft, eine 
sehr dynamische Entwicklung. So fällt der große Anstieg bei den ≥ 90-Jährigen auf, deren 
Zahl sich im Zeitraum 1990-2010 um 215 % erhöht hat, die somit deutlich über der kreis-
weiten Steigerungsrate von rund 144 % liegt und sich gegenüber der landesweiten Verän-
derung sogar mehr als verdoppelt hat (Abb. 5.10). Dabei sticht die Gemeinde Selfkant mit 
einem Plus von rund 271 % (von 24 auf 89 Personen) besonders hervor. Die Zahl der 75- 
bis 90-Jährigen in der Region ist hingegen mit +68 % weitaus geringer gestiegen, wobei 
der Zuwachs zwischen 51 % in Gangelt und 80 % in Waldfeucht liegt. Intraregional weist 
                                                          
60  Die WHO unterscheidet bei den sogenannten „Alten“ drei bzw. vier Gruppen: ältere Menschen (60-75 Jah-
re), alte Menschen (75-90 Jahre) und Hochbetagte (über 90 Jahre) sowie Langlebige (über 100 Jahre) (vgl. 
Seeberger 2005:2). 
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letztere Gemeinde bei den 60-Jährigen und Älteren insgesamt das stärkste Wachstum auf 
(+52,3 %). Insgesamt vermitteln die Zahlen, dass in allen drei Regionsgemeinden die Be-
völkerungszuwächse in den jeweils höheren Altersgruppen stärker ausfallen. Die Tatsa-
che, dass das Phänomen der Alterung besonders markant gerade auf der untersten Ver-
waltungsebene durchschlägt, macht die Notwendigkeit deutlich, den demographischen 
Wandel kleinräumig zu betrachten. 
  
 
Abb. 5.10: Veränderung der höheren Altersgruppen in der Selfkant-Region 2010 gegenüber 1990 (eigener 
Entwurf; vgl. IT.NRW 2011d) 
Im Altersaufbau wird es zukünftig zu Verschiebungen nach „oben“ kommen. Alle Alters-
gruppen jünger als 50 Jahre, die fast zwei Drittel der Regionsbevölkerung stellen (Stand 
2008), werden bis zum Jahr 2030 zahlenmäßig abnehmen (Abb. 5.11). Dies trifft beson-
ders auf die jungen Altersgruppen zu. So werden die Gruppen der 6- bis 15-Jährigen und 
16- bis 19-Jährigen jeweils um ein Drittel und die der unter 6-Jährigen um ein Fünftel 
schrumpfen. Am anderen Ende der Alterspyramide wird es hingegen zu einem enormen 
Zuwachs kommen, der noch eklatanter als in den vergangenen zwei Jahrzehnten ausfallen 
wird. Bei den 60- bis 75-Jährigen wird dieser auf über 90 %, bei den ≥ 75-Jährigen auf 
rund 80 % beziffert. Damit wird der Region eine stärker divergierende altersdemographi-
sche Entwicklung prognostiziert als dem Land NRW (vgl. IT.NRW 2011d). Intraregional 
sticht Selfkant auf zweierlei Weise hervor: Zum einen wird nur hier eine Zunahme aller 
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erwerbsfähigen Altersgruppen erwartet, zum anderen wird sich die Zahl der älteren Ein-
wohner insgesamt (≥ 60 Jahre) mehr als verdoppeln (Abb. 5.11).  
 
 
Abb. 5.11: Altersstrukturelle Bevölkerungsentwicklung der Regionsgemeinden bis 2030 im Vergleich (eigener 
Entwurf; vgl. IT.NRW 2011d) 
Auf die Alterszusammensetzung der Regionsbevölkerung wird das folgendermaßen 
durchschlagen: In allen Altersgruppen mit Ausnahme der beiden höchsten wird sich der 
prozentuale Anteil an der Gesamtbevölkerung verringern (Abb. 5.12). Im Vergleich zum 
Basisjahr 2008 werden die einzelnen Altersgruppen anteilig bis zu fünf Prozent einbüßen, 
am wenigsten die Gruppe der 50- bis 60-Jährigen (-0,2 %) und der unter 6-Jährigen             
(-1,4 %). Intrakommunal wird mit größeren anteilsmäßigen Verlusten bei der Gruppe der 
6- bis 15-Jährigen in Selfkant und der Personen im mittleren Erwachsenalter in Wald-
feucht gerechnet (jeweils sieben Prozent). Die 60- bis 74-Jährigen werden 2030 in der 
Region zehn Prozent mehr Einwohner stellen als heute, die ≥ 75-Jährigen rund fünf Pro-
zent mehr. Das Durchschnittsalter wird dann fast sieben Jahre höher bei rund 49 Jahren 
liegen (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010:3). Diese beschriebenen Entwicklungstendenzen 
sind auch für NRW und den Kreis Heinsberg zu erwarten.  
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Abb. 5.12: Altersstruktur der Regionsbevölkerung 2008 und 2030 im Vergleich (eigener Entwurf; vgl. IT.NRW 
2011d) 
Gemäß der Vorausberechnung wird der Altenquotient61 in der Region von derzeit 42,6 auf, 
wie für gesamt NRW prognostiziert, 74,5 im Jahr 2030 steigen (Abb. 5.13). In zwanzig Jah-
ren werden also rund 32 60-Jährige und Ältere mehr auf 100 Personen im Erwerbsalter 
kommen, was ein Anstieg um 75 % gegenüber der heutigen Situation bedeutet. Damit wird 
sich der Wert auf Landes- und Bundesniveau zubewegen, aber noch deutlich positiver als 
der kreisweite Durchschnitt von 83,5 ausfallen. Aktuell (Stand 2010) stehen alle Regions-
gemeinden im Vergleich zu den anderen Verwaltungsebenen besser da. Dieser Vorteil 
wird laut Prognose weiterhin bestehen bleiben, nur Waldfeucht wird davon abweichend 
mit einem um mehr als die Hälfte höheren Altenquotienten (84,4) als heute einen sehr 
starken Altersschub bekommen.  
 
 
 
                                                          
61  Die folgenden Angaben zum Altenquotient beziehen sich auf die Berechnung mit Altersgrenze 60 Jahre. Die 
Werte für das Jahr 2030 sind der „Variante 1-W2 ‚mittlere‘ Bevölkerung, Obergrenze“ aus der 12. Koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung entnommen worden. 
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Abb. 5.13: Altenquotient in der Region „Der Selfkant“ 2010 und 2030 im Vergleich (eigener Entwurf; vgl. Statis-
tisches Bundesamt, IT.NRW 2011d) 
 
5.4 Die objektive wohnortbezogene Lebensqualität 
Nachfolgend geht es darum, die objektiven Lebensbedingungen in der Region „Der Self-
kant“ in Hinblick auf die für wohnortbezogene Lebensqualität relevanten Bereiche zu be-
schreiben. Dabei wird auf die soziale und wirtschaftliche Lage der Wohnbevölkerung, die 
Wohnsituation, die infrastrukturelle Ausstattung der Region bezüglich Versorgungsein-
richtungen sowie auf die öffentliche Verkehrsanbindung eingegangen. Mitte der 1990er 
Jahre wurde dem Kreis Heinsberg, dem das Untersuchungsgebiet angehört, laut Lebens-
qualitätsatlas (vgl. Kap. 4.1.2.2) eine „gute“ Lebensqualität bescheinigt, wonach er mit 
Platz 169 im oberen Drittel der kreisfreien Städte und Kreise Deutschlands rangiert (vgl. 
Korczak 1995:161, 235). Dabei sind ihm ausgezeichnete bis sehr gute Bedingungen in den 
Bereichen Gesundheit, Sicherheit und Kultur bescheinigt worden, wohingegen Versorgung 
und Umwelt mit befriedigend die schlechtesten Bewertungen fanden (vgl. Korczak 
1995:143-157). Eine von der Bundesraumordnung im Jahr 2011 für das gesamte Bundes-
gebiet durchgeführte Bestandsaufnahme regionaler Lebensbedingungen auf der Grundla-
ge von 23 Einzelindikatoren aus sechs Dimensionen (Demographie, Wirtschaft, Arbeits-
markt, Wohlstand, Infrastruktur und Wohnungsmarkt) weist für 339 Kreise und kreisfreie 
Städte, darunter ebenso für den Kreis Heinsberg, ausgeglichene Lebensverhältnisse aus 
(vgl. BBSR 2012f:26f.). Diese wurden als gegeben angesehen, wenn „maximal zwei Einzel-
dimensionen der ungünstigsten wie der günstigsten Einstufung“ zugeordnet werden 
konnten (BBSR 2012f:27). Eine daran anknüpfende Studie vom Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung (ILS), die die regionalen Lebensverhältnisse in Nordrhein-
Westfalen anhand derselben plus drei weitere Indikatoren aus dem Themenbereich kom-
munale Finanzsituation untersucht hat, kommt zu dem Ergebnis, dass der Kreis bei den 
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meisten Indikatoren mittelmäßige bis geringfügige Abweichungen vom bundesweiten 
Medianwert aufweist (vgl. ILS 2013:95ff.). Nur bei den Arbeitsmarktkriterien Pendeldis-
tanzen und Erwerbstätigenbesatz sowie bei der anhand der Pkw-Reisezeit zum nächsten 
Mittel- oder Oberzentrum gemessenen infrastrukturellen Erreichbarkeit fallen diese stär-
ker aus. So sind die Arbeitswege gemessen am Zeitaufwand im Vergleich zum Bundes-
/Landeswert (17,5 min/15 min) durchschnittlich rund vier Minuten bzw. sieben Minuten 
länger und der Anteil der Erwerbstätigen am Arbeitsort im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
im erwerbsfähigen Alter deutlich unterdurchschnittlich. Mit einem Erwerbstätigenbesatz 
von 53,9 bildet der Kreis Heinsberg diesbezüglich sogar das Schlusslicht Nordrhein-
Westfalens. Was die Pkw-Erreichbarkeit der überörtlichen zentralen Orte betrifft, so reiht 
sich der Kreis mit im Mittel 2,9 Minuten in die insgesamt positive Situation im Bundesland 
(Median 1,7 min) ein. Eine im Rahmen der Studie vorgenommene Typenbildung ordnet 
den Kreis Heinsberg den strukturschwachen ländlichen Räumen zu, für die besondere 
Herausforderungen in der künftigen Vorhaltung eines nachfragegerechten Infrastruktur-
angebots gesehen werden und sich angesichts unterdurchschnittlicher ökonomischer 
Werte und verstärkter Bevölkerungsverluste „die Frage [stellt], wie sich dieser Gebietstyp 
zukünftig im Wettbewerb der Regionen positionieren und behaupten kann“ (ILS 2013:91). 
 
5.4.1 Sozioökonomische Lage 
Die Region „Der Selfkant“ hat 30.102 Einwohner62. Davon sind knapp 6.000 Bürger aus-
ländischer Herkunft, was einem Anteil von 19,3 % an der Bevölkerung entspricht (vgl. 
IT.NRW 2011c:5). Während dieser in den Gemeinden Gangelt und Waldfeucht mit rund 14 
% bzw. 12 % ähnlich hoch ist, liegt der Wert in Selfkant mehr als das Zweifache höher, d. h. 
jeder dritte Einwohner besitzt keine deutsche Staatsangehörigkeit. Der interkommunale 
Unterschied resultiert aus der besonderen Wanderungssituation in dieser deutsch-nieder-
ländischen Grenzregion, von der die Gemeinde Selfkant durch ihre direkte Nähe zum 
Großraum Sittard-Geleen am stärksten profitiert. Zum Vergleich, in Nordrhein-Westfalen 
liegt der Ausländeranteil bei 10,5 % (vgl. IT.NRW 2011a), bundesweit bei 8,7 % (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2011e). Auch im gesamten Kreis Heinsberg stellen Niederländer die 
größte ausländische Gruppe dar (29,9 %), gefolgt von Türken (23,7 %) und Polen (5,4 %) 
(vgl. IT.NRW 2011d). 
 
Ein Viertel der in der Region ansässigen Bevölkerung ist erwerbstätig63 (vgl. IT.NRW 
2011c:16). Die Erwerbstätigenquote beträgt rund 40 % und liegt damit deutlich unter 
dem Durchschnitt in NRW (51 %) und der Bundesrepublik (49,6 %) (vgl. Bertelsmann 
Stiftung 2010:4, Statistisches Bundesamt 2011h). Gut drei Viertel der Erwerbstätigen ar-
beiten außerhalb des Wohnorts und pendeln täglich zum Arbeitsplatz (vgl. IT.NRW 
2011c:16). In den Gemeinden Selfkant und Waldfeucht sind es sogar vier Fünftel. Das Be-
rufspendleraufkommen der Region hat mit rund 12.900 eine Größenordnung von 41,5 % 
                                                          
62  Einwohnerzahl am 31.12.2012 auf Basis des Zensus 2011. 
63  Hier und im Folgenden beziehen sich die Zahlen der Erwerbstätigen und Arbeitsplätze auf die sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten bzw. sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse. 
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der Bevölkerungszahl. Intraregional variiert es zwischen 30,2 % (Selfkant) und 50,4 % 
(Gangelt). Wie für ländlich geprägte Kleinstädte charakteristisch, zeichnet ein negativer 
Pendlersaldo alle drei Gemeinden aus, wobei sich das Verhältnis Auspendler/Einpendler 
in Gangelt mit 57:43 noch am ausgewogensten darstellt. Entsprechend kommt den Re-
gionsgemeinden eine höhere Bedeutung als Wohnort denn als Arbeitsort zu, was sich auch 
in niedrigen Arbeitsplatzzentralitätskennziffern ausdrückt: Gangelt 0,8 sowie Selfkant und 
Waldfeucht je 0,4 (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010:4). Mit gegenwärtig 4.679 Arbeitsplät-
zen stellt die Region „Der Selfkant“ 8,7 % des im Kreis Heinsberg vorhandenen Arbeits-
platzangebots, knapp drei Fünftel davon die Gemeinde Gangelt (vgl. IT.NRW 2011c:16). 
Innerhalb der letzten fünf Jahre konnten Gangelt und Selfkant mit jeweils über fünf Pro-
zent einen leichten, aber im Vergleich zum Landeswert (+2,4 %) mehr als doppelten Zu-
wachs verzeichnen, während Waldfeucht eine Abnahme (-4,1 %) erfuhr (vgl. Bertelsmann 
Stiftung 2010:4). Gemessen an der Anzahl der Beschäftigten dominiert in der Region ein-
deutig der Dienstleistungssektor (vgl. IT.NRW 2011c:15). Ein wirtschaftliche Stärke stellt 
zudem die Baubranche mit einem großen in Gangelt ansässigen Unternehmen dar und 
„neben einer Vielzahl kleiner Unternehmen [sind im verarbeitenden Gewerbe] größere 
Betriebe der Textil- und der Ernährungswirtschaft [in der Region] vertreten“ (Jahnen 
Pflüger 2007:39). Dazu gehört die Rosen Eiskrem GmbH in Waldfeucht, Europas größter 
privater Speiseeishersteller und mit über 600 Mitarbeitern größter Arbeitgeber vor Ort 
(vgl. Rosen Eiskrem GmbH 2011:Abs. 1), so dass einzig in dieser Regionsgemeinde die 
Mehrheit der hier arbeitenden Bevölkerung im sekundären Sektor tätig ist (59 %). 
 
Die Zahl der Arbeitslosen in der Region ist seit 2005 rückläufig. Von Januar 2006 bis Janu-
ar 2011 ist sie von 1.166 auf 737 gesunken (vgl. IT.NRW 2011d). Damit sind zu diesem 
Zeitpunkt 8,4 % aller abhängigen zivilen Erwerbspersonen arbeitslos. Darunter ist etwa 
jeder Sechste 55 Jahre und älter und etwa jeder Dritte langzeitarbeitslos (Stand Januar 
2008). Bei den jungen Erwerbstätigen (unter 25 Jahren) sind sieben Prozent von Arbeits-
losigkeit betroffen. Intraregional weist die Gemeinde Waldfeucht die geringste (7,8 %) und 
die Gemeinde Selfkant (9,4 %) die höchste Arbeitslosenquote auf. Insgesamt liegen die 
Werte unter dem Landes- (9,5 %) und auf Bundesniveau (8,4 %) (vgl. IT.NRW 2011d, Sta-
tistisches Bundesamt 2011h).  
 
Das Einkommensniveau der in der Region lebenden Bevölkerung liegt leicht unterhalb des 
Landesdurchschnitts. Die durchschnittliche Kaufkraft pro Haushalt beträgt 40.877 Euro 
(vgl. Bertelsmann Stiftung 2010:5). 12,4 % der Haushalte verfügen über weniger als 1.000 
Euro monatlich und zählen in Deutschland damit zu den Haushalten mit geringerem Ein-
kommen. Zwei Prozent der über 65-jährigen Einwohnerschaft sind auf Grundsicherung 
nach SGB XII (= 684 Euro) angewiesen. Das ist ein Drittel weniger als landesweit, in der 
Region ist nur in Gangelt die Altersarmut mit 3,4 % etwas höher. 16,2 % hingegen haben 
ein hohes Einkommen, d. h. mindestens 4.000 Euro im Monat. Wird das gesamte in der 
Region verfügbare private Einkommen auf die Bevölkerung umgelegt, ergibt sich ein un-
terdurchschnittlicher Wert von 15.246 Euro pro Einwohner (vgl. IT.NRW 2011c:24). Die 
Regionsgemeinden erreichen Werte zwischen rund 14.000 (Selfkant) und 17.000 Euro 
5 Vorstellung des Untersuchungsgebiets 163 
 
(Waldfeucht). In der kommunalen Rangliste des Landes Nordrhein-Westfalen ordnen sie 
sich damit im untersten Bereich ein. Von den insgesamt 396 Kommunen belegen Selfkant 
und Gangelt den letzten und drittletzten Platz, nur Waldfeucht rangiert mit Platz 361 wei-
ter oben.  
 
Die über die Jahre 2006-2009 gemittelten Steuereinnahmen der Regionsgemeinden belau-
fen sich zusammen auf etwa 490 Euro pro Einwohner, womit die kommunale Steuerkraft 
im Durchschnitt bei 46,8 % des Landesniveaus liegt (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010:4). 
Intraregional verfügt die Gemeinde Selfkant mit 420 Euro/E über das geringste, die Ge-
meinde Gangelt mit 551 Euro/E über das höchste Steueraufkommen (40 % bzw. 53 % des 
NRW-Niveaus).  
 
5.4.2 Wohnen und Wohnumfeld 
Die Region wird vor allem wegen ihres naturräumlichen und landschaftlichen Wohnum-
feldes in Verbindung mit ihrer günstigen räumlichen Lage als Wohnstandort geschätzt. Im 
Niederrheinischen Tiefland gelegen, ist sie neben den vielen agrarisch genutzten Flächen 
durch eine Bachlandschaft mit Bruchwäldern und Feuchtwiesen gekennzeichnet. Fünf Na-
turschutz- und 14 Landschaftsschutzgebiete sowie ein ausgebautes Rad- und Wander-
wegenetz schaffen gute Bedingungen für Naherholung und Freizeitaktivitäten am Wohn-
ort (vgl. Jahnen Pflüger 2007:33). Zu den schützenswerten Gebieten zählen u. a. die süd-
östlich und südlich an die Region angrenzende, zum „Heidenaturpark“ gehörende 450 ha 
große Teverener Heide und der 750 ha große Naturpark Rodebach/Roode Beek, mit dem 
die Gemeinden „Gangelt und Onderbanken (NL) über eines der wenigen grenzüberschrei-
tenden Schutzgebiete in Deutschland [verfügen]“ (Jahnen Pflüger 2007:34). Ebenso macht 
das in vielen Siedlungen über Jahrhunderte gewachsene Ortsbild die Attraktivität der Re-
gion aus. Im Entwicklungskonzept der Region wird es wie folgt beschrieben: „Die Orts-
strukturen mit Straßen- und Platzräumen, Innenbereichen und Ortsrändern, der Be-
schränkung auf wenige Baumaterialien in den historischen Kernbereichen und den abge-
stimmten, maximal 2 geschossigen Gebäudehöhen stellen einen unverwechselbaren Cha-
rakter dar. Das Weichbild der Ortschaften mit fernwirksamen Gebäuden wie den Kirchen 
und Mühlen, von Baumwipfeln überragten Dachlandschaften sowie den mit Obstwiesen 
und Gärten eingesäumten Ortsrändern stellen den Archetypus eines landwirtschaftlich 
geprägten Ensembles dar“ (Jahnen Pflüger 2007:73). Daneben weist die Region zahlreiche 
historische Sehenswürdigkeiten für Besucher wie Bewohner auf: mittelalterliche Zeugnis-
se der Siedlungsgeschichte, Wasserschlösser und wie angedeutet Wind- und Wassermüh-
len sowie 21 Kirchen und 17 Kapellen (vgl. Zweckverband „Der Selfkant“ 2012). Auch bie-
tet sie mit 17 Reitanlagen, davon fünf mit Übernachtungsmöglichkeit, ein umfangreiches 
Angebot für Reittouristen und Freizeitsportler. Zu den etablierten Naherholungszielen der 
Region zählen der Wildpark Gangelt, die Selfkantbahn und die Schwimmbäder der Ge-
meinden Gangelt und Waldfeucht (vgl. Jahnen Pflüger 2007:40). Zudem tragen zahlreiche 
Plätze und Grünanlagen zur Aufenthaltsqualität des Wohnumfeldes bei. So verfügt die 
Region insgesamt über 31 öffentliche Kinderspielplätze und 35 Sportanlagen, darunter 27 
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Fußballplätze, sechs Tennisanlagen und zwei Skaterparks, sowie einen Minigolfplatz (vgl. 
Gangelt 2011, Selfkant 2011, Waldfeucht 2011). Ein bedeutendes Freizeitangebot bieten 
darüber hinaus die über 250 Vereine. „Jeder größere Ort verfügt über einen Musikverein, 
ein Trommlercorps, einen Schützenverein, einen Karnevalsverein und einen Sportverein“ 
(Jahnen Pflüger 2007:14), womit sie zugleich prägendes Element des kulturellen Lebens in 
der Selfkant-Region sind. 
 
In der Region „Der Selfkant“ leben den Wohnungsbestand zugrunde legend rund 12.600 
Haushalte (vgl. NRW.BANK 2011:5). Im Durchschnitt wohnen 2,46 Personen in einem 
Haushalt und damit deutlich mehr als landes- und bundesweit, wo es knapp über zwei 
Personen sind (vgl. Statistisches Bundesamt 2011g, IT.NRW 2011b). Intraregional weist 
die Gemeinde Waldfeucht mit 2,57 Personen die größte durchschnittliche Haushaltsgröße 
auf. In der Region sind also Singlehaushalte unter- und Familienhaushalte überrepräsen-
tiert. Während in Gangelt und Waldfeucht etwa jeder vierte und in Selfkant jeder dritte 
Haushalt ein Singlehaushalt ist, sind es landes- und bundesweit etwa 40 % (vgl. Bertels-
mann Stiftung 2010:5, Statistisches Bundesamt 2011g). In dieser Größenordnung bewegt 
sich hingegen der Anteil an Familienhaushalten in der Region (35,8 %-44,8 %), landes- 
und bundesweit liegt er bei etwa 30 % (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010:5, Statistisches 
Bundesamt 2011b:55). Insgesamt ist die Zahl der Haushalte im Kreis Heinsberg im ver-
gangenen Jahrzehnt um 9,3 % und damit weit überdurchschnittlich gestiegen, eine Ent-
wicklung, die sich laut den Haushaltsprognosen mit einem weiteren Plus von 8,4 % bis 
zum Jahr 2020, die dritt höchste prognostizierte Steigerungsrate in NRW nach dem Rhein-
Sieg-Kreis und dem Kreis Kleve, fortsetzen wird (vgl. LEG Management GmbH 2011:132, 
263). „Typisch für die locker besiedelte und ländlich geprägte Wohnungsmarktregion ist 
der hohe Anteil an [Ein- und Zweifamilienhäusern]“ (LEG Management GmbH 2010:134), 
der sich auf 76,1 % beläuft. In der Region sind es sogar über 90 % des Wohnungsbe-
standes. Die durchschnittliche Wohnungsgröße liegt bei rund 116 m² und mit durch-
schnittlich 47 m² Wohnfläche stehen jedem Regionsbewohner im Vergleich zum NRW-
Bürger fast sieben Quadratmeter mehr zur Verfügung (vgl. NRW.BANK 2011:5, IT.NRW 
2011d). Obwohl die Wohnbestandsstatistik dazu keine Angabe macht, kann davon ausge-
gangen werden, dass die Mehrheit der Haushalte auch im Eigentum wohnt. 2006 betrug 
die Wohneigentumsquote kreisweit 61,2 % (vgl. Seifert 2008:14). Mit 3,2 % hat der Kreis 
Heinsberg eine vergleichsweise niedrige Leerstandquote (vgl. LEG Management GmbH 
2011:134, 261). Dennoch wird die Wohnbestandsentwicklung in der Region zum Teil 
durchaus auch schon kritisch gesehen, denn einerseits bevorzugen junge Familien die mo-
dernen Neubaugebiete an den Siedlungsrändern und andererseits nehmen in vielen Orts-
kernen Haus- und Wohnungsleerstände sowie der Anteil älterer und ausländischer Be-
wohner zu und lassen somit in jüngerer Zeit erste Segregationstendenzen erkennen (vgl. 
Jahnen Pflüger 2007:38).  
 
Die Wohnkosten im Kreis Heinsberg betragen durchschnittlich 675 Euro im Monat warm 
(vgl. LEG Management GmbH 2011:135). Mit monatlich 633 Euro wohnt es sich in Gei-
lenkirchen am günstigsten, am teuersten dagegen in Erkelenz (719 Euro/Monat), Gangelt 
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und Selfkant (je 715 Euro/Monat). In Waldfeucht liegen die Kosten wie in der Kreishaupt-
stadt bei 663 Euro im Monat. Unter Berücksichtigung der Wohnungsgrößen sind „Miet-
wohnungen […] im Kreis Heinsberg [jedoch] nirgends so groß und günstig wie [in den 
Gemeinden Gangelt und Selfkant]“ (LEG Management GmbH 2010:134), die mit durch-
schnittlich 89 m² auch landesweit zu den größten zählen (vgl. LEG Management GmbH 
2011:262). Der Quadratmeterpreis in der Region liegt mit 5,08/5,26 Euro unter dem 
Kreis- und Landesdurchschnitt (5,33 bzw. 5,76 Euro). Gemessen an der Wirtschaftskraft 
sind die Wohnkosten im Kreis Heinsberg recht hoch. So muss im Durchschnitt nahezu ein 
Fünftel des monatlichen Haushaltseinkommens (19,5 %) für die Warmmiete ausgegeben 
werden (Ø NRW 17,9 %). Während die Waldfeuchter einen ähnlich hohen Anteil aufbrin-
gen müssen, haben die Gangelter und Selfkanter mit 21,7 % kreisweit die zweithöchste 
Wohnkostenbelastung nach den Übach-Palenbergern (Abb. 5.14). Für den Erwerb eines 
Eigenheims muss in der Region ein Haushalt im Schnitt das 5,7- bis 6,6-fache seines Jah-
reseinkommens aufbringen; zum Vergleich, kreisweit ist es das 5,6-fache (vgl. NRW.BANK 
2011:5).  
 
 
Abb. 5.14: Wohnkostenbelastung im Kreis Heinsberg (vgl. LEG Management GmbH 2011:135) 
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5.4.3 Infrastrukturelle Versorgung 
Als landesplanerisch ausgewiesene Grundzentren haben die Gemeinden Gangelt, Selfkant 
und Waldfeucht die Aufgabe, die Grundversorgung der im Nahbereich wohnenden Bevöl-
kerung sicherzustellen. In diesem Sinne haben die Gemeinden „zentrale Einrichtungen zur 
Deckung des Grundbedarfs“ (Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 2014:10) 
bereitzustellen. Was eine solche Grundversorgung beinhaltet, dazu macht die Landespla-
nung NRW über die Vorgaben des Raumordnungsgesetzes hinaus keine spezifischen An-
gaben. Ein Ausstattungskatalog für Zentrale Orte existiert nicht. Diesbezüglich ist generell 
anzumerken, dass die räumliche Organisation der infrastrukturellen Daseinsvorsorge in 
den Bundesländern unterschiedlich gehandhabt wird. Auch hat eine Untersuchung in Be-
zug auf die soziale Infrastruktur ergeben, „dass es nur wenige Bereiche mit weitgehend 
einheitlichen Standardvorgaben gibt“ (BMVBS 2010d:5). Zum Teil bestehen gravierende 
Unterschiede und das nicht nur zwischen den Ländern, sondern ebenso innerhalb dieser. 
„Von daher kann keinesfalls, ausgenommen für das Postwesen und mit Einschränkung für 
die Gesundheitsversorgung, von einheitlichen Standardvorgaben in Deutschland ausge-
gangen werden“ (BMVBS 2010c:31). 
 
Das infrastrukturelle Angebot in einer Gemeinde ist ein wichtiger Faktor für die Lebens-
qualität vor Ort. Dabei darf nicht übersehen werden, dass die intrakommunale Angebots-
verteilung kleinräumig zu unterschiedlichen Lebensbedingungen führt und bei der Frage 
der Versorgungssicherheit entsprechend berücksichtigt werden muss. Aus diesem Grund 
wird bei der Darstellung der Infrastrukturausstattung die Ortsteilebene mit einbezogen. 
Dem Untersuchungsgegenstand entsprechend beschränkt sich diese auf alltagsrelevante 
Versorgungseinrichtungen, die im Wesentlichen den kurzfristigen, teilweise den mittel-
fristigen Bedarf abdecken. Dazu gehören Bildungseinrichtungen, medizinisches Angebot, 
Lebensmittelgeschäfte, sonstige Einzelhandels-/Dienstleistungseinrichtungen wie Post, 
Bank, Drogerie etc. sowie einige Kultur- und Freizeitangebote. Darüber hinaus wird ge-
sondert auf vorhandene Infrastrukturangebote für das Wohnen und Leben im Alter einge-
gangen.  
 
Insgesamt umfasst die hier betrachtete Infrastruktur in der Region „Der Selfkant“ 256 An-
gebote (Tab. 5.1, S. 168). Gut ein Drittel davon zählt zum Bereich „Sonstiger Einzelhandel 
und Dienstleistungen“ (Abb. 5.15): 15 Banken, sechs Poststellen, fünf Drogeriemärkte, 18 
Friseure und 50 Gastronomiebetriebe. Dabei wird letzteren eine unterschiedliche Qualität 
attestiert. So wird darauf verwiesen, dass vielfach „Ausstattung und Angebot nicht moder-
nen Standards [entsprächen] und […] wenig ansprechend für Zielgruppen jüngeren und 
mittleren Alters [seien]“ (Jahnen Pflüger 2007:41). Ein Fünftel des Infrastrukturangebots 
deckt den Lebensmittelbedarf ab. So versorgen 23 Bäckereien, zwölf Metzgereien (darun-
ter ein mobiler Händler), elf Supermärkte, fünf Lebensmittelgeschäfte und drei Tante-
Emma-Läden/Kioske die Bevölkerung mit Produkten des täglichen Bedarfs. Ergänzt wird 
das Angebot durch Direktvermarktungsaktivitäten der Landwirte der Region, die auf Wo-
chenmärkten oder in Form rollender Verkaufsläden überwiegend Kartoffeln, Erdbeeren, 
Spargel, Milch(-produkte), Eier, zum Teil auch Obst und Fleisch anbieten (vgl. Jahnen Pflü-
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ger 2007:43, 66)64. Kultur- und Freizeiteinrichtungen machen 16,8 % des Angebots aus. 
Neben der Vielzahl an Vereinen65 verfügt die Region über 24 Begegnungsstätten und neun 
Jugendzentren. Die medizinische Versorgung, die an vierter Stelle folgt, wird durch 28 
Ärzte, sieben Apotheken und einen Pflegedienst sichergestellt. Unter den Ärzten sind zehn 
Allgemeinmediziner und sieben Zahnärzte. Im Verhältnis zur Bevölkerungsgröße ist die 
Region, die zwölf Prozent der Kreisbevölkerung auf sich vereint, mit einem Anteil von 
rund sieben Prozent an der kreisweiten hausärztlichen Versorgung (136 Allgemeinmedi-
ziner je 100.000 Einwohner) um 40 % unterversorgt. Die nächst gelegenen Krankenhäu-
ser befinden sich in den an die Region angrenzenden Städten Heinsberg und Geilenkirchen 
bzw. grenzüberschreitend in der niederländischen Stadt Sittard. Darüber hinaus gehören 
16 Kindertagesstätten und 13 Schulen zur infrastrukturellen Ausstattung. Das Schulange-
bot umfasste zum Zeitpunkt der Befragung sieben Grundschulen, drei Hauptschulen, zwei 
Realschulen und eine Förderschule. 
  
 
Abb. 5.15: Infrastrukturangebot in den Regionsgemeinden nach Bereichen (eigener Entwurf; vgl. Gangelt 2011, 
Selfkant 2011, Waldfeucht 2011) 
 
                                                          
64  Im Jahr 2002 war knapp ein Viertel der landwirtschaftlichen Betriebe aus Gangelt und Selfkant diesbezüg-
lich aktiv (vgl. Jahnen Pflüger 2007:43).   
65  Vereine wurden hier bewusst ausgenommen, weil sie nicht zu den kommunalen Pflichtaufgaben gehören. 
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Tab. 5.1: Infrastrukturangebot in der Region „Der Selfkant“ (eigener Entwurf; vgl. Gangelt 2011, Selfkant 2011, 
Waldfeucht 2011) 
Infrastruktur Region Gangelt Selfkant Waldfeucht
Bildungseinrichtungen: 29 11 9 9
Kindergarten/Kindertagesstätte 16 6 5 5
Grundschule 7 2 3 2
Hauptschule 3 1 1 1
Realschule 2 1 0 1
Förder-/Sonderschule 1 1 0 0
Medizinische Versorgung: 36 18 11 7
Apotheke 7 4 1 2
Allgemeinmediziner/Hausarzt 10 5 3 2
Zahnarzt 7 2 3 2
Physiotherapeut 6 3 3 0
Frauenarzt 1 1 0 0
Orthopäde 1 1 0 0
Pflegedienst 1 1 0 0
Tierarzt 3 1 1 1
Lebensmittelversorgung: 54 19 19 16
Supermarkt/Discounter 11 5 4 2
Bäckerei 23 8 8 7
Metzgerei (darunter mobiler Verkaufsfahrladen) 12 (1) 5 4 (1) 3
Lebensmittelgeschäft 5 0 2 3
Tante-Emma-Laden/Kiosk 3 1 1 1
Kultur und Freizeit: 43 18 16 9
Begegnungsstätte (darunter Seniorenbegegnungsstätte) 24 (2) 6 12 (2) 6
Jugendzentrum 9 6 3 0
Museum 6 3 1 2
Hallen-/Freibad 4 3 0 1
Sonst. Einzelhandel/Dienstleistungen: 94 34 36 24
Bank 15 3 6 6
Poststelle 6 2 2 2
Drogeriegeschäft 5 2 1 2
Friseur 18 6 7 5
Gaststätte/Restaurant 34 12 15 7
Café/Bistro 16 9 5 2
Einrichtungen/Angebote insgesamt 256 100 91 65
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Das Infrastrukturangebot der Region verteilt sich auf die drei Gemeinden wie folgt: 39,1 % 
der Einrichtungen befinden sich im Gemeindegebiet Gangelt, 35,5 % in Selfkant und 25,4 
% in Waldfeucht. Dass die Gemeinden Gangelt und Selfkant über eine größere infrastruk-
turelle Ausstattung verfügen, ist sicherlich auch in Verbindung mit ihrer höheren Einwoh-
nergröße zu sehen. So kommen auf eine Einrichtung in Gangelt und Selfkant 116 bzw. 113 
Einwohner, in Waldfeucht sind es immerhin 141. Auch wenn Selfkant das beste Verhältnis 
Einwohner pro Einrichtung aufweist, zeigt sich im Detail, dass diese Gemeinde bei den 
Schulen (ohne Real- und Förderschule), in der medizinischen Versorgung (ohne Frauen-
arzt, Orthopäde, Pflegedienst, nur eine Apotheke) und im Freizeitbereich (ohne Schwimm-
bad) weniger gut aufgestellt ist. Allerdings weist Selfkant bei geringerer Einwohnerzahl 
als Gangelt einen besseren Relationswert auf. Dass Waldfeucht im Verhältnis zu seiner 
Einwohnergröße schlechter ausgestattet ist, kann auch daraus abgeleitet werden, dass 
Waldfeucht bei 90 % des Einwohnerniveaus von Selfkant bzw. 79 % von Gangelt sich die 
quantitative Infrastrukturausstattung auf nur 71 % von Selfkant bzw. 65 % von Gangelt 
beläuft. Verglichen mit den anderen Regionsgemeinden hat Waldfeucht vor allem im Kul-
tur- und Freizeitangebot sowie im sonstigen Einzelhandels-/Dienstleistungsbereich weni-
ger Einrichtungen (Tab. 5.1). Dagegen unterscheidet sich die Anzahl an Bildungseinrich-
tungen und Einrichtungen der Lebensmittelversorgung interkommunal kaum. Mit Antei-
len von rund 14 % und 25 % am Versorgungsangebot ist Waldfeucht in diesen Bereichen 
sogar überdurchschnittlich aufgestellt (Abb. 5.15, S. 167), was die hohe allgemeine Bedeu-
tung dieser beiden Infrastrukturbereiche widerspiegelt. Auffällig ist die höhere medizini-
sche Versorgung in Gangelt (18 %). Die Bedeutung der Infrastrukturbereiche gemäß ih-
rem jeweiligen Anteil an der gesamten Grundversorgung ist in den drei Gemeinden ähn-
lich.  
 
Wie sich die erfasste Infrastruktur intrakommunal verteilt, wird nachfolgend beschrieben. 
In Gangelt befindet sie sich in neun der 19 Ortsteile, die über vier Fünftel der Einwohner-
schaft auf sich vereinen (Abb. 5.16). Darunter stellen drei Ortsteile, in denen 55 % der 
Bevölkerung wohnen, 81 % der Einrichtungen. Dabei konzentriert sich mit einem Anteil 
von 42 % der Großteil des Versorgungsangebots auf den Hauptort Gangelt, in dem abge-
sehen vom Kultur- und Freizeitangebot auch die meisten Einrichtungen der anderen Infra-
strukturbereiche liegen. Knapp ein Viertel der Infrastruktur hält der einwohnerstärkste 
Ortsteil Birgden vor und weitere 16 % der Ortsteil Breberen. Damit liegen die Versor-
gungszentren im Süden, Osten und Norden der Gemeinde (Abb. 5.19, S. 173). Zusammen 
genommen befinden sich hier alle Lebensmittelgeschäfte und medizinischen Einrichtun-
gen, 82 % der Bildungs-, 74 % der sonstigen Einzelhandels- und Dienstleistungseinrich-
tungen sowie 55 % des Freizeit- und Kulturangebots. Andererseits sind sechs Ortsteile mit 
einem Infrastrukturanteil von unter zehn Prozent nur geringst und zehn Ortsteile, d. h. 16 
% der Bevölkerung, unversorgt. Insgesamt lässt sich eine gewisse Korrelation zwischen 
Infrastrukturausstattungsgrad und Einwohnerzahl ablesen, aber nicht durchgängig, wie 
die Ortsteile Stahe, Langbroich, Niederbusch und Brüxgen aufzeigen. Hier sticht besonders 
Stahe heraus, der als drittgrößter Ortsteil (949 E) mit nur fünf Einrichtungen infrastruktu-
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rell deutlich schlechter ausgestattet ist als der viertgrößte Ortsteil Breberen (861 E) mit 
16 Einrichtungen.  
 
 
Abb. 5.16: Intrakommunale Verteilung der Versorgungsinfrastruktur in der Gemeinde Gangelt 2010 (eigener 
Entwurf; vgl. Gangelt 2011) 
Das Versorgungsnetz der Gemeinde Selfkant schließt 13 der 16 Ortsteile und somit 97 % 
der Einwohnerschaft ein (Abb. 5.17). Die Infrastruktur verteilt sich demnach im Vergleich 
zu Gangelt räumlich ausgeglichener über das Gemeindegebiet. Dennoch konzentriert sich 
auch hier der Großteil, nämlich 69 % der Einrichtungen, auf drei Ortsteile, die 49 % der 
Einwohnerzahl auf sich vereinen. So entfallen 31 % der Angebote auf den Hauptort Tüd-
dern und jeweils knapp ein Fünftel noch auf die Ortsteile Süsterseel und Höngen. 42 % 
aller Lebensmittelgeschäfte und ein Drittel aller sonstigen Einrichtungen sind in Tüddern 
ansässig, rund 36 % der medizinischen Einrichtungen in Höngen. Die Versorgungsinfra-
struktur ist also schwerpunktmäßig im südlichen und östlichen Gemeindegebiet verortet 
(Abb. 5.19, S. 173). Die drei genannten Ortsteile stellen zusammen knapp über 80 % der 
medizinischen und Lebensmittelversorgung, fast 70 % der Bildungs- und sonstigen Ein-
zelhandels-/Dienstleistungseinrichtungen sowie 44 % des Freizeit- und Kulturangebots. 
Keine Versorgungseinrichtungen haben Groß-, Kleinwehrhagen sowie Millen-Bruch, in 
denen zusammen drei Prozent der Einwohner wohnen. Die übrigen Ortsteile weisen je-
weils weniger als zehn Prozent der Infrastruktur auf. Abgesehen von den Ortsteilen Schal-
bruch, Hillensberg und Dieck orientiert sich die Verteilung der infrastrukturellen Versor-
gung annähernd proportional an den Einwohnerzahlen. 
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Abb. 5.17: Intrakommunale Verteilung der Versorgungsinfrastruktur in der Gemeinde Selfkant 2010 (eigener 
Entwurf; vgl. Selfkant 2011) 
In Waldfeucht hingegen sind der Westen und Norden infrastrukturell am stärksten ausge-
baut (Abb. 5.19, S. 173). Es sind die einwohnerstärksten Ortsteile Waldfeucht und Haaren, 
die mit knapp 60 % der Bevölkerung zusammen 71 % der Infrastruktur stellen (Abb. 
5.18). Insgesamt verfügen sie über 86 % der medizinischen Versorgung, je drei Viertel der 
Lebensmittel- und sonstigen Einzelhandels-/Dienstleistungseinrichtungen, zwei Drittel 
des Bildungs- sowie 44 % des Freizeit- und Kulturangebots. Mit Ausnahme in den Berei-
chen Bildung und sonstiger Einzelhandel/Dienstleistungen ist das quantitative Angebot in 
beiden Ortsteilen identisch. Was auffällt ist die überragende Bedeutung Haarens als 
Standort für Bildungseinrichtungen, von denen fünf der neun hier ihren Standort haben. 
Von den sieben Ortsteilen (91,4 % der Einwohner), auf die sich die Infrastruktur insge-
samt verteilt, vereinen die südlich gelegenen Ortsteile Bocket und Braunsrath mit insge-
samt 17 % der Einwohnerschaft noch jeweils etwa ein Zehntel auf sich. Doch in vier von 
elf Ortsteilen, in denen fast ein Zehntel der Einwohnerschaft lebt, gibt es keine Versor-
gungseinrichtungen. 
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Abb. 5.18: Intrakommunale Verteilung der Versorgungsinfrastruktur in der Gemeinde  
Waldfeucht 2010 (eigener Entwurf; vgl. Waldfeucht 2011) 
Abschließend kann festgestellt werden, dass in der Region „Der Selfkant“ Infrastrukturein-
richtungen außerhalb der kommunalen Versorgungszentren bevorzugt in mittelgroßen 
Ortsteilen (500 bis 1.000 E) und hier vor allem Kindertages-, Begegnungsstätten und Gast-
ronomie angesiedelt sind. Nur in der Gemeinde Selfkant sind vermehrt auch kleine Ortstei-
le (unter 500 E) in das Infrastrukturnetz eingebunden, auf die immerhin noch neun Pro-
zent der Infrastruktur entfallen; in den anderen Regionsgemeinden sind es nur zwei bzw. 
drei Prozent. Daneben haben die allgemeinen Entwicklungen im Einzelhandelsbereich zu-
sammen mit dem Erfordernis der Tragfähigkeit ebenso in der Region zu räumlichen Funk-
tionsverlagerungen geführt, so dass „[u]mfangreiche Versorgungsfunktionen für die Be-
völkerung […] [heute] in größeren Märkten an den Siedlungsrändern [bestehen]“ (Jahnen 
Pflüger 2007:38), mit der Konsequenz, dass die weniger mobile, insbesondere ältere Be-
wohnerschaft in den Ortskernen versorgungsmäßig benachteiligt wird. „Gleichzeitig hat 
sich durch die Aufgabe von Geschäften und Gastronomie in den Orten die Intensität des 
sozialen Lebens und damit auch die Attraktivität der Ortskerne verringert“ (Jahnen Pflü-
ger 2007:45), wodurch sich bereits „[e]inige kleinere Dörfer […] zu so genannten Schlafor-
ten [entwickeln]“ (Jahnen Pflüger 2007:38). 
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Abb. 5.19: Versorgungsinfrastruktur in den Ortsteilen der Regionsgemeinden (eigener Entwurf) 
Die Bevölkerungsalterung macht es zudem erforderlich, dass Kommunen selbst oder in 
Kooperation mit privatwirtschaftlichen Trägern zunehmend Angebote und Einrichtungen 
für die Bedürfnisse der Senioren am Wohnort bereitstellen. Dazu zählen stationäre Pflege-
einrichtungen, ambulante Betreuungsangebote, spezielle Wohnformen, diverse Hilfs- und 
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Serviceleistungen für die Alltagsbewältigung sowie Beratungsstellen. Wie die Region dies-
bezüglich ausgestattet ist, fasst nachstehende Tabelle zusammen (Tab. 5.2). Dabei kann 
festgestellt werden, dass Gangelt mit elf von fünfzehn abgefragten Angeboten im inter-
kommunalen Vergleich das umfangreichste und vielfältigste Angebot hat. Was den Bereich 
Wohnen betrifft, verfügen alle drei Regionsgemeinden über mindestens ein Alten-/Pflege-
heim, Angebote für Betreutes Wohnen sind zudem in Gangelt und Selfkant vorhanden und 
letztere Gemeinde verfügt noch über die einzige Senioren-Residenz in der Region. In Er-
gänzung dazu kann in Selfkant auf handwerkliche Hilfsdienste und in Waldfeucht auf eine 
Tagespflegestätte zurückgegriffen werden. Angebote für Mehrgenerationenwohnen, Woh-
nungsbeaufsichtigung im Urlaub sowie Seniorenberatungsstellen fehlen in allen Gemein-
den.  
 
 
Tab. 5.2: Spezielle Angebote für Senioren in den Regionsgemeinden (eigener Entwurf; vgl. Gangelt  
2011, Selfkant 2011, Waldfeucht 2011) 
 
 
Angebot Gangelt Selfkant Waldfeucht
Alten-/Pflegeheim   
Angebot für Betreutes Wohnen   −
Senioren-Residenz −  −
Angebot für Mehrgenerationenwohnen − − −
Tagespflegestätte  − 
Betreuungsangebot im Krankheitsfall  − −
Mittagstisch  − −
Hauswirtschaftlicher Hilfsdienst  − −
Handwerklicher Hilfsdienst   −
24-Stunden-Notrufsystem  − −
Fahr- und Bringdienst  − −
Organisiertes Freizeitangebot  − −
Wohnungsbeaufsichtigung im Urlaub − − −
Umzugsorganisation und -hilfe  − −
Beratungsstelle für Senioren − − −
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5.4.4 Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr 
In den Gemeinden Gangelt, Selfkant und Waldfeucht wird der ÖPNV ausschließlich mit 
Bussen durchgeführt. Er wird durch den Verkehrsbetrieb der WestEnergie und Verkehr 
GmbH mit Sitz in Geilenkirchen betrieben, der das gesamte Kreisgebiet Heinsberg bedient. 
Die Region „Der Selfkant“ ist mit zehn Buslinien erschlossen, die sowohl die drei Regions-
gemeinden miteinander verbinden als auch eine ÖPNV-Anbindung an die Nachbarstädte 
Heinsberg und Geilenkirchen gewährleisten (Abb. 5.20).  
 
 
Abb. 5.20: ÖPNV-Angebot in der Region „Der Selfkant“ (eigener Entwurf) 
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Das Busliniennetz kann dabei in vier Hauptbedienungsstrecken untergliedert werden:  
• NW-SO-Verkehr zwischen Selfkant, Gangelt und Geilenkirchen (Buslinien 434, 435, 
437, SB3) 
• Verkehr zwischen der Region und Heinsberg (Buslinien 436, 474) 
• Nachbarschaftsverkehr zwischen Heinsberg und den Regionsgemeinden Gangelt und 
Waldfeucht (Buslinie 472 bzw. 475) 
• Intrakommunaler Verkehr Selfkant (Buslinien 438, 439) (vgl. AVV 2011). 
 
Der ÖPNV fährt nur an Werktagen, einzig die Buslinie 475 verkehrt noch samstags (vgl. 
AVV 2011). Die Bedienzeiten reichen in der Regel bis in den frühen Nachmittag bzw. frü-
hen Abend. Wie vielerorts im ländlichen Raum wird der ÖPNV im Kreis Heinsberg vom 
Schulverkehr getragen, der einen Anteil von 75 % am gesamten jährlichen Fahrgastauf-
kommen ausmacht66. Für besondere Events, wie z. B. das Haarener Oktoberfest in Wald-
feucht, richtet das Verkehrsunternehmen auch spezielle Shuttle-Services ein.  
 
Insgesamt wird Gangelt von sieben, Selfkant von acht und Waldfeucht von drei Buslinien 
bedient (vgl. AVV 2011). Sie erreichen 95 % der Gangelter Einwohnerschaft, in den beiden 
anderen Gemeinden sind es so gut wie 100 %. Bezogen auf die Gesamtzahl der in den Ge-
meinden eingesetzten Busfahrten (einfache Fahrt) kommen in Gangelt 31 Einwohner, in 
Selfkant 27 Einwohner und in Waldfeucht 36 Einwohner auf eine Fahrt. Im Durchschnitt 
wird jede Haltestelle in Gangelt achtmal, in Selfkant elfmal und in Waldfeucht neunmal 
angefahren67. Das Gebiet der Region „Der Selfkant“ ist damit fast flächendeckend an das 
ÖPNV-Netz angebunden. Fünf Gangelter Ortsteile (Broichhoven, Buscherheide, Hohen-
busch, Kievelberg, Mindergangelt) und jeweils nur ein Ortsteil der Gemeinden Selfkant 
(Dieck) und Waldfeucht (Frilinghoven) werden vom Linienverkehr nicht bedient. Dabei 
handelt es sich um kleine bzw. periphere Ortsteile oder um Ortsteile, die benachbart zu 
verkehrsmäßig erschlossenen Gemeindegebieten liegen. Gemessen an der Bedienhäufig-
keit an Werktagen sind die Gangelter Ortschaften Gangelt (60x), Stahe (40x), Birgden und 
Breberen (je 37x), die Selfkanter Ortschaften Höngen (76x), Tüddern (45x) und Saeffelen 
(42x) sowie die Waldfeuchter Ortschaften Selsten (45x) und Waldfeucht (32x) am stärks-
ten in das ÖPNV-Netz integriert (vgl. AVV 2011). Damit handelt es sich i.d.R. um die jeweils 
bevölkerungsreichsten Gemeindegebiete. Abweichend davon wird in Waldfeucht mit Sels-
ten die fünftkleinste Ortschaft am häufigsten, Haaren als bevölkerungsreichste Ortschaft 
hingegen am wenigsten angefahren. In den übrigen vorangehend nicht aufgeführten Sied-
lungen halten die Busse ungefähr 20x am Tag. 
 
Neben dem normalen Linienverkehr gibt es im Kreis Heinsberg ein Rufbus-Angebot, den 
sogenannten MultiBus. Ursprünglich als Fahrzeugbereitstellungsangebot für selbst organi-
sierte gemeinsame Fahrten gedacht (vgl. Jahnen Pflüger 2007:72), ist der MultiBus mitt-
lerweile „ein mit Kleinbussen betriebenes, bedarfsorientiertes Angebot des öffentlichen 
                                                          
66  Die Information entstammt dem genannten Experteninterview. 
67  Diese und nachfolgende Angaben zur Bedienhäufigkeit beziehen sich auf eine Fahrtrichtung. 
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Personennahverkehrs, das zu bestimmten Zeiten die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
im Kreisgebiet Heinsberg deutlich erleichtert [und] [...] einerseits die Erschließung der 
Gemeinden, andererseits den Anschluss an das regionale Liniennetz bzw. an die in der 
Schwachverkehrszeit verkehrenden Bus- und Bahnlinien [sichert]“ (WestEnergie und 
Verkehr GmbH 2012a:Abs. 1). Es soll zugleich die zurückgenommene Leistung „auf der 
Linie“ kompensieren (vgl. WestEnergie und Verkehr GmbH 2011:22). Das  MultiBus-Netz 
umfasst derzeit 211 km und nimmt damit knapp ein Viertel der gesamten vom Busverkehr 
abgedeckten Linienlänge ein (vgl. WestEnergie und Verkehr GmbH 2013:15). Kreisweit 
steht er am Wochenende ganztags und an Werktagen in den Abendstunden, in den Re-
gionsgemeinden hier zusätzlich vormittags und ab 14 Uhr zur Verfügung (Abb. 5.21), wo-
bei eine Nutzung nur mit einem mindestens eine Stunde im Voraus telefonisch angemelde-
ten Fahrtwunsch möglich ist. Daneben bietet der MultiBus täglich zu festgelegten Zeiten 
fünf grenzüberschreitende Verbindungen in die Niederlande sowie eine weitere Verbin-
dung zwischen Geilenkirchen-Lindern und Linnich/Kreis Düren an (vgl. WestEnergie und 
Verkehr GmbH 2012a:Abs. 3). Der MultiBus verkehrt als Ringlinie mit Stichfahrten und 
nutzt hierfür das bestehende Haltestellennetz des Linienverkehrs sowie weitere eigens 
aufgrund von Kundenwünschen eingerichtete Haltestellen68. Eine wichtige Flexibilisierung 
des Mobilitätsangebots konnte 2008/2009 mit dem Wegfall des Haltestellenzwangs am 
Ausstiegspunkt erzielt werden. Die MultiBus-Flotte umfasst derzeit sechs eigene und sechs 
von zwei Taxiunternehmen angemietete Kleinbusse, die über eine Kapazität von je sieben 
Sitzplätzen bzw. zwölf Steh- und zwölf Sitzplätzen verfügen. Neben den beiden Taxiunter-
nehmen führt die KVE Selfkant Reisen GmbH & Co. KG für West den Fahrdienst im Bedie-
nungsgebiet durch. Preislich unterscheidet sich der MultiBus nicht vom normalen ÖPNV-
Tarif. 
 
Abb. 5.21: MultiBus-Bedienzeiten und -orte im Kreis Heinsberg (vgl. WestEnergie und Verkehr GmbH 2012a: 
Abs. 5) 
                                                          
68  Diese und nachfolgende Informationen entstammen ebenso dem Experteninterview. 
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Dass die Region „Der Selfkant“ so stark in dieses Rufbussystem eingebunden ist, geht auf 
den Anlass seiner Einführung zurück. Vor dem Hintergrund einer „besonders dispersen 
Siedlungsstruktur“ im westlichen Kreisgebiet und dem Bestreben, hier den ÖPNV-Betrieb 
kostendeckender und attraktiver zu gestalten, wurde im Jahr 2002 im Rahmen der BMBF-
Forschungsinitiative „PNV-Region – Personennahverkehr für die Region“ in den drei Re-
gionsgemeinden der MultiBus als Pilotprojekt gestartet. Als Vorbild diente das im nieder-
sächsischen Landkreis Leer in Zusammenarbeit mit dem Volkswagen Konzern entwickelte 
Anrufbuskonzept, das einen öffentlichen Personentransport mit VW-Kleinbussen ohne 
Fahrplan- und Haltestellenzwang als Ergänzung zum herkömmlichen Linienverkehr orga-
nisiert. Der Erfolg des PNV-Projekts führte schließlich im Dezember 2003 zur offiziellen 
Inbetriebnahme des MultiBusses in der Region, dessen Bedienungsgebiet in den Folgejah-
ren sukzessiv ausgeweitet wurde.  
 
Zum Befragungszeitpunkt erhoffte man sich eine weitere Verbesserung der ÖPNV-Anbin-
dung von der in der Diskussion stehenden Reaktivierung der Bahnlinie zwischen Heins-
berg und Geilenkirchen-Lindern („Wurmtalbahn“), die ab 2012 in die neue Streckenfüh-
rung Mönchengladbach Hbf. – Aachen Hbf. eingebunden werden soll. Den Plänen zufolge 
sollte es dann mit mehreren Haltepunkten im Kerngebiet der Stadt Heinsberg einen Bahn-
anschluss an der Regionsgrenze benachbart zu Waldfeucht geben (vgl. Kreisverwaltung 
Heinsberg 2011). Mittlerweile ist das Verkehrsprojekt umgesetzt worden. Seit dem 15. 
Dezember 2013 ist die Wurmtalbahn als Teil der Rhein-Niers-Bahn (RB 33), die zwischen 
Aachen und Mönchengladbach/Duisburg verkehrt, mit sieben Haltestationen auf dem 
Stadtgebiet Heinsberg in Betrieb (vgl. AVV 2013:4f.). Es brauchte demnach 33 Jahre, bis 
„die einzige Kreisstadt in ganz Nordrhein-Westfalen ohne Bahnanbindung“ (AVV 2013:4) 
wieder ans Bahnnetz angeschlossen wurde. Im Zuge dessen ist auch der Buslinienverkehr 
zwischen der Selfkant-Region und der Stadt Heinsberg außerhalb der Schulzeiten auf die 
RB 33 ausgerichtet und durch die partielle Erhöhung der Fahrtenanzahl das ÖPNV-Ange-
bot in einigen Ortschaften der Regionsgemeinden verbessert worden (vgl. AVV 2013:6). 
 
5.5 Projekt zur Sicherung der Lebensqualität in der Region 
Wie andere Kommunen setzen sich auch die Regionsgemeinden Gangelt, Selfkant und 
Waldfeucht bereits mit dem demographischen Wandel auseinander. Obwohl sie, vergli-
chen mit anderen ländlich geprägten Räumen, eine bessere demographische Ausgangssi-
tuation besitzen, haben sie die Notwendigkeit erkannt, sich frühzeitig mit diesem gesamt-
gesellschaftlich bedeutenden Phänomen zu beschäftigen. Im Vordergrund steht für sie vor 
allem die Herausforderung der zunehmenden Bevölkerungsalterung. Der Umgang der 
Gemeinden mit dem demographischen Wandel ist dabei in die übergeordnete Raument-
wicklung der Region eingebunden, dessen Grundlage das gemeindeübergreifende Gebiets-
bezogene Integrierte Entwicklungskonzept (GIEK) bildet. Damit vollziehen die Regions-
gemeinden zugleich die im Zusammenhang mit dem demographischen Wandel, besonders 
in Bezug auf die Sicherstellung der Infrastrukturversorgung im ländlichen Raum, von Poli-
tik und Wissenschaft geforderte Strategie der interkommunalen Kooperation. Seit 2007 
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werden diese gemeinsamen entwicklungsplanerischen Bemühungen zusätzlich mit LEA-
DER-Fördermitteln der Europäischen Union unterstützt.  
 
Die Idee zur Kooperation entsprang generellen „Überlegungen der drei Bürgermeister vor 
der Kommunalwahl [2004] über eine sinnvolle Projektzusammenarbeit“ (Jahnen Pflüger 
2007:6), die sodann im Bereich Tourismus ihren Anfang nahm. Deren positive Erfahrun-
gen bekräftigten die politisch Verantwortlichen darin, die Region zukünftig gemeinsam 
entwickeln zu wollen, wofür schließlich im Jahr 2006 mit dem Integrierten ländlichen 
Entwicklungskonzept „Der Selfkant – drei Gemeinden auf dem Weg in die Zukunft“ (ILEK, 
Vorläufer des GIEK) eine amtlich anerkannte Planungsgrundlage geschaffen wurde. Um 
diesen eingeschlagenen Weg unter optimalen Voraussetzungen zu gestalten, haben sich 
die drei Gemeinden im Folgejahr als Region „Der Selfkant“ für den LEADER-Schwerpunkt 
des NRW-Programms „Ländlicher Raum 2007-2013“, ein zum damaligen Zeitpunkt rund 
800 Mio. Euro umfassendes Programm zur Förderung der ländlichen Entwicklung in 
Nordrhein-Westfalen gemäß ELER-Verordnung69 (vgl. MUNLV 2007:8), beworben. LEA-
DER fördert hierbei zur Umsetzung regionaler Entwicklungsstrategien die Zusammenar-
beit lokaler Akteure sowie Maßnahmen, die der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und 
Forstwirtschaft, der Verbesserung der Umwelt und Landschaft, der Erhöhung der Lebens-
qualität im ländlichen Raum und der Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft dienen 
(vgl. MUNLV 2009:1f.).  
 
Die Region „Der Selfkant“ ist als eine von zwölf LEADER-Regionen in Nordrhein-Westfalen 
ausgewählt worden. Die mit dem GIEK dokumentierte Entwicklungsstrategie sieht im Sin-
ne von LEADER vor, die Region unter Einbeziehung aller relevanten lokalen Akteure sowie 
der Bürger nachhaltig zu entwickeln. Die Trägerschaft hat dabei die eigens für die Förde-
rung gegründete „Lokale Aktionsgruppe ‚Der Selfkant‘ e.V.“ (LAG) inne, die sich derzeit aus 
90 Mitgliedern, darunter Gemeindevertreter, Wirtschafts-, Sozialpartner und Privatperso-
nen, zusammensetzt und deren Aufgabe es ist, den Entwicklungsprozess zu steuern und 
die Projektrealisierung zu unterstützen (vgl. LAG 2011a). Inhaltlich hat sich die Region 
folgende Entwicklungsziele gesetzt: 
• Erschließung von Kultur, Natur und Geschichte für Naherholung und Tourismus mit 
grenzüberschreitender Vermarktung  
• Erhaltung und Verbesserung der kulturellen und natürlichen Potenziale 
• Stärkung der Land- und Forstwirtschaft durch zusätzliche Einkommensquellen  
• Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements und Verbesserung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge. 
 
                                                          
69  Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung 
des ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
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Abb. 5.22: Die Arbeitsstruktur der „Lokalen Aktionsgruppe ‚Der Selfkant‘ e.V.“ (vgl. Jahnen Pflüger 2007:92) 
Hierfür wurden sechs Handlungsfelder (Abb. 5.22) und fünf sogenannte Leitprojekte defi-
niert (vgl. Jahnen Pflüger 2007:Kap. 9). Darunter sind ein Handlungsfeld und ein Leitpro-
jekt, die explizit an den demographischen Wandel anknüpfen sollen, und zwar das Hand-
lungsfeld „Demographischer Wandel – sorglos leben“ und das Leitprojekt „Sorglosboule-
vard“. Auffällig ist der in beiden Bezeichnungen auftauchende Begriff „sorglos“, der anzu-
deuten scheint, dass der demographische Wandel das Gegenteil impliziere und welche 
Notwendigkeiten sich hieraus ergeben. Dazu heißt es im GIEK: „Unter dem Begriff „Sorg-
los-Boulevard“ werden alle Projektbausteine zusammengefasst, die […] das Ziel verfolgen, 
das Leben im Alter in einer ländlichen Region zu erleichtern“ (Jahnen Pflüger 2007:83) 
und die im Handlungsfeld mit „Sorglos“ bezeichnete Maßnahme zielt darauf ab, für die 
„älter werdenden Generationen […] das Serviceangebot innerhalb der häuslichen Versor-
gung zu verbessern“ (Jahnen Pflüger 2007:77). An den Stellen, wo im GIEK vom demogra-
phischen Wandel die Rede ist, wird also der Aspekt der gesellschaftlichen Alterung aufge-
griffen, was die dahinterliegende Intention, trotz der in der Region zu erwartenden Verän-
derungen weiterhin ein unbeschwertes Leben im Alter zu ermöglichen, deutlich macht. 
Dass die Gemeinden dabei aber nicht nur die ältere Bewohnerschaft im Blick haben, er-
schließt sich aus der Struktur und dem Maßnahmenkatalog des Entwicklungskonzeptes: 
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- Bei den Leitprojekten handelt es sich um Themen- und Arbeitsschwerpunkte des Ent-
wicklungskonzepts, die aus mehreren Projektbausteinen bestehen und die Umsetzung 
eines definierten Ziels zum Gegenstand haben. Demzufolge haben die Projektbausteine 
und die darin enthaltenden geplanten Maßnahmen nicht zwangsläufig demselben 
Handlungsfeld anzugehören. So schließt das Leitprojekt „Sorglosboulevard“ nicht nur 
Maßnahmen aus dem o.g. Handlungsfeld, sondern auch aus dem Handlungsfeld „Nah-
versorgung, Mobilität und bürgerschaftliches Engagement“ mit ein. Dieses Handlungs-
feld deckt Lebensbereiche ab, die zwar im Alter besonderen Anforderungen unterlie-
gen, jedoch aufgrund der speziellen Gegebenheiten im ländlichen Raum generell von 
Bedeutung sind, so dass Maßnahmen in diesem Bereich der gesamten ansässigen Be-
völkerung zugute kommen (vgl. Jahnen Pflüger 2007:Kap. 9.4). 
 
- Unter den acht Projekten, die zum Handlungsfeld „Demographischer Wandel – sorglos 
leben“ gehören, sind drei Projekte zielgruppenübergreifend angelegt, was sich auch in 
deren Namen widerspiegelt. Mit dem „Generationengemeinschaftshaus“, „Mehrgenera-
tionenhaus“ und „Generationennetzwerk“ greifen die Gemeinden die Problematik des 
zunehmend zu beobachtenden Verlustes an traditionellen sozialen Netzwerken auf 
(vgl. Jahnen Pflüger 2007:74f./77f.). Mit diesen Projekten sollen Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die Kommunikation, Begegnung und Hilfe zwischen den Generatio-
nen fördern und damit zum Aufbau neuer sozialer Netzwerke, die dann den Verlust der 
alten kompensieren, beitragen. Ferner sei es allein schon aufgrund der Tatsache, dass 
die Geburtenrate keinen Beitrag mehr zum Bevölkerungswachstum der Region leiste, 
„umso wichtiger, Initiativen und Angebote zu schaffen, die eine nachhaltig hohe Le-
bensqualität sowohl für die junge Bevölkerung als auch für die älteren Menschen si-
chert“, wie die Mitglieder des Handlungsfeldes in ihrer ersten Arbeitssitzung bekräftig-
ten (vgl. Pondeva 2008:3f.). 
 
Damit verfolgen die Gemeinden also insgesamt eine nachhaltige Förderung der Lebens-
qualität in der Region. Sie fußt auf einer für das Entwicklungskonzept erarbeiteten SWOT-
Analyse70, aus der schließlich die einzelnen Handlungsfelder und Leitprojekte abgeleitet 
wurden. Dabei sind folgende sieben Bereiche analysiert worden: Siedlungs- und Raum-
struktur; Bevölkerungsstruktur und -entwicklung; Kultur und Kulturerbe; öffentliche Da-
seinsvorsorge, Naturversorgung, ÖPNV; Situation der Landwirtschaft; Umwelt und Land-
nutzung und Ländliche Wirtschaft. Für die im Zusammenhang mit dem demographischen 
Wandel im ländlichen Raum stehenden Herausforderungen kommt die Analyse für die 
Region „Der Selfkant“ zu dem Ergebnis, dass „die positive Bevölkerungszunahme durch 
Zuzüge aus den Niederlanden zu ‚Schlaforten‘ mit wenig Aufenthaltsqualitäten und sozia-
ler ‚Nähe‘ führt, […] die ausgeglichene, demografische Entwicklung in der Gesamtregion 
durch eine ‚Vergreisung‘ der Ortskerne mit gleichzeitigem Verlust der Versorgungsfunk-
tion der Ortskerne begleitet wird und die bestehenden regionalen ÖPNV-Angebote diese 
Entwicklung nicht ausreichend berücksichtigen“ (Jahnen Pflüger 2007:55). Damit werden 
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(Threats). 
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der positiven demographischen Situation negative, vor allem infrastrukturelle Folgen ge-
genübergestellt. Für den Umgang mit diesen Schwächen sowie dem demographischen 
Wandel insgesamt können jedoch zahlreiche andere Stärken genutzt werden, die der Re-
gion attestiert werden: Stadtrandlage zu den Niederlanden, attraktive Kultur-, Natur- und 
Landschaftspotenziale, gute Wohnqualität für junge Familien, umfangreiches Versor-
gungsangebot, innovative ÖPNV-Konzepte, regionales Brauchtum sowie interessante 
Kunstszene, vielseitiges Vereinsleben und ausgeprägtes Bürgerengagement (Tab. 5.3). 
Daraus lassen sich als Perspektiven die verstärkte Einbeziehung des benachbarten nieder-
ländischen städtischen Raumes, die Nutzung von Beschäftigungspotenzialen aus Touris-
mus, Naherholung und Landschaftspflege sowie eine Reihe von Maßnahmen für die Stei-
gerung der Lebensqualität in der Region ablesen.  
 
 
Tab. 5.3: Potenziale der Selfkant-Region für den Umgang mit dem demographischen Wandel (eigener Entwurf; 
vgl. Jahnen Pflüger 2007:48ff.) 
Im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung ist es der Politik ein zentrales Anliegen, die 
Bürger am Entwicklungsprozess der Region zu beteiligen. Über die Möglichkeit zur akti-
ven Mitarbeit in den Handlungsfeldern oder projektbezogenen Arbeitsgruppen hinaus 
geschieht dies in Form von Bürgerbefragungen. Das hat den Vorteil, dass nicht nur wenige 
eigeninitiativ handelnde interessierte Bürger, sondern eine größere Bewohnerschaft ein-
bezogen werden. Das ist vor allem für die Realisierungsphase wichtig, weil der Erfolg 
Stärken Chancen
grenzüberschreitende Stadtrandlage zu den 
Niederlanden
Entwicklung einer grenzüberschreitenden Stadt-Land-Region    
mit moderner Aufteilung von Funktionen und Erschließung       
der Chancen, die der städtische Raum in NL der Region           
an zusätzlicher Wertschöpfung und Lebensqualität bietet
beträchtliche und attraktive Kultur-, Natur-     
und Landschaftspotenziale
Steigerung der Attraktivität und Lebensqualität in der Region 
sowie des regionalen Charakters durch Erhalt von Natur und 
Landschaft sowie durch Steigerung von Wertschöpfung und 
Beschäftigung in den Bereichen naturgerechter Tourismus, 
Naherholung und Landschaftspflege
guter Wohnstandort für junge Familien langfristige Sicherung einer ausgeglichenen Altersstruktur     durch Angebote für alle Bevölkerungsgruppen
umfangreiches Versorgungsangebot für die 
Bevölkerung
Nutzung der Angebote zur Entwicklung und Realisierung 
innovativer Nahversorgungskonzepte
Offenheit für innovative ÖPNV-Konzepte Weiterentwicklung innovativer ÖPNV-Konzepte
umfangreiches regionales Brauchtum und 
ausgeprägte regionale Szene an Künstlern    
und Kunstschaffenden
Pflege regionalen Brauchtums und moderner Künstlerszene     
zur Entwicklung attraktiver Kulturangebote und Belebung        
des kulturellen und sozialen Lebens
intensives Vereinswesen Stärkung des Vereinslebens zur Förderung der Verankerung der Menschen in der Region und bürgerschaftlichen Engagements
starkes bürgerschaftliches Engagement
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements für einen 
Generationendialog (Familienunterstützung, Seniorenaktivierung, 
Kinderentwicklung)
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durchgeführter Maßnahmen von der Akzeptanz der Bevölkerung mit abhängt. Bei den aus 
der SWOT-Analyse gewonnenen Erkenntnissen stellt sich im nächsten Schritt die Frage, 
wie diese konkret umgesetzt werden sollen. Um „künftige Projekte speziell auf die Bedürf-
nisse der regionalen Bevölkerung abzustimmen […] [und somit] eine größtmögliche Ak-
zeptanz und Effizienz zu erreichen“ (LAG 2011b:Abs. 2) entstand zu Beginn des Förder-
zeitraums aus dem Handlungsfeld „Demographischer Wandel – sorglos leben“ heraus die 
Idee zum Projekt „Strategie Lebensqualität“. Daran knüpft die vorliegende Untersuchung 
an, die mit der Befragung die Bürgersicht auf die wohnortbezogene Lebensqualität in der 
Region „Der Selfkant“ zu erfassen suchte. Vor dem Hintergrund, dass der Projektbeginn 
mit dem Zeitpunkt des Dissertationsvorhabens zusammenfiel, bot es sich umso mehr an, 
die in diesem Rahmen beabsichtigte empirische Erhebung in Kooperation mit den Re-
gionsgemeinden durchzuführen. Durch die gute Zusammenarbeit und eine tatkräftige me-
diale Unterstützung, mit der die Befragung im Vorfeld der breiten Bewohnerschaft ange-
kündigt wurde, konnte eine hohe Teilnahme erzielt werden. Die Ergebnisse sind Gegen-
stand des anschließenden Kapitels. 
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6. Analyse der subjektiven wohnortbezogenen Lebensqualität 
Nachdem die Lebensbedingungen im Untersuchungsgebiet anhand von regional- und 
kommunalstatistischen Daten beschrieben wurden, soll nun in diesem Kapitel die Sicht 
der Bewohner auf ihr Wohn- und Lebensumfeld beleuchtet werden. Im Gegensatz zu den 
objektiv messbaren Indikatoren liefert das durch die Bürgerbefragung gewonnene Da-
tenmaterial subjektive Informationen, „weil sie von den Befragten als den Subjekten räum-
lichen Verhaltens und Handelns ausgehen“ (BBSR 2012e:Abs. 2). Es handelt sich hierbei 
also um personenbezogene Aussagen, die im Zuge des empirisch-analytischen For-
schungsprozesses entsprechend der Fragestellung ausgewertet wurden. Einleitend wird 
die Gruppe der an der Befragung teilgenommen Regionsbewohner charakterisiert. Danach 
werden ihre Aussagen zu Teilaspekten der einzelnen Bereiche wohnortbezogener Lebens-
qualität dargelegt, bevor auf deren Wohnzufriedenheit insgesamt und deren Wohnvorstel-
lungen im Alter eingegangen wird. Im Anschluss werden Handlungsbedarfe aus Bewoh-
nersicht aufgezeigt. Das Kapitel endet mit ausgewählten ortsteilspezifischen Analyseer-
gebnissen, um die an anderer Stelle erwähnte Bedeutung des unmittelbaren Wohnumfel-
des mit aufzugreifen. 
 
6.1 Charakteristika der befragten Bewohner 
Bevor sich die nachfolgenden Ausführungen eingehend mit den Ergebnissen zur subjekti-
ven Lebensqualität beschäftigen, sollen zunächst einige Hintergrundinformationen zu den 
Befragten gegeben werden. Gemäß dem in dieser Arbeit behandelnden Untersuchungsge-
genstand wurden hierfür verschiedene die Wohn- und Lebenssituation kennzeichnende 
Kriterien erhoben. Dazu zählen in erster Linie sogenannte sozialstatistische Merkmale. 
Diese „für viele sozialgeographische Untersuchungen als differenzierende Variablen un-
verzichtbaren Angaben“ (Reuber/Pfaffenbach 2005:69) beinhalten sozioökonomische 
Fakten bzw. Eigenschaften der Probanden, die neben Analysezwecken dazu dienen, die 
Lebenslage der Befragten zum Zeitpunkt der Befragung in ihren Grundzügen zu ermitteln 
und dadurch deren Aussagen besser in den Befragungskontext einordnen zu können. Zu-
sätzlich zu gängigen Angaben wie Alter, Geschlecht, Familienstand, Bildung, Erwerbsstatus 
und Herkunft wurden wesentliche haushalts- und wohnbezogene Informationen (Haus-
haltsstruktur, Wohnbesitzverhältnis, Wohndauer u. a.) erfragt.  
 
6.1.1 Sozioökonomische Merkmale71 
Unter den Befragten sind nur geringfügig mehr Frauen (52,1 %) als Männer (47,9 %) ver-
treten. Die große Mehrheit lebt in einer Ehegemeinschaft (79,9 %). Rund sieben Prozent 
sind ledig, acht Prozent verwitwet, weitere 5,5 % geschieden und mindestens jede fünfte 
unverheiratete Person befindet sich in einer Partnerschaft. Vier Fünftel der befragten Be-
wohner haben Kinder, wobei diese in der Hälfte der Fälle (53,4 %) noch mit im Haushalt 
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4.2.4.3 behandelt worden.  
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wohnen. Die Kinderanzahl variiert zwischen eins und acht. Die meisten haben zwei Kinder 
(52,5 %), etwa jeder Fünfte ein Kind und weitere 18 % drei Kinder. 84 Personen bzw. 6,2 
% gaben an, vier Kinder zu haben und geringe 1,3 % sind noch kinderreicher. Anzumerken 
ist, dass fast jede sechste Person keine Angabe zu dieser Rubrik machte72.  
 
Das Bildungsniveau betreffend hat fast die Hälfte der meisten Befragten einen Haupt- bzw. 
Volksschulabschluss (47,5 %). Ein Viertel hat die Realschule besucht und etwa genauso 
viele haben einen höheren Bildungsweg eingeschlagen – in der Gemeinde Selfkant sind es 
30,5 % –, von denen rund zwölf Prozent das Abitur und 13 % einen Hochschulabschluss 
erworben haben. Der Anteil der Personen ohne Bildungsabschluss ist mit 1,4 % minimal. 
Insgesamt kann damit die erfasste Bildungsstruktur als charakteristisch für die befragten 
Altersgruppen und für ländliche Räume (vgl. Rolfes 1996:223f.) bezeichnet werden. Fer-
ner ist festzustellen, dass die Befragung damit nicht selektiv zugunsten von Personen mit 
höherem Bildungsniveau wirkte, was bei wissenschaftlichen Erhebungen relativ häufig 
vorkommt.  
 
Mit 55,3 % ist etwas mehr als die Hälfte der befragten Personen erwerbstätig, davon etwa 
jeder Dritte als Teilzeitbeschäftigter. Bei den 35- bis 50-Jährigen sind 82,4 % berufstätig, 
bei den 51- bis 65-Jährigen fast zwei Drittel (62,5 %) und bei den Senioren noch knapp 
vier Prozent. Die übrigen Befragten, darunter jeder Dritte über 50 Jahre und jeder Zweite 
über 65 Jahre alt, gehören nicht bzw. nicht mehr zur Erwerbsbevölkerung. So befindet sich 
ein Viertel momentan nicht in einem Beschäftigungsverhältnis; rund jede/r Fünfte ist 
Hausfrau bzw. Hausmann.  
 
Die große Mehrheit der Befragten wohnt im Eigentum (87,9 %), die übrigen zwölf Prozent 
zur Miete73. Der Eigentümeranteil ist mit 90,7 % in der Gemeinde Selfkant am höchsten. 
Hohe Eigentumsquoten sind für die deutschen ländlichen Räume kennzeichnend (vgl. 
BBSR 2009c:5), ein Resultat, das neben der historisch bedingten landwirtschaftlich ge-
prägten Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur der insbesondere im Zuge von Suburbanisie-
rungsprozessen betriebenen Wohnungsbaupolitik der Kommunen geschuldet ist.  
 
Zu den sozialstatistischen Merkmalen einer Person gehört auch die Herkunft. Da diese in 
der deutschen Statistik unterschiedlich definiert und operationalisiert wird – ausländische 
Bevölkerung bzw. Personen mit Migrationshintergrund – und um Interpretationsirrtü-
mern vorzubeugen, wurde bei der Befragung vereinfachter Weise das Geburtsland und die 
Nationalität erhoben. Auch wenn nicht alle Personen beide Angaben gemacht haben, so 
sind doch in den meisten Fällen Nationalität und Geburtsland identisch. Nur 6,8 % der 
Befragten besitzen die Staatsangehörigkeit eines Landes, aus dem sie nicht gebürtig stam-
                                                          
72  Dies könnten u. U. kinderlose Personen sein, die das Antwortfeld „Anzahl der Kinder“ entsprechend freige-
lassen haben. 
73  Insgesamt machten allerdings knapp 20 % der Befragten (320 Personen) zu ihrem Wohnbesitzverhältnis 
keine Angabe. Aufgrund der binären Antwortmöglichkeit können darunter auch Personen sein, die mietfrei 
wohnen, selbst aber nicht Eigentümer sind. 
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men. 86,5 %74 der Befragten sind Deutsche. Nicht überraschend folgen an zweiter Stelle 
mit 11,4 % die Niederländer, die unter den ausländischen Regionsbewohnern die größte 
Gruppe bilden. Deren Anteil variiert jedoch innerhalb der drei Gemeinden stark. So ma-
chen die Niederländer in der Gemeinde Selfkant ein Viertel der befragten Bürger (24,6 %) 
aus, in Gangelt und Waldfeucht hingegen nur rund sechs bzw. drei Prozent. Die wenigen 
übrigen Befragten stammen vornehmlich aus anderen europäischen Ländern. 
  
6.1.2 Haushaltssituation 
In der Regel wohnen die Befragten mit einer Person bzw. zwei Personen in einem Haus-
halt. Die durchschnittliche Haushaltsgröße beträgt 2,74 Personen. Nur 10,6 % sind Ein-
personenhaushalte (Tab. 6.1). Es überwiegen Zweipersonenhaushalte (42,4 %), die fast 
ausschließlich von kinderlosen Wohngemeinschaften gebildet werden. Mit 21,3 % gehört 
rund jeder Fünfte einem Vierpersonenhaushalt an, in dem nahezu immer auch Kinder, 
meist zwei an der Zahl, wohnen. 18 % der Haushalte bestehen aus drei Personen, zumeist 
aus zwei Erwachsenen und einem Kind. In Haushalten mit fünf und mehr Personen, die 
rund acht Prozent aller Haushalte ausmachen, leben überwiegend drei bzw. vier Kinder. 
Mit einer verglichen mit dem Bundesdurchschnitt höheren Anzahl an größeren Haushal-
ten und wesentlich geringeren Anzahl an Einpersonenhaushalten spiegelt die Befragung 
die in vielen ländlichen Regionen noch bestehende eher klassische Wohnform wider (vgl. 
Kabisch/Wagner 2006:126). Das prozentuale Verhältnis zwischen Mehrpersonenhaushal-
ten mit und ohne Kinder liegt bei rund 51:49. In den 737 Haushalten mit Kindern wohnen 
im Mittel 3,80 Personen, in den meisten von ihnen zwei Kinder. Zusammen wohnen in den 
737 Haushalten 1.280 Kinder. Daraus errechnet sich eine durchschnittliche Kinderanzahl 
von 1,74 Kindern pro Haushalt. Deren Altersverteilung ist recht breit gestreut. Kinder im 
schulpflichtigen Alter unter 16 Jahre (31,3 % der Altersnennungen) wie auch in den Al-
tersklassen ab 16 bzw. 21 Jahre (26 % bzw. 35,7 %) sind stark vertreten. Indessen stellen 
Haushalte mit Kleinkindern bis ins Vorschulalter eine zahlenmäßige Minderheit dar (7,1 
%). 
 
In den einzelnen Gemeinden entspricht die Haushaltsstruktur weitestgehend dem Gesamt-
bild der Region (Tab. 6.2). Bezüglich der Haushaltsgrößen weicht die Struktur in Wald-
feucht von diesem stärker ab. Hier sind mit 2,8 Personen pro Haushalt im Durchschnitt 
etwas größere Haushalte und damit einhergehend ein höherer Anteil an Mehrpersonen-
haushalten (92,6 %) vorzufinden. Dieser liegt in den anderen beiden Gemeinden bei etwa 
88 %. Das Verhältnis zwischen Mehrpersonenhaushalten mit und ohne Kinder gleicht sich 
in Waldfeucht und Selfkant aus, in Gangelt überwiegt geringfügig der Anteil an Haushalten 
mit Kindern. In ihnen variiert die durchschnittliche Kinderanzahl zwischen 1,69 (Gangelt) 
und 1,79 (Selfkant) Kinder, wobei am häufigsten zwei Kinder mit im Haushalt wohnen. 
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Tab. 6.1: Haushaltsstruktur der Befragten (eigene Erhebung) 
 
Tab. 6.2: Wichtige Haushaltskenngrößen im interkommunalen Vergleich (eigene Erhebung) 
In Bezug auf die Haushaltskonstellation herrschen traditionelle Formen vor. Im Allgemei-
nen leben die Befragten mit ihrem Partner/ihrer Partnerin und mit bzw. ohne Kinder in 
einem Haushalt (Tab. 6.3). Bei den meisten Partnerschaften handelt es sich um eine Ehe-
gemeinschaft. 40 % der Befragten wohnen zu zweit in Form einer Paargemeinschaft, fast 
ebenso viele mit Partner und Kindern. Sehr wenige Personen leben in einem Mehrgenera-
tionenhaushalt. Dies ist nur bei vier Prozent der Fall, wobei der Anteil zwischen 3,2 % 
(Waldfeucht) und 4,9 % (Gangelt) leicht variiert. Mit 57,6 % ist dabei der klassische Drei-
generationenhaushalt aus Großeltern, Eltern und Kindern am häufigsten vertreten. Dass 
zumindest eigene Eltern oder die des Partners mit zur Wohngemeinschaft gehören, sagten 
5,8 % der Befragten. Im Gemeindevergleich kommt der Wert auf maximal rund sieben 
Prozent (Gangelt). Die im Haushalt mitwohnenden Eltern sind zum überwiegenden Teil im 
Alter zwischen 76 und 89 Jahren (61,8 % der Altersnennungen). Darauf folgt mit 27 % die 
Altersgruppe 60-75 Jahre.  
zusammen 1 2 3 4 5 6 7
Anzahl %
Haushalte mit
1 Person 173 10,6 173 − − − − − − − −
2 Personen 692 42,4 670 22 100,0 − − − − − −
3 Personen  295 18,1 44 251 91,6 8,4 − − − − −
4 Personen  348 21,3 4 344 7,0 92,7 0,3 − − − −
5 Personen  102 6,3 2 100 11,0 26,0 63,0 0,0 − − −
6 Personen 17 1,0 1 16 6,3 25,0 18,8 50,0 0,0 − −
7 Personen  2 0,1 0 2 0,0 0,0 100,0 0,0 0,0 0,0 −
8 Personen  1 0,1 0 1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 100,0 0,0
9 Personen  1 0,1 0 1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 100,0
Zusammen 1.631 100,0 894 737 39,1 50,2 9,4 1,1 0,0 0,1 0,1
Haushaltsgröße
Insgesamt
Davon
ohne 
Kinder
mit Kind(ern)
Anzahl % von Spalte "zusammen"
Region Gangelt Selfkant Waldfeucht
Ø Haushaltsgröße 2,74 2,72 2,71 2,80
häufigster Haushaltstyp 2-Pers.-HH       (42,4 %)
2-Pers.-HH       
(40,2 %)
2-Pers.-HH       
(43,3 %)
2-Pers.-HH       
(43,6 %)
Anteil Singlehaushalte (%) 10,6 12,3 12,1 7,4
Mehrpersonenhaushalte mit / ohne Kinder (abs.) 737 / 721 242 / 227 246 / 247 246 / 242
51:49 52:48 50:50 50:50
Haushalte mit Kinder:
     Ø Haushaltsgröße 3,80 3,78 3,82 3,78
     Ø Kinderanzahl 1,74 1,69 1,79 1,73
     häufigste Kinderanzahl
zwei                    
(50,2 %)
zwei                    
(46,3 %)
zwei                    
(51,2 %)
zwei                    
(53,3 %)
Anzahl der Haushalte (Bezugsgröße) 1.631 535 561 527
Anzahl der Haushalte insgesamt 1.647 541 564 530
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Tab. 6.3: Zusammensetzung der befragten Haushalte (eigene Erhebung) 
Alleinerziehende Personen machen einen geringen Anteil von 3,6 % aus und wohnen 
meist ohne eine weitere Bezugsperson mit ihren Kindern zusammen. Die erfassten Single-
haushalte sind überwiegend älter als 65 Jahre, weiblich und verwitwet (Tab. 6.4). So woh-
nen 69,7 % der befragten älteren Witwen alleine (53 von 76 Personen)75 und stellen damit 
etwa ein Drittel aller Einpersonenhaushalte. Während sie aber in Waldfeucht und Gangelt 
gut ein Viertel der Alleinlebenden ausmachen, sind es in der Gemeinde Selfkant knapp 
zwei Fünftel (39,4 %).  
 
 
Tab. 6.4: Singlehaushalte nach Alter, Geschlecht und Familienstand (eigene Erhebung) 
                                                          
75  Diese Zusatzinformation bezieht sich nicht auf Tabelle 6.4, sondern beruht auf anderen eigenen Auswer-
tungen. 
ohne Kinder mit Kinder
Haushalte ohne (Ehe-)Partner/in 12,7 3,6
alleine 10,6 2,7
mit Elternteilen 1,5  0,2*
mit Elternteilen, Enkelkinder −  0,1*
mit Elternteilen, Enkelkinder, weiteren Verwandten −  0,1*
mit Elternteilen, weiteren Verwandten 0,2 −
mit Enkelkinder −  0,5*
mit weiteren Verwandten 0,2 0,1
mit Freunden/Bekannten 0,1 −
Haushalte mit (Ehe-)Partner/in 42,0 41,7
Paargemeinschaft 40,0 37,9
und Elternteile 1,0 2,3*
und Elternteile, Enkelkinder   0,1* 0,2*
und Elternteile, weitere Verwandte 0,1 −
und Enkelkinder 0,5  0,6*
und Enkelkinder, weitere Verwandte −  0,1*
und weitere Verwandte 0,2 0,6
und Freunde/Bekannte − 0,1
Haushalte gesamt: 1.627 54,7 45,3
            * Mehrgenerationenhaushalt
Haushalte in %
ledig verheiratet geschieden verwitwet
m 6,7 − 1,8 −
w 7,3 1,2 1,8 −
m 4,8 1,2 6,1 1,8
w 3,6 1,2 3,0 4,8
m − 0,6 3,0 12,1
w 3,6 0,6 2,4 32,1
Anzahl 165 43 8 30 84
Geschlecht
Familienstand
35-50 Jahre
51-65 Jahre
> 65 Jahre
Alter
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6.1.3 Wohndauer 
Was die Wohndauer betrifft, so ist zunächst festzuhalten, dass rund die Hälfte der befrag-
ten Regionsbewohner (49,6 %) seit der Geburt in der Region wohnhaft ist, somit gebürtig 
aus dem „Selfkant“ stammt. Dies gilt in etwa auch für die Befragten in den einzelnen Ge-
meinden. Aus den erhobenen Altersbereichsangaben kann geschlossen werden, dass je-
weils knapp über ein Drittel von ihnen mindestens 35 bzw. 51 Jahre hier wohnt und im-
merhin noch 29,6 % können auf 66 und mehr Wohnjahre zurückblicken. Davon abwei-
chend sind unter den gebürtigen Selfkantern überdurchschnittlich mehr Senioren (37,1 
%) und unter den gebürtigen Waldfeuchtern mehr 51- bis 65-Jährige (40,3 %).  
 
Von den zugezogenen Befragten haben 27,2 % ihren Wohnstandort erst in den letzten 
neun Jahren in die Region verlagert (Abb. 6.1). Etwa jeder Vierte wurde in den 1990er 
Jahren Neubürger, so dass insgesamt die Hälfte der Zugezogenen innerhalb der letzten 20 
Jahre hier ansässig wurde. 15 % sind in den 1970er Jahren gekommen, fast genauso viele 
im darauffolgenden Jahrzehnt. Werden alle Wohnzeiträume zusammen betrachtet, so ist 
in Waldfeucht im Vergleich ein etwas höherer Anteil an Bürgern mit geringerer Wohndau-
er erfasst worden, weil bis 1960 weniger und in den 1980/90er Jahren mehr Personen in 
die Gemeinde zugewandert sind. Der im Untersuchungsgebiet erfasste früheste Zuzug geht 
auf den Zeitraum der 1920er Jahre zurück.  
 
 
Abb. 6.1: Wohndauer der zugezogenen Bewohner nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
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6.1.4 Merkmale der Zugezogenen 
Die Mehrzahl der zugezogenen Bewohner (36,4 %) hat zuvor im übrigen Gebiet des Land-
kreises Heinsberg gewohnt (Abb. 6.2), davon die meisten in der Kreishauptstadt Heins-
berg und in Geilenkirchen. Rund jeder Fünfte ist aus dem Nachbarland zugezogen. Für 
diese Zuzügler ist hauptsächlich die Gemeinde Selfkant zum neuen Wohnort geworden, 
was sicherlich wesentlich durch die unmittelbar angrenzende Lage Selfkants an die Agglo-
meration Sittard-Geleen bedingt ist. In Selfkant stellen sie mit knapp 43 % die größte 
Gruppe unter den Zugezogenen, in den anderen Regionsgemeinden mit zwölf (Gangelt) 
bzw. sieben Prozent (Waldfeucht) dagegen nur jeweils die viertgrößte. Ein weiteres Fünf-
tel kam aus einer anderen nordrhein-westfälischen Kommune in die Region, dabei über-
wiegend aus der Städteregion Aachen und aus Mönchengladbach. Einen Wohnortwechsel 
innerhalb der Region vollzogen immerhin noch zwölf Prozent der Befragten, und zwar 
meist zwischen den Gemeinden Gangelt und Selfkant (43,2 % der Wanderungsfälle). Ins-
gesamt wird „Der Selfkant“ damit als Nahwanderungszielgebiet bestätigt.  
 
 
Abb. 6.2: Letzter Wohnstandort der zugezogenen Bewohner nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
 
6,6
42,9
11,9
21,7
6,6
3,9
7,3
5,8
22,8
14,2
26,1
20,8
52,3
21,6
38,3
36,4
8,3
14,2
13,4
12,1
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60%
Waldfeucht
[241]
Selfkant
[282]
Gangelt
[261]
Region
[788]
Zugezogene
 anderer Ortsteil der Gemeinde
 andere Gemeinde der Region "Der Selfkant"
 andere Gemeinde des Landkreises Heinsberg
 andere Gemeinde NRWs
 anderes Bundesland
 Niederlande
 Belgien
 anderes europäisches Ausland
 außereuropäisches Ausland
6 Analyse der subjektiven wohnortbezogenen Lebensqualität 191 
 
Weiterhin ist festzustellen, dass sich die Gruppe der Zugezogenen hinsichtlich ihrer Wohn- 
und Lebenssituation von der Gesamtheit der Befragten kaum unterscheidet (Tab. 6.5). 
Auch hier dominieren verheiratete 51- bis 65-jährigen Personen, die meist zwei Kinder 
haben.76 In 54 % der Fälle wohnen die Kinder noch mit im Haus, welche vornehmlich im 
jungen Erwachsenen- bzw. schulpflichtigen Kindesalter sind. Der Großteil (83,9 %) wohnt 
ebenfalls im Eigenheim und 44 % in einem Zweipersonenhaushalt, jeder neunte Zugezo-
gene alleine. Die durchschnittliche Haushaltsgröße beträgt 2,70 Personen, in Haushalten 
mit Kindern 3,75 Personen, beides Werte, die leicht unter denen der Gesamtbefragten 
liegen. Haushalte mit Kindern machen knapp die Hälfte (49,4 %) der Mehrpersonenhaus-
halte aus. Nennenswerte Unterschiede zeigen die Merkmale Bildung und Herkunft. Unter 
den Zugezogenen sind mit einem Drittel mehr Personen mit einem höheren Bildungsni-
veau und mit fast einem Fünftel (18,1 %) mehr gebürtige Niederländer. Zusammenfassend 
zeigen die zugezogenen Bürger im Vergleich zu allen Befragten folgende Merkmale: vor-
wiegend zwischen 51 und 65 Jahre alt, zu einem höheren Anteil berufstätig, höher ausge-
bildet, wohnen häufiger allein sowie in kleineren und kinderärmeren Haushalten. 
 
 
Tab. 6.5: Charakteristika der Zugezogenen im Vergleich zu den Gesamtbefragten (eigene Erhebung) 
 
                                                          
76  Bei rund einem Fünftel der zugezogenen Befragten ist aufgrund einer fehlenden Angabe zur Kinderzahl 
anzunehmen, dass sie keine Kinder haben. 
Befragte insgesamt Zugezogene
Altersstruktur (in % nach Altersgruppen) 35,4 − 38,3 − 26,4 34,8 − 42,3 − 22,9
Personen mit höherem Bildungsabschluss (%) 25,6 33,4
Erwerbstätigkeitsquote (%) 55,3 57,9
Anteil Niederländer (%) 11,4 18,1
Ø Haushaltsgröße 2,74 2,70
häufigster Haushaltstyp 2-Pers.-HH                  (42,4 %)
2-Pers.-HH                        
(44,0 %)
Anteil Singlehaushalte (%) 10,6 11,1
Mehrpersonenhaushalte mit / ohne Kinder (abs.) 737 / 721 358 / 366
51:49 49:51
Haushalte mit Kinder:    Ø Haushaltsgröße 3,80 3,75
Ø Kinderanzahl 1,74 1,73
     häufigste Kinderanzahl
zwei                                   
(50,2 %)
zwei                                      
(47,5 %)
Anzahl der Bewohner 1.647 828
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6.2 Versorgungsinfrastruktur 
In der politischen wie wissenschaftlichen Diskussion um zukünftige Herausforderungen 
im Umgang mit dem demographischen Wandel steht vor allem die Sicherstellung einer 
bedarfsgerechten Infrastrukturversorgung im Mittelpunkt, ein Aspekt, der aufgrund sei-
ner räumlichen Implikationen auch von der Ministerkonferenz für Raumordnung zu einem 
zentralen Handlungsfeld erklärt wurde. Dieser ist nicht allein für die wohnortbezogene 
Lebensqualität in den von starker Schrumpfung gefährdeten Regionen Deutschlands von 
Relevanz, sondern ebenso in den nur von Alterungsprozessen betroffenen ländlichen, we-
niger dicht besiedelten Räumen mit mehr oder weniger dispersen Siedlungsstrukturen. 
Infrastrukturelle Einrichtungen, insbesondere zur täglichen Versorgung, müssen im Sinne 
einer tragfähigen Entwicklung auf die Bedürfnisse der jetzigen und kommenden Genera-
tionen abgestimmt sein. Aus diesem Grunde lag ein Untersuchungsschwerpunkt auf dem 
Thema der Versorgungsinfrastruktur am Wohnort (Abb. 6.3). Dabei wurden für das Leben 
und die Alltagsbewältigung am Wohnort wesentliche Bereiche berücksichtigt. Zum einen 
galt es, die Infrastruktur von den befragten Bürgern beurteilen zu lassen sowie deren Er-
reichbarkeit anhand von Zeitaufwand zu erfassen. Zum anderen sollte die Bedeutung des 
mobilen Handels, der bereits vielerorts in ländlichen Regionen zur Sicherstellung der 
Grundversorgung als alternative Angebotsform zu den herkömmlichen Versorgungsein-
richtungen zum Einsatz kommt, eingestuft werden.  
 
 
Abb. 6.3: Untersuchungsgegenstand „Versorgungsinfrastruktur am Wohnort“ (eigener Entwurf) 
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6.2.1 Beurteilung der Versorgungsinfrastruktur 
Den Bürgern wurde mehrfach die Möglichkeit gegeben, sich zur infrastrukturellen Versor-
gung in der eigenen Wohngemeinde zu äußern. Die Beurteilung erfolgte dabei in dreierlei 
Hinsicht: Bewertung einzelner Infrastrukturkriterien77 auf einer Skala von sehr gut bis 
sehr schlecht78, Gesamtbewertung des örtlichen Infrastrukturangebots im Sinne von aus-
reichend/nicht ausreichend und Angabe von infrastrukturellen Bedarfen. Bei ersterer galt 
es folgende Aspekte zu beurteilen: Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungen, medizini-
sche Versorgung, Schulangebot, Versorgung mit Kindergärten, Gastronomie-, Freizeit-
/Kulturangebot sowie Hilfs- und Betreuungsangebote für Senioren. Dabei sollten die Frei-
zeit- und Kulturmöglichkeiten am Wohnort in nicht näher spezifizierter Form für die ver-
schiedenen Zielgruppen Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Senioren beurteilt werden. 
Die fünf erstgenannten Aspekte decken die eigentliche Grundversorgung ab, so dass sie 
unter dem Begriff „Versorgungsinfrastruktur im engeren Sinne“ subsummiert wurden.  
 
Beurteilung der Versorgungsinfrastruktur i.e.S. 
Im Ganzen wird die Versorgungsinfrastruktur i.e.S. von den Regionsbewohnern für noch 
gut (Ø 2,34) empfunden (Abb. 6.4). Das positive Gesamturteil wird auch von den einzelnen 
Altersgruppen geteilt, wobei die über 65-Jährigen mit einem Durchschnittswert von 2,28 
die beste Gesamtbewertung abgegeben haben. Mit Ausnahme der Einkaufsmöglichkeiten 
und Kindergartenversorgung stufen sie die Angebote besser ein als die Befragten aus den 
beiden anderen Altersgruppen. Am zufriedensten sind die Bewohner, selbst altersüber-
greifend, mit der Kindergartenversorgung (2,10), gefolgt von den Einkaufsmöglichkeiten 
und Dienstleistungen (2,3). Es fällt allerdings auf, dass letztere mit steigendem Alter öfter 
für schlecht bzw. sehr schlecht gehalten werden. Das Schulangebot schneidet mit 2,41 
schlechter ab, wobei die altersspezifische Beurteilung zum vorangehenden Muster entge-
gengesetzt verläuft und ältere Befragte dies besser beurteilen als jüngere. Jedoch ist zu 
berücksichtigen, dass im Unterschied zu den anderen Infrastrukturangeboten nicht jeder 
Haushalt Bildungseinrichtungen in Anspruch nimmt, was durch die individuelle Lebens- 
und Familiensituation bedingt ist. Deshalb ist davon auszugehen, dass Befragte aus den 
beiden jüngeren Altersgruppen, die mit schulpflichtigen Kindern in einem Haushalt woh-
nen, einen höheren Betroffenheitsgrad und folglich größeren Einblick in die Bildungsver-
sorgung vor Ort haben. Während in beiden Haushaltsgruppen (mit/ohne Kinder) die Kin-
dergartenversorgung eine gleich gute Bewertung erfährt, halten die in Familienhaushalten 
lebenden Personen das Schulangebot für schlechter (2,48 gegenüber 2,33). Das Angebot 
                                                          
77  Das zur Versorgungsinfrastruktur gehörende ÖPNV-Angebot und Aspekte des öffentlichen Raumes werden 
in Kapitel 6.3 und 6.4 behandelt. 
78  Die Bewertungsskala umfasste dabei die fünf Stufen sehr gut, gut, mittel, schlecht und sehr schlecht. Für die 
Datenauswertung wurde diesen Bewertungsstufen jeweils eine Zahl zugeordnet („sehr gut“ = 1 bis „sehr 
schlecht“ = 5). Mittels dieser Kodierung sind aus den Einzelbewertungen Durchschnittswerte errechnet 
worden. Dabei werden Werte bis 1,5 als sehr gutes Urteil, 1,5 bis 2,5 als gutes, 2,5 bis 3,5 als mittelmäßiges 
und Durchschnittswerte ab 3,5 als schlechtes Urteil interpretiert. Ist vom prozentualen Anteil schlechter 
Bewertungen die Rede, so ist hierunter die Summe aus den abgegebenen Urteilen „schlecht“ und „sehr 
schlecht“ zu verstehen.  
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an Gastronomiebetrieben, auch wichtige soziale Treffpunkte, wird ähnlich wie die Schul-
versorgung beurteilt. Mit zunehmendem Alter wird es zwar besser eingestuft, allerdings 
hält es fast jeder Zehnte unter den Senioren für schlecht bzw. sehr schlecht. Die medizini-
sche Versorgung kommt von allen Versorgungseinrichtungen i.e.S. am schlechtesten weg, 
insbesondere bei den Familienhaushalten (2,57) und den 35- bis 50-Jährigen (2,61), wobei 
mit knapp vier Fünftel der Großteil dieser Altersgruppe Haushalte mit Kindern stellt.  
 
 
Abb. 6.4: Bewertung der Versorgungsinfrastruktur i.e.S. am Wohnort nach Alter (eigene Erhebung) 
 
Abb. 6.5: Bewertung der Versorgungsinfrastruktur i.e.S. am Wohnort nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
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In den einzelnen Gemeinden wird die Versorgungsinfrastruktur i.e.S. ähnlich gut einge-
stuft, wobei ihr einzig die Selfkanter mit 2,43 einen schlechteren Wert geben als die Re-
gionsbewohner insgesamt (Abb. 6.6). Mit deren Ausnahme wird von den Bürgern der ein-
zelnen Gemeinden die Kindergartenversorgung am besten und die medizinische Versor-
gung am schlechtesten bewertet. Auffällig sind die großen interkommunalen Unterschie-
de, was die Bildungsinfrastruktur betrifft. Hier ist es vor allem die Schulversorgung, mit 
der die Bürger Selfkants merklich unzufriedener sind. Dies kann auf das geringere Ange-
bot im Sekundarbereich zurückgeführt werden. Für überdurchschnittlich schlechter hal-
ten sie ebenfalls das Kindergarten- und Gastronomieangebot (2,28 bzw. 2,45). Von allen 
Befragten fühlen sich die Waldfeuchter hinsichtlich medizinischer Versorgung und Ein-
kaufsmöglichkeiten/Dienstleistungen häufiger benachteiligt (Abb. 6.5, S. 194).  
 
 
 
Abb. 6.6: Bewertung der Versorgungsinfrastruktur i.e.S. am Wohnort nach Alter in den Regionsgemeinden 
(eigene Erhebung) 
Bei der Einschätzung durch die drei Altersgruppen im interkommunalen Vergleich ist fest-
zustellen, dass es gemeindeübergreifend die 35- bis 50-jährigen Bewohner sind, die der 
Versorgungsinfrastruktur i.e.S. die schlechteste Gesamtbeurteilung geben (Abb. 6.6). Dabei 
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bewerten sie, wie schon die Analyse auf Regionsebene offenbarte, die medizinische Ver-
sorgung und das Schulangebot in ihrem Wohnort gegenüber den höheren Altersgruppen 
deutlich schlechter. Die Abweichungen betragen zwischen 0,19 und 0,43 Punkten, so dass 
die Beurteilungen teilweise eine Bewertungskategorie schlechter ausfallen. Die Gangelter 
Senioren sowie die Selfkanter Generation 50plus halten besonders das Einkaufsangebot in 
ihrer Gemeinde für schlechter. Im Unterschied zu ersteren haben die Senioren in Selfkant 
und Waldfeucht nahezu durchgängig insgesamt die besten Beurteilungen von allen Alters-
gruppen abgegeben.  
 
Beurteilung der Freizeit-, Kultur- und Betreuungsangebote  
Zunächst hat die Analyse ergeben, dass der Infrastrukturbereich Kultur und Freizeit von 
allen befragten Bürgern nur eine mittelmäßige Beurteilung erhält und mit einem Gesamt-
wert von 3,19 deutlich schlechter als die Versorgungsinfrastruktur i.e.S. eingestuft wird. 
Von allen Bewohnergruppen scheinen dabei Kinder noch die besten Freizeitmöglichkeiten 
vorzufinden, auch wenn diese ebenfalls nicht mehr für gut und von mindestens jedem 
fünften Befragten für schlecht empfunden werden (Abb. 6.7). Die Angebote für Jugendliche 
und Senioren schneiden mit 3,3 am schlechtesten ab. Junge Haushalte sind mit der Situa-
tion für Kinder und Jugendliche unzufriedener als der Durchschnitt, jeder Dritte bzw. 
Zweite beurteilt sie sogar mit schlecht bzw. sehr schlecht. Die Generation 50plus hingegen 
bewertet das Kultur- und Freizeitangebot für Erwachsene und Senioren am schlechtesten, 
wobei das Angebot für Erwachsene von allen Altersgruppen ziemlich ausgeglichen beur-
teilt wird (3,1). Den Hilfs- und Betreuungsangeboten für Senioren geben die Befragten mit 
2,92 auch nur einen mittelmäßigen Wert, die Senioren selbst stufen sie mit 2,95 mit am 
schlechtesten ein. Trotz allem werden diese Angebote von allen hier aufgeführten ziel-
gruppenspezifischen Bereichen am besten eingeschätzt. 
 
 
Abb. 6.7: Bewertung zielgruppenspezifischer Freizeit-, Kultur- u. Betreuungsangebote am Wohnort nach Alter 
(eigene Erhebung) 
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Wie bei der Versorgungsinfrastruktur i.e.S. schneiden auch hier Gangelt am besten und 
Selfkant am schlechtesten ab, wobei sich die Ergebnisse aus Selfkant und Waldfeucht nicht 
groß unterscheiden (Abb. 6.8). Übereinstimmend schätzen aber die Befragten aller drei 
Gemeinden die Freizeit- und Kulturangebote für Kinder und Erwachsene besser ein als die 
für Jugendliche und Senioren. Abgesehen von den Senioren in Gangelt und den 35- bis 50-
Jährigen in Waldfeucht wird diese Meinung in den einzelnen Kommunen altersgruppen-
unabhängig vertreten. Damit gibt die Gemeindeebene das gleiche Bild wie die Region ins-
gesamt ab. Hilfs- und Betreuungsangebote für Senioren werden im interkommunalen Ver-
gleich von den Gangelter Bürgern am besten (2,69) und von den Waldfeuchtern am 
schlechtesten eingestuft (3,09). Insgesamt fallen die großen Anteile schlechter Bewertun-
gen auf (Ø-Werte zwischen 23 % und 43 %), die auf Gemeindeebene einen Spitzenwert 
von 50 % erreichen. Auch dabei wiederholt sich das kommunale Muster, dass sich die 
Gangelter grundsätzlich weniger schlecht und die Selfkanter am negativsten äußern. 
 
 
Abb. 6.8: Bewertung zielgruppenspezifischer Freizeit-, Kultur- und Betreuungsangebote am Wohnort nach 
Gemeinde (eigene Erhebung) 
Beurteilung des Versorgungsgrades des Infrastrukturangebots 
Subjektive Zufriedenheit bzw. Unzufriedenheit mit der Infrastrukturversorgung am Wohn-
ort ist Ausdruck dessen, wie das Infrastrukturangebot wahrgenommen wird. In der Regel 
resultiert sie aus einem Zusammenspiel zweier Bewertungsebenen, der Quantität und 
Qualität. Dass trotz der im Sinne des gesamtgesellschaftlichen Leitbildes des Sustainable 
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Development zu Recht geäußerten Forderung „Qualität statt Quantität“ der quantitative 
Aspekt beim gesteckten Ziel der Sicherstellung der Daseinsvorsorge auf der politischen 
Handlungsebene mit zu berücksichtigen sein wird, macht beispielsweise die von Pütz und 
Spangenberg (2006:337) aufgeworfene Frage „Wie viele Zentrale Orte sind erforderlich?“ 
deutlich. Gleichwohl sich diese in erster Linie in von Bevölkerungsschrumpfung stark be-
troffenen Räumen Deutschlands stellt, wird eine Neugestaltung des Zentrale-Orte-Modells 
mindestens auf regionaler Ebene zu diskutieren sein und demzufolge je nach Definition 
und räumlicher Abgrenzung der Versorgungseinzugsbereiche auch Auswirkungen auf 
demographisch andersgeartete Regionen haben. Daneben gewinnt die Frage nach der 
Quantität vor dem Hintergrund der prekären Finanzlage der Kommunen zunehmend an 
Bedeutung und kann je nachdem, wie sie von den Kommunen beantwortet wird, großen 
Einfluss auf die subjektive Lebensqualität der Wohnbevölkerung nehmen.  
 
Mit der Untersuchung in Gangelt, Selfkant und Waldfeucht sind Kommunen ausgewählt 
worden, die als Kleinstädte im Rahmen der infrastrukturellen Daseinsvorsorge die De-
ckung des Grundbedarfs sicherzustellen haben. Der demographische Wandel hat in die-
sem Zusammenhang, wie bereits erwähnt, den Ruf nach Mindeststandards laut werden 
lassen, womit sozusagen der Startschuss für die Suche nach dem kleinsten gemeinsamen 
Nenner in der Grundversorgung gegeben wurde. Um hierfür erste Erkenntnisse zu gewin-
nen, sollten die Bewohner zudem das örtliche Infrastrukturangebot, im Kern als Summe 
der Versorgungseinrichtungen i.e.S. plus ÖPNV-Angebot verstanden, in quantitativer Hin-
sicht mit dem Urteil ausreichend oder nicht ausreichend79 bewerten. Das Ergebnis zeigt, 
dass es mehrheitlich für ausreichend empfunden wird. So sagen 71 % der Befragten, es 
genüge zur Befriedigung der eigenen Alltagsbedürfnisse. Das sehen die Bewohner der ein-
zelnen Gemeinden ähnlich, wobei in Gangelt der zustimmende Anteil mit 68,6 % am ge-
ringsten ausfällt (Selfkant 70,2 %, Waldfeucht 74,2 %), und das trotz interkommunal ins-
gesamt bester Bewertung der Infrastrukturkriterien. Das belegt, dass Urteile über den 
Versorgungsgrad auch unabhängig von der vorangegangenen Kriterienbewertung erfol-
gen können, zumal Bedürfnisse in unserer im hohen Maße konsumorientierten Gesell-
schaft und im Streben nach einem auf Bequemlichkeit abzielenden Lebensstil nach oben 
offen zu sein scheinen. Die Antworten deuten aber auf einen Zusammenhang in der Weise 
hin, dass mit dem Statement „nicht ausreichend“ eine deutlich schlechtere Bewertung ein-
zelner Infrastrukturkriterien einhergeht. So werden mit Ausnahme der Kindergartenver-
sorgung und der Freizeitangebote für Kinder alle Kriterien der Versorgungsinfrastruktur 
(inkl. ÖPNV-Angebot) im Vergleich zu den Personen mit gegenteiliger Meinung um rund 
einen halben Bewertungspunkt schlechter eingestuft (Abb. 6.9). Das betrifft am stärksten 
die Einkaufsmöglichkeiten, das Gastronomieangebot und die medizinische Versorgung, 
worauf auch die Korrelationsrechnung hindeutet80. Bewertungsunterschiede der genann-
ten Größenordnung existieren ebenso auf kommunaler Ebene, wobei die Abweichungen in 
der Gemeinde Selfkant mit durchschnittlich 0,51 Punkten über dem Regionswert von 0,48 
                                                          
79  Der Begriff „ausreichend“ ist hier nicht als Schulnote zu verstehen, sondern als positive Äußerung und 
somit eine gute Bewertung. 
80  Bei diesen Kriterien weist der Kontingenzkoeffizient mit Werten über 0,4 die höchste Korrelation aus. 
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liegen (Tab. 6.6). Die Bewohner der einzelnen Gemeinden bewerten mindestens zwei Drit-
tel der abgefragten Infrastrukturkriterien eine Kategorie schlechter, wenn das Angebot 
insgesamt als nicht ausreichend angesehen wird. In Gangelt äußert sich dies besonders 
beim Einkaufs- und Gastronomieangebot, in Selfkant bei den Freizeitangeboten für Ju-
gendliche und in Waldfeucht ebenfalls bei den Einkaufsmöglichkeiten.  
 
 
Abb. 6.9: Bewertung der Infrastrukturkriterien in Abhängigkeit der Beurteilung des Versorgungsgrades (eige-
ne Erhebung) 
 
 
Tab. 6.6: Bewertung der Infrastrukturkriterien bei nicht für ausreichend empfundenem Versorgungsgrad nach   
Gemeinde (eigene Erhebung) 
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Kategorie Abweichung Kategorie Abweichung Kategorie Abweichung
Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungen mittelmäßig* 0,62 gut 0,47 mittelmäßig* 0,57
medizinische Versorgung mittelmäßig* 0,55 mittelmäßig* 0,58 mittelmäßig* 0,52
Schulangebot gut 0,33 mittelmäßig* 0,56 mittelmäßig* 0,47
Versorgung mit Kindergärten gut 0,18 gut 0,31 gut 0,29
Gastronomieangebot mittelmäßig* 0,62 mittelmäßig* 0,58 mittelmäßig* 0,44
öffentliche Verkehrsanbindung (ÖPNV) schlecht* 0,57 schlecht* 0,51 schlecht 0,54
Spiel- und Freizeitangebote für Kinder mittelmäßig* 0,25 schlecht* 0,54 schlecht* 0,46
Spiel- und Freizeitangebote für Jugendliche mittelmäßig 0,36 schlecht* 0,66 schlecht* 0,50
Freizeit- und Kulturangebote für Erwachsene mittelmäßig 0,46 schlecht* 0,46 schlecht* 0,44
Freizeit- und Kulturangebote für Senioren schlecht* 0,45 schlecht* 0,48 schlecht* 0,51
Hilfs- und Betreuungsangebote für Senioren mittelmäßig* 0,53 mittelmäßig 0,47 schlecht* 0,43
Ø Abweichung in der Bewertung gegenüber 
den Befragten, die das Infrastrukturangebot 
vor Ort als ausreichend empfinden
0,45 0,51 0,47
Befragte mit Urteil "nicht ausreichend"
* Bew ertung um eine Kategorie schlechter
Infrastrukturangebot
Gangelt Selfkant Waldfeucht
170 (31,4 %) 168 (29,8 %) 136 (25,8 %)
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In Bezug auf die Altersgruppen hält jeder dritte 35- bis 50-Jährige das Infrastruktur-
angebot in der eigenen Gemeinde für nicht ausreichend, bei den anderen Altersgruppen 
sind es mit jeweils rund jedem Vierten deutlich weniger. Somit sind die Jüngeren unzu-
friedener als die Älteren. Abweichend davon äußerten sich in Gangelt mehr als jeder dritte 
Senior negativ, in Selfkant etwa genauso viele Bürger in der Altersgruppe 35-50 Jahre und 
in Waldfeucht jeder fünfte Senior. Eine weitere differenzierte Betrachtung zeigt, dass zwar 
weniger mobile Personen eher zu diesem Urteil neigen, was nicht verwundert, aber selbst 
gut ein Viertel der mobilen Bewohnerschaft sich vor Ort eine bessere Infrastrukturausstat-
tung wünscht. So scheint einem nennenswerten Teil der Befragten trotz vorhandener Mo-
bilität die Nähe zu Versorgungseinrichtungen zu fehlen.  
 
Die Relevanz des Distanzfaktors wird noch dadurch untermauert, dass die örtliche Infra-
strukturversorgung mit zunehmendem Zeitaufwand81 für das Aufsuchen von Grundbe-
darfseinrichtungen tendenziell vermehrt als nicht ausreichend bezeichnet wird:  
 
 
Abb. 6.10: Bewertung des Versorgungsgrades in Abhängigkeit des für das Aufsuchen von Grundbedarfs-
einrichtungen benötigten Zeitaufwandes nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Insgesamt steigt dieser Anteil von 26,6 % bei Personen, die in der Regel max. eine Viertel-
stunde benötigen, auf 48,1 % bei denen, die mindestens eine Dreiviertelstunde aufwenden 
(Abb. 6.10). Auf der anderen Seite sinkt aber der Anteil der mit dem Infrastrukturangebot 
Unzufriedenen bei einem Zeitaufwand von mehr als 60 min wieder. Das sowie das Analy-
seergebnis, dass der Grad der Unzufriedenheit mit der örtlichen Versorgung innerhalb der 
Zeitkategorien je nach Wegezweck differiert, lässt erkennen, dass die Bewertung auch 
davon abhängt, wie viel Zeit man für welchen Zweck bereit ist aufzuwenden. Selbst das 
aber scheint nicht einheitlich zu sein, wie die Ergebnisse aus den einzelnen Gemeinden 
                                                          
81  Im Alltag werden Distanzen hauptsächlich als zeitlicher Aufwand wahrgenommen, der sozusagen einen 
Indikator für die „gefühlte“ Entfernung darstellt. 
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belegen. Daneben fällt die Unzufriedenheit unter den Gangeltern auf, die am höchsten ist. 
Die Selfkanter orientieren sich am ehesten am Regionsdurchschnitt. Von den Waldfeuch-
tern urteilen am wenigsten bis zum Zeitaufwand von einer Dreiviertelstunde negativ. In-
wieweit sich der Zeitaufwand auf die Infrastrukturbewertung ausreichend/nicht ausrei-
chend auswirkt, kann anhand des Verlaufs der Trendlinien abgelesen werden. So weisen 
diese nur für die Gemeinden Gangelt und Waldfeucht einen recht hohen Zusammenhang 
nach, was das Bestimmtheitsmaß von rund 0,6 ausdrückt (Selfkant 0,1).  
 
Infrastrukturelle Bedarfe 
Die mit der örtlichen Infrastruktur weniger zufriedenen Bewohner (478 Personen bzw. 
29,1 %) wurden in einem zweiten Schritt gebeten, zu ihren infrastrukturellen Bedarfen 
näher Auskunft zu geben. Das heißt, es wurde konkret gefragt, welche Angebote vermisst 
bzw. zusätzlich gewünscht werden.  
 
 
Abb. 6.11: Fehlende Infrastrukturangebote vor Ort aus Bewohnersicht nach Gemeinde82 (eigene Erhebung) 
Die meisten beklagen das Fehlen von Fachärzten (Abb. 6.11). Hierbei mangele es fast der 
Hälfte an einem Augen- und jedem Zehnten an einem Zahnarzt. Die Gangelter und Selfkan-
ter führten zudem mehrfach explizit Kinder- und Notärzte auf. Darüber hinaus werden vor 
allem eine Poststelle und weiterführende Schulen (je 34,2 %), eine Seniorenbegegnungs-
stätte (29,7 %) sowie kleine Versorgungsläden wie Tante-Emma-Läden oder Kioske (28,2 
%) gewünscht. Mit insgesamt rund einem Drittel an Nennungen wird der größte Bedarf im 
Bereich der medizinischen Versorgung gesehen, gefolgt von sonstigen Dienstleistungen 
                                                          
82  Dargestellt sind alle Infrastrukturangebote, die von jeweils mindestens fünf Prozent der Befragten genannt 
wurden. 
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und Bildungseinrichtungen, die 19 % bzw. 14 % aller Nennungen auf sich vereinen83 (Tab. 
6.7). Über die Hälfte der genannten Infrastrukturangebote sind dem Grundbedarf84 zuzu-
ordnen. Dies entspricht ebenso der Bedarfsstruktur in den einzelnen Gemeinden. Nach 
Angeboten differenziert werden in Gangelt jedoch weitaus stärker Supermärkte und eine 
Post, in Selfkant weiterführende Schulen und Friseure und in Waldfeucht Allgemeinmedi-
ziner vermisst (Abb. 6.11). 
 
Bei Betrachtung der einzelnen Altersgruppen fällt auf, dass sich eigentlich wenig alters-
spezifische Prioritäten herauskristallisieren. Die wenigen Akzente setzen die 35- bis 50-
jährigen Bewohner mit vergleichsweise häufigeren Angaben von Bildungs- und sonstige 
Einzelhandelseinrichtungen, die 51- bis 65-Jährigen mit Kultur- und Freizeitangeboten 
und die Gruppe der Senioren mit einer stärkeren Nachfrage in der Lebensmittelversor-
gung (Tab. 6.7). Im Unterschied dazu haben die Senioren in Selfkant und Waldfeucht ver-
stärkt die medizinische Versorgung sowie das Angebot an sonstigen Dienstleistungen er-
wähnt.  
 
 
 
Tab. 6.7: Infrastrukturbedarf vor Ort nach Alter (eigene Erhebung) 
Was vor Ort an Infrastruktur gewünscht wird, kann auch aus Erreichbarkeitsüberlegungen 
resultieren, die im Alter aufgrund eingeschränkter Mobilität verstärkt zum Tragen kom-
men. Um zu sehen, inwieweit dies dem Antwortverhalten der Befragten zu entnehmen ist, 
wurde die Auswertung getrennt nach Personen mit und ohne Pkw durchgeführt. Dabei ist 
zunächst anzumerken, dass mit 90 % die große Mehrheit derjenigen, die einen Infrastruk-
turbedarf angegeben haben, über einen Pkw verfügt.  
 
                                                          
83  Insgesamt sind sieben Versorgungsbereiche definiert worden. Welche von den Befragten genannte Infra-
strukturangebote welchem Bereich zugeordnet wurden, ist der Übersicht A-4 im Anhang zu entnehmen.  
84  Die Infrastrukturangebote lassen sich drei Bedarfsstufen zuordnen: Grundbedarf, Ergänzungsbedarf, Spe-
zialisierter höherer Bedarf. Die Zuordnung orientiert sich dabei an der Wertigkeit bzw. Fristigkeit des je-
weiligen Angebots, womit dem Ausstattungsgrad der Zentralen Orte unterschiedlicher Hierarchiestufe 
Rechnung getragen werden soll.  
Gesamt 35-50 J. 51-65 J. > 65 J.
medizinische Versorgung 665 34,8 33,9 35,4 35,7 141,2
sonstige Dienstleistungen 364 19,0 18,7 18,7 20,0 77,3
Bildungseinrichtungen 271 14,2 17,7 13,4 9,3 57,5
Lebensmittelversorgung 256 13,4 10,3 14,2 17,3 54,4
Kultur- und Freizeitangebot 204 10,7 8,5 13,6 10,7 43,3
sonstiger Einzelhandel 102 5,3 8,0 2,4 4,8 21,7
Verkehrsinfrastruktur 50 2,6 3,0 2,3 2,3 10,6
Grundbedarf 1.092 57,1 58,4 54,4 57,5 231,8
Ergänzungsbedarf 815 42,6 41,2 45,4 42,3 173,0
Spezialisierter höherer Bedarf 5 0,3 0,4 0,2 0,2 1,1
Gesamt 1.912 100,0 100,0 100,0 100,0 471
[Anzahl der Nennungen] [779] [619] [440]
Versorgungsbereich/Bedarfsstufe
Nennungen Fälle 
(Befragte)        
%Anzahl Gesamt
%
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Aus den Ergebnissen kann abgelesen werden, dass bestimmte Versorgungsbereiche gene-
rell, d. h. unabhängig von der individuellen Mobilitätssituation, am Wohnort präsent sein 
sollten. Es handelt sich hierbei vor allem um die Bereiche „Medizinische Versorgung“ und 
„sonstige Dienstleistungen“, die von beiden Personengruppen (Befragte mit Pkw, Befragte 
ohne Pkw) in ähnlich hohem Maße genannt wurden (Abb. 6.12). Nennenswerte Unter-
schiede ergeben sich nur bei der Lebensmittel- und Bildungsversorgung. Erstere wurde 
von den Befragten ohne Pkw mit 20,6 % an Nennungen deutlich häufiger angesprochen 
(Befragte mit Pkw 12,4 %), die zweite mit 15,3 % hingegen häufiger von denen mit Pkw 
(Befragte ohne Pkw 6,7 %). Dass die Personen ohne Pkw Bildungseinrichtungen weniger 
stark aufführten, ist damit zu erklären, dass es sich hierbei im Unterschied zur Vergleichs-
gruppe überwiegend um Senioren handelt. Dennoch überrascht das Ergebnis insofern, als 
dass gerade diejenigen, die aufgrund eines Pkws Distanzen im Raum leichter überwinden 
können, diesbezüglich einen weitaus höheren Bedarf sehen. Das könnte die Interpretation 
stützen, dass Schulen und besonders Kindergärten auch ohne Auto problemlos erreichbar 
sein sollten.  
 
Sowohl nicht motorisierte als auch motorisierte Bewohner vermissen vor Ort überwie-
gend Angebote zur Deckung des Grundbedarfs, wobei erstere solche Angebote etwas häu-
figer nannten (63,6 % der Nennungen gegenüber 56,5 %). Aus dem Gesamtbild sticht auf 
Gemeindeebene hervor, dass sich in Waldfeucht die Nichtmotorisierten viel stärker medi-
zinische Angebote vor Ort wünschen. So entfiel nahezu die Hälfte der Antworten auf die-
sen Infrastrukturbereich, während es mit jeweils rund einem Drittel bei den Gangeltern 
und Selfkantern keinen nennenswerten Unterschied zur Vergleichsgruppe der motorisier-
ten Befragten gab.  
 
 
 
Abb. 6.12: Infrastrukturbedarf vor Ort bei (Nicht-)Verfügbarkeit eines Pkws (eigene Erhebung) 
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6.2.2 Erreichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen 
Für eine zukünftig angemessene infrastrukturelle Versorgung wird es nicht nur um die 
Frage gehen müssen, welche Angebote der Wohnbevölkerung in welcher Form bereitge-
stellt werden können, sondern vor allem wie deren Erreichbarkeit weiterhin gewährleis-
tet werden kann. Da erst Erreichbarkeit die Nutzung von Infrastruktureinrichtungen er-
möglicht, wird dies bei der Konzeption von adäquaten Versorgungslösungen eine Kern-
aufgabe darstellen, wobei sich wie im Falle mobiler Verkaufseinrichtungen Angebotsform 
und Erreichbarkeit auch gegenseitig bedingen können (vgl. Kap. 6.2.3).  
 
Erreichbarkeit lässt sich anhand verschiedener Kriterien messen und beurteilen. Als zen-
trale Faktoren sind dabei Entfernung, Zeitaufwand und ÖPNV-Anbindung zu nennen, die 
bei jedem Einzelnen abhängig von eigenen Erwartungen, Bedürfnissen, aber auch Ge-
wohnheiten unterschiedlich stark in die Beurteilung von Erreichbarkeit eingehen. Anstelle 
Erreichbarkeit direkt durch die Bewohner bewerten zu lassen, wurde hier eine Erfas-
sungsmethode gewählt, die auch das BBSR bei ihren Erreichbarkeitsanalysen Zentraler 
Orte anwendet. Dabei wird versucht, die Frage nach der Erreichbarkeit mit Hilfe der Indi-
katoren Zeitaufwand und Verkehrsmittel zu beantworten. Demnach bezeichnet das BBSR 
beispielsweise im motorisierten Individualverkehr (MIV) eine durchschnittliche Fahrzeit 
von 30 Minuten zum nächsten Mittelzentrum als „zumutbaren Reisezeitaufwand“ (BBSR 
2011e) und stützt sich damit auf die in den Richtlinien für integrierte Netzgestaltung 
(RIN) verfassten Erreichbarkeitsstandards für Zentrale Orte (Tab. 6.8). Diese bundesweit 
geltenden Standards mit „nur empfehlenden Charakter“ beinhalten zudem Vorgaben für 
den ÖPNV, welche die Bundesländer teilweise in ihr Landesraumordnungsprogramm bzw. 
ihren Landesentwicklungsplan übernommen haben (vgl. BMVBS 2010d:14f.).  
 
 
  Tab. 6.8: Zielgrößen für die Erreichbarkeit Zentraler Orte von den Wohnstandorten  
  (vgl. Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. 2008:11) 
Da in den Untersuchungsgemeinden die infrastrukturelle Versorgung auf der Angebots-
ebene betrachtet wird, ist die Erreichbarkeit zu einzelnen Infrastruktureinrichtungen und 
Orten erfasst worden. Im Unterschied zu den auf gemessenen Pkw- und Bahn-Fahrzeiten 
basierenden Erreichbarkeitsanalysen des BBSR wurden dabei weitere Fortbewegungsmit-
tel mit einbezogen, wobei sich die erfasste Erreichbarkeit auf das hauptsächlich verwen-
dete Fortbewegungsmittel bezieht. Die Befragten konnten dabei zwischen vier Formen der 
Fortbewegung wählen: Pkw, Bus/Zug, Fahrrad und zu Fuß. Dadurch sollten die Mobili-
tätsvielfalt berücksichtigt und zugleich Ergebnisse erzielt werden, die die reale Alltagsmo-
bilität der Wohnbevölkerung abbilden. Der Zeitaufwand sollte jeweils für die einfache 
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Wegstrecke angegeben und einer von fünf Zeitkategorien (von min. Zeitaufwand bis 15 
Minuten bis max. Zeitaufwand mehr als 60 Minuten) zugeordnet werden. In diesem Zu-
sammenhang wurden die Bewohner also gebeten, Auskunft über die Verkehrsmittelwahl 
und den durchschnittlich benötigten Zeitaufwand für das Aufsuchen verschiedener Infra-
strukturangebote zu geben. Zu diesen gehören Arbeits- bzw. Ausbildungsplatz, Bildungs-
einrichtungen für Kinder (Schule, Kindergarten), Hausarzt, Supermarkt, Bekleidungsge-
schäft, Restaurants und Cafés, verschiedene Freizeitangebote (Freizeiteinrichtungen der 
Kinder, Kino, Theater/Konzerte/Museen) sowie Erholungsorte im Freien, womit essenzi-
elle die Versorgungsinfrastruktur widerspiegelnde Angebote verschiedener Bedarfsstufen 
ausgewählt worden sind. Die so ermittelten zweckgebundenen zeit- und verkehrsmittel-
basierten Erreichbarkeiten liefern Informationen über die Versorgung im Untersuchungs-
gebiet und zugleich über das Zirkulationsverhalten85 der Bewohner.  
  
 
Tab. 6.9: Beurteilungsschema für die Erreichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen (eigener  
Entwurf, vgl. Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. 2008:11) 
Da einerseits für das infrastrukturelle Angebot Vorgaben in Form von Erreichbarkeits-
standards meist nicht bzw. nicht für einzelne Infrastruktureinrichtungen existieren und 
diese in den wenigen Ausnahmefällen anhand unterschiedlichster Kriterien wie zum Bei-
                                                          
85  Das Thema Alltagsmobilität wird in Kapitel 6.3 ausführlicher behandelt.  
MIV ÖPNV
Supermarkt 
Allgemeinmediziner/Hausarzt
Schule der Kinder
Kindertagesstätte
Restaurants und Cafés
Freizeiteinrichtungen der Kinder
Bekleidungsgeschäft
Kino
Ort für Erholung/Aktivität im Freien
Theater, Konzerte, Museen
Oberzentrum
2               
(Spezialisierter                    
höherer Bedarf)
≤ 60 ≤ 90
Fahrzeit in Minuten
Infrastrukturangebot
1 Zentrale-Orte-Kategorie 
(Bedarfsstufe) 
2
 Die Zuordnung erfolgte hier auf der Basis des Mehrheitsprinzips. D.h. da Theater und Konzerthallen  
   in der Regel Oberzentren vorbehalten sind, sind Museen, auch wenn diese zur Regelausstattung von 
   Mittelzentren gehören, dieser obersten Zentrenkategorie zugeordnet worden.
Grundzentrum 
(Grundbedarf)
≤ 20 ≤ 30
Mittelzentrum 
(Ergänzungsbedarf)
≤ 30 ≤ 45
1
 Das Infrastrukturangebot Arbeits-/Ausbildungsplatz ist hier nicht mit aufgeführt, weil  es keiner 
   Zentrumskategorie eindeutig zuordbar ist.
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spiel wohnortnahe Lage, Einzugsgebiete oder Entfernungsangaben definiert werden (vgl. 
BMVBS 2010d:Kap. 3), andererseits aber eine zweckmäßige Ergebnisinterpretation er-
möglicht werden soll, wurden die Vorgaben der RIN als Beurteilungsgrundlage für die 
ermittelten Erreichbarkeiten herangezogen. So soll sich die Beurteilung, wie in Tabelle 6.9 
(S. 205) dargestellt, in Abhängigkeit von der Art des Infrastrukturangebots (Wertig-
keit/Fristigkeit des Angebots) an den empfohlenen Erreichbarkeitsstandards für die Zen-
trale-Orte-Kategorien Grund-, Mittel- und Oberzentrum orientieren. 
 
Zunächst kann festgestellt werden, dass insgesamt die Infrastruktureinrichtungen meist 
innerhalb von 15 Minuten erreicht werden. Fast die Hälfte der Antworten (47 %) entfiel 
auf diese Zeitkategorie. In knapp drei Viertel der Fälle86 wird maximal eine halbe Stunde 
benötigt und ein Zeitaufwand von mehr als 45 Minuten in 13,8 %. Dem Zentrale-Orte-
Konzept entsprechend soll sich die Erreichbarkeit der Infrastruktur an der Häufigkeit der 
Nachfrage orientieren.  
 
 
Abb. 6.13: Zeitaufwand für das Aufsuchen ausgewählter Infrastrukturangebote (eigene Erhebung) 
Bei differenzierter Betrachtung der Zeitaussagen nach Art des Infrastrukturangebots zeigt 
sich, dass die befragten Bewohner mit ihrem Mobilitätsverhalten diese raumplanerische 
Zielsetzung bestätigen: So benötigt die Mehrheit für das Aufsuchen der Grundbedarfsein-
richtungen maximal eine Viertelstunde, wobei der Anteil an Befragten, wo das zutrifft, bei 
der Kindertagesstätte (91,7 %), beim Supermarkt (82,1 %) und beim Hausarzt (79,6 %) 
besonders hoch ist (Abb. 6.13). Allerdings ist festzustellen, dass nur knapp über die Hälfte 
der Befragten Schulen und Freizeiteinrichtungen für Kinder in dieser Zeit erreicht und 
diese damit, abgesehen von Gastronomiebetrieben, die niedrigsten Werte aufzeigen. Bei 
den Schulen kann das darauf zurückgeführt werden, dass nicht alle Gemeinden eine Real- 
                                                          
86  In diesem Zusammenhang sind Fälle nicht im statistischen Sinne gemeint (Gruppe der Befragten als Be-
zugsgröße), sondern inhaltlich als Anlässe oder Zwecke zu interpretieren. Damit sind Fälle mit den von den 
Befragten gegebenen Antworten gleichzusetzen.  
6,7
27,0
8,4
27,9
55,4
44,5
91,7
51,0
79,6
82,1
39,9
11,8
21,5
33,1
47,0
32,7
40,6
5,5
31,2
15,3
13,3
29,1
31,2
16,7
39,3
14,9
7,9
9,2
10,9
2,6
14,4
25,7
9,8
14,3
6,2
3,1
5,2
8,7
24,6
25,0
4,9
3,9
7,9
0% 20% 40% 60% 80% 100%
Theater, Konzerte, Museen [731]
Ort für Aktivität im Freien [1.042]
Kino [718]
Bekleidungsgeschäft [1.219]
Freizeiteinrichtungen der Kinder [404]
Restaurants und Cafés [1.153]
Kindertagesstätte [218]
Schule der Kinder [439]
Allgemeinmediziner/Hausarzt [1.371]
Supermarkt [1.425]
Arbeits‐/Ausbildungsplatz [889]
Befragte
≤ 15 min
 16-30 min
 31-45 min
 46-60 min
 > 60 min
6 Analyse der subjektiven wohnortbezogenen Lebensqualität 207 
 
und Förderschule haben und ein gymnasiales Angebot gänzlich fehlt. Für das Aufsuchen 
von Bekleidungsgeschäften und Orten der Freizeitgestaltung, die im Alltag weniger häufig 
nachgefragt werden, wird in der Regel mehr Fahrzeit aufgewendet. Am größten ist der 
Zeitaufwand für Theater-, Konzert- und Museumsbesuche, wo nur etwa jeder Fünfte das 
gewünschte Ziel innerhalb von 30 Minuten und knapp jeder Zweite innerhalb von 45 Mi-
nuten erreicht. Größere interkommunale Unterschiede sind bei der Erreichbarkeit von 
Schulen und Freizeiteinrichtungen der Kinder sowie von gastronomischen Einrichtungen 
auszumachen. Während die in der Gemeinde Selfkant wohnhaften Befragten für erstere im 
Durchschnitt mehr Zeit aufwenden, ist es bei den Gangeltern im Falle von Restaurants und 
Cafés genau umgekehrt. Für Besuche von Kultureinrichtungen wenden die Befragten der 
einzelnen Gemeinden ebenfalls unterschiedlich viel Zeit auf. Das verwundert nicht. Die 
Variable wird hier noch stärker von individuellen Interessen bestimmt, so dass ein Ge-
meindevergleich wenig Sinn macht. Zusätzlich zu den Versorgungseinrichtungen bleibt 
noch anzumerken, dass der tägliche Zeitaufwand zum Arbeits- bzw. Ausbildungsplatz, ein 
wichtiges Kriterium bei der Wohnstandortwahl, für knapp drei Viertel der Befragten ma-
ximal eine halbe Stunde beträgt, was für die heutigen üblichen Mobilitätsanforderungen 
ein guter bis sehr guter Wert ist. 
 
Neben der räumlichen Lage der im Einzelfall aufsuchenden Infrastruktureinrichtung hängt 
der individuell benötigte Zeitaufwand ganz wesentlich vom gewählten Fortbewegungsmit-
tel ab. Um diesem Aspekt Rechnung zu tragen, was in den RIN im Bereich des motorisier-
ten Verkehrs mit der Unterscheidung von MIV- und ÖPNV-Zielgrößen getan wurde, ist die 
Erreichbarkeitsanalyse um den Faktor des nicht motorisierten Individualverkehrs (NMIV) 
erweitert worden. Zugleich ermöglicht erst die Kenntnis über die benutzten Fortbewe-
gungsmittel die Verwendung der RIN-Vorgaben, wodurch eine bessere Beurteilungs-
grundlage geschaffen wird. Da in der vorliegenden Untersuchung bei der Abfrage des Mo-
bilitätsverhaltens auch der NMIV mitberücksichtigt wurde und für tägliche Wegstrecken 
mit dem Fahrrad oder zu Fuß niedrigere Toleranzgrenzen als im MIV und ÖPNV anzu-
nehmen sind, wurde abweichend von den RIN-Vorgaben als unterste Zeitkategorie gene-
rell 15 Minuten gewählt. Wird bei der Beurteilung der Befragungsergebnisse die relative 
Mehrheit als quantitative Bemessungsgröße herangezogen, so wird die laut RIN vorgege-
bene Pkw-Erreichbarkeit bei mindestens sechs von zehn87 betrachteten Infrastrukturan-
geboten erzielt (vgl. Anhang A-5). Dazu gehören die Bildungseinrichtungen, der Hausarzt, 
Supermarkt, das Bekleidungsgeschäft sowie das Theater, Konzerte und Museen umfassen-
de Kulturangebot. In Bezug auf Freizeiteinrichtungen der Kinder und Gastronomieeinrich-
tungen kann die Einhaltung der RIN-Vorgabe von maximal 20 Minuten Fahrzeit bei min-
destens der Hälfte der befragten Pkw-Nutzer88 nicht mit völliger Sicherheit festgestellt 
werden. Das ist in diesem Fall der genannten Erhebungsmethodik geschuldet, mit der 
                                                          
87  Der Arbeits-/Ausbildungsplatz als Wesensort der Grunddaseinsfunktion „arbeiten“ ist hiervon ausgenom-
men, weil sich dieses Infrastrukturangebot aufgrund seiner nicht eindeutigen Zuordbarkeit zu einer Zen-
trumskategorie dem gewählten Beurteilungsschema entzieht. 
88  Der hier verwendete Begriff Pkw-Nutzer schließt den Personenkreis ein, der das Auto als übliches Fortbe-
wegungsmittel für das Aufsuchen der entsprechenden Infrastruktureinrichtung angegeben hat. Dies gilt 
entsprechend für die Begriffe ÖPNV-Nutzer, Fahrradfahrer und Fußgänger.  
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durch die Abfrage von 15min-Zeitintervallen die Erreichbarkeit genauer erfasst werden 
sollte. Folglich sind die ermittelten prozentualen Anteile an Befragten, die für die entspre-
chende Wegstrecke höchstens eine Viertelstunde mit dem Pkw benötigen, hier als Min-
destzahlen aufzufassen89. Mit Ausnahme der Restaurants und Cafés werden die Grundbe-
darfseinrichtungen auch mit den öffentlichen Verkehrsmitteln mehrheitlich in der Richt-
fahrzeit von einer halben Stunde erreicht (vgl. Anhang A-6). Zwei Drittel der ÖPNV-Nutzer 
benötigen höchstens 45 Minuten für den Weg zu einem Bekleidungsgeschäft. Ein ebenso 
hoher Anteil ist über eine Stunde unterwegs, möchte er das Kulturangebot wahrnehmen. 
Weiterhin zeigen die erhobenen Daten, dass die Fuß- und Fahrradwege unabhängig vom 
Anlass meist nicht länger als 15 Minuten sind (vgl. Anhang A-7, A-8). Im Durchschnitt ist 
dies bei 58 % (per Fahrrad) bzw. 75 % (zu Fuß) der Befragten der Fall. In erster Linie sind 
hier wieder Bildungseinrichtungen und der Hausarzt zu nennen. Daraus ließe sich schluss-
folgern, dass für eine nicht-motorisierte Fortbewegung ein maximaler Zeitaufwand von 
einer Viertelstunde als akzeptabel angesehen wird und bestätigt die obige Annahme.  
 
 
Tab. 6.10: RIN-Erreichbarkeit im MIV und ÖPNV in den Regionsgemeinden (eigene Erhebung) 
Wie für die Region insgesamt werden auch in den einzelnen Gemeinden bei den gleichen 
Infrastrukturangeboten die MIV-Zielgrößen der RIN erreicht, d. h. die vorgeschlagene 
Pkw-Fahrzeit wird hier in mindestens 50 % der Fälle nicht überschritten (Tab. 6.10). In 
                                                          
89  Das Antwortverhalten legt jedoch nahe, dass mindestens die Hälfte der Befragten für das Aufsuchen der 
Freizeiteinrichtungen der Kinder die Pkw-Fahrzeit von 20 min nicht überschreitet.  
Gangelt Selfkant Waldfeucht Gangelt Selfkant Waldfeucht
Supermarkt     − 
Allgemeinmediziner/Hausarzt      −
Schule der Kinder      
Kindertagesstätte     − 
Restaurants und Cafés ? ? ?  − 
Freizeiteinrichtungen der Kinder  ?   − 
Bekleidungsgeschäft      
Kino
− − −  − 
Ort für Erholung/Aktivität im Freien  − −   −
Theater, Konzerte, Museen    ? ? ?
Anzahl an Angeboten, wo Erreichbar-
keit nach RIN zu mind. 50 % gegeben 8 6 7 9 4 7
 RIN-Vorgabe erfüllt
−
RIN-Vorgabe nicht erfüllt
? Erfüllung der RIN-Vorgabe nicht eindeutig feststellbar
Infrastrukturangebot
MIV-Erreichbarkeit ÖPNV-Erreichbarkeit
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Gangelt und Waldfeucht trifft das zusätzlich auf Freizeiteinrichtungen der Kinder zu, in 
Gangelt daneben noch auf Erholungsorte im Freien. Größere Unterschiede zeigen sich bei 
den ÖPNV-Fahrzeiten. Augenfällig ist die Situation in Selfkant, wo bei der Hälfte der Infra-
strukturangebote der Erreichbarkeitsstandard nicht erfüllt wird. Davon besonders betrof-
fen sind Grundbedarfseinrichtungen wie Supermarkt, Kindertagesstätte oder Café. Die 
vorangehenden Aussagen zur nicht-motorisierten Fortbewegung können auf kommunaler 
Ebene ebenfalls bestätigt werden. Von den Durchschnittswerten für maximale Fuß- und 
Fahrradwege von 15 Minuten weicht Selfkant mit 44 % (per Fahrrad) und 62 % (zu Fuß) 
am stärksten nach unten ab. Trotz unterschiedlicher disperser Siedlungsstruktur und An-
zahl an azentralen und geringst versorgten Ortsteilen bzw. Einwohnern lassen sich aus 
dem Antwortverhalten der Befragten keine großen Erreichbarkeitsprobleme auf kommu-
naler Ebene erkennen, sieht man von der Situation in der Gemeinde Selfkant ab. 
 
6.2.3 Bedeutung mobiler Einkaufsangebote 
Mit in Deutschland geschätzt rund 1.800 mobilen Verkaufsfahrzeugen im Einsatz und ei-
ner Million Kundenkontakten pro Woche leistet der mobile Handel schon heute einen 
wichtigen Beitrag zur Aufrechterhaltung der ländlichen Nahversorgung (vgl. BVLH 
2010b:Abs. 8). Diese als „rollende Supermärkte“ bezeichneten Einkaufsangebote führen 
meistens kein Vollsortiment, „sondern haben entweder Obst und Gemüse oder Back- oder 
Fleischwaren an Bord" (Reichert 2010:Abs. 8). Sie ersetzen bzw. ergänzen vielerorts „sta-
tionäre“ Versorgungseinrichtungen und können in einem gewissen Maße Infrastruktur-
defizite vor Ort, hauptsächlich im Bereich Lebensmitteleinzelhandel, ausgleichen. Der 
bundesweit größte mobile Verkaufsfahrladen ist „HEIKO rollende Lebensmittelmärkte“, 
ein 150 Mitarbeiter starkes Unternehmen mit Hauptsitz in Neuendorf (Eifelkreis Bitburg-
Prüm/Rheinland-Pfalz), das in einem Gebiet zwischen Aachen, Köln, Koblenz, Morbach, 
Luxemburg und Eupen wöchentlich mehr als 25.000 Stammkunden versorgt (vgl. HEIKO 
2011). Dass derartige Einkaufsangebote zukünftig nicht nur im ländlichen Raum eine Rolle 
spielen werden, zeigt sich daran, dass „Versorgungsengpässe […] zunehmend auch in 
Stadtrandgebieten“ (BVLH 2010a:Abs. 5) registriert werden. Zudem darf nicht übersehen 
werden, dass neben älteren Menschen, auf die sich beim Umgang mit dem demographi-
schen Wandel das Hauptaugenmerk richtet, auch andere in ihrer Mobilität eingeschränkte 
Personengruppen wie Kranke oder Menschen mit Behinderung angemessen zu versorgen 
sind und damit ebenfalls Zielgruppen mobiler Lebensmittelhändler darstellen.  
  
Daher sollte in der Region die Relevanz mobiler Verkaufsangebote unter den Bewohnern 
ermittelt werden. Hierfür wurden die Befragten gebeten, sich sowohl zur Bedeutung als 
auch zur Nutzung solcher Einkaufsmöglichkeiten zu äußern. Bei ersterem sind zwei Ant-
wortebenen von Interesse, diejenige der subjektiven und die der wahrgenommenen objek-
tiven Betroffenheit. Demzufolge wurde bei der Fragestellung zwischen der Bedeutung für 
einen persönlich und derjenigen für die Allgemeinheit unterschieden. Wie die Regionsbe-
wohner darauf geantwortet haben, veranschaulicht folgende Abbildung (Abb. 6.14). 
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Abb. 6.14: Bedeutung mobiler Einkaufsangebote nach Alter (eigene Erhebung) 
Die Antworten der Bewohner lassen eine große Diskrepanz zwischen beiden Ebenen er-
kennen. Die Bedeutung für die Allgemeinheit wird als hoch, für einen selbst jedoch als 
gering eingeschätzt. Während etwa 85 % der Befragten der Meinung sind, mobile Ein-
kaufsangebote seien für die örtliche Versorgung sehr wichtig bis wichtig, gab dies dagegen 
nur knapp ein Viertel in Bezug auf den eigenen Bedarf an (Abb. 6.14). Dabei stuften die 
Gangelter und Selfkanter die persönliche Bedeutung höher ein als die Waldfeuchter (25 % 
bzw. 27 % gegenüber 16 %). Wie erwartet wächst die Bedeutung solcher Einkaufsmög-
lichkeiten mit zunehmendem Alter. Dennoch muss auch hier differenziert werden. Für die 
örtliche Versorgung wird dem mobilen Handel unabhängig vom Alter allgemein eine be-
deutende Rolle zugeschrieben, wobei ihm die Senioren häufiger eine sehr wichtige Funk-
tion attestieren (40 % gegenüber 35 % und 32 %). Deutlicher zeigt sich die Altersabhän-
gigkeit indes bei der persönlichen Bedeutung. So erachten mehr als 40 % der über 
65-Jährigen mobile Einkaufsangebote für sich selbst als wichtig bis sehr wichtig, bei den 
anderen Altersgruppen hingegen weniger als ein Fünftel der Personen. Besonders mar-
kant ist der Unterschied bei der Antwortkategorie „sehr wichtig“, die von den Senioren 
vier- bzw. sechsmal häufiger gewählt wurde. Zugleich ist aber herauszulesen, dass mehr 
als jeder Zweite in dieser Altersgruppe mobile Einkaufsangebote persönlich für eher un-
wichtig hält und anhand des Antwortverhaltens demzufolge kein klares Meinungsbild aus-
zumachen ist. Im Vergleich scheinen solche Angebote in Waldfeucht für alle Altersgruppen 
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eine weniger bedeutsame Rolle zu spielen. Hier geben sogar zwei Drittel der Senioren dem 
mobilen Handel eine geringe bzw. keine Bedeutung. 
 
Da die Geschäftsphilosophie des mobilen Handels darauf basiert, die Versorgung direkt 
zum Kunden zu bringen, ist die Frage der Relevanz auch eine Frage der individuellen Mo-
bilität. In einer hoch entwickelten Industriegesellschaft lässt sich der Grad der individuel-
len Mobilität in erster Linie am Besitz eines Automobils ablesen. Dass mobile Verkaufsan-
gebote für einen selbst bedeutsamer sind, wenn man keinen PKW hat oder nutzt, unter-
streichen die Befragungsergebnisse. Im Vergleich zu denjenigen, die über ein Auto verfü-
gen, stufen fünfmal so viele von der Gruppe der Nichtmotorisierten diese als sehr wichtig 
(36 % gegenüber 7 %) und weitere 20 % (gegenüber 12,6 %) als wichtig ein (Abb. 6.15).  
 
 
Abb. 6.15: Persönliche Bedeutung mobiler Einkaufsangebote nach Pkw-Verfügbarkeit und Alter (eigene Erhe-
bung) 
Bei den Gangeltern ist ersterer Anteil sogar siebenmal höher. Da unter den Nichtmotori-
sierten mehrheitlich Senioren sind (72,7 %), verwundert das zunächst nicht. Dennoch 
kann generell, auch für die anderen Altersgruppen, belegt werden, dass der Faktor „Auto-
verfügbarkeit“ erkennbaren Einfluss auf die Beurteilung der Relevanz mobiler Angebote 
hat. Gemessen am Personenanteil, der diese als wichtig bzw. sehr wichtig erachtet, steigt 
die Bedeutung bei Nichtverfügbarkeit eines Automobils um das 1,8-2,5fache an (Abb. 
6.15).  
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Eine eingeschränkte Mobilität kann aber auch dann vorliegen, wenn aus alters- oder 
krankheitsbedingten Gründen selbst eine Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel für den 
Einkaufsweg zu schwer fällt. 138 Befragte sind bei Besorgungen auf Hilfe angewiesen und 
105 benötigen im Alltag einen Transportservice. Unter allen hilfsbedürftigen Befragten 
trifft das auf 62,4 % bzw. 47,5 % zu. Für diese Personengruppen, insbesondere ab einem 
Alter über 50 Jahre, haben mobile Einkaufsangebote ebenfalls eine größere Bedeutung, die 
sich in ähnlich hohen Werten wie bei den Personen ohne Auto ausdrückt (Tab. 6.11). Im 
Vergleich zu den Befragten insgesamt ist der Anteil an Personen, der Verkaufsfahrläden 
für sich selbst als sehr wichtig bzw. wichtig erachtet, unter den Hilfsbedürftigen mehr als 
doppelt so hoch, in Waldfeucht fast dreimal so hoch.  
 
           
Tab. 6.11: Persönliche Bedeutung mobiler Einkaufsangebote bei Hilfsbedürftigkeit nach Alter                        
(eigene Erhebung) 
Knapp 700 Bewohner bzw. 43 % gaben an, Verkaufsfahrläden auch zu nutzen. Jeder Dritte 
von ihnen kauft hier wöchentlich ein und immerhin rund jeder Sechste sucht diese mehr-
mals die Woche auf (Abb. 6.16). 58 % gehören zur regelmäßigen Kundschaft, d. h. sie 
nehmen das Angebot mindestens zweimal im Monat wahr. In den Gemeinden Gangelt und 
Selfkant werden mobile Einkaufsangebote stärker wahrgenommen. So sind unter den Be-
fragten mit etwa 46 % zehn Prozent mehr Nutzer als in Waldfeucht und auch der Anteil 
der regelmäßigen Kundschaft an den gesamten Nutzern fällt höher aus (56,6 % bzw. 62,8 
% gegenüber 52,9 % in Waldfeucht).  
 
 
 
Abb. 6.16: Nutzung mobiler Einkaufsangebote in der Selfkant-Region nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
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Gemäß den vorangegangenen Ausführungen fragen ältere Menschen mobile Einkaufs-
angebote stärker nach. Zum einen spiegelt sich das in einem höheren Anteil an Nutzern 
wider. So liegt er bei den Senioren bei 52,6 %, bei den jüngeren Altersgruppen hingegen 
bei etwa 40 %. Zum anderen steigt die Nutzungshäufigkeit mit dem Alter. Während von 
allen befragten Nutzern mobiler Einkaufsangebote älter als 65 Jahre nahezu jeder Zweite 
diese einmal und gut jeder Vierte mehrmals die Woche in Anspruch nimmt, sind es bei den 
beiden anderen Altersgruppen im ersten Fall etwa 30 % und im zweiten 16 % bzw. acht 
Prozent (Abb. 6.17). Das ist ebenso in den einzelnen Gemeinden festzustellen, wobei in 
Waldfeucht die insgesamt geringere Nutzung auf alle drei Altersgruppen durchschlägt. So 
macht hier nur jeder Dritte ab 35 und über 50 Jahre sowie fast jeder Zweite über 65 Jahre 
von einer solchen Einkaufsmöglichkeit Gebrauch, bei den anderen Regionsbewohnern 
sind es jeweils über 40 % bzw. über die Hälfte der Senioren.  
 
 
Abb. 6.17: Nutzungshäufigkeit mobiler Einkaufsangebote in der Selfkant-Region nach Alter (eigene Erhebung) 
Dass die Nachfrage nach mobilen Verkaufsangeboten bei geringerem individuellen Mobili-
tätsgrad höher ist, was nicht nur am Alter abzulesen ist, belegen ebenfalls Vergleiche zwi-
schen Personen mit und ohne Auto sowie zwischen hilfsbedürftigen und nicht hilfsbedürf-
tigen Personen. Während bei den Motorisierten als auch Nicht-Hilfsbedürftigen (im Sinne 
von Hilfe bei Besorgungen bzw. Transporthilfe) rund 41 % diese alternative Einkaufsmög-
lichkeit nutzen, ist es bei den weniger mobilen Befragten mindestens die Hälfte der Perso-
nen (Abb. 6.18). Darüber hinaus nutzen sie sie auch häufiger. So ist der Anteil an Personen, 
der mehrmals wöchentlich bei Verkaufsfahrläden einkauft, unter den Nutzern mehr als 
doppelt so hoch.  
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Abb. 6.18: Nutzungshäufigkeit mobiler Einkaufsangebote in der Selfkant-Region nach Mobilitätsgrad (eigene 
Erhebung) 
Dasselbe gilt auf Gemeindeebene. Der interkommunale Vergleich zeigt, dass der Anteil an 
Nutzern in beiden Personengruppen unter den Gangelter und Selfkanter Bürgern nahe am 
Regionswert liegt und dazu fast identisch ist, während er bei den Waldfeuchtern deutlich 
niedriger ausfällt (Abb. 6.19). Bezüglich der Nutzungshäufigkeit hebt sich die Gemeinde 
Selfkant hervor, wo von den weniger mobilen Befragten nahezu 90 % mindestens einmal 
die Woche Verkaufsfahrläden aufsuchen.  
 
Ob eine Nutzung erfolgt oder nicht, hängt natürlich mehr oder weniger davon ab, welche 
Bedeutung mobilen Einkaufsangeboten beigemessen wird. Das belegen ebenfalls die er-
hobenen Daten. So sinkt der Anteil an Nutzern mit abnehmender persönlicher Bedeutung 
(Abb. 6.20). Beide Faktoren korrelieren stark positiv (R² = 0,9), wobei ein linearer Zusam-
menhang am ehesten bei den 35- bis 50-Jährigen auszumachen ist. Bei den anderen Alters-
gruppen scheint die Bedeutung, ob sehr wichtig oder wichtig, kaum einen Unterschied auf 
die Nutzungsentscheidung zu machen, denn in beiden Fällen ist der Nutzeranteil nahezu 
gleich hoch (Differenz unter zwei Prozent). Daneben zeigt sich, dass sich bei den Senioren 
im Durchschnitt die hohe/geringe Bedeutung mobiler Angebote stärker als bei den jünge-
ren Altersgruppen in einer entsprechenden Nutzung durchschlägt.  
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Abb. 6.19: Nutzungshäufigkeit mobiler Einkaufsangebote bei den Gemeindebewohnern nach Mobilitätsgrad 
(eigene Erhebung) 
 
Abb. 6.20: Zusammenhang zwischen Bedeutung und Nutzung mobiler Einkaufsangebote                                    
nach Alter (eigene Erhebung) 
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Interessant ist, dass 45 % der Befragten, die den mobilen Handel für weniger wichtig und 
selbst noch 13 %, die ihn für unwichtig halten, zu den Kunden gehören (Abb. 6.20). Dieses 
zunächst paradox klingende Ergebnis könnte damit erklärt werden, dass einem selbst die 
Bedeutung mobiler Einkaufsangebote nicht so bewusst ist, weil man für die eigene Ver-
sorgung im Alltag nicht zwingendermaßen auf sie angewiesen ist – über 90 % verfügen 
über einen Pkw und sind nicht hilfsbedürftig –, sie aber dennoch nutzt, weil das Angebot 
vorhanden und bequem ist und/oder aus Gründen der Überzeugung das Einkaufen bei 
kleinen Händlern unterstützt bzw. präferiert wird.  
 
Der mobile Handel ist in Räumen präsent, wo Versorgungsengpässe herrschen und die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit klassischer Versorgungseinrichtungen nicht mehr gegeben 
ist. Vor diesem Hintergrund ließe sich zweierlei vermuten: Werden infrastrukturelle Defi-
zite in der Lebensmittelversorgung vor Ort gesehen, werden mobile Einkaufsangebote 
auch vermehrt genutzt. Vor allem nicht motorisierte Bewohner nehmen solche Defizite 
wahr, weil es für sie einen größeren Aufwand bedeutet, andere Versorgungseinrichtungen 
aufzusuchen. Bei der Befragung haben 192 Personen gesagt, ihnen fehle es am Wohnort an 
Lebensmittelgeschäften (Supermarkt, Lebensmittelfachgeschäft und/oder Tante-Emma-
Laden). Von ihnen kaufen auch 46 % bei den mobilen Geschäften ein. Damit liegt der An-
teil an Nutzern nur marginal höher als bei den Befragten, die einen solchen Bedarf nicht 
sehen (Abb. 6.21).  
 
 
Abb. 6.21: Nutzung mobiler Einkaufsangebote im Zusammenhang mit subjektiv wahrgenommener Lebensmit-
telversorgung und Pkw-Verfügbarkeit nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
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In Gangelt und Selfkant, wo zumindest die Hälfte derjenigen, die Lebensmittelgeschäfte 
vermissen, mobile Händler aufsucht, ist der Unterschied auch nicht viel größer. Die Aus-
wertung der Daten aus Waldfeucht kommt dagegen zu einem konträren Ergebnis. Unter 
den Befragten, die keinen Bedarf in der Lebensmittelversorgung sehen, nutzen mehr Per-
sonen die mobilen Verkaufsstellen als in der Vergleichsgruppe (Abb. 6.21). Es könnte da-
hingehend argumentiert werden, dass sich diese Personen mit den mobilen Einkaufsange-
boten ausreichend versorgt fühlen und daher keinen weiteren Bedarf haben. Das Ergebnis 
kann aber auch der geringen Fallzahl (39 Bewohner mit Bedarf) geschuldet sein.  
 
Dass mobile Verkaufsstellen bei der Personengruppe, die Defizite äußerte, nicht deutlich 
mehr Anklang finden, kann unterschiedliche Gründe haben. Marketinganalysen belegen, 
dass individuelles Einkaufsverhalten von verschiedenen Faktoren und Überlegungen be-
stimmt wird und auch situationsabhängig ist, was die Interpretation umso schwieriger 
macht. Ein Hauptgrund ist aber sicherlich in der hohen Mobilität zu sehen, denn über vier 
Fünftel von ihnen verfügen über einen Pkw (Abb. 6.21), so dass der Großteil ohne weiteres 
Einkaufszentren erreichen kann, die ein größeres und preislich oft günstigeres Ange-
botssortiment aufweisen. Es überrascht aber, dass sich von allen Befragten ohne Pkw nur 
knapp ein Fünftel eine bessere Lebensmittelversorgung vor Ort wünscht, in Waldfeucht 
sogar nur acht Prozent. Dass auch nicht motorisierte Bewohner das vorhandene Angebot 
meist als ausreichend einstufen, lässt vermuten, dass sie sich mittels anderer Fahrmög-
lichkeiten oder durch die Hilfe anderer Personen wie Familienangehörige, Nachbarn etc. 
angemessen versorgen können. Somit würde die eigene Mobilität als ausschließliches Ar-
gument ausscheiden.  
 
6.3 Mobilität und Eigenständigkeit im Alltag  
Mobilität ist Lebensqualität. So bezeichnete beispielsweise der damalige Verkehrsminister 
Ramsauer in seiner Bundestagsrede vom 22. Januar 2010 Mobilität als „unverzichtbaren 
Teil unserer Freiheit und unseres Wohlstandes“, die es seiner Meinung nach zu sichern, 
auszubauen und bestmöglich zu organisieren gelte (BMVBS 2010e:Abs. 2). Das trifft be-
sonders für ländliche Räume zu, wo aufgrund geringerer Siedlungsdichten größere Raum-
distanzen als in den urbanen Zentren zu überwinden sind. Hohe Relevanz kommt dem 
Aspekt der Mobilität im Zusammenhang mit der Infrastrukturversorgung zu. Um die mit 
dem Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse seitens der Politik postulierte angemessene 
Grundversorgung der Wohnbevölkerung weiterhin gewährleisten zu können, ist die Er-
reichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen auch zukünftig mit vertretbarem Aufwand zu 
ermöglichen. Trotz vorhandener öffentlicher Verkehrsmittel wird „auf dem Lande“ Er-
reichbarkeit nach wie vor zum überwiegenden Teil durch den eigenen Pkw geschaffen. Die 
zunehmende gesellschaftliche Alterung, aber auch unsichere Einkommensperspektiven, 
erste Anzeichen möglicher Reurbanisierung und die verfolgten Klimaziele werden vermut-
lich auch im ländlichen Raum Veränderungen herbeiführen, auf die zu reagieren sein wird, 
wenn Kommunen für alle Bevölkerungsgruppen attraktiver Wohn- und Lebensort bleiben 
wollen.  
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Individuelle Mobilität misst sich nicht allein am Umfang bereitgestellter öffentlicher Ver-
kehrsinfrastruktur oder an der Verfügbarkeit eines Automobils, auch wenn diese zugege-
benermaßen im Alltag schnelle Formen der Fortbewegung darstellen und somit eine hohe 
Mobilität ermöglichen. Ob Alltagsbedürfnisse angemessen befriedigt werden können, 
hängt natürlich von den Teilhabemöglichkeiten am Verkehrsgeschehen ab. Jedoch zählen 
hierzu auch der Rad- und Fußgängerverkehr und die Teilhabemöglichkeiten müssen zu-
mutbar sein. Weite Wege mit dem Fahrrad oder zu Fuß lassen sich heutzutage oft auch 
deshalb nicht in den Alltag integrieren, weil die Faktoren Zeit und Bequemlichkeit in unse-
rer Gesellschaft einen sehr hohen Stellenwert einnehmen und die nicht motorisierte Fort-
bewegung zusätzlich eine gewisse körperliche Fitness voraussetzt. Darüber hinaus kann 
die Teilhabe durch die Faktoren Alter, Gesundheitszustand und Behinderungsgrad einge-
schränkt sein, so dass selbst bei objektiv guter Erreichbarkeit der Infrastruktur eine an-
gemessene Versorgung nicht immer möglich ist. Wie mobil man ist, ist also eine Frage von 
Eigenständigkeit generell. Da mit dem Alter die Wahrscheinlichkeit steigt, dass der Alltag 
nicht bzw. nicht in allen Bereichen selbstständig bewältigt werden kann, und die Bevölke-
rungsalterung noch zunehmen wird, werden adäquate Versorgungslösungen in Zukunft 
verstärkt solche Fälle einzubinden zu haben.  
 
6.3.1 Verkehrsmittelwahl 
Die Frage, wie sich die Menschen fortbewegen, um ihren verschiedenen Bedürfnissen im 
Alltag nachzugehen, soll in diesem Kapitel beantwortet werden. Dabei wird das öffentliche 
Mobilitätsangebot, eine wichtige Aufgabe des Staates im Rahmen der Daseinsvorsorge, 
eingehender betrachtet, indem nicht nur dargelegt wird, für welche Zwecke der ÖPNV 
genutzt wird, sondern auch welche Akzeptanz er unter den Befragten erfährt. Hier ist zwi-
schen einer aktiven und passiven Akzeptanz zu unterscheiden: Erstere wird durch eigenes 
Nutzungsverhalten, letztere durch eine Bewertung des ÖPNV-Angebots zum Ausdruck 
gebracht. 
 
Zunächst kann anhand der Befragungsergebnisse die hohe Bedeutung des MIV im ländli-
chen Raum bestätigt werden. 91,1 % der Regionsbewohner gaben an, über einen Pkw zu 
verfügen, der auch genutzt wird. Dieser Wert spiegelt auch die Verhältnisse in den einzel-
nen Gemeinden wider, wo zwischen 89,9 % (Selfkant) und 92,8 % (Waldfeucht) der Be-
fragten einen Pkw besitzen. Interessant ist, dass drei Viertel der über 65-Jährigen (75,6 %) 
noch motorisiert sind, in Waldfeucht sind es sogar vier Fünftel. Daher verwundert es ins-
gesamt nicht, dass für das Aufsuchen elementarer Einrichtungen bzw. Orte im Alltag das 
Auto das dominierende Fortbewegungsmittel darstellt (Abb. 6.22). So nehmen die Befrag-
ten für die Distanzüberwindung in über 70 % der Anlässe das Auto, in drei Prozent den 
ÖPNV und immerhin in über 14 % bzw. neun Prozent wird das Fahrrad genommen oder 
zu Fuß gegangen. Die hohe Bedeutung des PKW gilt altersgruppenübergreifend, wobei 
nicht motorisierte Fortbewegungsmittel im Alter tendenziell stärker genutzt werden. Der 
Anteil derjenigen, die gewöhnlich das Fahrrad nehmen oder zu Fuß gehen, ist bei den über 
65-Jährigen mit 29 % um vier bzw. acht Prozent höher als bei den anderen Altersgruppen. 
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Die unterdurchschnittliche nicht motorisierte Fortbewegung zeigt sich in der Gemeinde 
Selfkant ebenso bei allen Altersgruppen. 
 
 
Abb. 6.22: Verkehrsmittelwahl im Alltag nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Wie sehr das Automobil bevorzugt wird, zeigt ebenso die Verkehrsmittelwahl differenziert 
nach Zielort (Abb. 6.23). Mit Ausnahme der Wegstrecken zu Schulen, Kindertagesstätten 
und Orten zur Freizeitgestaltung im Freien nimmt die Mehrheit der Befragten in der Regel 
das Auto. Regionsweit überdurchschnittlich häufig werden Kino, höhere Kultureinrichtun-
gen, Bekleidungsgeschäfte (jeweils über 90 %) sowie der Arbeits-/Ausbildungsplatz und 
Supermärkte (jeweils etwa 80 %) mit dem PKW aufgesucht. Der ÖPNV spielt insgesamt 
gesehen kaum eine Rolle. Einzig für den Schulweg nimmt er die Spitzenposition unter den 
Verkehrsmitteln ein. So gaben 44 % der Personen an, dass die Kinder mit den öffentlichen 
Verkehrsmitteln zur Schule fahren. Bescheidene vier Prozent nehmen ihn für den Weg zur 
Kindertagesstätte in Anspruch. Neben den genannten Orten zur Freizeitgestaltung im 
Freien und den Kindertagesstätten werden Freizeiteinrichtungen der Kinder sowie Gas-
tronomiebetriebe zu einem bedeutenden Teil mit nicht motorisierten Fortbewegungsmit-
teln aufgesucht (erstere über 50 %, letztere etwa ein Drittel). 
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Abb. 6.23: Verkehrsmittelwahl im Alltag nach Zielort (eigene Erhebung) 
Werden die einzelnen Mobilitätsgruppen (Autofahrer, ÖPNV-Nutzer, Radfahrer, Fußgän-
ger) für sich betrachtet, können zudem Aussagen darüber gemacht werden, wofür welches 
Verkehrsmittel hauptsächlich genutzt wird. Die Ergebnisse hierzu veranschaulicht Abbil-
dung 6.24. Dabei kann erstens festgestellt werden, dass das Auto im Alltag die breiteste 
Nutzung findet. Da es abgesehen von Bildungs- und Freizeiteinrichtungen der Kinder für 
die Fahrt zu allen Zielorten in ähnlichem Umfang genutzt wird, kann keine zweckgebun-
dene Dominanz ausgemacht werden. Autofahrer suchen vor allem Supermärkte und Be-
kleidungsgeschäfte (jeweils 16,1 %) sowie den Hausarzt (14,2 %) auf. Interessant ist, dass 
der Arbeits-/Ausbildungsplatz hier erst an fünfter Stelle rangiert. Beim ÖPNV hingegen 
zeigt das Ergebnis ein sehr einseitiges Bild und unterstreicht die bereits gewonnene Er-
kenntnis, dass wenn öffentliche Verkehrsmittel genutzt werden, dann hauptsächlich von 
Kindern für den Weg zur Schule (65 %). Mit sehr großem Abstand folgen an zweiter Stelle 
die Kultureinrichtungen des höheren Bedarfs (6,7 %). Radfahrer und Fußgänger suchen 
bevorzugt Orte im Freien zwecks Freizeitgestaltung, Gastronomieeinrichtungen und Ärzte 
auf. Fast genauso häufig wie für letztere wird das Fahrrad für den Supermarktbesuch ge-
nommen. Damit weist der NMIV eine eindeutige Schwerpunktsetzung auf. 
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Abb. 6.24: Von den einzelnen Mobilitätsgruppen aufgesuchte Zielorte (eigene Erhebung) 
Insgesamt scheinen unter den Regionsbewohnern die Bürger der Gemeinde Selfkant im 
Alltag stärker autoorientiert zu sein. Das zeigt sich daran, dass hier der Anteil an Befrag-
ten, der für gewöhnlich das Auto als Fortbewegungsmittel nutzt, von wenigen Anlässen 
abgesehen (Hausarzt-, Kinobesuch, Aufsuchen eines Bekleidungsgeschäftes) im interkom-
munalen Vergleich am höchsten ist und die Alternativen „Fahrrad“ und „zu Fuß“ eine ins-
gesamt geringere Nutzung erfahren (Abb. 6.22, S. 219). Einzig die Wege zur Kindertages-
stätte und zu Freizeitorten im Freien werden im bedeutenden Umfang mit dem Fahrrad 
oder zu Fuß zurückgelegt. Immerhin ein Drittel der Gangelter tut dies auch um zum Haus-
arzt zu kommen. Der ÖPNV dominiert ebenfalls in den einzelnen Gemeinden nur als 
Schulverkehrsmittel. So nehmen Schulen an allen mit dem ÖPNV aufgesuchten Zielorten 
einen Anteil zwischen 63 % (Waldfeucht) und 67 % (Selfkant) ein. Und während ansons-
ten im Durchschnitt weniger als zwei Prozent der Befragten die Busse nutzen um zu den 
Zielorten zu gelangen, sind diese in rund 40 % (Selfkant) bis 50 % (Gangelt) der Fälle das 
Hauptverkehrsmittel für den Schulweg der Kinder.  
 
Aufgrund des hohen Motorisierungsgrades der Befragten ist wenig verwunderlich, dass 
öffentliche Verkehrsmittel kaum in Anspruch genommen werden (Abb. 6.25). So nutzen 
insgesamt nur knapp ein Drittel der befragten Personen die öffentlichen Busse und knapp 
ein Viertel den MultiBus. Der Großteil von ihnen nimmt die Verkehrsangebote selten, d. h. 
weniger als mehrmals im Jahr wahr (ÖPNV-Busse 73,8 %; MultiBus 67,8 %). Ungefähr 
jeweils 14 % nutzen sie intensiv, d. h. mindestens mehrmals im Monat. Die Analyse in den 
Gemeinden hat offenbart, dass unter den Selfkantern sogar nur ein Viertel Nutzer von 
ÖPNV-Bussen und ein Fünftel MultiBus-Nutzer sind und im Vergleich die Waldfeuchter 
das öffentliche Verkehrsangebot insgesamt weniger häufig nutzen. 
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Abb. 6.25: Nutzung und Nutzungshäufigkeit der öffentlichen Verkehrsmittel in der Selfkant-Region (eigene 
Erhebung) 
Interessant erscheint, dass der Nutzeranteil in den einzelnen Altersgruppen ähnlich hoch 
ist und dass sich die geringere, wenn auch immer noch hohe Motorisierung der Senioren 
nicht in deutlich höheren Nutzerzahlen niederschlägt (Tab. 6.12). In Bezug auf ÖPNV-
Busse erwiesen sich die Senioren sogar als die Altersgruppe mit den wenigsten Nutzern, 
auch wenn die Abstände nur gering sind (29 % zu 30 % und 32 %). Allerdings kann gesagt 
werden, dass wenn eine Nutzung erfolgt, dann in höherem Alter häufiger. Der Anteil der-
jenigen, die sie regelmäßig (mind. mehrmals monatlich) nutzen, ist in der Gruppe der über 
65-Jährigen doppelt bzw. dreimal höher als in den jüngeren Altersgruppen. Das trifft so-
wohl für die ÖPNV-Busse wie auch für den MultiBus zu. Dieses nach Alter differenzierte 
Nutzungsverhalten ist ebenso auf Gemeindeebene zu beobachten, wobei der altersgrup-
penspezifische Nutzeranteil, insbesondere im Bereich ÖPNV-Busse mit rund 6-8 % Unter-
schied, stärker variiert als in der Region insgesamt. Auffallend ist auch hier, dass die Senio-
ren in Bezug auf die ÖPNV-Nutzung (im Sinne von Nutzung/Nichtnutzung) eine Zielgrup-
pe unter vielen darstellen, in Bezug auf die Nutzungshäufigkeit hingegen mehr oder weni-
ger stark dominieren.  
 
Trotz des negativen Zusammenhangs zwischen Motorisierungsgrad und ÖPNV-Nutzung 
überraschen die Ergebnisse insofern, als dass ein großer Teil der Befragten ohne Pkw die 
öffentlichen Verkehrsmittel nicht wahrnimmt (Tab. 6.12). Hier nutzen nur etwa die Hälfte 
das Busangebot und 40 % den MultiBus, und das auch überwiegend selten. Demnach 
scheint sich ein beachtlicher Teil der nicht motorisierten Bewohner in anderweitiger Form 
fortzubewegen. Darunter sind vornehmlich weibliche Personen, die über 65 Jahre alt sind 
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(70,4 %). Eine alternative Fortbewegung kann beispielsweise durch Bildung von Fahrge-
meinschaften, durch Taxi-, Fahrradnutzung oder durch Rückgriff auf eine privat organi-
sierte Transporthilfe erfolgen. Für etwa ein Drittel der Befragten, denen eine solche All-
tagshilfe zur Verfügung steht, dient der ÖPNV dennoch der eigenen Mobilität, denn er wird 
zusätzlich zum Hilfsangebot genutzt (Tab. 6.12). Gemessen an den Nutzerzahlen wird eine 
geringere individuelle Mobilität (kein Pkw und/oder keine Transporthilfe) am ehesten in 
Gangelt (53 %) und am wenigsten in Selfkant (36 %) durch Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel kompensiert. Unabhängig davon ist aber wie im Falle der Senioren die Nut-
zungshäufigkeit deutlich höher als bei den Personen, die selbst motorisiert sind. Dennoch 
darf nicht übersehen werden, dass von der Vielzahl der mobilen Personen immerhin rund 
30 % die Nahverkehrsbusse und ein Fünftel den MultiBus nutzen.  
 
 
 
Tab. 6.12: Nutzung und Nutzungshäufigkeit der öffentlichen Verkehrsmittel in der Selfkant-Region nach Alter 
und Mobilitätsgrad (eigene Erhebung) 
 
6.3.2 Bewertung des öffentlichen Nahverkehrs 
Die Bewertung des öffentlichen Nahverkehrs durch die Befragten90 fällt negativ aus. Insge-
samt wird das öffentliche Verkehrsangebot am Wohnort mit 3,53 schlecht beurteilt (Abb. 
6.26). Damit nimmt es unter allen für die Wohnstandortbewertung herangezogenen Krite-
rien (vgl. Anhang A-11:Frage 5) den letzten Rang ein, was ebenso in den einzelnen Re-
gionsgemeinden zutrifft. Besonders unzufrieden zeigten sich hier die Bewohner aus Wald-
feucht, die dem ÖPNV als einzige einen überdurchschnittlich schlechten Wert gaben 
(3,65). Die Gangelter urteilten mit einem noch mittelmäßigen Wert am besten. 
 
                                                          
90  Ein Zehntel der Befragten konnte das ÖPNV-Angebot jedoch nicht beurteilen und weitere vier Prozent 
machten hierzu keine Angabe. 
35-50 Jahre 51-65 Jahre > 65 Jahre Personen   
ohne Pkw
Transporthilfe   
im Alltag
Anzahl Befragte 568 602 392 1.443 136 103
darunter Anteil Nutzer 32,0 30,1 29,3 28,6 52,2 38,8
mehrmals die Woche 7,7 2,8 13,9 7,0 11,3 7,5
einmal die Woche 0,5 1,1 3,5 0,5 7,0 10,0
mehrmals im Monat 2,7 4,4 5,2 2,9 11,3 12,5
einmal im Monat 2,7 3,9 2,6 2,4 5,6 5,0
mehrmals im Jahr 9,9 8,8 11,3 9,2 12,7 12,5
seltener 76,4 79,0 63,5 78,0 52,1 52,5
Anzahl Befragte 564 606 391 1.445 135 101
darunter Anteil Nutzer 20,9 23,4 23,5 21,1 40,0 31,7
mehrmals die Woche 5,9 3,5 16,3 6,9 13,0 9,4
einmal die Woche 0,0 1,4 3,3 1,0 3,7 6,3
mehrmals im Monat 3,4 3,5 6,5 3,3 9,3 9,4
einmal im Monat 2,5 3,5 5,4 3,6 3,7 6,3
mehrmals im Jahr 13,6 15,5 14,1 14,8 14,8 15,6
seltener 74,6 72,5 54,3 70,5 55,6 53,1
öffentliches 
Verkehrsangebot
Nutzung(shäufigkeit)         
in %
Alter
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Abb. 6.26: Bewertung des ÖPNV-Angebots in Abhängigkeit der Nutzung nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Interessant erscheint, dass die Regionsbewohner bezüglich des ÖPNV recht einheitlicher 
Meinung sind. Mit Ausnahme der Senioren und der Personen ohne Pkw, die den ÖPNV 
noch als mittelmäßig einstufen, wird er unabhängig von Alter und Mobilitätsgrad durch-
gängig schlecht beurteilt (Abb. 6.27). In allen drei Gemeinden haben die Senioren eine fast 
identisch mittelmäßige Beurteilung abgegeben91. Wird die Altersgruppe der 51- bis 65-
Jährigen betrachtet, so haben im interkommunalen Vergleich die Gangelter das ÖPNV-
Angebot etwas besser, aber dennoch schlecht beurteilt (3,46 gegenüber 3,63); bei den 35- 
bis 50-Jährigen haben die Waldfeuchter eine deutlich schlechtere Bewertung abgegeben 
(3,81 gegenüber 3,50 und 3,56). In den einzelnen Gemeinden stufen mobilitätseinge-
schränkte Personen den ÖPNV unterschiedlich ein. Mit einer mittelmäßigen Gesamtbe-
wertung (Ø 3,29) wird er von den betroffenen Gangeltern am besten, von den Selfkantern 
hingegen am schlechtesten (Ø 3,77) bewertet. 
 
                                                          
91  Diese und folgende Zusatzinformationen beziehen sich nicht auf Abbildung 6.27, sondern beruhen auf 
anderen eigenen Auswertungen. 
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Abb. 6.27: Bewertung des ÖPNV-Angebots nach Alter und Mobilitätsgrad (eigene Erhebung) 
Vor welchem Kenntnisstand die Bewohner ihre Beurteilungen zum ÖPNV abgegeben ha-
ben, ist aus den Befragungsergebnissen nicht ersichtlich. Bei diesem Infrastrukturaspekt 
liegt die generelle Problematik darin, dass kausale Zusammenhänge zwischen Nutzung, 
Bewertung und genanntem Kenntnisstand auch mittels qualitativer Interviews nur schwer 
zu erfassen sind. So können schlechte Bewertungen mit eine Ursache dafür sein, dass öf-
fentliche Verkehrsmittel nicht oder nur selten genutzt werden. Und schlechte Bewertun-
gen können, müssen aber nicht Folge individueller Unkenntnis hinsichtlich des vorhande-
nen ÖPNV-Angebots sein. Dennoch kann im Allgemeinen meist davon ausgegangen wer-
den, dass zumindest Personen, die öffentliche Verkehrsmittel nutzen, diesbezüglich hin-
reichende Kenntnis für eine Beurteilung besitzen. Es zeigt sich, dass diese das Angebot als 
schlecht empfinden, eine Beurteilung, die nur unwesentlich besser ist als die der Nichtnut-
zer. Auch gemeindeübergreifend wird das Angebot von Nutzern und Nichtnutzern ähnlich 
schlecht bewertet (Abb. 6.26, S. 224). Im interkommunalen Vergleich stellt sich das Ergeb-
nis in Waldfeucht etwas ausgeprägter dar, wo der Anteil an schlechten Bewertungen mit 
über 60 % deutlich höher ausfällt. Das durchgängig schlechte Abschneiden des ÖPNV lässt 
die Einschätzungen der Befragten nicht ganz unbegründet erscheinen.   
 
6.3.3 Hilfsbedürftigkeit und soziale Netzwerke 
Um über die Verkehrsmobilität hinaus Informationen zur individuellen Eigenständigkeit 
zu gewinnen, wurde bei der Befragung die Hilfsbedürftigkeit im Alltag erhoben, woraus 
natürlich auch zukünftige Bedarfe für die Alltagsgestaltung abgeleitet werden können.  
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Insgesamt gaben 227 Befragte bzw. 14,2 % an, sie seien im Alltag auf die Hilfe anderer 
Personen angewiesen. Hierbei ist anzumerken, dass sich die in der Befragung erhobene 
Hilfsbedürftigkeit auf Alltagshilfen jeglicher Art erstreckt und damit auf keinen Fall nur 
mit Pflegebedürftigkeit gleichzusetzen ist. Unter den Senioren ist der Anteil an Hilfsbe-
dürftigen mit knapp einem Drittel am höchsten, dann folgen die 35- bis 50-Jährigen mit 
rund einem Zehntel und die Generation 50plus mit etwa sechs Prozent (Abb. 6.28). Mit 
einem Anteil von 16 % sind einzig in der Gemeinde Gangelt überdurchschnittlich viele 
hilfsbedürftige Bewohner erfasst worden und mit Ausnahme der über 65-Jährigen liegt 
hier auch in den einzelnen Altersgruppen häufiger Hilfsbedürftigkeit vor. Dass bei den 
Senioren die Hilfsbedürftigkeit im Vergleich zu den Befragten der anderen Altersgruppen 
nicht höher ausfällt, wie möglicherweise zu erwarten gewesen wäre, hängt einerseits mit 
dem erwähnten weiter gefassten Verständnis von Hilfsbedürftigkeit zusammen. Anderer-
seits bestätigt dies, dass es sich bei der Gruppe der Senioren nicht um eine homogene 
Gruppe handelt und es der Gesundheitszustand bei vielen noch erlaube, ein eigenständi-
ges Leben zu führen. 
 
 
Abb. 6.28: Anteil hilfsbedürftiger Personen in den Altersgruppen nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
In einem weiteren Schritt wurde nach der Art der Hilfsbedürftigkeit gefragt. Welche Hilfe-
leistungen die Betroffenen im Alltag in Anspruch nehmen, veranschaulicht Abbildung 6.29. 
Demnach wird am häufigsten, und zwar in nahezu zwei Drittel der Fälle, Hilfe bei Besor-
gungen wie etwa beim Einkaufen oder Aufsuchen eines Arztes gebraucht. Unterstützung 
im Haushalt benötigen über die Hälfte der Hilfsbedürftigen und fast ebenso viele eine 
Fahrgelegenheit (47,5 %). Immerhin ein Drittel ist auf Pflege- und Betreuungsleistungen 
angewiesen und ein Fünftel auf Kinderbetreuung. Gemessen an der Rangfolge der Häufig-
keitsnennungen entspricht die Art der Hilfsbedürftigkeit der über 50- und 65-Jährigen 
diesem Gesamtbild, wobei die Senioren in den meisten Bereichen stärker von Hilfsbedürf-
tigkeit betroffen sind. Im Vergleich zur nachfolgenden Generation ist das insbesondere bei 
Besorgungen und Fahrgelegenheiten im Alltag der Fall. Bei diesen Aspekten sowie Haus-
haltstätigkeiten und Pflege/Betreuung trifft die Aussage „je älter, desto hilfsbedürftiger“ 
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zu. Die Bedarfe der 35- bis 50-Jährigen stellen sich indessen anders dar. So sind fast drei 
Viertel von ihnen auf privat organisierte Kinderbetreuung angewiesen und immerhin etwa 
ein Drittel auf eine Fahrgelegenheit.  
 
 
Abb. 6.29: Art der Hilfsbedürftigkeit nach Alter (eigene Erhebung) 
Auf Gemeindeebene wiederholt sich das vorangehend beschriebene Bedarfsmuster. Hier 
sind die Betroffenen ebenso am häufigsten für Besorgungen, Aufgaben im Haushalt und 
für Fahrwünsche auf die Hilfe anderer Personen angewiesen (Abb. 6.30). Von allen Befrag-
ten fragen die Selfkanter diese Leistungen mehr nach. Sogar altersgruppenübergreifend 
benötigen sie in stärkerem Maße einen Transportservice im Alltag, die Gangelter hingegen 
Pflege und Betreuung. Die Waldfeuchter haben insgesamt einen höheren Bedarf an Kin-
derbetreuung geäußert. Zudem braucht dort und zwar mit deutlichem Abstand im Ver-
gleich zu den Hilfsbedürftigen aus den anderen Gemeinden ein unterdurchschnittlicher 
Anteil an Personen Unterstützung im Haushalt sowie Pflege und Betreuung. Bei Betrach-
tung aller Arten von Hilfe kristallisieren sich auch gemeindeübergreifend die folgenden 
zwei stärksten Gruppen heraus: auf Hilfe bei Besorgungen angewiesene Senioren (Ø 82 %) 
und auf Kinderbetreuung angewiesene 35- bis 50-Jährige (Ø 74 %). Auffallend bei den 
Altersgruppen ist weiterhin, dass die 35- bis 50-jährigen Gangelter abweichend von den 
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anderen gleichaltrigen Regionsbewohnern mit jeweils einem Drittel mehr Hilfe bei Besor-
gungen und Haushaltstätigkeiten benötigen.  
 
   
Abb. 6.30: Art der Hilfsbedürftigkeit in den Altersgruppen nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Ein Aspekt, der in der Diskussion um die zukünftige Sicherung der Daseinsvorsorge aufge-
griffen wird, ist die Frage nach der Form und Organisation der Bereitstellung von Infra-
strukturleistungen. Dabei erfährt das Thema Bürgerengagement große Aufmerksamkeit. 
Grundgedanke ist, dass die öffentliche Hand aufgrund knapper Kassen zunehmend in die 
Lage gerät, ihren durch Gesetz übertragenen Versorgungsauftrag nicht mehr wie gewohnt 
nachkommen zu können und dass daher für die Aufrechterhaltung bestimmter Infrastruk-
turleistungen die Hilfe von Bürgern genutzt werden könnte. Beispiele aus der Praxis wie 
von Bürgern betriebene Dorfläden zeigen, dass derartige Maßnahmen zur Sicherung der 
Nahversorgung von Bürgern durchaus angenommen und erfolgreich umgesetzt werden 
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können. Neben ehrenamtlichen Tätigkeiten als Beitrag für die Gesellschaft erfolgt Unter-
stützung auch im privaten Umfeld. Dass diese in Zeiten veränderter Lebensstile nach wie 
vor eine hohe Bedeutung besitzt, zeigen die Ergebnisse auf die Frage, wer bei Hilfsbedürf-
tigkeit hilft.  
 
In einem zweiten Schritt stellte sich die Frage, wer diese vielfältigen Hilfeleistungen ge-
genwärtig erbringt. Die durchgeführte Bewohnerbefragung bestätigt die Bedeutung fami-
liärer Unterstützung, die in der öffentlichen Debatte um die Wahrnehmung der Pflegebe-
treuung immer wieder betont wird. So sind es vorwiegend Angehörige, die den Betroffe-
nen im Alltag helfen. Mehr als vier Fünftel von ihnen erhalten Hilfe durch die eigene Fami-
lie, fast jeder Vierte sogar von Freunden und/oder Bekannten (Abb. 6.31). Mit 16 % folgen 
an dritter Stelle professionelle Dienstleister und ein ähnlich hoher Anteil kann auf Nach-
barschaftshilfe zurückgreifen. Der Verwandtenkreis spielt in jeder Altersgruppe die größte 
Rolle. Das bestätigen auch die Antworten von Befragten, die selbst anderen Personen im 
Alltag helfen. In Waldfeucht kommt der Nachbarschaft noch eine recht hohe Bedeutung zu. 
Nach Familie und Freunden folgen Nachbarn hier an dritter Stelle. Sie sind für fast jeden 
vierten Hilfsbedürftigen Bezugsperson und das somit zwei- bis zweieinhalbmal häufiger 
als in den beiden anderen Regionsgemeinden. Interessant ist, dass sich die Senioren im 
Vergleich zu den jüngeren Generationen noch stärker auf die eigene Familie stützen kön-
nen und sich von den anderen Personengruppen in der Regel weniger Hilfe holen, dagegen 
selbst aber überdurchschnittlich häufig Freunden/Bekannten und Nachbarn helfen. 
 
Professionelle Dienste, die in Zukunft an Bedeutung zunehmen werden, finden gegenwär-
tig unter den 35- bis 50-Jährigen den meisten Zuspruch (25 %). Insgesamt nehmen nur 
neun Prozent der hilfsbedürftigen Waldfeuchter solche Dienste in Anspruch, was inter-
kommunal gegenüber 20 % in Gangelt und 18 % in Selfkant den niedrigsten und zugleich 
einzig unterdurchschnittlichen Wert ausmacht. Insgesamt wird professionelles Personal, 
die Kategorien „umfassende Hilfe“ und „sonstige Hilfe“ ausgenommen, besonders für klas-
sische Pflege- und Betreuungsleistungen (31 %) sowie für Fahrgelegenheiten (23 %) geru-
fen (Abb. 6.32). Außer für Kinderbetreuung wird es in Gangelt für alle Arten von Hilfe häu-
figer in Anspruch genommen. Die jeweiligen Hilfeleistungen werden aber überwiegend 
von Familienangehörigen übernommen. Mit Ausnahme der „umfassenden Hilfe“ erhalten 
die Hilfsbedürftigen in allen Bereichen zu mindestens 80 % Unterstützung durch die Fami-
lie. Freunde, Bekannte und Nachbarn helfen am häufigsten bei der Kinderbetreuung und 
im Haushalt (zwischen rund 20 % und 30 %), wobei in Waldfeucht Personen aus dem 
Freundes- und Bekanntenkreis, in Gangelt und Selfkant Personen aus der Nachbarschaft 
vergleichsweise häufiger Hilfe in Form von Pflege und Betreuung leisten.  
230  6 Analyse der subjektiven wohnortbezogenen Lebensqualität 
 
Abb. 6.31: Vorhandene Hilfspersonen nach Alter der Hilfsbedürftigen (eigene Erhebung) 
 
 
Abb. 6.32: Erbringende Hilfeleistungen nach einzelnen Personengruppen (eigene Erhebung) 
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Zwei Drittel der betroffenen Befragten haben eine Person, die im Alltag hilft (Abb. 6.31, S. 
230). Je nach Umfang der benötigten Hilfe können aber auch mehrere Personen involviert 
sein. So bekommen ein Fünftel Unterstützung von zwei und etwa jeder elfte Hilfsbedürfti-
ge sogar von drei Personen. In aller Regel wohnen die Hilfspersonen im näheren Umfeld 
der Befragten. In zwei Drittel der Fälle wohnen sie in der gleichen Gemeinde92, bei rund 
jedem Zehnten in einer anderen Regionsgemeinde und bei weiteren 13 % im übrigen Ge-
biet des Landkreises Heinsberg (Abb. 6.33). Somit liegen nur in etwa zehn Prozent der 
Fälle die Wohnorte der Hilfspersonen weiter entfernt. Bei den befragten Bewohnern der 
einzelnen Gemeinden ist die Nähe zu den Hilfspersonen ebenfalls gegeben. Nur zwischen 
2,4 % (Waldfeucht) und 14,2 % (Selfkant) von diesen haben ihren Wohnsitz außerhalb des 
Landkreises.  
 
 
Abb. 6.33: Wohnorte der Hilfspersonen (eigene Erhebung) 
 
6.4 Das Wohnumfeld  
An dieser Stelle soll auf das Wohnumfeld näher eingegangen werden. Dabei wird das 
Wohnumfeld nicht im engen stadtplanerischen Sinne als Umgebung im Nahbereich der 
eigenen Wohnung verstanden, sondern als übergeordneter Lebensbereich, der vom   
Wohnort insgesamt repräsentiert wird. In diesem Kontext sollten die befragten Bürger 
positive mit ihrer Gemeinde assoziierte Faktoren nennen, ihre Gemeinde als Wohnstand-
ort für verschiedene Bewohnergruppen, d. h. für Familien und Kinder, Jugendliche und 
Senioren bewerten, den öffentlichen Raum beurteilen und sich zum örtlichen Gemein-
schaftsleben als Ausdruck des sozialen Wohnumfeldes äußern. 
 
6.4.1 Gunstfaktoren für ein Wohnen in der Region „Der Selfkant“ 
Welche Faktoren sprechen für die Regionsgemeinden als Wohnstandort? Darauf konnten 
die Bürger in der Befragung indirekt durch Nennung von Stärken ihrer Wohngemeinde 
antworten. Dabei konnten sie sich frei, d. h. ohne Vorgabe von Antwortmöglichkeiten, äu-
                                                          
92  Einige hilfsbedürftige Befragte haben zudem angegeben, dass die Hilfsperson(en) mit im Haus wohnt 
(wohnen). Da dies aber nicht explizit abgefragt wurde, kann vermutet werden, dass ein solcher Fall häufi-
ger vorkommt. 
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ßern und bis zu drei Aspekte nennen. Durch diese Art der Fragestellung sollte bewusst 
eine Beeinflussung des Antwortverhaltens der Befragten vermieden werden, was bei sol-
chen Fragen durch feste Antwortkategorien leicht entstehen kann. Insgesamt äußerten 
sich hierzu 952 Personen, also 57,8 % aller Befragten. Jeder Dritte von ihnen hebt das Ge-
meinwesen und gute soziale Miteinander hervor und wird damit zur wichtigsten Stärke 
der Regionsgemeinden ernannt (Abb. 6.34). Darunter wurden Aspekte wie Freundlichkeit, 
Hilfsbereitschaft und Gastfreundlichkeit/Offenheit, gute Nachbarschaft, aktives Gemeinde-
leben, aber auch Traditionsbewusstsein genannt. Viele empfinden auch Zusammengehö-
rigkeit, fühlen sich demnach als Teil einer Gemeinschaft. Damit verweisen die Befragten 
indirekt auch auf die im Vergleich zum Wohnen in urbanen Zentren häufig hier noch vor-
zufindende geringere Anonymität. Dann folgen zu etwa gleich hohen Anteilen (über 20 %) 
Naturnähe, Kultur- und Freizeitangebot sowie ruhiges Wohnumfeld. Weitere positive Fak-
toren werden besonders noch in der ländlichen Idylle (16,0 %), der räumlichen Lage der 
Gemeinde (13,6 %) und in einer allgemein guten Wohn- und Lebensqualität (13,2 %) ge-
sehen. An der räumlichen Lage werden die Grenznähe und die Nähe zu städtischen Agglo-
merationen geschätzt.  
 
   
Abb. 6.34: Subjektiv empfundene Stärken des Wohnorts93 (eigene Erhebung) 
                                                          
93  Dargestellt sind alle Aspekte, die jeweils mindestens 20 Nennungen auf sich vereinen. 
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Die Bewohner der einzelnen Gemeinden zählen die meisten der für das Gesamtbild spre-
chenden Faktoren ebenfalls zu den bedeutendsten Stärken ihrer Gemeinde (Abb. 6.35). 
Auch wenn insgesamt die Rangfolge der Faktoren zwischen den Gemeinden etwas variiert, 
findet sich übereinstimmend eine vielfach positive Meinung zum gemeinschaftlichen Mit-
einander. Dabei ist dies in Waldfeucht am häufigsten angeführt worden und setzt sich mit 
einem Anteil von 36,4 % sogar deutlich von anderen genannten Aspekten ab. Weitere Un-
terschiede zeigen sich hier insofern, als dass die Gangelter wesentlich stärker das Freizeit- 
und Kulturangebot sowie die Einkaufsmöglichkeiten, die Selfkanter die Naturnähe, das 
ruhige Wohnumfeld und die räumliche Lage ihrer Gemeinde und die Waldfeuchter die 
Gemeindeverwaltung und -größe positiv herausstellen.  
 
 
 
Abb. 6.35: Die zehn am häufigsten genannten Stärken des Wohnorts nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Werden die Äußerungen der Befragten inhaltlich zu Bereichen zusammengefasst, dann 
lässt sich feststellen, dass nach wie vor klassische Faktoren, die mit dem „Wohnen auf dem 
Lande“ assoziiert werden, die Stärken schlechthin darstellen (Tab. 6.13). Dazu gehört zum 
einen das „ländliche“ Wohnumfeld, das durch Naturnähe, attraktive Landschaft, ländliche 
Idylle und Ruhe charakterisiert ist – die hier gesondert ausgewiesene bessere Umweltqua-
lität zählt oftmals auch dazu –, zum anderen das soziale Wohnumfeld, das neben dem be-
reits erwähnten sozialen Miteinander bevölkerungsstrukturelle Aspekte einschließt. Be-
sonders dominant treten sie bei den Bürgern Selfkants hervor, wo mit rund 94 % fast je-
der zumindest eine Charakteristik des ländlichen Wohnumfelds (Naturnähe, Ruhe, ländli-
che Idylle, attraktive Landschaft) nannte. Im Vergleich zu den anderen Befragten wurde 
auch häufiger die Größe und Lage der Gemeinde als Stärke angeführt. Dagegen betonen 
die Gangelter mehr die infrastrukturellen Qualitäten und die Waldfeuchter die Politik und 
Verwaltung sowie die Umweltqualität.  
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Tab. 6.13: Subjektiv empfundene Stärken des Wohnorts (Bereiche) nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Die insgesamt am häufigsten genannten Pull-Faktoren für ein Wohnen in der Region prä-
gen erstaunlicherweise im Großen und Ganzen auch das Bild der einzelnen Altersgruppen. 
Darüber hinaus fällt auf, dass bei der Frage nach den Stärken der eigenen Wohngemeinde 
von allen erfassten Altersgruppen die Senioren am wenigsten Merkmale des „ländlichen“ 
Wohnumfeldes nannten (Abb. 6.36). Am häufigsten taten das die 35- bis 50-Jährigen. Das 
muss aber nicht bedeuten, dass ältere Menschen diese Wohnqualitäten weniger wert-
schätzen. Warum sich gerade die 35- bis 50-Jährigen damit abheben, könnte mit deren 
momentaner Lebensphase zusammenhängen, in der solche Faktoren als besonders rele-
vant erachtet und infolgedessen stärker wahrgenommen werden. So stellt diese Alters-
gruppe eine Generation dar, die sich mitten im Erwerbsleben, häufig zugleich in der Fami-
lienphase befindet und dadurch im Alltag besonders gefordert ist. Aspekte wie Naturnähe 
oder Ruhe können daher zum einen eine wichtige Ausgleichs- und Erholungsfunktion zum 
hektischen Arbeitsalltag haben und damit zu einer gesunden Work-Life-Balance beitragen, 
zum anderen als bedeutsamer Bestandteil eines familienfreundlichen Wohnumfeldes an-
gesehen werden. Anzeichen für letzteres könnte auch die im Altersgruppenvergleich viel 
häufigere Nennung von Familienfreundlichkeit sein, wobei dieser Faktor für die 35- bis 
50-Jährigen schon allein aufgrund der höheren Betroffenheit von größerer Relevanz ist. 
Bei den Senioren haben mehr Personen das soziale Miteinander positiv erwähnt und ge-
meinsam mit der Gruppe der 51- bis 65-Jährigen wurden vor allem Aspekte der Versor-
gungsinfrastruktur (Kultur- und Freizeitangebot, gute Einkaufsmöglichkeiten) sowie die 
Wohn- und Lebensqualität allgemein häufiger angesprochen. Interessant ist, wenngleich 
auf niedrigem Niveau, dass bei diesen beiden Altersgruppen etwa doppelt so viele die 
fahrradfreundliche Infrastruktur zu den Stärken zählen. 
 Region  Gangelt  Selfkant  Waldfeucht
"ländliches" Wohnumfeld 71,7 52,8 93,7 67,0
soziales Wohnumfeld 36,4 33,4 38,1 38,1
Kultur- und Freizeitangebot 25,6 36,6 18,3 22,4
Versorgungsinfrastruktur i.e.S. 18,3 25,3 13,8 16,0
Größe/Lage der Gemeinde 17,4 10,6 23,4 18,4
Politik und Verwaltung 17,1 19,4 9,9 22,4
Wohn- und Lebensqualität allg. 13,2 14,1 12,3 13,6
Umweltqualität 6,7 6,9 4,2 9,5
Verkehrsinfrastruktur 5,7 6,6 6,3 3,7
"Freundlichkeit" der Gemeinde 4,5 6,6 3,9 3,1
öffentlicher Raum 0,6 1,3 0,3 0,3
öffentliche Sicherheit 3,3 2,2 2,4 5,4
Wohnungsangebot 3,2 4,4 1,8 3,4
Tourismus und Marketing 2,7 5,3 0,9 2,0
sonstiges 1,9 2,5 2,4 0,7
Befragte (Anzahl) 952 320 333 294
Bereich
Befragte in %
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Abb. 6.36: Subjektiv empfundene Stärken des Wohnorts nach Alter94 (eigene Erhebung) 
Darüber hinaus können Informationen über Hintergründe von Zuzugsentscheidungen u. U. 
helfen ortsbedingte Gunstfaktoren aufzudecken, weil sie mögliche Wohnbedürfnisse/         
-wünsche offenbaren. Aus diesem Grunde wurden die Befragten gebeten, sich zu ihren 
drei wichtigsten Motiven des Zuzugs in die Gemeinde zu äußern.  
 
 
Abb. 6.37: Die zehn am häufigsten genannten Zuzugsgründe der Befragten nach Alter (eigene Erhebung) 
Hierzu zählen in erster Linie persönliche Gründe, Eigentumserwerb und der Wunsch nach 
einer grünen, ländlichen Wohnumgebung (Abb. 6.37). An vierter Stelle folgt die Nähe zu 
Familie/Freunden und bei jedem Sechsten spielen Wohnkosten und berufliche Gründe 
eine Rolle. Die Suche nach einem familienfreundlichen Umfeld und die Nähe zu den Nie-
derlanden komplettieren die Aufzählung. Damit werden vor allem Wanderungsmotive 
genannt, die für eine Wohnstandortwahl im ländlichen Raum generell charakteristisch 
sind. Unter den häufigsten Nennungen finden sich altersgruppenübergreifend die gleichen 
Motive, bei den jüngeren Altersgruppen auch in nahezu identischer Reihenfolge. Im Unter-
schied zu den anderen Befragten ist die Motivation des Eigentumserwerbs bei den 51- bis 
                                                          
94  Dargestellt sind alle Aspekte, die jeweils von mindestens fünf Prozent der Befragten genannt wurden. 
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65-Jährigen mit fast 40 % am stärksten ausgeprägt. Die Senioren nannten vergleichsweise 
häufiger persönliche Gründe und die Nähe zu Familie/Freunden, die für ein ländliches 
Wohnen typischen Aspekte sowie berufliche Gründe hingegen seltener als die jüngeren 
Altersgruppen. In Bezug auf ersteres könnte vermutet werden, dass die befragten Senio-
ren bereits in einem höheren Alter in die Region gezogen sind und die Aussicht auf eine 
Unterstützung bzw. Betreuung im Bedarfsfall ausschlaggebender war. 
 
Interkommunal sticht die hohe Bedeutung der Nähe zu den Niederlanden als Zuzugsgrund 
unter den in die Gemeinde Selfkant zugezogenen Bewohnern hervor (21,1 % vs. 6,7 % und 
4,4 %). Hier macht sich die räumliche Lage Selfkants in direkter Nachbarschaft zur nieder-
ländischen Mittelstadt Sittard bemerkbar. Damit spiegelt das Ergebnis die amtliche Ein-
wohnerstatistik wider, die Selfkant als Hauptzielgebiet der Niederländer innerhalb der 
Region ausweist. Das Wohnen im Grünen wurde hier ebenfalls häufiger, von etwa einem 
Drittel gegenüber jeweils einem Viertel in den anderen Gemeinden, als Zuzugsgrund ge-
nannt. 
 
6.4.2 Bewertung des Wohnumfelds für verschiedene Bewohnergruppen 
Wie werden nun die Regionsgemeinden als Wohnstandort für verschiedene Bewohner-
gruppen beurteilt? Dadurch, dass angesichts des demographischen Wandels das Thema 
„Alter(n)“ in Deutschland eine bis dato nicht dagewesene hohe Aufmerksamkeit erlebt, 
beschäftigt dieses auch verstärkt die Kommunen in Hinblick auf ihre Wohnattraktivität, d. 
h. es wird dabei häufig von Seniorenfreundlichkeit und seniorengerechtem Wohnumfeld 
gesprochen. Dass dem Lebensbereich Wohnen gerade im Alter eine große Bedeutung zu-
kommt, resultiert zum einen daraus, dass dem Einzelnen mit Beendigung der Erwerbstä-
tigkeit im Ruhestand ein höheres Zeitbudget zur freien Verfügung steht. Zum anderen ver-
ringert sich der alltägliche Aktionsraum, weil die mit der Erwerbstätigkeit verbundenen 
Wegstrecken wegfallen und die Mobilität im Alter aufgrund zunehmender körperlicher 
Einschränkungen möglicherweise abnimmt. Vor dem Hintergrund der zunehmenden Be-
völkerungsalterung sind die Kommunen also besonders gefordert, eine an den Bedürfnis-
sen ihrer älteren Bürgerschaft orientierten Wohn- und Lebensqualität zu schaffen. Da eine 
attraktive Wohnumgebung allgemein als wichtiger Standortfaktor gilt und die Gemeinden 
ihre Einwohnerentwicklung nicht nur auf das Halten und den Zuzug von Senioren aufbau-
en können, darf dabei nicht vergessen werden, dass sie auch weiterhin den Ansprüchen 
verschiedener Bevölkerungs- bzw. Sozialgruppen zu entsprechen haben. Aus diesem 
Grund wurden bei der Erhebung neben der Seniorenfreundlichkeit die Kinder-/Familien-
freundlichkeit sowie die Jugendfreundlichkeit der Gemeinden abgefragt. 
 
Dabei schneiden alle drei Regionsgemeinden in der Kinder-/Familienfreundlichkeit und 
Seniorenfreundlichkeit besser ab als in der Jugendfreundlichkeit (Abb. 6.38). Während die 
Befragten das Wohnumfeld für die erst genannten Bewohnergruppen im Durchschnitt mit 
noch gut bzw. nicht mehr gut bewerten, stufen sie es für die Gruppe der Jugendlichen als 
mittelmäßig ein. Zwölf bzw. siebzehn Prozent halten es für letztere sogar für schlecht oder 
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sehr schlecht. Derartige Unterschiede zwischen den einzelnen Bewertungen der drei ge-
nannten Faktoren können mit einer gegen 0 % tendierenden Irrtumswahrscheinlichkeit 
auch für die Grundgesamtheit angenommen werden95. Im Gemeindevergleich gaben die 
Waldfeuchter Bürger bei allen drei Aspekten die schlechteste Beurteilung ab. Die Senio-
renfreundlichkeit wird interkommunal nahezu identisch bewertet. Dass die Waldfeuchter 
insgesamt eine im Vergleich zur restlichen Regionsbevölkerung signifikant andere Wahr-
nehmung haben, kann statistisch nur für die Kinder- und Familienfreundlichkeit bestätigt 
werden96. 
 
 
Abb. 6.38: Bewertung der Kinder-/Familien-, Jugend- und Seniorenfreundlichkeit in den Regionsgemeinden 
(eigene Erhebung) 
Die auf das Wohnumfeld bezogenen „Freundlichkeitsfaktoren“ haben unterschiedliche 
Zielgruppen im Blick. Daher ist es sinnvoll, die Bewertungen der Bewohner auch etwas 
differenzierter zu betrachten. Dies erfolgt anhand der drei Alters- und anderer relevanter 
Merkmalsgruppen. So wird bei der Kinder-/Familien- und Jugendfreundlichkeit noch zwi-
schen Haushalten mit und ohne Kinder, bei der Seniorenfreundlichkeit zwischen hilfsbe-
dürftigen, nicht hilfsbedürftigen sowie alleinlebenden Senioren unterschieden. 
                                                          
95  Hierfür wurde ein T-Test bei verbundenen Stichproben durchgeführt.  
96  Für die Kinder- und Familienfreundlichkeit ergab der T-Test bei unabhängigen Stichproben eine 2 %-ige 
Irrtumswahrscheinlichkeit für die Annahme, dass der Unterschied in der Bewertung zwischen Waldfeucht 
und den anderen Regionsgemeinden auch in der Grundgesamtheit gilt. 
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Abb. 6.39: Bewertung der Kinder-/Familien- und Jugendfreundlichkeit nach Alter und Haushaltstyp (eigene 
Erhebung) 
Die Bewertung der Kinder- und Familienfreundlichkeit fällt bei den Merkmalsgruppen 
Alter und Haushaltstyp mit Gesamtwerten zwischen 2,37 und 2,46 sehr ähnlich aus (Abb. 
6.39). Nur die Gruppe der 35- bis 50-Jährigen und der mit Kindern in einem Haushalt zu-
sammenwohnenden Befragten, von denen etwa zwei Drittel (62 %) ebenso diesem Alter 
angehören, schätzen sie schlechter als den Gesamtdurchschnitt von 2,41 ein. Dieselben 
Gruppen stufen auch die Jugendfreundlichkeit mit mittelmäßig am schlechtesten ein, was 
sich zugleich in höheren Anteilen an abgegebenen negativen Beurteilungen äußert (19 % 
bzw. 18 %). Insgesamt wird die Jugendfreundlichkeit uneinheitlicher bewertet. Die Unter-
schiede innerhalb der beiden Merkmalsgruppen Alter und Haushaltstyp sind hierbei sta-
tistisch gesehen eindeutig als signifikant einzustufen97. Bei der Merkmalsgruppe „Alter“ 
gilt dies ebenso für das Kriterium der Kinder- und Familienfreundlichkeit98. Das heißt, es 
kann davon ausgegangen werden, dass diejenigen Bewohnergruppen, denen ein familien- 
und jugendfreundliches Wohnumfeld besonders wichtig ist, dieses für weniger befriedi-
gend halten.  
 
Die Seniorenfreundlichkeit wird von den drei Altersgruppen ebenfalls gleich beurteilt, und 
zwar mit Werten um 2,5 (Abb. 6.40). Was sich dagegen in der Einschätzung aber niederzu-
schlagen scheint, ist der Aspekt des „Auf-sich-allein-gestellt-seins“ bzw. der Hilfsbedürf-
                                                          
97 Der T-Test bei unabhängigen Stichproben ergab im Fall der Jugendfreundlichkeit für beide Merkmalsgrup-
pen eine gegen 0 % tendierende Irrtumswahrscheinlichkeit für die Annahme, dass die Ergebnisse auch in 
der Grundgesamtheit gelten.  
98 Dies kann mit einer 4,6 %-igen Irrtumswahrscheinlichkeit angenommen werden. Dass sich der Unterschied 
in der Beurteilung der Kinder- und Familienfreundlichkeit zwischen den Haushaltsgruppen (mit/ohne Kin-
der) nicht signifikant durchschlägt, kann mit der Zusammensetzung der Stichprobe erklärt werden. Denn 
bei den meisten Befragten, wo Kinder mit im Haushalt leben, handelt es sich um Kinder älter als sechs Jahre 
(31 % 6-15 Jahre, 26 % 16-20 Jahre und 36 % 21 Jahre und älter), so dass für sie eher ein jugendfreundli-
ches Wohnumfeld wichtig ist. 
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tigkeit. Sowohl die alleinlebenden als auch die hilfsbedürftigen Senioren halten das Wohn-
umfeld für deutlich weniger seniorenfreundlich als die Übrigen in der gleichen Alters-
gruppe.   
 
 
Abb. 6.40: Bewertung der Seniorenfreundlichkeit durch verschiedene Alters- und Seniorengruppen  
(eigene Erhebung) 
Im interkommunalen Vergleich fällt auf, dass die in Gangelt wohnhaften Befragten grup-
penübergreifend die Kinder- und Familienfreundlichkeit identisch bewerten (2,34). Bei 
den Selfkantern ist der größte Unterschied zwischen Haushalten mit (2,50) und ohne Kin-
der (2,33) festzustellen, deren Einschätzungen zugleich den höchsten bzw. niedrigsten 
Wert aufweisen. Bei den Altersgruppen sind sich in Waldfeucht die 35- bis 50-Jährigen 
und die Senioren in ihrer Einschätzung ähnlicher (2,56 und 2,51 gegenüber 2,36). Bezüg-
lich der Jugendfreundlichkeit haben die 35- bis 50-Jährigen und die Befragten mit Kindern 
im Haushalt auch in den einzelnen Gemeinden nur eine mittelmäßige Gesamtbewertung 
abgegeben. Das trifft in Gangelt auch für die Senioren zu, die die Jugendfreundlichkeit so-
gar am schlechtesten beurteilen. Die größten Meinungsunterschiede zeigten dabei die 
Selfkanter, und hier sowohl zwischen den Alters- wie den Haushaltsgruppen. Von den Se-
niorenurteilen in den anderen Regionsgemeinden abweichend stufen die Hilfsbedürftigen 
und Nicht-Hilfsbedürftigen in Waldfeucht die Seniorenfreundlichkeit des Wohnumfeldes 
ähnlich ein, die alleinlebenden Senioren dagegen viel schlechter (3,00 gegenüber 2,70 
bzw. 2,61). Bei der Überprüfung der Signifikanz des ermittelten Unterschieds in der Beur-
teilung der Seniorenfreundlichkeit zwischen Hilfsbedürftigen und Nicht-Hilfsbedürftigen 
konnte festgestellt werden, dass dieser auf die Situation in der Gemeinde Selfkant zurück-
geführt werden kann. Nur hier gibt der T-Test bei unabhängigen Stichproben für den 
Rückschluss auf die Grundgesamtheit eine Irrtumswahrscheinlichkeit von unter fünf Pro-
zent aus.  
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6.4.3 Bewertung des öffentlichen Raumes 
Öffentliche Räume im Sinne öffentlich nutzbarer Freiräume sind wichtiger Bestandteil des  
Wohnumfelds, was sich u. a. auch daran zeigt, dass diesen bei der Aufwertung von Stadt-
teilen bzw. Wohnquartieren große Aufmerksamkeit geschenkt wird. Neben ihrer ökologi-
schen und ökonomischen Funktion haben öffentliche Freiräume, die für jedermann zu-
gänglich sind, vor allem eine soziale Bedeutung (vgl. Sutter-Schurr 2008:27ff.). So dienen 
sie zum einen der Erholung und Gesundheit, sind zum anderen „Orte beiläufiger Kommu-
nikation und Interaktion“, „Orte des Alltags, an denen die Bürger sich aufhalten, begegnen, 
ihre Besorgungen erledigen und einen Teil ihrer Freizeit verbringen“ (BMVBS/BBR 2008: 
1, 11). Das kann z. B. der Kinderspielplatz nebenan sein, der Marktplatz der Gemeinde 
oder ein öffentlicher Park. Ebenso wichtig ist, dass man sich im öffentlichen Raum wohl-
fühlt, sich also ohne Ängste im Freien aufhalten und bewegen kann. In diesem Zusammen-
hang sollten die Bürger beide Wohnstandortkriterien, öffentliche Freiräume (Plätze, 
Parks, Grünanlagen) und öffentliche Sicherheit, bewerten.  
 
 
Abb. 6.41: Bewertung des öffentlichen Raumes in den Regionsgemeinden (eigene Erhebung) 
Sowohl was die Freiräume als auch die Sicherheit angeht, beides wird von den Befragten 
im Durchschnitt nur mit mittelmäßig bewertet. Dabei erfahren die öffentlichen Freiräume 
mit einem Gesamtwert von 2,8 eine schlechtere Bewertung, ein Fünftel zeigt sich sogar 
unzufrieden (Abb. 6.41). Die öffentliche Sicherheit wird mit 2,63 leicht besser gesehen. 
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Interkommunal schneidet Gangelt insgesamt am besten, Selfkant am schlechtesten ab. 
Besonders in der Kategorie „öffentliche Freiräume“ tritt die Gemeinde Gangelt mit 2,45 am 
positivsten und die Gemeinde Selfkant mit 3,01 am negativsten hervor. 
 
Die Altersgruppen sind hier recht einheitlicher Meinung (Abb. 6.42). Die öffentlichen Frei-
räume werden mittelmäßig bewertet, die öffentliche Sicherheit bewegt sich im oberen 
mittelmäßigen Bereich. Nur die Senioren stufen letztere mit 2,75 erkennbar schlechter ein, 
was sich ebenfalls in einem fast doppelt so hohen Anteil an abgegebenen schlechten Be-
wertungen widerspiegelt. Ob Kinder mit im Haushalt wohnen oder nicht, macht in der 
Beurteilung keinen nennenswerten Unterschied, wobei im ersten Fall die Sicherheit etwas 
besser beurteilt wird als die öffentlichen Freiräume. Überraschend sind die schlechteren 
Bewertungen hinsichtlich beider Aspekte durch die kinderlosen Haushalte.  
 
 
Abb. 6.42: Bewertung des öffentlichen Raumes am Wohnort nach Alter und Haushaltstyp (eigene Erhebung) 
 
6.4.4 Integration in die örtliche Gemeinschaft 
Die vorangegangenen Ausführungen weisen bereits darauf hin, dass am Wohnort neben 
naturräumlichen und infrastrukturellen Bedingungen im hohen Maße soziale Aspekte 
wahrgenommen werden. Dass solche in der Befragung von so vielen Personen ausdrück-
lich benannt worden sind, offenbart die Bedeutung, die ihnen beigemessen wird. Damit 
bestätigen die Befragungsergebnisse die Erkenntnis, dass der Faktor soziales Wohnumfeld 
die Wohnzufriedenheit und letztlich Wohnstandortentscheidungen wesentlich beeinflus-
sen kann. Beleg im negativen Sinne sind hierfür die seit den 1990er Jahren in vielen Städ-
ten durch kleinräumige Segregation entstandenen sogenannten „benachteiligten“ Stadttei-
le, die durch ihre Persistenz zeigen, wie schwierig es ist, ein räumlich verortetes pro-
blembehaftetes soziales Umfeld zu bewältigen und den betreffenden Stadtraum als Wohn-
standort wieder attraktiv zu machen.  
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Für die eigene Wohnzufriedenheit kann es völlig ausreichen, sich im sozialen Umfeld ein-
fach nur wohl zu fühlen, für den anderen ist es daneben wichtig, in dieses integriert zu 
sein. Insofern kann soziales Eingebundensein am Wohnort Ausdruck von Lebensqualität 
sein. Ob und auf welche Weise eine solche Einbindung erfolgt, ist von verschiedenen, von 
außen oft nicht beeinflussbaren Faktoren abhängig. Dennoch hat eine Gemeinde Möglich-
keiten, hierfür entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen. So bietet insbesondere 
das Kultur- und Freizeitangebot einer Gemeinde den Bürgern die Möglichkeit, mit anderen 
Menschen in Kontakt zu kommen und am gesellschaftlichen Leben vor Ort teilzuhaben. 
Das kann vor allem für ältere Menschen, die im Alltag mehr freie Zeit haben und häufig 
auch alleine wohnen, aber ebenso für Neubürger, die sich in eine neue Wohnumgebung 
einleben müssen, von Bedeutung sein. Der komplexe und auf verschiedene Lebensberei-
che anwendbare Begriff der sozialen Integration wird hier also im Sinne von Einbindung 
in die örtliche Gemeinschaft über soziale Kontakte und Begegnungsmöglichkeiten ver-
standen. Entsprechend wurden die Regionsbewohner nach ihren sozialen Kontakten, ihrer 
gesellschaftlichen Teilhabe durch Vereinsmitgliedschaft und Nutzung von Kultur- und 
Freizeitangeboten sowie nach den Teilhabemöglichkeiten in der Gemeinde insgesamt ge-
fragt. Daneben drückt auch eine hohe Verbundenheit mit dem Wohnort in gewisser Weise 
ein subjektiv empfundenes Integrationsgefühl aus. 
 
Zufriedenheit mit sozialen Kontakten 
Die große Mehrheit der Befragten ist mit ihren sozialen Kontakten sehr zufrieden oder zu-
frieden (Abb. 6.43). Nur etwa ein Zehntel äußerte eine geringere Zufriedenheit bzw. eine 
Unzufriedenheit. Obwohl bei den einzelnen Bewohnergruppen (Altersgruppen, Single- 
und Mehrpersonenhaushalte, mobile und weniger mobile Personen) insgesamt ebenso ein 
hohes Maß an Zufriedenheit vorhanden ist, zeigen sich bei den Differenzierungsmerkma-
len Haushaltstyp und Mobilität doch nennenswerte Unterschiede. So ist der Anteil an we-
niger/nicht zufriedenen Personen bei Alleinlebenden gegenüber den in Mehrpersonen-
haushalten wohnenden Befragten mit rund einem Fünftel etwa doppelt so hoch und bei 
Personen, die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind, sogar noch höher als in der entspre-
chenden Vergleichsgruppe. In den Gemeinden Gangelt und Selfkant spüren die Bürger 
ebenfalls eine um rund das Dreifache höhere Unzufriedenheit. Auch wenn das individuell 
verschiedene Gründe haben kann, deutet die erkennbar höhere Unzufriedenheit mögli-
cherweise darauf hin, dass zum einen Singles in ihrem Wohn- und Lebensumfeld weniger 
Gelegenheiten vorfinden, um soziale Kontakte zu entwickeln, zum anderen, dass hierfür 
aber auch Erreichbarkeit gegeben sein muss.  
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Abb. 6.43: Zufriedenheit verschiedener Merkmalsgruppen mit sozialen Kontakten (eigene Erhebung) 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
In welcher Form eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben vor Ort stattfindet, ist sehr 
unterschiedlich. In der durchgeführten Befragung hat man sich dabei auf zwei Möglichkei-
ten beschränkt, die für eine Belebung des gesellschaftlichen Miteinanders bedeutsam und 
zugleich altersgruppenunabhängig sind: eigenes Engagement in Ortsvereinen bzw. ande-
ren örtlichen Einrichtungen sowie Nutzung von Kultur- und Freizeitangeboten in der Re-
gion. Daneben schließt erstere den Aspekt des Bürgerengagements mit ein, dem die Politik 
u. a. für die zukünftige Sicherung der Grundversorgung im ländlichen Räum ein nicht un-
erhebliches Potenzial beimisst.  
 
Die Befragung hat ergeben, dass zwei Drittel der Bewohner über eine Vereinsmitglied-
schaft bzw. ein Engagement in anderen örtlichen Einrichtungen wie beispielsweise Kirche 
oder Kindergarten am gesellschaftlichen Leben teilnehmen (Abb. 6.44). Darunter sind ein 
Viertel Senioren, etwa jeweils ein Drittel im Alter 35-50 Jahre bzw. älter und überwiegend 
Personen, die Kinder haben (87 %)99. Die meisten sind in einem Verein/einer Einrichtung 
aktiv tätig, etwa ein Fünftel in Zweien und etwa jeder siebte Befragte sogar in mindestens 
Dreien. Dies unterstreicht die nach wie vor im Vergleich zu den Städten höhere Bedeutung 
des Vereinslebens in ländlichen Gemeinden, wo es Teil der Ortskultur und oftmals einziges 
Freizeitangebot für die Bürger ist. Die tragende Rolle der Vereine im gesellschaftlichen 
Leben der Kommunen spiegelt sich allein schon durch deren große Anzahl im Untersu-
chungsgebiet wider (Gangelt 98, Selfkant 66, Waldfeucht 79). 
 
                                                          
99 Bezogen auf die einzelnen Merkmalsgruppen entspricht das ungefähr einem Anteil von zwei Drittel in jeder 
Altersgruppe und 70 % an allen Befragten mit Kindern. 
89,8 90,6 90,2 89,3
80,6
90,9 91,1
78,3
75,0
10,2 9,4 9,8 10,7
19,4
9,1 8,9
21,7
25,0
0%
20%
40%
60%
80%
100%
 35-50 Jahre  51-65 Jahre  > 65 Jahre Single-HH MPH-HH mit Pkw ohne Pkw  Transporthilfe
im Alltag
[1.563] [562] [594] [373] [160] [1.395] [1.419] [129] [100]
Gesamt Altersgruppen Haushaltstyp Personen
Be
fra
gt
e
 sehr zufrieden/zufrieden  weniger/nicht zufrieden
244  6 Analyse der subjektiven wohnortbezogenen Lebensqualität 
 
Abb. 6.44: Vereinsmitgliedschaft bzw. aktives Engagement bei den Befragten (eigene Erhebung) 
Hinsichtlich der o.g. zweiten Teilhabemöglichkeit wurden die Bewohner gefragt, inwieweit 
sie in der Region vorhandene Kultur- und Freizeitangebote nutzen. Neben vereinsbezoge-
nen Angeboten umfasste die vorgegebene Auswahl Stadt-/Gemeindefeste, kirchliche An-
gebote (Gottesdienste und Freizeitangebote der Kirche) sowie öffentliche Schwimmbäder 
und Museen.  
 
Mit einem Anteil von jeweils weit über 80 % werden in erster Linie Vereinsveranstaltun-
gen, Gemeindefeste und Gottesdienste wahrgenommen (Abb. 6.45). Knapp zwei Drittel der 
Befragten suchen in ihrer Freizeit die öffentlichen Schwimmbäder auf, dicht gefolgt von 
anderen Angeboten der Kirche (Gruppentreffen, Kaffeenachmittage, Ausflüge etc.), und 
weniger als die Hälfte nutzt das breite Museumsangebot100. Unter den von der Kirche or-
ganisierten Veranstaltungen werden Gottesdienste am häufigsten, andere dagegen deut-
lich weniger besucht (44 % vs. 10 % der Nutzer mind. mehrmals im Monat und 23 % vs. 
57 % der Nutzer einmal im Jahr). Jeder vierte Schwimmbadbesucher nutzt diese Freizeit-
anlagen mindestens mehrmals im Monat und somit im Vergleich zu den übrigen Angebo-
ten auch noch relativ häufig. Unter den befragten Bewohnern Selfkants war der Anteil an 
Personen, der das genannte Kultur- und Freizeitangebot der Region nutzt, insgesamt ge-
ringer, besonders bei den öffentlichen Schwimmbädern. Bei den Waldfeuchtern fällt in-
dessen der überdurchschnittlich hohe Anteil an Museumsgängern auf (51,5 %). Diese 
stärkere Nutzung des mehr bürgerlichen Kulturangebotes könnte durch die sozioökono-
mische Struktur bedingt sein101.  
                                                          
100 Das Museumsangebot umfasst ein Mühlen- und Kleinbahnmuseum in Gangelt, ein Bauernmuseum in Self-
kant sowie ein Heimat-, Mühlen- und Radiomuseum in Waldfeucht (vgl. Zweckverband „Der Selfkant“ 
2012:15f.) 
101 Da die Befragung diesbezüglich keine hinreichenden Informationen liefert, kann das nur indirekt anhand 
des erfassten Bildungs- und Erwerbsstatus vermutet werden. So waren unter den befragten Waldfeuchtern 
weniger Personen ohne Bildungsabschluss, ohne Beschäftigung und ein höherer Anteil in einer Vollzeittä-
tigkeit. Laut Statistik verfügen sie im Durchschnitt auch über ein höheres Einkommen (vgl. Kap. 5.4.1).  
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Abb. 6.45: Nutzung von Kultur- und Freizeitangeboten in der Selfkant-Region nach Alter (eigene Erhebung) 
Was die Nutzung nach Altersgruppen betrifft, so lässt sich dreierlei feststellen: Gemeinde-
feste und Vereinsveranstaltungen werden altersgruppenübergreifend von allen gleich 
stark besucht. Kirchliche Angebote haben eine deutliche Präferenz bei den Senioren. 
Schwimmbäder und Museen werden mehr von Erwachsenen unter 65 Jahren aufgesucht 
und dabei erstere deutlich stärker von 35- bis 50-Jährigen, weil diese im Vergleich zu den 
anderen Befragten noch viel mehr kleine und schulpflichtige Kinder haben (Abb. 6.45). 
 
Die meisten Bürger sind mit den Teilhabemöglichkeiten in ihrer Gemeinde auch zufrieden. 
Vier Fünftel (81,2 %) sagen, es gäbe ausreichend Gelegenheiten und Angebote, mit ande-
ren Menschen in Kontakt zu kommen und am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Die 
Zustimmung variiert in den Gemeinden nur gering, zwischen 76,2 % (Selfkant) und 84,7 % 
(Gangelt). Die Meinung der einzelnen Altersgruppen unterscheidet sich ebenfalls kaum. 
Ähnlich verhält es sich bei der Gruppe der Zugezogenen, unter denen im Vergleich zu den 
gebürtigen Einwohnern nur zehn Prozent weniger Personen von ausreichenden Teilha-
bemöglichkeiten sprechen. Insgesamt zeigten sich 18,8 % (307 Befragte) diesbezüglich 
unzufrieden. Um angemessen am gesellschaftlichen Leben der Gemeinde partizipieren zu 
können, fehlt es ihnen vor allem an vereinsungebundenen Freizeitangeboten und an Infor-
mationen über bestehende gesellschaftliche Angebote (Abb. 6.46). Zudem vermisst mehr 
als jeder Dritte Treffmöglichkeiten im eigenen Ortsteil und mehr Angebote für Erwachse-
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ne. Der Gemeindevergleich zeigt, dass sich die Gangelter mit Abstand am meisten Frei-
zeitmöglichkeiten außerhalb der Vereinsangebote wünschen, die Selfkanter wesentlich 
stärker geeignete Treffmöglichkeiten vor Ort und die Waldfeuchter mehr Angebote für 
Familien und Kinder sowie für Jugendliche. Es fällt der gemeindeübergreifend ähnlich 
hohe Anteil an Klagen über mangelnde Information zu Veranstaltungen auf. Gemessen am 
Anteil der Befragten war die Unzufriedenheit mit den Teilhabemöglichkeiten in Selfkant 
am höchsten. So haben hier 23 % konkrete Mängel vorgebracht, in Gangelt und Wald-
feucht hingegen 15 % bzw. 16 %. 
 
 
  
Abb. 6.46: Bedarfe für eine bessere gesellschaftliche Teilhabe nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Mit Ausnahme der Gruppe der Senioren, die sich hauptsächlich mehr Angebote für ihre 
Generation (67 %) und Treffmöglichkeiten im Ortsteil (48 %) wünscht, wird für eine bes-
sere gesellschaftliche Teilhabe auch altersübergreifend am häufigsten ein Bedarf an ver-
einsungebundenen Freizeitmöglichkeiten gesehen (Abb. 6.47). Einen solchen äußerten vor 
allem die Befragten der jüngsten Altersgruppe mit überdurchschnittlichen 62 %. Daneben 
fehlt es ihnen im Vergleich insbesondere an Angeboten für Familien, Kinder und Jugendli-
che. Die 51- bis 65-Jährigen wünschen sich mehr Angebote für Erwachsene (43,5 %) und 
fast genauso viele unter ihnen sogar schon Aktivitäten für Senioren (37 %). Befragte Be-
wohner, die erst im Laufe des vergangenen Jahrzehnts in das Untersuchungsgebiet gezo-
gen sind und das Gefühl haben, nicht ausreichend am gesellschaftlichen Leben der Ge-
meinde teilnehmen zu können, unterscheiden sich von den Bedarfen her kaum von der 
Gesamtheit der Befragten. Sie möchten ebenfalls mehr Informationen sowie Angebote, die 
vereinsunabhängig sind und sich an Erwachsene richten.  
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Abb. 6.47: Bedarfe für eine bessere gesellschaftliche Teilhabe aus Sicht der Altersgruppen und jüngst zugezo-
genen Bewohner (eigene Erhebung) 
Verbundenheit mit dem Wohnort 
Die Mehrheit der Befragten fühlt sich mit dem Wohnort verbunden. Dabei lässt sich eine 
hohe Bindung an das nähere Wohnumfeld feststellen (Abb. 6.48). So identifizieren sich die 
Befragten am stärksten mit ihrem Ortsteil (72,9 % sehr stark/stark), gefolgt von der Ge-
meinde (54,6 %) und am wenigsten mit der Region „Der Selfkant“ (36,2 %). Da sich der 
Alltag vor allem auf kommunaler und kleinräumiger Ebene abspielt, ist ein geringerer Be-
zug zur Region nicht überraschend. Auffällig ist jedoch, dass sich die Bewohner der Ge-
meinde Selfkant in deutlich höherem Maße mit der Region identifizieren (47 % vs. etwa 
30 %). Das könnte u. a. ein Beispiel dafür sein, wie Namensgebungen persönliche Identifi-
kationen mit Räumen beeinflussen. Die Verbundenheit der Bewohner (sehr stark/stark) 
mit ihrer eigenen Gemeinde liegt zwischen 50 % (Gangelt) und 60 % (Selfkant) auf einem 
vergleichbaren Niveau. 
 
Darüber hinaus lassen die erhobenen Daten einen Zusammenhang zwischen der Wohnort-
verbundenheit und dem Alter erkennen. Der Korrelationstest gibt zwar nur eine schwa-
che, aber höchst signifikante Korrelation aus102 und bestätigt damit die aus dem Antwort-
verhalten der Befragten abgeleitete Erkenntnis, dass mit dem Alter die Verbundenheit – 
sogar auf allen Raumebenen – in der Tendenz zunimmt (Abb. 6.49).  
                                                          
102 Der Rangkorrelationskoeffizient nach Spearman nimmt Werte zwischen -0,142 und -0,177 an. Dass das 
Ergebnis als negative Korrelation ausgewiesen wird, ist durch die gewählte Datencodierung bedingt. Die 
Wertelabels für die drei Variablen der Verbundenheit sind so definiert worden, dass mit steigenden Werten 
die Verbundenheit abnimmt. Bei der Variable „Alter“ hingegen steht ein hoher Wert für ein hohes Alter.  
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Abb. 6.48: Stärke der Wohnortverbundenheit differenziert nach Raumebenen (eigene Erhebung) 
 
Abb. 6.49: Stärke der Wohnortverbundenheit differenziert nach Raumebenen und Alter (eigene Erhebung) 
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Im hohen Alter vollzieht sich der Alltag in der Regel innerhalb eines kleineren Aktions-
raumes, weil einerseits durch die nicht mehr vorhandene Erwerbstätigkeit Bezugsräume 
wegfallen und andererseits eine geringere individuelle Mobilität die Überwindung größe-
rer Distanzen schwieriger macht. Zudem trägt natürlich eine längere Wohndauer dazu bei, 
eine größere Vertrautheit zum Ort aufzubauen. Das scheint auch, Wohndauer und Alter 
nicht identisch vorausgesetzt, einen größeren Einfluss als das Alter an sich zu haben103.  
 
6.5 Gesamtzufriedenheit am Wohnort  
Subjektiv wahrgenommene wohnortbezogene Lebensqualität ist letztlich Ausdruck des 
eigenen Wohlbefindens am Wohnort. Dieses muss jedoch nicht zwangsläufig das aufsum-
mierte Ergebnis von Einzelbeurteilungen verschiedener Lebensbereiche sein, zumal, ab-
gesehen von der Komplexität des Konstrukts Lebensqualität, menschliches Denken und 
Handeln nicht nur auf rationalen Überlegungen und Entscheidungen beruht. Die Einschät-
zungen der Bürger zur Wohn- und Lebensqualität sowie zur eigenen Zufriedenheit in der 
Wohngemeinde sollen sozusagen als eine Art Stimmungsbarometer für das Wohlbefinden 
am Wohnort dienen. In ihrer Funktion als übergeordnete Wohnstandortkriterien können 
diese beiden Aspekte, die auf einer vorgegebenen Bewertungsskala einzeln zu beurteilen 
waren, somit zusammenfassend einen Eindruck über die subjektiv empfundene Lebens-
qualität der Befragten liefern.  
 
Insgesamt zeigten sich die Befragten mit ihrer Wohnsituation zufrieden (Abb. 6.50). Im 
Mittel bewerten sie die persönliche Zufriedenheit am Wohnort mit gut (2,21). Die Wohn- 
und Lebensqualität am Wohnort wird mit einem Durchschnittswert von 1,93 sogar noch 
besser eingeschätzt. Der Anteil an abgegebenen schlechten Bewertungen ist hier mit rund 
zwei Prozent vernachlässigbar gering. Gleiches Bild zeichnet sich in den einzelnen Re-
gionsgemeinden ab. Auf kommunaler Ebene sind nahezu identische Beurteilungen abge-
geben worden, in Selfkant und Waldfeucht liegen die Werte sogar gleich auf. In Gangelt 
sind beide Aspekte weniger stark voneinander abweichend beurteilt worden. Zwischen 
den einzelnen Alters- und Mobilitätsgruppen lassen sich nur minimale Bewertungsunter-
schiede erkennen.  
 
                                                          
103 Der genannte Rangkorrelationskoeffizient nimmt hier jeweils höhere Werte an (0,162 - 0,288). 
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Abb. 6.50: Bewertung der eigenen Wohnzufriedenheit in den Regionsgemeinden (eigene Erhebung) 
Zufriedenheit in Abhängigkeit von Umzugsabsicht 
Aussagen zum zukünftigen Wanderungsverhalten können ebenso, wenn auch nur indirekt, 
Rückschlüsse auf die momentane Wohnzufriedenheit geben. Selbst wenn dieses unter-
schiedlich begründet sein kann, kann der Umfang an auftretenden Umzugsäußerungen u. 
U. ein Anzeichen für das Wohlbefinden der Bevölkerung am Wohnort sein. Dass nur 5,2 % 
der Befragten104 innerhalb der nächsten zwei bis drei Jahre umzuziehen beabsichtigen 
(Tab. 6.14), bestätigt die hohe Wohnzufriedenheit. In den Gemeinden variiert der Wert 
zwischen vier (Waldfeucht) und sechs Prozent (Gangelt). Diese geringen Werte sind auch 
aufgrund des hohen Eigentümeranteils in der Region nicht ungewöhnlich, zumal Deutsche 
einmal erworbenes, selbst genutztes Wohneigentum in der Regel nicht wieder veräußern 
(vgl. Helbrecht/Geilenkeuser 2012:428). Nachstehende Tabelle gibt Aufschluss über die 
umzugswilligen Personen. Es handelt sich dabei vorwiegend um 35- bis 65-jährige Perso-
nen, Haushalte mit Kindern und Erwerbstätige. Die meisten mit Umzugsabsicht sind in den 
letzten 20 Jahren zugezogen, gebürtige Regionsbewohner und 14 % sind Niederländer. 
 
                                                          
104 Die folgenden Analyseergebnisse beziehen sich auf eine mit 85 umzugswilligen Personen kleine Zahl. Vor 
diesem Hintergrund sind die diesbezüglichen Ergebnisse zu relativieren. 
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Tab. 6.14: Charakteristika der Befragten mit Umzugsabsicht (eigene Erhebung) 
Im Vergleich beurteilten Personen mit Umzugsabsicht die Kriterien der Wohnzufrieden-
heit aber deutlich schlechter, vor allem aber die persönliche Zufriedenheit (Tab. 6.15). 
Umzugswillige Bewohner stufen sie im Bereich zwischen noch gut und schon mittelmäßig 
ein (2,72 bis 2,89). Deren Unzufriedenheit spiegelt sich ebenso in einem viel höheren An-
teil an schlechten Bewertungen wider. Bei der Wohn- und Lebensqualität ist dieser gegen-
über den Bewohnern ohne Umzugsabsicht sechs- bis zehnmal so hoch, bei der persönli-
chen Zufriedenheit bis zu dreißigmal höher. Dennoch spiegelt sich hier dasselbe Muster 
wider, dass die Wohn- und Lebensqualität tendenziell besser beurteilt wird als die eigene 
Zufriedenheit. Spitzenreiter im negativen Sinne ist in beiden Fällen Gangelt. Mehr als jeder 
dritte Umzugswillige wohnt derzeit dort (38,1 %), fast genauso viele leben in der Gemein-
de Selfkant (35,7 %) und etwas weniger in Waldfeucht (26,2 %).  
 
 
Tab. 6.15: Bewertung der eigenen Wohnzufriedenheit nach Umzugsabsicht (eigene Erhebung) 
Region Gangelt Selfkant Waldfeucht
Altersstruktur:    35-50 Jahre 45,0 33,3 50,0 57,1
 51-65 Jahre 38,8 43,3 32,1 38,1
 > 65 Jahre 16,3 23,3 17,9 4,8
Erwerbstätigkeitsquote 62,2 54,8 65,5 66,7
Anteil Niederländer 14,3 6,5 26,7 4,5
Haushalte mit Kinder 54,1 37,5 66,7 63,6
wohnhaft seit:   der Geburt 24,7 34,4 16,7 22,7
1960er Jahre 4,7 9,4 3,3 −
1970er Jahre 4,7 3,1 6,7 −
1980er Jahre 8,2 6,3 3,3 18,2
1990er Jahre 22,4 12,5 23,3 36,4
2000-2009 35,3 34,4 46,7 22,7
Anzahl der Personen 85 32 30 22
Anteil an allen Befragten (%) 5,2 5,9 5,4 4,2
(Angaben in %)
Gesamtwert Anteil an schlechten Bewertungen (%) Gesamtwert
Anteil an schlechten 
Bewertungen (%)
nein  [1.542] 1,90 1,1 2,17 1,4
ja  [85] 2,43 8,6 2,83 17,5
nein  [504] 1,93 1,0 2,14 0,6
ja  [32] 2,48 9,7 2,72 17,2
nein  [525] 1,90 1,6 2,18 1,6
ja  [30] 2,36 10,7 2,89 21,4
nein  [503] 1,88 0,8 2,19 1,9
ja  [22] 2,43 4,8 2,86 13,6
Zufriedenheit/Wohlgefühl
Region
Gangelt
Selfkant
Waldfeucht
Umzugsabsicht [n]
Wohn- und Lebensqualität
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Anhaltspunkte für die vergleichsweise höhere Unzufriedenheit am Wohnort können aus 
den Motivlagen für den anstehenden Umzug herausgelesen werden105. Unter den meist 
genannten Ursachen finden sich neben persönlichen und beruflichen Gründen Aspekte der 
Versorgung sowie die sozialen Faktoren der Familiennähe und Heimatverbundenheit 
(Abb. 6.51). Der Versorgungsaspekt ist durch folgende Äußerungen angesprochen wor-
den: verbesserte Versorgungssituation fürs Alter (25 %), allgemein bessere Versorgung 
(19 %) und Wohnen in einer städtischeren Umgebung (23 %), womit indirekt ebenfalls 
auf ein infrastrukturell besser ausgestattetes Wohnumfeld abgezielt wird. Die einzelnen 
Altersgruppen äußerten sich recht uneinheitlich. Unterschiede zeigen sich sowohl was das 
Spektrum als auch die Rangfolge der Motive betrifft. Dennoch ist als Gemeinsamkeit zu 
erkennen, dass auch unabhängig vom Alter eine ausreichende Versorgung am Wohnort 
bedeutsam zu sein scheint. So fällt in jeder Altersgruppe mindestens eine Antwortkatego-
rie zum Thema Versorgung unter die ersten drei Motive. Die über 50-jährigen Befragten 
nannten die Versorgung im Alter als häufigsten Umzugsgrund (40 % bzw. 50 %) und die 
35- bis 50-Jährigen am zweithäufigsten städtischere Wohnumgebung sowie Verbesserung 
der Versorgungssituation insgesamt (jeweils 22,2 %). Zwei Fünftel der Senioren möchten 
in die Nähe von Familie/Freunden ziehen, womit diese Absicht im Vergleich zu den beiden 
anderen Altersgruppen viermal häufiger genannt wurde. Ferner spielt wie auch für die 
Generation 50plus die Rückkehr in die Heimatregion eine größere Rolle. 
 
 
 
Abb. 6.51: Umzugsgründe der Befragten nach Alter (eigene Erhebung) 
Nach Gemeinden differenziert ergibt sich ein ähnliches Bild (Abb. 6.52). Zu persönlichen 
Gründen wurden ebenso Versorgungsmotive vielfach aufgeführt. Im interkommunalen 
Vergleich taten die Waldfeuchter dies deutlich weniger (aufsummiert 54,5 % gegenüber 
zwei Drittel und vier Fünftel bei den Gangeltern bzw. Selfkantern), was auch damit zu-
                                                          
105 Bei diesen Ergebnissen sind die geringe Gesamtfallzahl sowie die unterschiedlichen Fallzahlen in den ein-
zelnen Altersgruppen mit zu berücksichtigen (35- bis 50-Jährige: 36, 51- bis 65-Jährige: 30, über 65-Jähri-
ge: 12). 
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sammenhängen kann, dass hier unter den Umzugswilligen ein ganz geringer Anteil an Se-
nioren ist. Weitere Unterschiede tauchen sowohl bei lebenssituationsabhängigen Faktoren 
wie berufliche Gründe und Schulwechsel der Kinder als auch den insgesamt weniger ge-
nannten Aspekten wie preisgünstigeres Wohnen, soziales Wohnumfeld und wohnungsbe-
zogene Gründe auf. Erstere könnten auf den höheren Anteil an Erwerbstätigen und Haus-
halten mit Kindern in den Gemeinden Selfkant und Waldfeucht zurückzuführen sein. 
 
 
 
Abb. 6.52: Umzugsgründe der Befragten nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Schließlich bleibt aber festzuhalten, dass immerhin 17 % der Umzugswilligen in der Re-
gion „Der Selfkant“ bleiben möchten. Ein genauso hoher Anteil wählte eine andere kreis-
angehörige Gemeinde als neuen Wohnstandort. Über ein Viertel plant ins übrige Nord-
rhein-Westfalen, rund ein Zehntel in die Niederlande und sechs Prozent in ein anderes 
Bundesland zu ziehen. Ebenso ein Viertel wird entweder ins weitere Ausland gehen oder 
hat sich beim Umzugsziel noch nicht festgelegt (Kategorie „sonstiges“). Im interkommuna-
len Vergleich fällt der geringe Zuspruch für die Region und die häufige Nennung „anderes 
Bundesland“ der Waldfeuchter auf (Abb. 6.53). Nicht überraschend ist hingegen die ver-
mehrte Absicht unter den Selfkantern zurück ins Nachbarland zu ziehen. Insgesamt wird 
der Umzug bei 21 Befragten vermutlich in die Region des letzten Wohnstandortes erfol-
gen106. 
 
                                                          
106 Das kann räumlich nicht genauer spezifiziert werden, weil die Fragen nach dem letzten und zukünftigen 
Wohnstandort mit Raumkategorien zu beantworten waren.  
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Abb. 6.53: Umzugsziele der Befragten mit Umzugsabsicht nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
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Zufriedenheit in Abhängigkeit von Hilfsbedürftigkeit 
Zufriedenheit am Wohnort ist letztlich dann gegeben, wenn dieser die Wohnbedürfnisse 
im weitesten Sinne befriedigt. Eine besondere Situation liegt vor, wenn der Alltag nicht 
mehr gänzlich selbstständig bewältigt und gestaltet werden kann, denn das bedeutet u. U. 
eine Minderung der eigenen Lebensqualität. Inwiefern diese im Alltag wahrgenommen 
wird, hängt zum einen natürlich vom Grad der individuellen Hilfsbedürftigkeit ab, zum 
anderen davon, wie gut und in welcher Form Hilfe zugänglich ist. Neben den gesundheits-
bedingten Einschränkungen bedeutet Hilfsbedürftigkeit grundsätzlich Veränderungen, da 
durch die fehlende Eigenständigkeit bzw. das „Nicht-selbst-erledigen-können“ andere Per-
sonen in den eigenen Alltag treten, welche fortan den Tagesablauf mit beeinflussen und 
mitbestimmen. Die hilfsbedürftige Person muss sich mit dieser neuen Situation vertraut 
machen, eine Situation, die zudem ein höheres Maß an Koordination und Organisation 
erfordert. Darüber hinaus stellt Hilfsbedürftigkeit spezielle Anforderungen an das Wohn-
umfeld und deshalb erscheint es sinnvoll, die Zufriedenheit unter diesem Gesichtspunkt 
gesondert zu betrachten. 
 
 
Abb. 6.54: Bewertung der eigenen Wohnzufriedenheit in den Regionsgemeinden in Abhängigkeit von Hilfsbe-
dürftigkeit (eigene Erhebung) 
Generell sind die Hilfsbedürftigen an ihrem Wohnort zufrieden. Sie schätzen die Wohn- 
und Lebensqualität praktisch genauso gut ein wie die anderen Bewohner, in Gangelt und 
Waldfeucht sogar noch etwas besser (Abb. 6.54). Etwas größere Unterschiede gegenüber 
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den Einschätzungen der nicht hilfsbedürftigen Befragten sind beim Wohlgefühl festzustel-
len. Die Abweichungen sind insgesamt gering, am höchsten in der Gemeinde Selfkant. Je-
doch haben die auf Hilfe angewiesenen Befragten durchgängig mehr schlechte bzw. sehr 
schlechte Bewertungen abgegeben. 
 
6.6 Wohnvorstellungen im Alter 
Während in den vorangehenden Kapiteln die aus Sicht der Bewohner wahrgenommene 
derzeitige Lebensqualität in der Region „Der Selfkant“ widergegeben wurde, sollen die 
folgenden Ausführungen basierend auf den Äußerungen der Befragten zu Wohnvorstel-
lungen in der Lebensphase des Ruhestandes Erkenntnisse über die zukünftig gewünschte 
wohnortbezogene Lebensqualität liefern. Zu diesem Zweck wurden die 51- bis 65-jährigen 
Bewohner befragt. Diese Personengruppe wurde bewusst gewählt, weil sie, wie bereits an 
anderer Stelle erwähnt, aufgrund ihres gesellschaftshistorischen Entwicklungsgangs zu-
künftig eine in ihren Ansprüchen andere Seniorengeneration stellen wird als die heutigen 
Senioren. Die gestellten Fragen beziehen sich auf die Wohnsituation, alternative Wohn-
formen, das Thema Umzug und auf Ansprüche bei Hilfsbedürftigkeit. 
 
Eingangs soll die Wohn- und Lebenssituation der befragten Personengruppe kurz darge-
stellt werden. Von den 614 Personen im Alter von 51 bis 65 Jahren sind 18,6 % bereits im 
Ruhestand, von denen der Großteil (90,1 %) keiner Beschäftigung mehr nachgeht. Gut vier 
Fünftel gaben an Kinder zu haben. In 44,2 % der Fälle wohnen Kinder, meist älter als 20 
Jahre, noch mit im Haushalt. Am häufigsten wohnen die Befragten mit (Ehe-)Partner/in in 
einem Zweipersonenhaushalt, gefolgt von Drei- und Vierpersonenhaushalten mit Kindern. 
Die durchschnittliche Haushaltsgröße beträgt 2,60 Personen. Singlehaushalte machen 
rund sieben Prozent der Haushalte aus. In 41 % der Mehrpersonenhaushalte wohnen Kin-
der, in der Regel ein Kind, mit im Haus. Bei sechs Prozent der befragten 51- bis 65-
Jährigen gehören auch Eltern bzw. Elternteile zur Haushaltsgemeinschaft. Dass diese aus 
mindestens drei Generationen besteht, ist bei knapp vier Prozent der Haushalte gegeben, 
meist in Form des klassischen Dreigenerationenhaushaltes aus Großeltern, Eltern und 
Kinder. Im Haushalt mitwohnende Eltern sind zu vier Fünfteln zwischen 76 und 89 Jahre 
alt. Im Vergleich zur gesamten Befragtengruppe (Tab. 6.2) wohnt die Generation 50plus 
also in etwas kleineren Haushalten, häufiger zu zweit, häufiger mit weniger oder ohne 
Kinder und etwa ein Drittel weniger wohnt allein. Dabei dominiert ebenso das Wohnen im 
Eigentum (90,5 %). Knapp über die Hälfte der 51- bis 65-Jährigen (55,5 %) ist zugezogen, 
von denen die meisten seit den 1970er/1980er Jahren in der jetzigen Regionsgemeinde 
ansässig sind. 
 
Mit welcher Grundeinstellung die Befragten in die Zukunft blicken, veranschaulicht Abbil-
dung 6.55. Sowohl was das Älterwerden an sich als auch die persönliche Zukunft angeht, 
herrscht generell Optimismus vor. Etwa zwei Drittel haben eine eher positive und jeder 
Zwölfte bzw. Zehnte eine sehr positive Vorstellung. Im Verhältnis zur eigenen Zukunft 
wird aber das Älterwerden etwas weniger gut eingeschätzt. Das drückt sich vor allem in 
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einem unterschiedlichen Anteil von negativen Beurteilungen aus. Sie betragen bezogen auf 
die vermuteten Zukunftsaussichten 21 %, hinsichtlich der Phase des Alterns 27 %. Zudem 
kann ein positiver Zusammenhang zwischen beiden Bildern festgestellt werden, d. h. wird 
die eigene Zukunft positiv eingestuft, so liegt in der Regel auch eine positive Einstellung 
zum Älterwerden generell vor und umgekehrt. Das bestätigt auch der Rangkorrelations-
koeffizient nach Spearman, der bei 0,644 liegt. 
 
 
Abb. 6.55: Alters- und Zukunftsbilder der befragten Generation 50plus (eigene Erhebung) 
 
6.6.1 Wohnsituation 
In Bezug auf die Wohnsituation im Alter gab eine Mehrheit von 58,4 %107 (265 Personen) 
an, dass sich mit dem Eintreten in den Ruhestand nichts geändert hat bzw. ändern wird, 
ein weiteres Drittel konnte dies zum Befragungszeitpunkt noch nicht sagen und 10,4 % 
möchten sich definitiv zukünftig wohnmäßig verändern oder haben dies schon umgesetzt. 
Letzteres gilt für 13,9 % der Selfkanter und von den anderen Regionsbewohnern sagten 
dies jeweils neun Prozent. In den meisten Fällen zielt die Änderung auf die Wohnraum-
größe und zwar in Form einer Wohnraumverkleinerung ab (Tab. 6.16). Dann folgt alters-
gerechte Modernisierung der Wohnung bzw. des Hauses (34,9 %) und fast ebenso viele 
werden im Ruhestand einen Wohnbesitzwechsel vornehmen oder haben diesen bereits 
vorgenommen. Zur Hälfte betrifft er die Wahl einer Mietwohnung, ein anderes Viertel wird 
wahrscheinlich ein kleineres Eigentumsobjekt vorziehen. 
 
                                                          
107 Zu diesem Aspekt haben sich nur 454 von den 614 betreffenden Personen geäußert. 
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Tab. 6.16: Beabsichtigte Änderung der Wohnsituation im Ruhestand (eigene Erhebung) 
 
6.6.2 Umzugsabsichten 
Für die meisten kommt ein Wohnwechsel im Ruhestand nicht in Frage. 68 von 476 Perso-
nen (14,3 %) planen dagegen, nach dem 65. Lebensjahr umzuziehen und bei etwa zwei 
Prozent ist dies schon erfolgt. Der Anteil an Personen mit Umzugsabsicht unter den 51- bis 
65-Jährigen beträgt in Gangelt 9,6 %, in Selfkant 16,1 % und in Waldfeucht 17,5 %.  
 
Die Aussagen zu den Umzugsgründen lassen klar erkennen, dass das Thema Versorgung 
am Wohnort eine wichtige Rolle spielt. So gaben knapp zwei Drittel an, sich mit dem Um-
zug eine bessere Versorgung im Alter schaffen zu wollen, besonders die Waldfeuchter un-
ter ihnen (Abb. 6.56). Mit großem Abstand folgen die Motive Nähe zu Familie/Freunden 
und Rückkehr in die Heimatregion, die von jeweils rund ein Fünftel der Befragten genannt 
wurden. Ersteres dominiert interkommunal bei den Gangeltern. Neben ihnen hegen vor 
allem die Selfkanter Rückkehrabsichten, von denen nicht unerwartet die meisten Nieder-
länder sind. Zum Teil haben die Befragten Antworten gegeben, die in irgendeiner Form 
einen Raumbezug beinhalten. Dabei wurde am häufigsten Wohnen in einer größeren Stadt 
Art der Änderung Anzahl Prozent
Änderung der Wohnraumgröße: 27 62,8
Verkleinerung 26 60,5
Vergrößerung 1 2,3
Maßnahmen am Haus/Grundstück: 19 44,2
Altersgerechte Modernisierung der Wohnung/des Hauses 15 34,9
Altersgerechter Neubau 2 4,7
Umbau des Erdgeschosses (mit zusätzlicher Nutzung) 1 2,3
Einrichtung eines pflegeleichten Gartens 1 2,3
Änderung des Wohnbesitzverhältnisses: 13 30,2
Einzug in ein Mietobjekt 6 14,0
Einzug in ein Eigentumsobjekt 3 7,0
Änderung ohne nähere Angabe 4 9,3
Gedanken über Wohnformwechsel*: 2 4,7
Mehrgenerationenwohnen 1 2,3
Einzug in eine Senioreneinrichtung 1 2,3
Befragte 43 141,9
* Hiernach w urde nicht explizit gefragt. Es handelt sich dabei um zusätzliche Äußerungen w eniger   
Befragter. Somit kann daraus nicht auf die Beliebtheit eines Wohnformw echsels im Ruhestand 
geschlossen w erden.
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(12,3 %) und zu jeweils sechs Prozent in einer ruhigeren Wohnumgebung bzw. am Meer 
genannt, Wünsche, die überdurchschnittlich bei den Gangeltern auftraten. 
 
 
Abb. 6.56: Gründe für einen Umzug im Ruhestand nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
Zudem sollte sich die umzugswillige Generation 50plus konkreter zu ihrem Umzugsziel 
äußern. Ein Fünftel von ihnen wird auch den Ruhestand in der Region „Der Selfkant“ ver-
bringen, etwa die Hälfte davon in einer anderen Gemeinde (Tab. 6.17). Jeder Zehnte wird 
voraussichtlich dem Kreis Heinsberg erhalten bleiben, jedoch außerhalb der Region. Unge-
fähr jeweils jeder Siebte bevorzugt als neuen Wohnsitz eine nordrhein-westfälische Ge-
meinde außerhalb des Kreises bzw. eine Gemeinde in einem anderen Bundesland. Dies 
sowie das europäische Ausland insgesamt bevorzugen stärker die Gangelter, daneben aber 
auch einen Ortsteilwechsel innerhalb der Gemeinde. Im Unterschied dazu beabsichtigen 
die Selfkanter primär einen Verbleib in der Region oder einen Umzug in die benachbarten 
Niederlande, die Waldfeuchter zieht es vor allem ins übrige Kreisgebiet.  
 
 
Tab. 6.17: Umzugsziele der Generation 50plus mit Umzugsabsicht im Ruhestand (eigene Erhebung) 
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Befragte in %
 Region [65]
 Gangelt [15]
 Selfkant [22]
 Waldfeucht [28]
Gangelt Selfkant Waldfeucht
Anzahl % % % %
gleicher Ortsteil der Gemeinde 2 3,1 − 4,3 3,7
anderer Ortsteil der Gemeinde 4 6,2 13,3 4,3 3,7
andere Gemeinde der Region „Der Selfkant“ 7 10,8 − 17,4 11,1
andere Gemeinde innerhalb des Kreises Heinsberg 7 10,8 6,7 − 22,2
andere Gemeinde NRWs 9 13,8 20,0 8,7 14,8
anderes Bundesland 10 15,4 26,7 4,3 18,5
Niederlande 7 10,8 13,3 21,7 −
sonstiges europäisches Ausland 5 7,7 13,3 8,7 3,7
außereuropäisches Ausland 1 1,5 − 4,3 −
Ausland ohne nähere Angabe 2 3,1 6,7 4,3 −
kann ich noch nicht sagen 5 7,7 − 13,0 7,4
keine Angabe 6 9,2 − 8,7 14,8
Befragte (Anzahl) 15 23 27
Wohnstandort (Raumkategorie)
Region
65
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6.6.3 Alternative Wohnformen 
Darüber hinaus sollten die Befragten mitteilen, inwieweit sie sich im Zusammenhang mit 
einem Umzug vorstellen könnten, in eine alternative Wohnform zum Alters-/Pflegeheim 
zu ziehen. Dies bejahten 79,4 % (54 der 68 Personen). Zehn Prozent schließen das aus und 
ein ebenso hoher Anteil ist diesbezüglich derzeit noch unentschlossen. Für jeden Dritten 
käme dabei nur eine der vier zur Auswahl stehenden Wohnformen in Betracht, die übrigen 
Befragten sehen hingegen mehrere Optionen (Abb. 6.57). Jeweils knapp über die Hälfte 
wählten das Mehrgenerationenwohnen, die Senioren-Haus-/Wohngemeinschaft und die 
Seniorenresidenz. Betreutes Wohnen fand mit 44,4 % etwas weniger Zuspruch. In den 
Gemeinden zeigt sich ein heterogeneres Bild, wobei aber die geringen Fallzahlen zu be-
rücksichtigen sind. Während sich die meisten 51- bis 65-jährigen umzugswilligen Gangel-
ter und Selfkanter für das Mehrgenerationenwohnen und erstere gleichstark für die Senio-
ren-Haus- bzw. Wohngemeinschaft aussprechen, ziehen die meisten Waldfeuchter das 
Betreute Wohnen (58,3 %) vor. 
 
 
Abb. 6.57: Vorstellbare alternative Wohnformen bei einem Umzug im Ruhestand nach Gemeinde (eigene Erhe-
bung) 
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Abschließend bleibt anzumerken, dass sich bezogen auf die einzelnen alternativen Wohn-
formen immerhin zwischen 24 % und 44 % der wenigen Befragten unentschlossen zeigten 
oder keine Angabe machten (Abb. 6.58). Das kann bedeuten, dass entweder diesbezüglich 
keine ausreichenden Kenntnisse vorliegen oder eine Auseinandersetzung mit dieser The-
matik bisher nicht erfolgte. Diese gewisse Unsicherheit drückt sich ebenfalls im prozen-
tualen Votum für vorstellbare bzw. nicht vorstellbare Wohnformen aus, denn für eine der-
art wichtige Lebensentscheidung ist keine absolute Dominanz ablesbar.  
 
 
Abb. 6.58: Berücksichtigung alternativer Wohnformen bei einem Umzug im Ruhestand (eigene Erhebung) 
 
6.6.4 Wohnen bei Hilfsbedürftigkeit 
Mit dem Alter stellt sich zunehmend das Problem, wie lange man sich noch selbstständig 
versorgen kann. Aus diesem Grund sollten die 51- bis 65-Jährigen sagen, wie sie sich das 
Wohnen vorstellen, wenn dies nicht mehr der Fall sein wird. Das Ergebnis bestätigt dabei 
den weit verbreiteten Wunsch, so lange wie möglich zu Hause zu wohnen, denn 74 % 
möchten auch dann in ihrer gewohnten Umgebung bleiben (Abb. 6.59). Gut jeder Dritte 
von ihnen hofft dann auf die Hilfe von Familienangehörigen, Nachbarn und/oder Freunden 
und knapp zwei Drittel würden sich die Versorgung durch Nutzung moderner Technologie 
(Telefon-/Internetbestellservice) und mobiler Dienstleistungsangebote nach Hause holen. 
Jeder Fünfte würde vielmehr in eine klassische Betreuungseinrichtung (Alters-/Pflege-
heim), wenn möglich im „Selfkant“ gelegen, ziehen und geringe fünf Prozent könnten sich 
am ehesten vorstellen, zur Familie zu ziehen, die meist jedoch außerhalb der Region 
wohnt. Dieselbe Rangfolge der vier Optionen setzt sich ebenfalls gemeindeübergreifend 
fort, jedoch ist nur in Waldfeucht keine eindeutige Dominanz zugunsten der Option „Ver-
sorgung nach Hause holen“ beim weiteren Verbleib zu Hause festzustellen. Trotz des nicht 
allzu überraschenden Ergebnisses lässt das Antwortverhalten erkennen, dass sich die Be-
fragten durchaus den zukünftigen Realitäten bewusst zu sein scheinen, denn die Hilfe 
durch die Familie wird bei der Lebensplanung für das höhere Alter meist nicht mit einbe-
zogen. Dabei können verschiedene Überlegungen eine Rolle spielen: geringere Familien-
bindung, doppelte Berufstätigkeit in der jüngeren Generation, nicht ausreichender Wohn-
raum und/oder physische bzw. psychische Belastungen bei einer notwendigen Betreuung, 
die den Angehörigen nicht zugemutet werden sollen. 
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Abb. 6.59: Wohnvorstellungen, wenn im Alter Selbstversorgung nicht mehr möglich ist (nach Gemeinde) (ei-
gene Erhebung) 
Um in Zukunft dem Wunsch der Bürger nach einem möglichst langen selbstbestimmten 
Leben stärker nachkommen zu können, was übrigens auch im Interesse der Kommunen 
liegt, da eine stationäre Unterbringung in Alters-/Pflegeheimen höhere finanzielle Belas-
tungen in einer ohnehin schon schwierigen Haushaltslage bedeutet, werden zusätzlich 
zum Ausbau des barrierefreien Wohnens zunehmend Hilfs- und Serviceleistungen bereit-
gestellt werden müssen, die der Alltagsbewältigung im Alter dienen. Um erste Erkenntnis-
se über einen solchen Bedarf in der Bevölkerung zu gewinnen, wurden alle Befragte gebe-
ten, sich hierzu zu äußern. In diesem Zusammenhang wurden sie gefragt, ob und welche 
Hilfs- und Serviceleistungen zur Gewährleistung eines noch weitgehend selbstständigen 
Lebens im Alter von der Gemeinde bzw. privaten Dienstleistern vorzuhalten seien. Eine 
solche Notwendigkeit sehen 45,9 % von 1.544 Befragten108. Ähnliches Bild ergab die Be-
fragung in den einzelnen Gemeinden, wobei in der Gemeinde Selfkant überdurchschnittli-
che 50,8 % zustimmend antworteten. Die Vermutung, dass ältere Menschen eher einen 
Bedarf an derartigen Hilfs- und Serviceleistungen sehen als jüngere, kann nicht bestätigt 
werden (35- bis 50-Jährige: 41 %, 51- bis 65-Jährige: 50 %, > 65-Jährige: 47 %)109. Das 
lässt darauf schließen, dass hierfür nicht nur eine schon eingetretene oder absehbare 
Hilfsbedürftigkeit ausschlaggebend ist, sondern sowohl bereits gemachte Erfahrungen im 
                                                          
108 Rund sechs Prozent aller befragten Personen ließen die Frage unbeantwortet und fast die Hälfte konnte 
hierzu keine konkrete Aussage machen.  
109 Werden ausschließlich die „Ja/Nein“-Aussagen berücksichtigt, demzufolge nur die Befragten, die hier eine 
dezidierte Meinung abgegeben haben, liegt der Anteil, der einen Bedarf sieht, in allen Altersgruppen um 90 
%. Damit liegt kein Zusammenhang vor.   
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sozialen Umfeld in jüngeren Jahren als auch der Ausblick auf die eigene Alterssituation 
eine solche Bedarfsäußerung mit begründen. 
 
Welche Arten von Hilfsleistungen nunmehr seitens der Bewohner gewünscht werden, ist 
nachstehender Abbildung zu entnehmen. Insgesamt spricht das Ergebnis für einen allge-
mein hohen vielfältigen Bedarf, denn die vorgegebenen Angebote finden meist (ähnlich) 
großen Zuspruch (Abb. 6.60). Hauswirtschaftliche Hilfsdienste, Fahr- und Bringdienste 
sowie Betreuungsangebote im Krankheitsfall mit jeweils über 50 % führen die Liste an. 
Mit jeweils über 40 % rangieren danach handwerkliche Hilfsdienste, 24-Std.-Notruf-
system, Beratungsstelle und Begegnungsstätte für Senioren. Jeweils über 30 % nannten 
organisierte Freizeit- und betreute Wohnangebote und jeweils über 20 % interessieren 
sich für einen Mittagstisch und eine Wohnungsaufsicht im Urlaubsfall. Wie nicht unbe-
dingt zu erwarten, sehen die 35- bis 50-Jährigen von allen drei Altersgruppen den größten, 
die Senioren den geringsten Bedarf. Nach Angeboten differenziert halten erstere neben 
den bereits erwähnten hauswirtschaftlichen Hilfsdiensten und Fahr-/Bringdiensten vor 
allem ein 24-Std.-Notrufsystem, einen Mittagstisch, handwerkliche Hilfsdienste und orga-
nisierte Freizeitangebote für vergleichsweise wichtiger. Die Senioren wünschen sich am 
häufigsten eine Betreuung im Krankheitsfall (57,1 %) und interessanterweise weniger 
eine Seniorenbegegnungsstätte als die jüngeren Generationen. Ersteres kann mit den al-
tersbedingten Krankheitshäufungen zusammenhängen, letzteres damit, dass die heutigen 
Senioren in ihrem sozialen Umfeld noch ausreichend Kontakte pflegen und/oder sie al-
tersgemischte Treffmöglichkeiten eher bevorzugen.  
 
 
Abb. 6.60: Vorzuhaltende Hilfs- und Serviceleistungen für ältere Menschen aus Sicht der Altersgruppen (eigene 
Erhebung) 
Die Bewohner der einzelnen Gemeinden haben hinsichtlich gewünschter Hilfs- und Ser-
viceleistungen ein nahezu gleiches Meinungsbild abgegeben (Abb. 6.61). Das zeigt sich 
insbesondere bei den hauswirtschaftlichen Hilfs-, Fahr- und Bringdiensten sowie beim 
Betreuungsangebot im Krankheitsfall. Insgesamt und in acht von 13 Bereichen haben die 
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Waldfeuchter die größte Leistungsnachfrage geäußert. Das Ranking der angegebenen 
Leistungsbereiche entspricht dem der Selfkanter. Die Befragten dieser beiden Gemeinden 
haben erkennbar häufiger organisierte Freizeitmöglichkeiten, 24-Std.-Notrufsystem und 
Mittagstisch genannt, die Waldfeuchter und Gangelter etwa doppelt so oft das Angebot 
„Tagesspflegestätte“ wie die Selfkanter.  
 
 
Abb. 6.61: Vorzuhaltende Hilfs- und Serviceleistungen für ältere Menschen nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
 
 
Abb. 6.62: Bewertung ausgewählter Infrastrukturkriterien in Abhängigkeit von Hilfsbedürftigkeit (eigene 
Erhebung) 
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Dass Hilfsbedürftigkeit die eigene Wahrnehmung von infrastruktureller Versorgung be-
einflusst, darauf weisen Beurteilungsvergleiche zwischen den Befragten, die momentan 
auf Hilfe angewiesen sind, und solchen, bei denen das nicht der Fall ist, hin. Auch wenn die 
Urteile beider Personengruppen meist in dieselbe Bewertungskategorie fallen, sind doch 
Abweichungen zu erkennen. So stufen Personen mit Hilfsbedürftigkeit von den sechs aus-
gewählten Infrastrukturbereichen vier negativer ein (Abb. 6.62, S. 264). Das betrifft das 
Schul-und Kindergartenangebot, die Versorgung mit Einkaufsmöglichkeiten und Dienst-
leistungen sowie den ÖPNV-Service. Allerdings zeigen sich größere Unterschiede beim 
Anteil der schlechten Bewertungen, der durchgängig und zum Teil um das Doppelte bis 
annähernd Vierfache höher ist als bei Personen ohne Einschränkungen.  
 
 
Abb. 6.63: Unzufriedenheit mit dem Infrastrukturangebot vor Ort110 in Abhängigkeit von Hilfsbedürftigkeit 
(eigene Erhebung) 
Zudem gab mehr als jeder Dritte der Hilfsbedürftigen an, das Infrastrukturangebot vor Ort 
als nicht ausreichend zu empfinden, womit diese Einschätzung gegenüber allen Befragten 
sowie der Gruppe der Nicht-Hilfsbedürftigen rund sieben bzw. neun Prozent höher ausfällt 
(Abb. 6.63). Allerdings hätte man erwarten können, dass mehr hilfsbedürftige Befragten 
diesbezüglich Unzufriedenheit äußern würden, da bei zumindest der Hälfte der abgefrag-
ten Arten von Hilfsbedürftigkeit Angebots- bzw. Erreichbarkeitsdefizite eine Rolle spielen. 
                                                          
110 Gemessen anhand des prozentualen Anteils an Personen, der das Infrastrukturangebot als „nicht ausrei-
chend“ empfindet. 
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Das kann z. B. gegeben sein, wenn im Alter der Weg zum Supermarkt zu lang, das Tragen 
der Einkäufe zu beschwerlich wird oder es an Kindergartenplätzen für berufstätige Mütter 
fehlt. Auf Gemeindeebene sind die Differenzen jedoch durchaus akzentuierter. In Gangelt 
hält sogar fast die Hälfte der hilfsbedürftigen Befragten das örtliche Infrastrukturangebot 
für unzureichend und damit ein um 18 % höherer Personenanteil als in der Vergleichs-
gruppe. Während die Selfkanter die Situation ähnlich beurteilen wie die Regionsbewohner 
insgesamt, zeigt sich in Waldfeucht ein umgekehrtes Bild. Interessanterweise sind hier 
unter den hilfsbedürftigen Personen weniger Unzufriedene. Diesbezüglich könnte vermu-
tet werden, dass dies mit besser funktionierenden sozialen Netzwerken zusammenhängt.  
 
 
Abb. 6.64: Infrastrukturbedarf vor Ort in Abhängigkeit von der Art der Hilfsbedürftigkeit (eigene Erhebung) 
Außerdem ist festzustellen, dass höhere Bedarfe in bestimmten Infrastrukturbereichen in 
Abhängigkeit von der Art der Hilfsbedürftigkeit geäußert wurden. So sehen Personen, die 
Fahrgelegenheiten im Alltag oder Hilfe bei Besorgungen benötigen, überdurchschnittlich 
häufig einen Mangel in der Lebensmittelversorgung, auf Kinderbetreuung angewiesene 
Personen beklagen hingegen häufiger das Angebot an Bildungseinrichtungen, Kultur- und 
Freizeitmöglichkeiten (Abb. 6.64). Das ist ebenso bei den befragten Betroffenen aus den 
einzelnen Gemeinden der Fall. Im interkommunalen Vergleich fällt der in Waldfeucht ge-
äußerte Bedarf an Lebensmittelgeschäften höher aus und zusätzlich werden häufiger wei-
tere Einzelhandels- und Dienstleistungsangebote gewünscht. Mit der Kinderbetreuung als 
Form der Hilfsbedürftigkeit spiegelt das Befragungsergebnis einen gesellschaftlichen Be-
darf wider, auf den die Bundespolitik bereits reagiert hat. So ist für mehr Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zum einen ein neues, am 16. Dezember 2008 in Kraft getretenes 
Kinderförderungsgesetz (KiföG) geschaffen worden, das ab dem Jahr 2013 jedem Kind 
einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz gewährt (vgl. BMFSFJ 2011:Abs. 2). Ob 
sich das im vorgesehenen Zeitrahmen zu aller Zufriedenheit umsetzen lässt, bleibt jedoch 
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abzuwarten. Zum anderen wird der Wunsch von Eltern „nach qualitativ hochwertigen und 
flexiblen ganztägigen Bildungs- und Betreuungsangeboten“ (BMBF 2011:Abs. 5) seitens 
der Politik zusätzlich durch die Förderung von Ganztagsschulen aufgegriffen. Hierfür hat 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung beispielsweise im Jahr 2003 mit dem 
Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ eines der größten Initiativen im 
Bildungsbereich gestartet, mit dem bis 2009 der Auf- und Ausbau von bundesweit rund 
7.200 Schulen gefördert wurde (vgl. BMBF 2009:6f.). 
 
6.7 Handlungsbedarfe für ein besseres Wohnen in der Region 
Abschließend wurde den Bewohnern die Gelegenheit gegeben, sich zu möglichen Hand-
lungsbedarfen zu äußern. Diesbezüglich konnten sie zum einen mit maximal drei Begriffen 
bzw. Stichworten eigenständig Schwächen ihrer Gemeinde benennen, zum anderen zu 
neun vorgegebenen Infrastrukturbereichen, die aus Sicht der im Vorfeld der Befragung 
interviewten kommunalen Experten als bedeutend und/oder verbesserungswürdig erach-
tet werden, Stellung beziehen. Die Bereiche, die sich auf die Aspekte Mobilität, Arbeit, 
Freizeit und Kultur, Betreuung sowie Gastronomie beziehen, sollten nach größtem, zweit-
größtem und drittgrößtem Bedarf eingestuft werden. Die Abfrage nach Schwächen deckt 
von der Bevölkerung wahrgenommene Defizite auf, aus denen sich ebenfalls Handlungs-
bedarfe ableiten lassen. Denn damit offenbaren die Bürger den Gemeindeverantwortlichen 
indirekt, was ihnen wichtig ist und in welchen Bereichen des Wohnumfeldes sie eine Ver-
besserung als wünschenswert ansehen.  
 
 
Tab. 6.18: Subjektiv empfundene Schwächen des Wohnorts (Bereiche) nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
 Region  Gangelt  Selfkant  Waldfeucht
Verkehrsinfrastruktur 40,3 41,7 36,2 44,1
Kultur- und Freizeitangebot 34,8 30,1 35,9 38,8
Politik und Verwaltung  24,6 21,2 18,8 33,8
Versorgungsinfrastruktur i.e.S. 21,4 22,4 24,4 17,5
Umweltqualität 17,1 21,2 21,6 6,8
öffentlicher Raum 15,5 15,8 16,7 13,7
wirtschaftliche Situation 13,4 13,9 12,2 14,4
soziales Wohnumfeld 7,7 8,9 10,8 3,4
Größe/Lage der Gemeinde 5,3 5,4 6,6 3,8
"Freundlichkeit" der Gemeinde 3,1 5,4 1,7 2,3
öffentliche Sicherheit 3,1 1,5 6,3 1,1
Wohnungsangebot 2,1 1,2 1,0 4,2
Image/Marketing/Tourismus 1,8 0,8 3,1 1,5
sonstiges 3,1 3,5 1,7 4,2
Befragte (Anzahl) 814 259 287 263
Bereich
Befragte in %
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Von der Möglichkeit auf Schwächen hinzuweisen machten 814 Personen und damit knapp 
die Hälfte aller Befragten Gebrauch. Um einen inhaltlichen Überblick aus der Vielzahl an 
Einzelnennungen zu gewinnen, sind diese in übergeordnete Bereiche zusammengefasst 
worden. Demnach wird am meisten die Verkehrsinfrastruktur (40 %) und das Kultur- und 
Freizeitangebot am Wohnort (35 %) bemängelt, gefolgt von der Unzufriedenheit mit Poli-
tik und Verwaltung (25 %), was besonders in Waldfeucht hervorsticht (Tab. 6.18, S. 267). 
Versorgungsinfrastrukturelle Aspekte zählen zu den drei bzw. vier am häufigsten genann-
ten Schwächen des eigenen Wohnorts (18-24 %). Die Gangelter und Selfkanter sehen vor 
allem in den Bereichen Umweltqualität und soziales Wohnumfeld deutlich größeren 
Nachholbedarf, die Selfkanter auch bei der öffentlichen Sicherheit. Der öffentliche Raum 
und die wirtschaftliche Situation wurden von den Befragten aus den drei Gemeinden 
gleich häufig genannt.  
 
Werden die gemachten Äußerungen näher im Detail betrachtet, führte rund jeder Dritte 
und damit die meisten explizit das Kultur- und Freizeitangebot an (Abb. 6.65). In erster 
Linie beziehen sich die kritischen Äußerungen dabei auf das Kulturangebot allgemein so-
wie das Freizeitangebot für Jugendliche. Dann folgt mit 21,9 % das ÖPNV-Angebot, das 
ebenfalls von vielen als unzureichend empfunden wird. An dritter Stelle folgen das Orts-
bild und der öffentliche Raum, wobei sich die meisten hier über den Zustand von Straßen, 
Wegen und öffentlichen Plätzen/Anlagen beklagten. Über die Verkehrssituation äußerten 
sich die Bewohner vielfach negativ. Jeweils etwa elf Prozent beanstandeten hohe Ver-
kehrsbelastung, störenden Lärm und schlechte Verkehrsanbindung. Etwa genauso viele 
Bürger sind mit der Arbeitsplatzsituation insgesamt und mit der Politik vor Ort unzufrie-
den.  
 
 
Abb. 6.65: Am häufigsten subjektiv empfundene Schwächen des Wohnorts nach Alter (eigene Erhebung) 
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Die Altersgruppen haben davon abweichend eigentlich kaum spezifische Akzente gesetzt, 
das Freizeit-/Kulturangebot sowie der ÖPNV bleiben oben auf der Prioritätenliste. Die 
Senioren beanstandeten jedoch stärker das Ortsbild und den öffentlichen Raum, womit sie 
dies zur zweit wichtigsten Schwäche erhoben (23,8 %). Ergänzend dazu wurde die Ver-
kehrsbelastung und gemeinsam mit den 35- bis 50-Jährigen die Verkehrsanbindung ver-
gleichsweise häufiger genannt. Auffällig ist auch die seitens der Senioren deutlich stärkere 
Bemängelung der Versorgungsinfrastruktur (14,4 %). Den beiden jüngeren Altersgruppen 
waren die Arbeitsplatzsituation und das politische Umfeld als Schwachstellen erwäh-
nenswert (jeweils um zwölf Prozent). 
 
Die Bewohner der einzelnen Gemeinden sehen unabhängig vom Alter die gleichen zwei 
bedeutsamsten Schwächen (Abb. 6.66). Die Gangelter und Selfkanter sind sich in ihren 
Einschätzungen ähnlicher, was die Quantität und Rangfolge der Schwächen angeht. Die 
Waldfeuchter setzen sich von diesen insofern ab, als dass sie die Verkehrsanbindung deut-
lich öfter kritisierten. Laut vereinzelten näheren Aussagen bemängeln sie dabei die Anbin-
dung an das Autobahn-/Fernstraßennetz (u. a. zur A 46), an die größeren Städte und in die 
Niederlande. Auch mit der Politik zeigten sich mehr Bürger unzufrieden, mit 14 % belegt 
sie Rang vier unter den Schwächen. Im Gegensatz zu den anderen Regionsgemeinden 
scheint Waldfeucht von Verkehrsbelastungen weniger betroffen zu sein, zumindest wurde 
das von den Bewohnern nicht als problematisch angesehen. Unter den weniger erwähnten 
Schwächen fällt auf, dass unzureichende Einkaufsmöglichkeiten gemeindeübergreifend 
mit ähnlich hoher Nennung auftauchen, in Gangelt zusätzlich die Versorgungsinfrastruktur 
generell.  
 
 
Abb. 6.66: Die zehn am häufigsten genannten Schwächen des Wohnorts nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
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Daneben haben 89,3 % der Befragten (1.471 Personen) anhand der vorgegebenen Infra-
strukturbereiche einen grundsätzlichen Handlungsbedarf in ihrer Wohngemeinde identi-
fizieren können. Knapp drei Viertel von ihnen und somit die meisten sind der Meinung, es 
müsse mehr für die Arbeitsplatz- und Ausbildungssituation in der Region getan werden 
(Abb. 6.67). Dann folgt der Bereich Spiel- und Freizeitangebote für Jugendliche und am 
dritt häufigsten wurden Hilfs- und Betreuungsmöglichkeiten für Senioren zum Handlungs-
feld erklärt (39,5 %). Wird die zuvor erwähnte dreiteilige Gewichtung mitberücksichtigt, 
ergeben sich jedoch folgende Änderungen in der Bedarfsbeurteilung der Befragten: Wäh-
rend Spiel- und Freizeitangeboten für Kinder im Ranking mit Position drei ein höherer 
Bedarf zugeschrieben wird, fallen die Bereiche Hilfs-/Betreuungsangebote und Trans-
portservice für Senioren um jeweils einen Platz zurück. In der Rubrik „Größter Hand-
lungsbedarf“ verlieren die seniorenspezifischen Bereiche teilweise weitere Plätze im Ran-
king (Hilfs- und Betreuungs- sowie Freizeit- und Kulturangebote), obwohl sie von nahezu 
gleich vielen Personen genannt wurden. Auffällig ist, dass das von den Befragten insge-
samt weniger beachtete Mobilitätsangebot „MultiBus“ unter den Nennungen zum größten 
Handlungsbedarf den vierten Platz belegt. Das könnte darauf zurückzuführen sein, dass 
vor dem Hintergrund der starken Autoorientierung wenige Befragte den MultiBus als 
Handlungsfeld ansehen, diese ihm aber eine vergleichsweise hohe Dringlichkeit zuschrei-
ben. Das Gesamtbild zeigt zudem, dass die beiden ersten und letzten Bereiche in allen drei 
Betrachtungsweisen (ungewichtet, gewichtet und Prioritätensetzung) die Rangfolge nicht 
verändern. In den einzelnen Gemeinden wird der Bedarf ähnlich eingeschätzt (vgl. Anhang 
A-9). Nennenswerter interkommunaler Unterschied ist, dass die Gangelter Bürger weniger 
Handlungsbedarf bei Spiel- und Freizeitmöglichkeiten für Kinder sehen.  
 
 
Abb. 6.67: Subjektiv empfundener Handlungsbedarf nach Bereichen (eigene Erhebung) 
Die Handlungsbedarfe aus Sicht der Altersgruppen fallen dagegen sehr heterogen aus. Von 
den Bereichen Mobilität, Kinderbetreuung und Gastronomie abgesehen variiert der Anteil 
an Personen mit geäußertem Handlungsbedarf in den einzelnen Bereichen stark (Abb. 
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6.68). Dabei weicht das Antwortverhalten der Befragten vom Gesamtbild ab, lässt aber ein 
Muster erkennen. Und zwar wird der Bedarf dem Alter und damit der eigenen Lebenspha-
se angepasst. So sehen unter den 35- bis 50-Jährigen im Vergleich zu den höheren Alters-
gruppen deutlich weniger Befragte einen Handlungsbedarf in den vorgegebenen senioren-
spezifischen Bereichen Hilfs-/Betreuungs-, Freizeit-/Kulturangebote und Transportser-
vice. Noch stärker spiegelt sich das bei den Aussagen zum größten Handlungsbedarf wi-
der, wo die über 50-Jährigen diese Bereiche doppelt bis fünfmal so häufig nannten. Berufs- 
und familienorientierte Bereiche indessen werden hier generell weniger häufig als Hand-
lungsfelder betrachtet, zum Teil aber auch als ähnlich bedeutend eingestuft (Abb. 6.68). 
Interessant ist einerseits, dass das Thema Kinderbetreuung bei den jüngeren Befragten 
keine stärkere Berücksichtigung fand, wie es gerade vor dem Hintergrund der großen öf-
fentlichen Diskussion zu erwarten gewesen wäre. Als mögliche Erklärung könnte die ver-
gleichsweise gute Betreuungssituation für Kinder im Untersuchungsgebiet herangezogen 
werden111. Andererseits schlägt hier im Antwortverhalten die Alters- bzw. Lebensphasen-
abhängigkeit nicht so sehr durch. Das liegt vielleicht daran, dass auch ältere Personen von 
der allgemeinen Betreuungsproblematik betroffen sind, wenn sie sich um Enkel- oder 
Nachbarskinder kümmern. Dadurch wissen sie um die Situation vieler Eltern und haben 
sich diesbezüglich in ihrem Sinne geäußert.  
 
  
 
Abb. 6.68: Subjektiv empfundener Handlungsbedarf nach Alter (eigene Erhebung) 
                                                          
111 Im Bereich Kindertagesbetreuung für unter Dreijährige, gemessen am Anteil der in entsprechenden Tages-
einrichtungen betreuten Kinder, wiesen die Regionsgemeinden 2012 im Vergleich zum Kreis Heinsberg 
(10,5 %) und zum Land NRW (12,7 %) mit rund 15 % bis 21 % überdurchschnittliche Werte auf (vgl. Ber-
telsmann Stiftung 2014).   
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6.8 Wohnortbezogene Lebensqualität aus der Ortsteilperspektive 
Die empirische Untersuchung zur wohnortnahen Lebensqualität in der Region „Der Self-
kant“ soll um einen Blick auf die subkommunale Ebene ergänzt werden. Wie an anderer 
Stelle bereits erwähnt, werden subjektive Beurteilungen zur Lebensqualität am Wohnort 
mehr oder weniger auch von Wahrnehmungen im lokalen Stadt- oder Ortsteil abhängen. 
Im Allgemeinen betrachten raumbezogene Lebensqualitätsuntersuchungen als unterste 
Analyseebene Kommunen als Ganzes. Das hat seine Berechtigung, weil sich das Leben am 
Wohnort natürlich nicht allein auf das enge Umfeld des Stadt-/Ortsteils beschränkt. Dieses 
muss aber künftig, vor allem in Bezug auf das Wohnen im ländlichen Raum, verstärkt Be-
rücksichtigung finden. Darauf wird in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit 
dem demographischen Wandel auch vereinzelt hingewiesen (vgl. u. a. Pohl 2010, Schmidt 
2010a). Bevölkerungsalterung, zunehmende Tragfähigkeitsprobleme und unterschiedli-
che Lebensbedingungen auf kleinräumiger Ebene machen dies notwendig. Aufgrund spe-
zieller Gegebenheiten werden ländliche Kommunen bei ihrer weiteren Entwicklungspla-
nung die intrakommunale Situation stärker als bisher einzubeziehen haben, nicht zuletzt 
zum Zwecke der Wohnortzufriedenheit ihrer Bürger, die, wie empirisch nachgewiesen, in 
hohem Maße von der Zufriedenheit mit der unmittelbaren Wohnumgebung abhängt (vgl. 
Kawka/Sturm 2006:313). Zweifelsohne macht es einen Unterschied, ob man in einem 100 
oder 4.000 Einwohner großen Ortsteil wohnt. Entscheidend dabei sind die Faktoren Mobi-
lität und Versorgung, die in kleineren Siedlungen zu einer größeren Herausforderung im 
Alltag werden. Vor diesem Hintergrund sind ausgewählte Aspekte des Untersuchungsge-
genstandes zusätzlich differenziert nach der Ortsteilzugehörigkeit der Befragten analy-
siert worden. Die Analyse bezieht Beurteilungen der Wohnstandortkriterien sowie 
schwerpunktmäßig Aussagen zum Bereich der Infrastruktur mit ein. Bei der Interpreta-
tion der Ergebnisse ist jedoch zweierlei zu bedenken. Zum einen richteten sich wohnort-
bezogene Inhalte der Befragung mit Ausnahme der Fragestellung, ob das Infrastrukturan-
gebot vor Ort112 für die eigenen Bedürfnisse als ausreichend/nicht ausreichend empfun-
den wird, auf die Gemeinde als Wohnstandort. Zum anderen ist zu beachten, dass wegen 
der anderen Schwerpunktsetzung die Stichprobe für eine repräsentative Ortsteilanalyse 
nicht ausgelegt war. Dennoch kann die diesbezüglich vorgenommene Auswertung in Form 
einer Annäherung erste Erkenntnisse für die Selfkant-Region liefern. Dabei wurde unter-
sucht, inwiefern raumrelevante Merkmale wie Einwohnergröße, infrastruktureller Aus-
stattungsgrad oder Entfernung des innergemeindlichen Wohnstandorts (= Ortsteil) zu den 
kommunalen Versorgungszentren Einfluss auf die subjektive Beurteilung wohnortbezo-
gener Lebensqualität haben. 
 
                                                          
112 Durch die gewählte Formulierung „vor Ort“ konnte diese Fragestellung von den Befragten unterschiedlich 
interpretiert werden, bezogen auf das Infrastrukturangebot im Ortsteil und/oder in der Gemeinde.  
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6.8.1 Struktur der Selfkant-Region hinsichtlich der raumrelevanten Unter-
suchungsmerkmale  
Bevor einige Aussagen der befragten Bürger zur wohnortbezogenen Lebensqualität unter 
Berücksichtigung ihres intrakommunalen Wohnstandorts betrachtet werden, soll ein kur-
zer Überblick über die Struktur der Selfkant-Region hinsichtlich der genannten Analyse-
kriterien gegeben werden. Wie sich die Ortschaften der drei Gemeinden nach Einwohner-
größe und infrastrukturellem Ausstattungsgrad unterscheiden, zeigt folgende Tabelle.  
 
 
Tab. 6.19: Ortschaften der Selfkant-Region nach Einwohnergröße und infrastrukturellem                                
Versorgungsgrad (eigener Entwurf, vgl. Gangelt 2011, Selfkant 2011, Waldfeucht 2011) 
ohne Versorgung unter 10 % 10 bis unter 30 % 30 % und mehr
unter 200 13 1 0 0 14
Gangelt Broichhoven
Buscherheide 
Harzelt
Hohenbusch 
Kievelberg 
Nachbarheid 
Schümm
Vinteln
8
Selfkant Großwehrhagen
Kleinwehrhagen 
Millen-Bruch
Dieck
4
Waldfeucht Frilinghoven
Löcken 2
200 bis unter 500 3 6 0 0 9
Gangelt Brüxgen Mindergangelt  2
Selfkant Heilder             
Isenbruch                
Millen                        
Stein
4
Waldfeucht Hontem
Schöndorf
Selsten
3
500 bis unter 1.000 1 12 3 0 16
Gangelt Niederbusch Hastenrath
Kreuzrath
Langbroich
Schierwaldenrath
Stahe     
Breberen
7
Selfkant Havert
Hillensberg 
Saeffelen
Schalbruch                 
  Wehr
5
Waldfeucht Brüggelchen
Obspringen
Bocket
Braunsrath 4
1.000 bis unter 2.000 0 0 2 1 3
Gangelt 0
Selfkant Höngen
Süsterseel 2
Waldfeucht Waldfeucht 1
2.000 und mehr 0 0 1 3 4
Gangelt Birgden  Gangelt 2
Selfkant Tüddern 1
Waldfeucht Haaren 1
Anzahl Ortschaften 17 19 6 4 46
Anzahl 
OrtschaftenEinwohnerzahl
Infrastruktureller Versorgungsgrad                                                                 
 (= Anteil an allen in der jeweiligen Gemeinde vorhandenen Einrichtungen)
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Von insgesamt 46 Ortschaften verfügen 17 über keine Versorgungseinrichtung. In ihnen 
wohnen meist weniger als 200 Einwohner. Weitere 19 Siedlungen sind mit einem Anteil 
an der Gemeindeinfrastruktur von unter 10 % gering versorgt und haben mit Ausnahme 
der Selfkanter Ortschaft Dieck zwischen 200 und 1.000 Einwohner. Zu den infrastrukturell 
besser ausgestatteten Ortschaften gehören bis zu einer Größe von unter 1.000 Einwoh-
nern die Gangelter Ortschaft Breberen, die Waldfeuchter Ortsteile Bocket und Braunsrath 
sowie mit einer Größe über 1.000 Einwohnern die Siedlungen Birgden, Gangelt (Gemeinde 
Gangelt), Höngen, Süsterseel, Tüddern (Gemeinde Selfkant), Waldfeucht und Haaren (Ge-
meinde Waldfeucht). Breberen und die sieben letztgenannten fungieren als Versorgungs-
zentren, da sie sowohl die meisten als auch gegenüber den anderen Ortschaften im intra-
kommunalen Vergleich deutlich mehr Infrastruktureinrichtungen auf sich vereinen (vgl. 
auch Kap. 5.4.3).  
 
 
Tab. 6.20: Anzahl der Ortschaften in den Regionsgemeinden nach ihrer  
Entfernung zu den kommunalen Versorgungszentren  
(eigener Entwurf)  
Die große Mehrheit der Ortschaften – in Waldfeucht alle – liegt maximal zehn Pkw-Minu-
ten von den Versorgungszentren der angehörenden Gemeinde entfernt (Tab. 6.20). Meis-
tens sind diese für die ansässige Bevölkerung in sechs bis zehn Minuten erreichbar. In 
Gangelt können die Einwohner aus zwei Drittel der Ortschaften innerhalb von fünf Minu-
ten mindestens ein Versorgungszentrum erreichen, in der Gemeinde Selfkant aus drei 
Entfernung             
 
(einfache Strecke      
   in Pkw-Minuten*)
Gangelt Gangelt Birgden Breberen
bis 5 min 5 1 11
6 bis 10 min 12 11 5
11 bis 15 min 1 6 1
über 15 min 0 0 1
Anzahl Ortschaften 18 18 18
Selfkant Tüddern Süsterseel Höngen
bis 5 min 4 2 8
6 bis 10 min 11 12 7
11 bis 15 min 0 1 0
über 15 min 0 0 0
Anzahl Ortschaften 15 15 15
Waldfeucht Haaren Waldfeucht
bis 5 min 2 5 –
6 bis 10 min 8 5 –
11 bis 15 min 0 0 –
über 15 min 0 0 –
Anzahl Ortschaften 10 10 0
Kommunale Versorgungszentren                                                                                                                   
*
 Die Zeitangaben basieren auf der Routenplanung von Google Maps.
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Viertel und in Waldfeucht aus knapp der Hälfte der Ortsteile (vgl. Anhang A-10). Im intra-
kommunalen Vergleich haben die Bewohner der peripher gelegenen Siedlungen Hohen-
busch (Gangelt), Schalbruch (Selfkant) und Selsten (Waldfeucht) mit durchschnittlich rund 
vierzehn bzw. neun Minuten den größten Zeitaufwand, um zu den Versorgungszentren zu 
gelangen. Einzig die Hohenbuscher müssen für die Anfahrt zu allen drei Versorgungszen-
tren der Gemeinde mehr als zehn Minuten einplanen. Die Zentren Breberen, Höngen und 
Waldfeucht liegen für die ortsansässige Bevölkerung räumlich am günstigsten, da sie mit 
dem Pkw im Schnitt in fünf bis sechs Minuten zu erreichen sind (vgl. Anhang A-10).   
 
6.8.2 Bewertung des Infrastrukturangebots in Abhängigkeit von Siedlungs-
größe und Versorgungsgrad 
Eine erste Differenzierung, die die beschriebenen Siedlungsmerkmale Einwohnergröße 
und Infrastrukturausstattung aufgreift, kann nach Haupt- und Nebenorten erfolgen. Sie 
überträgt damit sozusagen das raumplanerische Kriterium der Zentralität auf die intra-
kommunale Ebene. So sind Hauptorte nicht nur kommunales Verwaltungszentrum, son-
dern aufgrund ihrer Größe meist auch funktionales Zentrum und folglich der infrastruktu-
rell am besten ausgestattete Ort der Kommune. In der Region „Der Selfkant“ trifft das nur 
auf Waldfeucht nicht zu, wo Haaren als größte Ortschaft der Gemeinde über die beste In-
frastruktur verfügt. Erwartungsgemäß haben die in den jeweiligen Hauptorten wohnen-
den Befragten mit Ausnahme in Waldfeucht die Wohnstandortkriterien in der Regel durch-
schnittlich besser beurteilt113 (Abb. 6.69). Dort wurde nur die Hälfte der Kriterien von den 
Hauptortbewohnern positiver bewertet. Das könnte möglicherweise damit zusammenhän-
gen, dass der Hauptort von der Bevölkerung nicht in allen Bereichen als solcher wahrge-
nommen wird. Im Unterschied zum Ergebnis aus den anderen Gemeinden halten die 
Hauptortbewohner im Durchschnitt das Wohnumfeld für weniger familien-, jugend- und 
seniorenfreundlich als auch das Freizeit- und Kulturangebot für nahezu alle Bevölke-
rungsruppen für schlechter. Gemeindeübergreifend bewerten sie das Hilfs- und Betreu-
ungsangebot für Senioren sowie Bereiche der Bildungsinfrastruktur schlechter. Demnach 
werden selbst in den funktionalen Zentren altersspezifische Bedürfnisse wohl schon jetzt 
als nicht ausreichend berücksichtigt angesehen. In Bezug auf die Bildungsversorgung kri-
tisieren die Bewohner Tüdderns (Selfkant) möglicherweise das Fehlen einer weiterfüh-
renden Schule und das Vorhandensein nur eines Kindergartens, diejenigen in Gangelt die 
geringe Anzahl an Kindergärten (zwei) und in Waldfeucht das fehlende Schulangebot vor 
Ort. Das zwar nicht durchgängig, aber insgesamt bessere Abschneiden der Wohnstandort-
skriterien aus der „Hauptort-Perspektive“ ist noch durch konkrete Äußerungen aus der 
Gemeinde Gangelt bestätigt worden, die eine subjektiv empfundene Benachteiligung ein-
zelner Ortsteile gegenüber dem Hauptort zum Ausdruck brachten. Die größten Bewer-
tungsunterschiede, wo die Hauptortbewohner besser urteilten, zeigten sich beim Gastro-
                                                          
113 Ein statistischer Zusammenhang ließ sich für folgende Kriterien nachweisen: Wohn- und Lebensqualität, 
ÖPNV-Angebot, Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungen, Gastronomieangebot, medizinische Versor-
gung und öffentliche Freiräume. Der Kontingenzkoeffizient ist auf dem 0,01-Niveau signifikant und nimmt 
hier Werte zwischen 0,132 und 0,305 an. 
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nomie-, Einkaufs- und Dienstleistungsangebot, bei öffentlichen Freiräumen, bei der ÖPNV-
Anbindung sowie der medizinischen Versorgung.  
 
 
Abb. 6.69: Bewertung der Wohnstandortkriterien in Abhängigkeit der Ansässigkeit in einem Haupt-/Nebenort 
(eigene Erhebung) 
Die Größe des Ortsteils und die lokale Versorgungssituation, welche in Hauptorten für ge-
wöhnlich besser ist, scheinen jedoch, wie die Befragung im Untersuchungsgebiet ergeben 
hat, keinen entscheidenden Einfluss auf die individuelle Wohnzufriedenheit insgesamt 
(Wohn-/Lebensqualität und individuelles Wohlbefinden) zu haben. Interessant ist, dass 
sich die in den kleinsten Ortschaften der Gemeinden (unter 200 Einwohner) wohnhaften 
Befragten im Schnitt nicht unzufriedener zeigten, auch nicht mit dem Infrastrukturangebot 
vor Ort, an dem es ihnen im nahen Wohnumfeld oftmals gänzlich fehlt. In Bezug auf letzte-
res lässt das Antwortverhalten aber tendenziell einen positiven Zusammenhang mit der 
Siedlungsgröße und dem Versorgungsgrad erkennen. Das verwundert nicht, da sich beide 
Faktoren einander gewissermaßen bedingen. So halten zwei Drittel der Regionsbürger, die 
im Ortsteil nicht bzw. kaum versorgt sind, das Infrastrukturangebot vor Ort insgesamt für 
persönlich ausreichend; bei den Befragten, die in den Ortschaften mit den meisten Infra-
struktureinrichtungen wohnen, sind es drei Viertel114. Ein ähnliches Ergebnis ergibt die 
                                                          
114 Der Kontingenzkoeffizient ist mit 0,118 auf dem 0,01-Niveau signifikant.  
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Analyse nach Einwohnergröße (Abb. 6.70). Dass dieser Unterschied damit doch verhält-
nismäßig gering ausfällt, könnte zum einen durch eine beim Antwortverhalten unter-
schiedliche Interpretation des Ausdrucks „vor Ort“ (= Gemeinde oder Ortsteil) bedingt 
sein, zum anderen eventuell damit zusammenhängen, dass man ähnlich wie in Hauptorten 
in größeren oder besser ausgestatteten Orten bestimmte Angebote erwartet, diese aber 
nicht vorfindet und deshalb das Angebot insgesamt schlechter bewertet. Beispielsweise 
verfügt nur die Hälfte der Versorgungszentren in der Region über ein Drogerie- und/oder 
Lebensmittelgeschäft bzw. Supermarkt, beides nicht in Breberen (Gangelt) und Höngen 
(Selfkant), ersteres nicht in Birgden (Gangelt) und Süsterseel (Selfkant) vorhanden.  
 
 
Abb. 6.70: Bewertung des Infrastrukturangebots vor Ort in Abhängigkeit der Einwohnergröße des Ortsteils 
(eigene Erhebung) 
Den Einfluss des lokalen Versorgungsgrades auf die subjektive Infrastrukturbewertung 
macht ebenso die gesonderte Betrachtung der Beurteilungen der zentralen Versorgungs-
bereiche Einkaufsmöglichkeiten/Dienstleistungen sowie medizinische Versorgung deut-
lich (Abb. 6.71). Regionsbewohner, die in dieser Hinsicht im eigenen Ortsteil nicht oder 
kaum versorgt sind, bewerten sie im Allgemeinen negativer als diejenigen in besser ausge-
statteten Ortsteilen. Statistisch zeichnet sich das bei erstgenanntem mit einer sehr gerin-
gen, aber hoch signifikanten Korrelation ab115. Dass sich diese bei der medizinischen Ver-
sorgung nicht so eindeutig wiederfindet, liegt sicherlich an den generell sehr unterschied-
                                                          
115 Der Rangkorrelationskoeffizient nach Spearman gibt auf dem 0,01-Niveau bei einer gegen 0 % tendieren-
den Irrtumswahrscheinlichkeit für die Region den Wert -0,133 und für die Gemeinden Gangelt und Selfkant 
-0,178 bzw. -0,200 aus. 
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lichen Ansprüchen, die durch individuelle Gesundheitssituationen und Haushaltskonstel-
lationen wesentlich bedingt sind. 
 
 
Abb. 6.71: Bewertung der Einkaufsmöglichkeiten/Dienstleistungen und medizinischen Versorgung in Ab-
hängigkeit des diesbezüglichen Versorgungsgrades im Ortsteil (eigene Erhebung) 
Auch in den einzelnen Gemeinden konnte ansatzweise festgestellt werden, dass die Zufrie-
denheit mit dem Infrastrukturangebot vom Ausstattungsgrad des Ortsteils abhängt (Tab. 
6.21). Die statistische Analyse bestätigt die Vermutung eines solchen Zusammenhangs zu-
mindest für Gangelt, der auf dem 0,01-Niveau mit einem Kontingenzkoeffizienten um den 
Wert 0,2 signifikant ist116. Die Rückläufe aus den einzelnen Ortsteilen der Regionsgemein-
den stützen diese ebenso. Bei den Ortsteilen, aus denen die höchste Unzufriedenheit mit 
dem Infrastrukturangebot vor Ort bekundet wurde (mind. 40 % der Befragten), handelt es 
sich, von einer Ausnahme abgesehen, um Ortschaften ohne bzw. mit nur geringer Infra-
strukturausstattung. In Gangelt sind das die Ortsteile Schierwaldenrath, Langbroich, Bre-
beren und Brüxgen, in Selfkant Isenbruch, Havert, Schalbruch und Heilder117 und in Wald-
feucht die Ortsteile Löcken117, Selsten und Frilinghoven117. In Brüxgen, Schalbruch und 
Heilder war sogar knapp über die Hälfte mit dem Angebot unzufrieden. Allen gemein ist 
das Fehlen von Lebensmittelgeschäften bzw. Supermärkten, was deren herausragende 
Bedeutung für die individuelle Zufriedenheit mit der Versorgungssituation vor Ort zu un-
terstreichen scheint. In Hinblick auf das Ergebnis aus Selfkant fällt auf, dass sich hier aus-
schließlich Personen, die im nordwestlichen/nördlichen Gemeindegebiet wohnen, höchst 
unzufrieden zeigten. Das könnte Ausdruck einer gefühlten Unterversorgung im Lebens-
                                                          
116 In der Tendenz lässt er sich ebenfalls anhand des Kriteriums der Einwohnergröße herauslesen, wobei des-
sen Aussagekraft kritischer zu betrachten ist, weil das Maß an Infrastrukturausstattung – wie auch das Un-
tersuchungsgebiet belegt – nicht konsequenterweise mit der Einwohnerzahl einhergeht.   
117 Aus diesen Ortsteilen haben sich weniger als zehn Personen zu der Fragestellung geäußert. 
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mittelbereich sein, die mit der objektiven Lebensqualität insofern korrespondiert, als dass 
Tüddern im Westen und Süsterseel im Süden als einzige über ein breites Angebot in Form 
von Lebensmittelgeschäften und Supermärkten verfügen. Ähnliches gilt für die Einwohner 
der Waldfeuchter Ortschaften Löcken und Selsten, die im östlichen Gemeindegebiet relativ 
fern der Einkaufsmöglichkeiten in Bocket und der Versorgungszentren Haaren und Wald-
feucht liegen.  
 
 
Tab. 6.21: Bewertung des Infrastrukturangebots vor Ort in Abhängigkeit des Versorgungsgrades im Ortsteil 
(eigene Erhebung)   
Dass, wie angedeutet, subjektive Bewertungen auch unter Wahrnehmung kleinräumiger 
objektiver Lebensbedingungen erfolgen, ist an den Urteilen zur Versorgungsinfrastruktur 
i.e.S. zu erkennen118. Diese wird in der Gemeinde Waldfeucht von den Braunsrathern am 
schlechtesten bewertet. Das resultiert aus der im Durchschnitt nur mittelmäßigen Bewer-
tung der Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungen, medizinischen Versorgung und des 
Gastronomieangebots, die sie von allen Gemeindebewohnern mit am schlechtesten einstu-
fen. Dabei verfügt Braunsrath im Bereich des Lebensmitteleinzelhandels nur über einen 
Bäcker, ferner über keine medizinische Infrastruktur. Deren alleinige Konzentration auf 
Haaren und den Hauptort Waldfeucht lassen Braunsrath am östlichen Siedlungsrand der 
Gemeinde diesbezüglich peripher erscheinen und alternative Versorgungsmöglichkeiten 
in Gangelt-Breberen und der Stadt Heinsberg liegen mindestens genauso weit entfernt. 
Überdies bewerten alle Waldfeuchter, denen es im eigenen Ortsteil an Einrichtungen der 
Versorgungsinfrastruktur i.e.S. fehlt, diese überdurchschnittlich schlecht, vor allem dieje-
nigen aus Obspringen und Brüggelchen. Ähnlich negativ äußerten sich die Befragten aus 
dem Ortsteil Selsten, in dem die Versorgung einzig aus einem Tierarzt und Tante-Emma-
Laden/Kiosk besteht. Die in den drei größten, zugleich am stärksten ausgestatteten Ort-
schaften wohnenden Waldfeuchter haben hingegen am besten geurteilt. Bei den Selfkanter 
Bürgern kamen die schlechtesten Urteile aus den zuvor schon genannten Ortsteilen Heil-
der und Schalbruch. Die Bewohner Heilders, die im Ort keine Grundversorgung haben, 
bewerten alle dazugehörigen Kriterien mit Ausnahme der Kindergartenversorgung über-
durchschnittlich schlecht, vor allem das Gastronomieangebot. Dieses sowie das Schulan-
gebot beurteilen die Schalbrucher am schlechtesten. Neben der Tatsache, dass hier keine 
Einrichtungen dieser Art vorhanden sind, wird wohl die periphere Lage am nördlichsten 
Zipfel der Gemeinde zusätzlich Einfluss auf die Beurteilung gehabt haben. Das kann auch 
bei den Hillensbergern angenommen werden, die am südlichsten Rand der Gemeinde 
                                                          
118 Bei den folgenden Ausführungen werden die Befragungsergebnisse aus Ortsteilen mit zu geringem Rück-
lauf (Fallzahl geringer als zehn) nicht berücksichtigt. 
ausreichend nicht 
ausreichend
Anzahl an 
Befragten ausreichend
nicht 
ausreichend
Anzahl an 
Befragten ausreichend
nicht 
ausreichend
Anzahl an 
Befragten
unter 10 % 63,9 36,1 238 66,5 33,5 278 72,6 27,4 117
10 bis unter 30 % 67,6 32,4 176 73,2 26,8 179 78,6 21,4 84
30 % und mehr 81,6 18,4 114 76,0 24,0 104 73,2 26,8 321
Versorgungsgrad 
im Ortsteil
Gangelt Selfkant Waldfeucht
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wohnen. Hier schneidet das Schulangebot am schlechtesten ab und die nächstgelegene 
weiterführende Schule befindet sich erst im etwa sechs bzw. sieben Kilometer entfernten 
Höngen (Hauptschule) oder in Gangelt (Haupt- und Realschule). Eine ebenfalls nur mit-
telmäßige Bewertung erfährt die Versorgungsinfrastruktur i.e.S. von den Befragten aus 
Isenbruch, Havert und Stein, womit wiederum eine höhere Unzufriedenheit vor allem bei 
den Bewohnern der nördlichen Ortsteile festzustellen ist. In der Gemeinde Gangelt ist sie 
bei den Befragten aus Langbroich, Kreuzrath und Brüxgen auszumachen. Brüxgen ist gänz-
lich, Langbroich in Bezug auf die Versorgungsinfrastruktur i.e.S. unversorgt und Kreuzrath 
verfügt in dieser Hinsicht nur über ein Café. Trotzdem bleibt festzuhalten, dass alle drei 
genannten Ortschaften in der Nachbarschaft zu Versorgungszentren liegen. Bei Lang-
broich und Brüxgen, wo das Einkaufsangebot eine identisch durchschnittliche und die 
zweit schlechteste Bewertung bekam, ist es das Versorgungszentrum Breberen, dem es 
jedoch, wie bereits erwähnt, diesbezüglich vor allem an einem Lebensmittelgeschäft bzw. 
Supermarkt mangelt.  
 
Andererseits ist allerdings beachtenswert, dass selbst von einem nicht unerheblichen Teil 
der in den Versorgungszentren der Regionsgemeinden ansässigen Befragten ein unzu-
reichendes Infrastrukturangebot konstatiert wird. In der Gemeinde Gangelt sticht dabei 
das genannte Breberen mit einem Anteil von fast 50 % hervor, wo sich möglicherweise 
das schon erwähnte Fehlen eines Lebensmittelgeschäftes im Antwortverhalten besonders 
niederschlagen könnte. In Selfkant hält jeweils etwa ein Viertel der in den Versorgungs-
zentren wohnhaften Personen das Angebot für nicht ausreichend und in Waldfeucht er-
reicht das größte Zentrum Haaren mit 28 % den höchsten Wert an Unzufriedenheit. Im 
Unterschied zu den anderen Gemeinden zeigte sich in Waldfeucht unter den Bewohnern 
der am besten versorgten Ortsteile sogar ein ähnlich hoher Anteil unzufrieden wie unter 
denen, die lokal weniger gut versorgt sind (Tab. 6.21). Das deutet darauf hin, dass Bewoh-
ner azentraler Ortschaften nicht grundsätzlich unzufriedener mit der Versorgungssitua-
tion am Wohnort sein müssen.  
 
Als Beleg dafür kann die vergleichende Betrachtung der Bewertungen zwischen Personen, 
die in Ortsteilen mit und ohne Infrastruktureinrichtungen wohnen, angeführt werden. Von 
der Gastronomie abgesehen werden alle Infrastrukturbereiche von letzteren durchschnitt-
lich besser beurteilt119. In den einzelnen Gemeinden sprechen die Bewohner azentraler 
Ortsteile vielfach ebenfalls positivere Urteile aus (Abb. 6.72). Nur in Waldfeucht äußerte 
sich die lokal unversorgte Bevölkerung, wenn auch ohne große Abweichungen, bei der 
Mehrzahl der abgefragten Infrastrukturkriterien negativer. Dabei ist es schon bemerkens-
wert, dass sie das der Befriedigung grundlegendster Bedürfnisse dienende Einkaufs- und 
Dienstleistungs- sowie medizinische Angebot in zwei der drei Gemeinden durchschnittlich 
besser und in Gangelt fast identisch wie die in Ortsteilen mit Infrastruktur wohnende Be-
völkerung einstuft. Das könnte darauf hinweisen, dass in diesen Fällen die Wohnstandort-
                                                          
119 Die Korrelationsanalyse bestätigt allein für die Freizeit- und Kulturangebote für Erwachsene und Senioren 
einen signifikanten Zusammenhang sehr geringer Stärke. 
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entscheidung unter einer bewussteren Berücksichtigung der Lebensbedingungen vor Ort 
getroffen wurde, das dortige Wohnen mit entsprechend weniger Erwartungen einhergeht 
und/oder andere Faktoren für die Wohnstandortwahl ausschlaggebender waren. Zum 
anderen sind vielleicht infrastrukturell besser ausgestattete Ortschaften gut erreichbar, so 
dass der Mangel an Versorgungseinrichtungen im eigenen Ortsteil nicht als Nachteil emp-
funden wird.  
 
 
Abb. 6.72: Bewertung der Infrastrukturkriterien in Abhängigkeit der Ansässigkeit in einem versorgten oder 
azentralen Ortsteil (eigene Erhebung) 
Dort, wo sich Versorgungseinrichtungen wirtschaftlich nicht tragen, kann der mobile Han-
del vor allem im Lebensmittelbereich einen gewissen Ausgleich schaffen und die Nahver-
sorgung verbessern. Für Befragte, die in Ortschaften ohne oder mit geringer Ausstattung 
an Lebensmittelgeschäften (Anteil an der Lebensmittelversorgung in der Gemeinde von 
unter 10 %) wohnen, hat er dementsprechend eine höhere Bedeutung und wird hier auch 
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von mehr Personen in Anspruch genommen120 als in Siedlungen mit einer besseren Ver-
sorgungssituation (Tab. 6.22). Er ist zwar nur temporär verfügbar und bietet eine redu-
zierte Warenauswahl, sein unbestreitbarer Vorteil liegt aber in der Kundennähe. Deshalb 
halten fast 30 % von ihnen das mobile Angebot persönlich für sehr wichtig bzw. wichtig 
und rund die Hälfte nutzt diese alternative Einkaufsmöglichkeit, meist mehrmals im Mo-
nat. Selbst unter den Personen, die in Ortschaften mit dem intrakommunal höchsten Ver-
sorgungsgrad im Bereich Lebensmitteleinzelhandel wohnen, gehören noch fast 30 % zu 
den Nutzern, von denen die meisten die Angebote relativ häufig wahrnehmen. Diese Ein-
kaufsmöglichkeit wird also offenbar auch als ergänzendes Angebot geschätzt.  
 
 
Tab. 6.22: Bedeutung mobiler Einkaufsangebote in Abhängigkeit der Versorgung des Ortsteils mit Einrichtun-
gen des Lebensmitteleinzelhandels (eigene Erhebung) 
Die kleinräumige Analyse bestätigt, dass der mobile Handel in der Region für die Bewoh-
ner der Gemeinden Gangelt und Selfkant eine größere Bedeutung hat. Hier nutzt ihn min-
destens die Hälfte der Bürger aus zehn bzw. acht Ortsteilen. In Waldfeucht ist das nur bei 
drei Ortsteilen der Fall. Dabei handelt es sich nahezu ausschließlich um Ortsteile, in denen 
entweder gar keine Infrastruktureinrichtungen oder kein Lebensmittelgeschäft/Super-
markt angesiedelt sind. Die Relevanz letzterer spiegelt sich zudem darin wider, dass sol-
che Angebote von befragten Bewohnern der Ortsteile, wo die größte Unzufriedenheit in 
Bezug auf die Infrastruktur geäußert wurde, häufig als Bedarfswunsch angegeben wurden 
(Tab. 6.23121). 
 
Wenngleich der mehrmals angesprochene Aspekt der fehlenden bzw. unzureichenden 
Lebensmittelversorgung teilweise als erklärendes Argument für die Unzufriedenheit mit 
der Versorgungsinfrastruktur herangezogen werden kann, lassen jedoch die unterschied-
lichen Meinungsbilder in vergleichbar ausgestatteten Ortschaften zugleich die hohe Sub-
jektivität der Gesamtbeurteilung des Infrastrukturangebotes vor Ort erkennen. Diese wird 
letztlich von einem komplexen Zusammenspiel aus individuellen Ansprüchen, eigenem 
Mobilitätsgrad und dem sozialen Umfeld getragen, das nur schwer und auch dann nur in 
Ansätzen empirisch zu erfassen ist. 
                                                          
120 Der Rangkorrelationskoeffizient nach Spearman bestätigt tendenziell den Zusammenhang mit ebenfalls 
hoch signifikanten, wenn auch niedrigen Werten: 0,144 (in Bezug auf die persönliche Bedeutung mobiler 
Einkaufsangebote) und 0,146 (in Bezug auf die Nutzung mobiler Einkaufsangebote).  
121 Es sind nur Ortsteile aufgeführt, in denen mindestens zehn Befragte, die das Infrastrukturangebot vor Ort 
für nicht ausreichend halten, Bedarfswünsche äußerten.   
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mehrmals im Monat nutzt
unter 10 % 611 27,7 310 50,2 61,6
10 bis unter 30 % 290 22,1 136 45,3 58,8
30 bis unter 50 % 543 18,8 206 37,3 51,5
50 % und mehr 113 17,7 32 28,1 56,3
Grad an Lebens-
mittelversorgung 
im Ortsteil
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Tab. 6.23: Meist gewünschte Infrastrukturangebote von unzufriedenen Bewohnern ausgewählter Ortsteile 
(eigene Erhebung) 
 
6.8.3 Bewertung des Infrastrukturangebots in Abhängigkeit von der Er-
reichbarkeit der Versorgungszentren am Wohnort  
Die im Kontext des demographischen Wandels auflebende Diskussion um räumliche Kon-
zentration oder Dekonzentration zentraler Einrichtungen zur künftigen Sicherung der 
Daseinsvorsorge kann nicht losgelöst vom Thema der Erreichbarkeit geführt werden. 
Wird aus wirtschaftlichen Tragfähigkeitserwägungen heraus eine Konzentrationsstrategie 
verfolgt, ist Erreichbarkeit für die Bevölkerung weiterhin zu gewährleisten. Mit Blick auf 
die subkommunale Ebene müssen somit Versorgungszentren der Wohngemeinde oder 
Nachbargemeinden gut erreichbar sein, vor allem, wenn wie in den meisten Ortschaften 
ländlicher Kommunen keine ausreichende Versorgung gegeben ist. Das trifft auch auf das 
Untersuchungsgebiet zu, wo gut drei Viertel der Ortschaften keine bzw. nur eine geringe 
infrastrukturelle Ausstattung haben (Tab. 6.19, S. 273).  
 
Das Antwortverhalten der Befragten hat dabei tendenziell erkennen lassen, dass die Zu-
friedenheit mit dem örtlichen Infrastrukturangebot mit zunehmender Wohndistanz zu den 
Versorgungszentren des Wohnorts abnimmt (Abb. 6.73). Dabei scheint jedoch erst eine 
Pkw-Fahrzeit länger als zehn Minuten einen spürbaren Einfluss zu haben. Bei den Selfkan-
tern ist dieser besonders ausgeprägt, wo der Anteil an Unzufriedenheit bei dieser Pkw-
Fahrdistanz gegenüber maximal fünf Minuten mit 53 % der Nennungen nahezu doppelt so 
hoch ist122. Das lässt vermuten, dass für bestimmte Alltagserledigungen schon dieser Zeit-
aufwand individuell als zu hoch empfunden wird, wozu die räumlich ungleiche Verteilung 
des innerkommunalen Infrastrukturangebots (Abb. 5.19, S. 173) wesentlich beitragen 
dürfte. Auch kann das Fehlen eines dominierenden Zentrums zu höheren Wegezeiten füh-
ren, weil für verschiedene Zwecke dann mehrere Orte angefahren werden müssen. So hat 
                                                          
122 Statistisch wird die genannte Korrelation auf dem Signifikanzniveau von 0,01 hier mit einem Kontingenz-
koeffizienten von 0,135 ausgewiesen.    
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sich im intraregionalen Vergleich in Selfkant ein solches weniger stark herausgebildet. Im 
Unterschied zu den anderen Regionsbürgern hat sich ein höherer Zeitaufwand zudem auf-
fällig häufig in durchgängig schlechteren Beurteilungen der Wohnstandortkriterien nie-
dergeschlagen. Das betrifft die Wohn- und Lebensqualität insgesamt, alle betrachteten 
Infrastrukturaspekte sowie den indirekt auf potenzielle Orte zur Freizeitgestaltung ver-
weisenden Faktor der Jugendfreundlichkeit. Der Faktor Entfernung macht sich zum Teil 
noch stärker im prozentualen Rücklauf an schlechten und sehr schlechten Einzelbewer-
tungen bemerkbar. 
 
 
Abb. 6.73: Bewertung des Infrastrukturangebots vor Ort in Abhängigkeit der                                                        
Wohnentfernung zu den kommunalen Versorgungszentren (eigene Erhebung) 
Den öffentlichen Nahverkehr, der Erreichbarkeit mit gewährleisten soll, haben Befragte 
aus den Gangelter Ortschaften Broichhoven, Hastenrath, Mindergangelt, Harzelt und Lang-
broich, den Selfkanter Ortschaften Heilder, Millen-Bruch, Havert, Schalbruch und Wehr 
und den Waldfeuchter Ortschaften Frilinghoven, Löcken, Hontem, Selsten, Obspringen und 
Schöndorf am schlechtesten beurteilt. Auch wenn das Befragungsergebnis aufgrund teil-
weise sehr geringer Fallzahlen nur bedingt Aussagekraft besitzt, können diese Beurteilun-
gen mit der objektiven Situation erklärt werden. So gehören Broichhoven, Mindergangelt 
und Frilinghoven zu den Ortschaften, die nicht an das ÖPNV-Netz angebunden sind. In den 
meisten anderen genannten Fällen könnten das Fehlen von direkten Nord-Süd-Verbin-
dungen im Streckennetz und damit einhergehende ungünstigere Fahrzeiten Unzufrieden-
heit auslösen. Dadurch haben Hastenrather längere Wege zu den Versorgungszentren 
Breberen und Süsterseel, letzteres gehört der Nachbargemeinde Selfkant an. Ähnliches 
trifft die Bewohner von Millen-Bruch, Havert und Schalbruch, die über keine entsprechen-
de ÖPNV-Anbindung zum Hauptort Tüddern verfügen und somit aus deren Sicht Umwege 
über östlich und westlich angebundene Ortschaften fahren müssen. Und in Waldfeucht 
können die Bewohner der am östlichen Gemeinderand liegenden Ortsteile Obspringen, 
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Schöndorf, Löcken, Hontem und Selsten den Hauptort nur mit einer einzigen Buslinie, oft 
mit Umwegen verbunden, erreichen. Zudem gibt es keine direkte Nord-Süd-Anbindung 
zur Nachbargemeinde Gangelt. Die darüber hinaus beachtenswerte schlechte ÖPNV-Beur-
teilung aus Sicht der Haarener Bürger kann damit zusammenhängen, dass dieses große 
Versorgungszentrum mit ebenso nur einer Buslinie in das Streckennetz eingebunden ist 
(Abb. 5.20, S. 175).    
 
6.8.4 Wohnzufriedenheit in Abhängigkeit der „demographischen Betroffen-
heit“  
Angesichts des demographischen Wandels soll abschließend der Fokus darauf gerichtet 
werden, wie zufrieden sich die Bewohner der einzelnen Ortsteile, die in unterschiedlichem 
Maße Bevölkerungsveränderungen erfahren (Abb. 5.7, S. 153), zeigen. Wird, wie es das 
BBSR handhabt, zwischen wachsender, stabiler und schrumpfender Bevölkerungsentwick-
lung unterschieden, wohnt mit knapp 60 % die Mehrheit der Befragten in einem wachsen-
den, gut jeder Vierte in einem demographisch stabilen und etwa jeder Sechster in einem 
schrumpfenden Ortsteil (Abb. 6.74). Mit 19 Ortschaften, die über 5.100 Einwohner der 
Regionsbevölkerung auf sich vereinen, sind aber bereits zwei Fünftel des Siedlungsgebiets 
von Schrumpfung betroffen123. Hierbei handelt es sich mehrheitlich um kleine (unter 200 
Einwohner) und/oder unversorgte Ortschaften.   
 
 
Abb. 6.74: Anteil der in demographisch schrumpfenden, stabilen und wachsenden  
Ortschaften wohnenden Befragten (eigener Entwurf) 
Gemessen an den Bewertungen zur Wohn-/Lebensqualität insgesamt und zum eigenen 
Wohlgefühl scheinen Stärke und Richtung der „demographischen Betroffenheit“ noch kei-
nen relevanten Einfluss auf die Wohnzufriedenheit zu haben (Abb. 6.75), und das überein-
stimmend in allen drei Gemeinden. Auch wenn das Ergebnis insgesamt eine nahezu gleich 
                                                          
123 Dazu gehören elf Gangelter Ortschaften und jeweils vier aus den beiden anderen Regionsgemeinden. 
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hohe Zufriedenheit widerspiegelt, fällt auf, dass Befragte aus stark wachsenden Ortschaf-
ten mit am schlechtesten geurteilt und den höchsten Anteil an schlechten Einzelbewertun-
gen abgegeben haben, Bewohner aus schrumpfenden Ortsteilen dagegen im Schnitt zum 
Teil eine leicht höhere Zufriedenheit äußerten. Umzugsabsichten als ein weiterer Grad-
messer der Zufriedenheit lassen in dieser Hinsicht ebenfalls kein bestimmtes Muster er-
kennen. Gemessen an allen Befragten der einzelnen Ortsteile planen in Gangelt vor allem 
Bewohner der Ortsteile Harzelt (28,6 %), Broichhoven und Hastenrath (jeweils etwa 12 
%), in Selfkant von Wehr (15,8 %), Millen (12,5 %), aber auch Schalbruch (10,2 %) und in 
Waldfeucht Bewohner der Ortsteile Schöndorf (7,7 %), Braunsrath (6,9 %) sowie Haaren 
(6,3 %) zeitnah umzuziehen. Während die Umzugswilligen aus Gangelt demographisch 
schrumpfende Ortschaften verlassen werden, sind es in den beiden anderen Regionsge-
meinden Ortschaften mit stabiler bzw. positiver Einwohnerentwicklung. 
 
 
Abb. 6.75: Wohnzufriedenheit in Abhängigkeit der „demographischen Betroffenheit“ des Ortsteils, in dem man 
wohnt (eigene Erhebung) 
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7. Zusammenfassung und Einordnung der Ergebnisse 
Dieses Kapitel fasst die wesentlichen Ergebnisse der empirisch erhobenen subjektiven 
wohnortbezogenen Lebensqualität in der ländlichen Region „Der Selfkant“ (Kreis Heins-
berg, NRW) zusammen, ordnet sie in den wissenschaftlichen Kenntnisstand ein und ver-
sucht damit zugleich Antworten auf die eingangs gestellten Forschungsfragen zu geben. 
Diesen folgend werden die dazugehörigen ermittelten Erkenntnisse in separaten Kapiteln 
dargelegt. Das erste Teilkapitel gibt wieder, wie die Befragten insgesamt die Lebensquali-
tät an ihrem Wohnort wahrnehmen. Das zweite Teilkapitel richtet den Blick speziell auf 
die Lebensphase Alter, indem die Sicht der Senioren zusammen mit den Vorstellungen der 
nachfolgenden Seniorengeneration zur Lebensplanung des eigenen Ruhestands beschrie-
ben wird. Das dritte Teilkapitel greift den besonders für das Wohnen im ländlichen Raum 
so bedeutsamen Aspekt der Mobilität auf. Dabei sollen die Ergebnisse einer die Individual-
merkmale Automobilität und Hilfsbedürftigkeit berücksichtigenden Analyse aufzeigen, 
inwieweit Mobilitätseinschränkungen die subjektive Wahrnehmung von Lebensqualität 
beeinflussen. Die letzten beiden Teilkapitel betrachten schließlich den Untersuchungsge-
genstand nach Gemeinden und Ortsteilen differenziert und geben damit einen kleinräu-
migen Blick auf die gewonnenen Erkenntnisse. 
 
Die nachfolgenden Ergebnisse basieren auf einer in den Gemeinden Gangelt, Selfkant und 
Waldfeucht schriftlich durchgeführten standardisierten Bewohnerbefragung, an der über 
1.600 Bürger im Alter ab 35 Jahren teilnahmen. Die Auswirkungen des demographischen 
Wandels, die in Abhängigkeit der raumspezifischen Bevölkerungskonstellation und -dyna-
mik regional unterschiedlich zum Tragen kommen, haben in Deutschland u. a. eine große 
Diskussion um das raumplanerische Leitbild der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
ausgelöst (vgl. u. a. Hahne 2005, Sinz 2006, Müller 2010, BBSR 2013a). Insbesondere die 
Situation in den neuen Bundesländern, die sich in einem fortgeschrittenen Stadium von 
Schrumpfungs- und Alterungsprozessen befinden (vgl. Schlömer 2012:6ff.), offenbart die 
Komplexität der Bevölkerungsproblematik, die vielerorts bereits zum Handeln gezwungen 
hat. Wie nach der deutschen Wiedervereinigung lassen demographische Entwicklungen 
zum wiederholten Male größere räumliche Ungleichgewichte und somit zugleich Rück-
schläge für die bisher erzielte innerdeutsche Angleichung der Lebensverhältnisse befürch-
ten.  
 
Dabei scheint der ländliche Raum erneut Gefahr zu laufen benachteiligt zu werden, weil 
dieser mit geringen Bevölkerungs- und Siedlungsdichten strukturbedingt über vergleichs-
weise ungünstigere Rahmenbedingungen für die Sicherung der für die Lebensqualität am 
Wohnort elementaren Daseinsvorsorge verfügt. Dennoch darf der ländliche Raum nicht 
per se als Problemraum betrachtet werden. Der mit der Industrialisierung eingeleitete 
sozioökonomische Wandel und die damit einhergegangene Verstädterung des ländlichen 
Raumes haben diesen mittlerweile zu einem heterogenen Siedlungsraum gemacht (vgl. 
BBR 2005b:203). Der vielfältigen Raumrealität wird es folglich nicht mehr gerecht, den 
ländlichen Raum als einheitlichen Gegenpart zur Raumkategorie „Stadt“ aufzufassen. Im 
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wissenschaftlichen Kontext wird daher auch zunehmend im Plural von „ländlichen Räu-
men“ gesprochen (vgl. Wießner 1999:300). Den Prognosen der Raumbeobachtung zufolge 
werden nahezu alle Regionen Deutschlands, ob nun ländlich oder städtisch, früher oder 
später den demographischen Schrumpfungspfad einschlagen (vgl. Bucher/Schlömer 
2009:23f.). Insofern werden sich derzeit noch wachsende Kommunen und Regionen nicht 
auf dem „Bevölkerungspolster“ (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 2007:5) 
ausruhen können, zumal künftige Bevölkerungsentwicklungen stärker als bislang von 
Wanderungsbewegungen, welche generell und vor allem kleinräumig schwer prognosti-
zierbar sind, bestimmt sein werden (vgl. Köppen 2007a).   
 
Das hat ebenfalls die gegenwärtig alternde, aber nicht schrumpfende und damit demogra-
phisch eher unauffällige Selfkant-Region erkannt. Bevölkerungsverluste fürchtet die Poli-
tik hier vor allem durch Abwanderung in die nah gelegenen nordrhein-westfälischen Ag-
glomerationsräume (vgl. Jahnen Pflüger 2007:83). Die Kommunen stehen im Umgang mit 
dem demographischen Wandel allgemein vor der Herausforderung, durch quantitative 
wie qualitative Anpassungen Lebensqualität vor Ort aufrechtzuerhalten. Abgesehen da-
von, dass dies vor dem Hintergrund eines zunehmenden Standortwettbewerbs in deren 
ureigenem Interesse liegt, verbirgt sich dahinter eigentlich folgende mit dem oben ge-
nannten Leitbild verbundene Intention: Lebensbedingungen von annähernd gleichem 
Wert schaffen, die zwar regional unterschiedlich sind, aber dem Einzelnen eine hinrei-
chende gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen, ohne dass sich die Lebensbedingungen in 
den Teilräumen der Bundesrepublik zu sehr auseinanderentwickeln. In diesem Sinne wird 
die Zielvorstellung der gleichwertigen Lebensverhältnisse nach wie vor als erstrebenswert 
angesehen (vgl. u. a. Strubelt 2006, Danielzyk 2009, BMI 2011). Nichtsdestotrotz stellt sich 
dabei die Frage, wie man dem in der Praxis künftig gerecht werden kann. Mit einer Kon-
kretisierung des Leitbildes tun sich Politik und Gesetzgeber schwer. Andererseits muss 
genügend Handlungsspielraum gegeben sein, weil in Anbetracht der demographischen 
Vielfalt und raumstrukturellen Unterschiede regionalspezifische Lösungen am ehesten 
den Weg für eine nachhaltige Entwicklung ebnen. Folglich kommt vermehrt die Forderung 
auf, Mindeststandards der Daseinsvorsorge, die eine sogenannte „Sockelgleichwertigkeit“ 
der Lebensverhältnisse (BBSR 2012f:16) gewährleisten sollen, Output-orientiert in Form 
qualitativer Zielsetzungen anstelle von bisher üblichen Richtwert- oder Ausstattungsvor-
gaben zu definieren (vgl. BMVBS 2010c:73). In dem Sinne hat Winkel (1993:393) schon 
Anfang der 1990er Jahre vorgeschlagen, dass „das entscheidende Kriterium der Erfül-
lungsgrad der Zielsetzung“ sein sollte und „die Wege zur Durchsetzung der Ziele eine 
nachrangige Rolle“ spielen müssten. Damit würde man den Kommunen und den Pla-
nungsverantwortlichen ein höheres Maß an Flexibilität, die der demographische Wandel 
nun einmal verlangt und notwendig macht, geben.   
 
Für eine angemessene Umsetzung der damit erklärten angestrebten Lebensqualität vor 
Ort bedarf es einer unter Berücksichtigung von Bevölkerungsprognosen, vorhandenen 
Gegebenheiten und Potenzialen in Abstimmung mit politischen und institutionellen Akteu-
ren sowie Bürgern entwickelten Strategie. Insbesondere letztere sind bei künftigen Pla-
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nungen verstärkt mit einzubeziehen, weil sie durch ihre Wohnstandortentscheidungen als 
demographischer Faktor im Vergleich zu heute an Bedeutung gewinnen. Lösungsstrate-
gien werden also einen gesellschaftlichen Kompromiss zwischen Gestaltungsmöglichkei-
ten und Bedarfen auf kleinräumiger Ebene darstellen müssen. Unter letztere fallen dem 
hiesigen Kontext entsprechend diejenigen Bedürfnisse, die für das Leben am Wohnort 
wesentlich sind, weshalb der vorliegende Forschungsgegenstand als „wohnortbezogene 
Lebensqualität“ bezeichnet wird. Er schließt die bei der Bewältigung des demographi-
schen Wandels allgemein im Fokus stehenden Bereiche Infrastruktur und Mobilität ein 
(vgl. u. a. Beckmann 2005, Pütz/Spangenberg 2006, Schmitz-Veltin 2006, Kocks 2007, 
BBSR 2010b, Sedlacek 2012, Faber 2013), daneben noch weiche Faktoren des Wohnum-
felds sowie den Aspekt der sozialen Integration. Dabei widmet sich ein Schwerpunkt dem 
Thema Wohnen im Alter. Aufgrund der demographisch bedingt wachsenden Bedeutung 
des Wohnfaktors Erreichbarkeit erfolgte die Analyse nach den individuellen Merkmalen 
Alter und Mobilität sowie nach Wohnstandort differenziert. Sich am vorherrschenden Ver-
ständnis von Lebensqualität ausrichtend und gleichzeitig der besseren Einschätzung der 
empirisch erhobenen Erkenntnisse dienend werden bei der abschließenden Betrachtung 
der Lebensqualität im Untersuchungsgebiet die in der Raumbeobachtung standardmäßig 
für deren Beurteilung herangezogenen objektiv messbaren Lebensbedingungen mit ein-
bezogen. Auf diese Weise wird der wissenschaftlichen Auffassung (vgl. u. a. Allardt 1976, 
Glatzer/Zapf 1984, ICPQL 1998, Noll 2000, OECD 2011) Rechnung getragen, dass eine 
Kombination beider Betrachtungsweisen am geeignetsten erscheint, ein annähernd realis-
tisches Bild über den hoch komplexen Gegenstand der Lebensqualität wiederzugeben, aus 
dem schließlich mögliche Strategieansätze für deren künftige Gestaltung abzuleiten ver-
sucht wird. 
 
7.1 Lebensqualität im ländlichen Raum aus Bewohnersicht 
Dieses Kapitel beschreibt zunächst in Form eines Gesamtüberblicks, wie die in der Region 
„Der Selfkant“ wohnenden Befragten die Lebensqualität an ihrem Wohnort einschätzen. 
Darauffolgend werden die Ergebnisse der merkmals- und raumdifferenzierten Analyse ge-
sondert dargelegt.  
 
Hohe Wohnzufriedenheit im ländlichen Raum 
Als Ergebnis kann zunächst festgehalten werden, dass sich die Befragten unabhängig von 
ihrer persönlichen Lebenssituation am Wohnort wohlfühlen. Im Durchschnitt zeigten sie 
sich diesbezüglich zufrieden, ebenso mit der Wohn- und Lebensqualität insgesamt, die 
noch leicht besser eingestuft wurde. Knapp über die Hälfte empfindet eine hohe Verbun-
denheit mit der Wohngemeinde, mit dem eigenen Ortsteil sogar fast drei Viertel. Der ge-
ringe Anteil von fünf Prozent umzugswilliger Bewohner stützt dieses positive Gesamtbild. 
Allerdings weichen deren Bewertungen i.d.R. um eine halbe bis ganze Stufe124 zum 
                                                          
124 Folgende Bewertungsstufen sind für die Interpretation der subjektiven Beurteilungen gebildet worden: 
Werte bis 1,5 sehr gutes, 1,5 bis 2,5 gutes, 2,5 bis 3,5 mittelmäßiges und Werte ab 3,5 schlechtes Urteil. 
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Schlechteren ab. Damit bestätigen sich Befunde aus der jährlich stattfindenden Bevölke-
rungsumfrage des BBSR, die zeigen, dass Bewohner in Kleinstädten und Landgemeinden 
mit dem Wohnort stark verwurzelt und „über alle Jahre hinweg zufriedener mit ihrer 
Wohnumgebung sind als die Bewohnerinnen und Bewohner in größeren Städten“ (BBSR 
2010a:8). Der Wohnort wird besonders wegen des ländlichen und sozialen Wohnumfeldes 
sowie für sein Kultur- und Freizeitangebot geschätzt – Aspekte, die ebenso das Entwick-
lungskonzept als Stärken der Selfkant-Region ausweist (vgl. Jahnen Pflüger 2007:48ff.). 
Das wird u. a. dadurch bestätigt, dass 90 % der Befragten auch altersgruppenunabhängig 
mit ihren sozialen Kontakten zufrieden sind, vier Fünftel ausreichende Möglichkeiten am 
Wohnort zur gesellschaftlichen Teilhabe vorfinden und das Kultur- und Freizeitangebot in 
der Region generell einen hohen Zuspruch erfährt. Pull-Faktoren für den Zuzug in die Re-
gion waren primär der Eigentumserwerb, die Nähe zu Familie und Freunden, die ländliche 
Umgebung sowie das preisgünstige Wohnangebot. Somit wurden typische Attraktivitäts-
merkmale für „ländliches Wohnen“ genannt (vgl. BBSR 2011c:4, 15). Seit einiger Zeit wer-
ben Kommunen auch mit Freundlichkeitsprädikaten für ihre Wohnattraktivität. In dieser 
Hinsicht werden die Kinder- und Familienfreundlichkeit der einzelnen Regionsgemeinden 
durchgängig mit noch gut bewertet, die Seniorenfreundlichkeit dagegen für schon mittel-
mäßig gehalten. Die Jugendfreundlichkeit erhielt mit einem nur mittelmäßigen Wert die 
schlechteste Beurteilung.   
 
Ausreichendes Infrastrukturangebot, aber Bedarf an medizinischen Angeboten 
Wohnortbezogene Lebensqualität wird in erster Linie durch infrastrukturelle Versorgung 
sichergestellt. Hierfür von elementarer Bedeutung sind Einkaufsmöglichkeiten und 
Dienstleistungen, medizinische Einrichtungen, Schulen und Kindertagesstätten sowie gas-
tronomische Betriebe. Dieses als Versorgungsinfrastruktur i.e.S. bezeichnete Angebot er-
hält von den Bewohnern insgesamt eine noch gute Beurteilung. Von den dazugehörigen 
Komponenten wird einzig die Ausstattung mit Kindergärten am Wohnort überdurch-
schnittlich gut, die medizinische Versorgung hingegen am schlechtesten bewertet. Demge-
genüber schneidet der Infrastrukturbereich Freizeit und Kultur mit einer insgesamt mit-
telmäßigen Bewertung deutlich schlechter als das genannte Versorgungsangebot i.e.S. ab, 
und das, obwohl viele Befragte ihn mit zu den größten Stärken der eigenen Wohngemein-
de zählen. Das Freizeitangebot für Kinder und Erwachsene wird dabei etwas besser einge-
stuft als dasjenige für Jugendliche und Senioren, was mit den oben genannten „Freund-
lichkeitsbewertungen“ korreliert.   
 
Die überwiegende Mehrheit der Befragten hält das Infrastrukturangebot vor Ort insge-
samt für ausreichend. Diese trotz der im Vergleich zu städtischen Räumen vorhandenen 
ungünstigeren Ausstattung mit Geschäften und Einrichtungen hohe Zufriedenheit korres-
pondiert u. a. mit dem Ergebnis einer in fünf europäischen Ländern durchgeführten Unter-
suchung, die – von der Gegenüberstellung West-/Ostdeutschland einmal abgesehen – 
kaum Unterschiede in der Zufriedenheit zwischen städtischer und ländlicher Bevölkerung 
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feststellte125 (vgl. Mollenkopf 2005:45). In Deutschland ist laut BBSR-Umfrage rund die 
Hälfte der in ländlichen Kommunen wohnhaften Bevölkerung mit dem Versorgungsange-
bot vor Ort zufrieden oder sehr zufrieden (vgl. BBSR 2011c:9). Das kann vor allem mit der 
hohen Automobilität erklärt werden, die infrastrukturelle Defizite am Wohnort ausgleicht. 
Daneben ist auch „eine gewisse Selbstbescheidung zu beobachten“, das heißt „Ausstat-
tungsniveaus wie in der (Groß-)Stadt werden nicht erwartet“ (Steinführer et al. 2012:5). 
Rund ein Drittel der Regionsbewohner ist jedoch nicht zufrieden. Vorwiegend wünscht 
man sich weitere Einrichtungen des Grundbedarfs. Die Unzufriedenheit gilt in erster Linie 
der fachärztlichen Versorgung. Im medizinischen Bereich fehlt es jeweils etwa einem 
Zehntel noch an Apotheke und Allgemeinarzt. Daneben führten viele Bewohner Bildungs-
einrichtungen (weiterführende Schule, Kindergarten), Poststelle, Seniorenbegegnungs-
stätte, Einkaufsmöglichkeiten der Lebensmittelversorgung (Tante-Emma-Laden/Kiosk, 
Supermarkt, Lebensmittelfachgeschäft) und Gaststätten auf.  
 
Bedeutung alternativer Einkaufsangebote stark mobilitätsabhängig 
In ländlichen Räumen wird die stationäre Versorgung vielerorts durch mobile Einkaufsan-
gebote ergänzt. In der Region nehmen 43 % der Befragten diese wahr, darunter knapp 60 
% mindestens zweimal im Monat. Nahezu ein Viertel empfindet sie für sich selbst als wich-
tig bzw. sehr wichtig, wobei Wertschätzung sowie Nutzung im Alter, bei Hilfsbedürftigkeit 
und Nichtvorhandensein eines Pkws deutlich höher ausfallen. Andererseits konnte aber 
festgestellt werden, dass die unterschiedliche Bedarfswahrnehmung kaum Einfluss auf die 
Nutzung mobiler Einkaufsangebote zu haben scheint, denn der Anteil an Nutzern unter 
denjenigen, die einen Mangel in der ortsnahen Lebensmittelversorgung sehen, ist nur un-
wesentlich größer. Das lässt vermuten, dass aufgrund der Automobilität vielfach doch 
andere Einkaufsorte aufgesucht werden, die noch dazu höhere Ansprüche an Preis und 
Auswahl besser erfüllen können (vgl. Eberhardt et al. 2014:169). Interessant ist zudem, 
dass diejenigen, die einen Bedarf sehen, zu 86 % einen Pkw besitzen und eigentlich mobil 
genug sind, um sich anderswo zu versorgen. Aber vielleicht möchten sie, gerade weil der 
Alltag schon stark genug von der Pkw-Nutzung dominiert wird, am Wohnort mehr Mög-
lichkeiten haben, sich nicht-motorisiert fortzubewegen.  
 
Der ÖPNV – schlechte Bewertung und geringe Nutzung 
Bei der Beurteilung von Infrastruktur schwingt automatisch der Aspekt der Erreichbarkeit 
mit. Dies untermauert das Befragungsergebnis, da die Unzufriedenheit mit der Infrastruk-
tur mit zunehmendem Zeitaufwand für deren Aufsuchen tendenziell wächst126. Der öffent-
liche Personennahverkehr, der gleichwertige Lebensverhältnisse durch ein Mindestmaß 
an Erreichbarkeit für Alle sichern soll, steht gerade im ländlichen Raum vor besonderen 
                                                          
125 Das in den Jahren 2000-2002 durchgeführte europäische Projekt MOBILATE (Enhancing Outdoor Mobility 
in Later Life) bezog knapp 4.000 Personen im Alter ab 55 Jahren ein, die in ländlichen bzw. städtischen Re-
gionen Deutschlands, Italiens, der Niederlande, Ungarns und Finnlands wohnen (vgl. Mollenkopf 2006:2f.). 
126 Dass Entfernungen Einfluss auf Zufriedenheitsbewertungen haben, konnte u. a. die 2010 in ländlich gepräg-
ten Kommunen durchgeführte BBSR-Umfrage nachweisen (vgl. BBSR 2011c:11).   
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Herausforderungen, weil zum einen die hohe Motorisierung der Wohnbevölkerung, zum 
anderen die vergleichsweise geringe Siedlungs- und Bevölkerungsdichte eine flächenhafte 
Erschließung aus wirtschaftlichen Gründen erschwert. Dennoch muss er als Pflichtaufgabe 
der öffentlichen Daseinsvorsorge die Mobilität für diejenigen Personen, die keine andere 
Fortbewegungsalternative haben, gewährleisten. In Anbetracht des aus objektiver Sicht 
doch recht hohen ÖPNV-Versorgungsgrades überrascht, dass das öffentliche Nahverkehrs-
angebot von allen Infrastruktur- als auch Wohnstandortkriterien deutlich am schlechtes-
ten bewertet wird. Wie andere Untersuchungen im ländlichen Raum zeigen, ist dies aber 
nichts Ungewöhnliches (vgl. Fischer 2005:165, Neu et al. 2007:35). Die Einschätzungen 
der befragten Bewohner bewegen sich ausschließlich im Bereich „noch mittelmäßig“ und 
„schon schlecht“. Eine repräsentative Haushaltsbefragung im Kreis Heinsberg aus dem 
Jahr 2012 kommt zu einem ähnlichen Ergebnis. Dabei wurde der öffentliche Verkehr von 
den Regionsbewohnern mit Schulnoten zwischen 4,1 (Selfkant) und 4,6 (Waldfeucht) 
kreisweit sogar am schlechtesten bewertet (vgl. Frehn/Deutz 2012:62). Weniger zu er-
warten war, dass sich von den Befragten die unter 51-Jährigen mit dem öffentlichen Nah-
verkehr besonders unzufrieden zeigten. Hier könnten sich Doppel- oder Mehrfachbelas-
tungen (vgl. Ickert et al. 2009:13), weil Erwerbstätigkeit, Familienleben und gegebenen-
falls (Pflege-)Betreuung von Angehörigen „unter einen Hut gebracht“ werden müssen, 
bemerkbar machen, die möglichweise durch ein besseres ÖPNV-Angebot stressfreier zu 
bewältigen wären. Ferner urteilten die Nutzer insgesamt etwas besser als die Nichtnutzer. 
Dennoch nehmen nur knapp ein Drittel der Befragten das öffentliche Buslinien- und knapp 
ein Viertel das den ÖPNV ergänzende MultiBus-Angebot wahr und dies in den meisten 
Fällen höchstens einmal im Jahr. Auch greifen die Befragten im Alltag in marginalen drei 
Prozent aller Wegezwecke auf den ÖPNV zurück, trotz der Tatsache, dass das ÖPNV-Netz 
eine nach RIN-Vorgaben angemessene Erreichbarkeit der Infrastruktureinrichtungen 
größtenteils ermöglicht. Das korrespondiert ebenso mit der o.g. Erhebung, wonach öffent-
liche Verkehrsmittel meist nur selten oder gar nicht, von den Regionsbewohnern (inkl. 
MultiBus) immerhin etwas stärker genutzt werden (vgl. Frehn/Deutz 2012:36, 55). Ande-
rerseits verfügen 91 % der Befragten und selbst drei Viertel der Senioren unter ihnen über 
einen Pkw, „das Verkehrsmittel, das grundsätzlich am besten bewertet wird, wenn es um 
die Einschätzung von Erreichbarkeit geht“ (BMVBS 2010a:18). Demzufolge wird es auch in 
der Selfkant-Region überwiegend, und zwar in 70 % aller Fälle zur Distanzüberwindung 
genutzt. Damit spiegeln die Befragten die Mobilitätssituation in Deutschland wider, wo der 
Pkw nach wie vor wichtigstes Verkehrsmittel ist und in 82 % der Haushalte zur Ge-
brauchsgüterausstattung gehört (vgl. BMVBS 2010a:3, 7). Ein Viertel bis ein Drittel der in 
kleinen Städten und Landgemeinden lebenden Haushalte hält sich sogar mehr als einen 
PKW (vgl. BBSR 2011c:7). Im Alter ist das noch bei über 70 % (65- bis 79-Jährige) bzw. 
über der Hälfte (ab 80-Jährige) der Haushalte der Fall (vgl. Statistisches Bundesamt 
2011c:25). Allerdings darf nicht außer Acht gelassen werden, dass im Untersuchungsge-
biet die Kinder den öffentlichen Nahverkehr durch den Schülertransport zu zwei Dritteln 
tragen. Angesichts des allgemeinen und auch hier schon spürbar gewordenen Schüler-
rückgangs wird dieser den ÖPNV künftig aber nicht mehr in dem Maße sichern können. 
Daher wird man diese sich auftuende „Lücke“ in anderer Form kompensieren müssen. Zur 
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Aufrechterhaltung des bestehenden ÖPNV-Angebots ist eine hinreichende Anzahl an Fahr-
gästen erforderlich. Folglich müssen andere Personengruppen verstärkt für eine Nutzung 
gewonnen werden, die das abnehmende Fahrgastvolumen der Schülerkundschaft ausglei-
chen. Aufgrund des hohen Motorisierungsgrades der Wohnbevölkerung wird das eher 
schwierig sein, zumal selbst bei kurzen Wegstrecken von ein bis zwei Kilometern Länge 
der Pkw als Verkehrsmittel dominiert (vgl. Frehn/Deutz 2012:38). Ein Kundenpotenzial 
wird lediglich in den mobilen Personen gesehen, die „nach eigener Einschätzung eine Hal-
testelle des Öffentlichen Verkehrs in guter Erreichbarkeit“ haben, und dieses beläuft sich 
insgesamt auf knapp ein Fünftel (BMVBS 2010a:16). Wahrscheinlicher ist, dass wie in vie-
len ländlichen Regionen der traditionelle Linienverkehr reduziert wird und für die Kom-
munen kostengünstigere alternative Mobilitätsangebote geschaffen werden. In der Self-
kant-Region ist mit dem MultiBus der Startschuss hierfür gegeben worden. Daneben hat 
die Befragung in Bezug auf das Mobilitätsverhalten ergeben, dass immerhin 20 % bis 30 % 
der Wegstrecken, hauptsächlich zum Kindergarten, für Freizeit- und Erholungszwecke 
sowie zum Gaststättenbesuch, zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurückgelegt werden. Dass 
dies bei wichtigen grundständigen Infrastruktureinrichtungen seltener der Fall ist, hängt 
auch damit zusammen, dass diese in ländlichen Gemeinden für einen größeren Teil der 
Einwohnerschaft weniger wohnortnah gelegen sind. „Offensichtlich scheinen sich Kom-
munen, Einzelhandel und Dienstleister [bei der Versorgung] auf das Angebot der nahen 
Stadt oder der Einkaufszentren „auf der grünen Wiese“ [und damit implizit auf die Motori-
sierung der ansässigen Bevölkerung] zu verlassen“ (BBSR 2011c:7).   
 
Wohnortnahe Versorgung bedeutender Umzugsfaktor 
Unzufriedenheit am Wohnort kann u. U. zum Wegzug führen. Laut BBSR-Umfrage sum-
miert sich der Anteil an umziehenden Personen in Deutschlands Kleinstädten und Land-
gemeinden jährlich auf etwa ein Sechstel (vgl. BBSR 2010a:5). Bei den mit fünf Prozent 
deutlich weniger Umzugswilligen aus der Selfkant-Region, darunter 45 % zwischen 35 
und 50 Jahre, 39 % zwischen 51 und 65 Jahre und 16 % über 65 Jahre alt127, drückt sich 
die Unzufriedenheit in einer im Durchschnitt um ein bzw. zwei Stufen schlechteren Bewer-
tung der Wohn-/Lebensqualität und des persönlichen Wohlgefühls sowie in einer diesbe-
züglich vielfach höheren Anzahl negativer Beurteilungen aus. Von persönlichen und beruf-
lichen Gründen abgesehen, die hier unter den vier häufigsten Argumenten rangieren und 
auch generell – letztere mit steigender Tendenz – zu den Hauptmotiven eines Umzugs 
zählen (vgl. BBSR 2010a:5), geht es den meisten von ihnen mehr oder weniger um eine 
Verbesserung der Versorgungssituation, sowohl allgemein als auch explizit für die dritte 
Lebensphase. Indirekt ist dies bei fast einem Viertel auch mit dem Wunsch, in einer städti-
scheren Umgebung leben zu wollen, geäußert worden. Der Versorgungsaspekt scheint 
dabei allen, unabhängig vom Alter, wichtig zu sein. Weitere wesentliche Anlässe für einen 
Umzug sind die Nähe zu Familie und Freunden sowie die Rückkehr in die Heimatregion. 
Die Gegenüberstellung von geäußerten Zuzugs- und Umzugsgründen verdeutlicht darüber 
                                                          
127 Bezogen auf alle Befragte äußerten rund sechs Prozent der 35- bis 50-Jährigen, fünf Prozent der 51- bis 65-
Jährigen und drei Prozent der Senioren eine Umzugsabsicht. 
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hinaus, wie sich Wanderungsmotive im Laufe der Zeit wandeln. Das Ergebnis lässt deutli-
che Motivverschiebungen bei den Befragten erkennen (Abb. 7.1). Ehemals zum Tragen 
gekommene Pull-Faktoren verlieren beim Wegzug größtenteils an Bedeutung. Bleiben die 
weitestgehend wohnortunabhängigen persönlichen und beruflichen Gründe unberück-
sichtigt, so ist, wie bereits genannt, der Zuzug in das Untersuchungsgebiet meist erfolgt, 
weil man ländlich, preisgünstig wohnen, Eigentum erwerben und/oder nahe der Familie 
sein wollte. Im Gegensatz dazu möchte man am neuen Wohnstandort vor allem städtischer 
wohnen und infrastrukturell besser versorgt sein, Aspekte, die beim Zuzug in die Region 
keine Rolle gespielt haben. Einzig die Nähe zu Verwandten und der Wunsch nach einer 
Rückkehr in die Heimatregion wurden bei beiden Wanderungsentscheidungen ähnlich 
häufig genannt.  
 
 
Abb. 7.1: Umzugs- und Zuzugsgründe der Befragten mit Umzugsabsicht im Vergleich (eigene Erhebung) 
Die beim Wegzug neu aufkommenden Beweggründe können als Bedarf nach besserer Ver-
sorgung und Erreichbarkeit interpretiert werden. Diese stellen wohnortbezogene Pull- 
wie Push-Faktoren dar. Dabei werden dem bisherigen Wohnstandort Defizite zugeschrie-
ben, die in bestimmten Lebenssituationen Umzugsentscheidungen notwendig zu machen 
scheinen. Damit bestätigt sich hier das Lebensphasenmodell als Erklärungsansatz, das 
Wanderungsentscheidungen darauf zurückführt, dass der „Wechsel von bestimmten Stu-
fen bzw. Lebenswirklichkeiten innerhalb des Lebensverlaufs (und damit verbundenen 
Veränderungen der Alltagsroutinen) […] besonders starke Veränderungen der Bedürfnis-
se sowie der individuellen Bewertung der Wohnsituation zur Folge [hat]“ (Schmidt 
2010a:11). Entsprechend können sich Umzugsmotive bzw. die Bedeutung wanderungs-
auslösender Faktoren im Zeitverlauf ändern, was zugleich die Wohnstandortwahl be-
stimmt. Dabei haben Studien gezeigt, dass Entscheidungen zugunsten einer städtischen, 
suburbanen oder ländlichen Wohnumgebung von Lebensumständen, Lebensstil und ver-
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gangenen Wohnerfahrungen beeinflusst werden (vgl. Feijten et al. 2008:142). In den Mo-
tiväußerungen der Befragten spiegelt sich tendenziell das für einen Reurbanisierungs-
trend gesehene Potenzial wider, weil sie indirekt Vorzüge des „Wohnens in der Stadt“ be-
nennen. Von diesen profitieren jedoch nicht nur ältere Personen aufgrund zunehmender 
eigener Mobilitätseinschränkungen. Alleinerziehenden sowie erwerbstätigen Ein- und 
Zweipersonenhaushalten wird ebenso eine relativ hohe „Kernstadtakzeptanz des Woh-
nens“ (Müller/Siedentop 2004:23) unterstellt, weil auch knappe Zeitbudgets den Lebens-
alltag bestimmen und sich dieser in einer größerem Stadt leichter organisieren lässt. Da-
neben scheinen bei den kommenden Generationen berufliche Ereignisse eher Wanderun-
gen auszulösen als familiale Gründe, welche mit dem demographischen Wandel zudem an 
Bedeutung verlieren werden und was demzufolge insgesamt weniger Umzüge ins Umland 
erwarten lässt (vgl. Gerber 2011:274). Aus einer anderen Perspektive kann sich „[f]ür den 
modernen Lebensstil des alleine Wohnens […] eine ländliche Infrastruktur als Hemm-
schuh erweisen“ (BBSR 2011c:9), weil das sich Versorgen ohne Automobil – bei Einperso-
nenhaushalten häufiger der Fall (vgl. BMVBS 2010a:7) – und ohne Hilfsperson im Lebens-
alltag mit größerem Aufwand verbunden ist. Im Alter neigt man dann eher dazu, „sich mit 
einem engen sozialen Umfeld zufrieden zu geben und auf Aktivitäten zu verzichten, die 
eine größere Mobilität erfordern“ (BBSR 2011c:13). 
 
Traditionell hohes Bürgerengagement 
Im Zusammenhang mit dieser auch im Untersuchungsgebiet ausgedrückten individuell 
spürbaren Benachteiligung in der Wohn- und Lebensqualität erfährt die Idee des bürgerli-
chen Engagements in Diskussionen um den demographischen Wandel verstärkt an Auf-
merksamkeit. Grundgedanke dabei ist, sich die bereits aber meist nur im privaten und/ 
oder nachbarschaftlichen Umfeld stattfindende gegenseitige Unterstützung für die Gesell-
schaft insgesamt zunutze zu machen. Triebfeder sind die Tatsachen, dass die durch abneh-
mende soziale, genauer gesagt familiäre Netzwerke wegfallenden Leistungen in irgendei-
ner Form kompensiert werden müssen, der Bedarf an diesen in einer alternden Gesell-
schaft zugleich steigen wird und die Haushaltslage den Handlungsspielraum vieler Kom-
munen für die Bereitstellung weiterer Dienstleistungen einschränkt. Die Politik erweckt 
häufig den Eindruck mit dem Thema Bürgerengagement einen Ausweg aus dem Dilemma 
gefunden zu haben. In ländlichen Regionen, wo den Verantwortlichen die Aufrechterhal-
tung der Daseinsvorsorge vielerorts Sorge bereitet, sollen zum Beispiel Dorf-/ Bürgerlä-
den die Nahversorgung sichern helfen. Dennoch sollte bürgerliches Engagement bei allem 
Potenzial, das es durchaus hat, nicht überschätzt werden (vgl. auch Steinführer et al. 
2012:149, Eberhardt et al. 2014:172). Da nicht Jeder entsprechende Eigenschaften und die 
Motivation hierfür mitbringt und Bürger in einem demokratischen Rechtsstaat hierzu 
nicht verpflichtet werden können, kann Bürgerengagement nur auf freiwilliger Basis he-
raus erfolgen. Hinzu kommt, dass die o.g. Entwicklungen, die solches verstärkt notwendig 
machen, mit gesellschaftlichen Entwicklungen zusammenfallen, die dem gerade entgegen-
stehen. Dazu zählen „Stress, ausgelöst durch die Nebenwirkungen sozialer Reformen und 
die verstärkte Inanspruchnahme der Bevölkerung durch den Arbeitsmarkt und die Arbeit-
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geber“, „der demografische Wandel, mit einem sinkenden Anteil der für die Zivilgesell-
schaft so wichtigen jungen Menschen und Familien“, zunehmende „Verdichtung und Pre-
karität der Ausbildungs- und Berufseinmündungsphase“ bei Jugendlichen, zunehmende 
Berufstätigkeit der Frauen und „Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf“ (Gensicke 2010:21) als auch die starke Beschäftigung junger Menschen mit elektro-
nischen Medien als konkurrierende Freizeitgestaltung zu sozialem Engagement (vgl. 
Gensicke 2010:29). Gleichwohl sollte sich die Politik darum bemühen, was sie auch schon 
vereinzelt tut, verstärkt Anreize zu schaffen. 2009 lag die Engagementquote in Deutsch-
land bei 36 %, von denen sich die meisten in den Bereichen Sport und Bewegung, Religion 
und Kirche sowie Kindergarten und Schule einbringen (vgl. Gensicke 2010:16ff.). Freiwil-
lig Engagierte beklagen aber vor allem, zu wenige Spielräume der Mitbestimmung zu ha-
ben sowie unzureichende Informations- und Beratungsangebote für interessierte Bürger 
vorzufinden. Außerdem wünschen sie sich bessere steuerliche Absetzbarkeit von Unkos-
ten und Aufwandsentschädigungen, aber auch eine bessere öffentliche Anerkennung (vgl. 
Gensicke 2010:41f.). Das zu verbessern wird sicherlich nicht ausreichen. Will man Bür-
gerengagement in der Gesellschaft stärker etablieren, wird man das Thema grundsätzli-
cher angehen müssen. Ausgelöst durch die demographisch bedingten Herausforderungen 
bedarf es ebenso in dieser Hinsicht eines Bewusstseinswandels. Dabei wird man das Ver-
hältnis Bürger zu Staat teilweise neu definieren und implizit das Verständnis von gesell-
schaftlicher Verantwortung überdenken müssen. Gegenwärtig herrscht bei den Bürgern 
noch das Bild vom sorgenden Wohlfahrtsstaat vor, wie eine Studie der Universität Rostock 
zum Thema Daseinsvorsorge im peripheren ländlichen Raum belegt. So „sieht die Mehr-
heit den Staat zur Einrichtung und Aufrechterhaltung daseinssichernder Leistungen in der 
Pflicht […] insbesondere […] [für] die technische Infrastruktur wie den Straßenbau und 
die Wasserver- und -entsorgung […] und die öffentliche Sicherheit“, aber „auch viele ein-
zelne Bereiche der sozialen und kulturellen Infrastruktur liegen aus Sicht der Befragten 
überwiegend in staatlicher Verantwortung“ (Neu et al. 2007:71). Bürgerengagement wird 
vor allem zur Erhaltung des Vereinslebens, zum Betrieb von Gemeinschaftseinrichtungen 
und wie bisher zur Unterstützung der Feuerwehr als geeignet angesehen; sich selbst ein-
zubringen könnte man sich hingegen am ehesten bei „eher zupackenden Tätigkeiten (Pfle-
ge öffentlicher Plätze, Baumaßnahmen in der Gemeinde) und organisierenden Aktivitäten 
(Fahrgemeinschaften bilden, Feste veranstalten) sowie soziale[n] Angebote[n] (Pflege von 
Nachbarn)“ vorstellen (Neu et al. 2007:72). Komplexere Aufgaben oder Tätigkeiten, die ein 
höheres Zeitbudget erfordern, erfahren demnach generell eine geringere Akzeptanz, so 
dass Bürgerengagement nur als „verlängerter Arm“ des Staates und als Ergänzung zu pro-
fessionellen Leistungsträgern betrachtet werden kann und sollte (vgl. BBR 2006:92). 
 
In welchem Maße also Kommunen künftig bei der Erfüllung ihres Versorgungsauftrags auf 
Bürgerengagement zurückgreifen können, wird aber nichtsdestotrotz letztlich immer von 
den Personen vor Ort abhängen. Es braucht „engagierte Einwohner, die das Dorfleben mit-
gestalten und ein[en] Bürgermeister, der Ideen hat und etwas auf die Beine stellt“, Men-
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schen, die u. U. auch bereit sind, „Neues zu wagen“ (Schmied128 zit. in Kösters 2011:207). 
Die Zahl letzterer wird auf fünf Prozent beziffert (vgl. Schmied132 zit. in Kösters 2011:207) 
und damit auf weitaus weniger Bürgerinnen und Bürger als heute insgesamt engagiert 
sind. Beim Bürgerengagement setzt man vor allem auf die Gruppe der sog. Jungen Alten 
(vgl. Strube 2011:26ff.), die als erste Kohorte auch im Alter stärker von der fort-
schrittlichen Lebensweise profitieren und damit gewissermaßen eine Art neue Senioren-
generation einläuten wird. Die im Vergleich zu früher bessere Fitness im Alter weckt ent-
sprechende Hoffnungen und Erwartungen auch bezüglich des bürgerlichen Engagements. 
Dass diese nicht grundlos sind, belegen Statistiken, wonach das Engagement unter älteren 
Menschen in Deutschland seit Ende der 1990er Jahre deutlich und von allen Altersklassen 
am stärksten zugenommen hat (vgl. Gensicke 2010:32). Andererseits ist jedoch zu beden-
ken, dass Engagement nicht austauchbar ist; will heißen, „[w]enn in typischen Engage-
mentfeldern junger Menschen wie dem Sport, der Freiwilligen Feuerwehr und den Ret-
tungsdiensten Nachwuchs fehlt, können ältere Menschen diese Lücken nur bedingt füllen“ 
(Gensicke 2010:23). In der oben genannten Studie haben zudem Personen im mittleren 
Erwachsenenalter (30 bis 55 Jahre) ein größeres Engagementpotenzial erkennen lassen 
(vgl. Neu et al. 2007:65). Darüber hinaus belegen internationale Studien, „dass Eigentümer 
mehr investieren, wenn sie selbst in ihrer Wohnimmobilie leben und sich dann auch stär-
ker in der Nachbarschaft und im Rahmen lokaler Aktivitäten engagieren“ (BBSR 2010a:8), 
in ländlichen Regionen aufgrund ihres hohen Eigentumsanteils also potenziell günstige 
Bedingungen für Bürgerengagement gegeben sind. 
 
Empirische Erhebungen können Aufschluss über Engagement bzw. Engagementbereit-
schaft geben und die Erkenntnisse zur Förderung sowie Aktivierung des-/derselben ge-
nutzt werden. Die Befragung in der Region „Der Selfkant“ hat diesbezüglich ergeben, dass 
zwei Drittel der Bewohner in Vereinen oder anderen örtlichen Einrichtungen aktiv tätig 
sind. Dieses auch über alle Altersgruppen hinweg überaus hohe Engagement ist für länd-
lich geprägte Kommunen typisch (vgl. BBSR 2011c:13). Wie am Thema Hilfsbedürftigkeit 
vorab aufgezeigt, könnte die potenziell vorhandene Bereitschaft zur Unterstützung Ande-
rer (vgl. auch Fassbender/Kluge 2006:196), sofern sie sich halten und für andere Bereiche 
akquirieren lässt, eine gute Basis für die in Zukunft möglicherweise notwendig werdende 
Schaffung alternativer Angebotsformen in der Daseinsvorsorge darstellen. Die sich hier 
von den städtischen Räumen unterscheidenden Rahmenbedingungen für eine Engage-
mentförderung könnten dabei als Chance genutzt werden, die darin besteht, „an lokale 
Traditionen des Vereinslebens und der Nachbarschaftshilfe anzuknüpfen und gemeinsam 
neue Aufgaben herauszuarbeiten“ (Strube 2011:27).  
  
Subjektiv empfundene Handlungsbedarfe typisch für ländliche Räume 
Trotz der insgesamt hohen Zufriedenheit mit den Lebensbedingungen sehen neun Zehntel 
der Befragten einen grundsätzlichen Handlungsbedarf, um die Lebensqualität am Wohn-
ort zu optimieren. Das ist das Ergebnis aus abgefragten Stellungsnahmen zu neun von 
                                                          
128
 Die genaue Quelle ist der Publikation von Kösters nicht zu entnehmen. 
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kommunalen Experten vorgegebenen potenziellen Handlungsfeldern. Demnach sollen in 
der Region gemäß der Befragten prioritär die Bereiche Arbeit und Ausbildung sowie – 
wenn auch mit großem Abstand – das Spiel- und Freizeitangebot für Kinder und Jugendli-
che angegangen werden. Damit spiegeln sie bekannte Ergebnisse aus den Bevölkerungs-
umfragen des BBSR wider, die diese Bereiche seit Jahren wohnortunabhängig als diejeni-
gen mit dem stärksten subjektiv empfundenen Handlungsbedarf identifizieren (vgl. BBSR 
2011c:14). Erst danach folgen hier seniorenspezifische Handlungsfelder (Hilfs- und Be-
treuungsleistungen, Transportbegleitservice, Freizeit- und Kulturangebot). Interessant ist, 
dass das ansonsten wenig genannte Mobilitätsthema in der Liste des größten Handlungs-
bedarfs bereits an vierter Position auftaucht. Zudem hat sich gezeigt, dass bei den ange-
merkten Bedarfen mit Ausnahme der Bereiche Kinderbetreuung, Mobilität und Gastrono-
mie die Interessen der eigenen Lebensphase stark zum Tragen kommen. Das ist bei Äuße-
rungen zu Handlungsbedarfen nicht ungewöhnlich (vgl. Ickert et al. 2009:12). Obwohl das 
beim Arbeits-/Ausbildungsangebot in der Region ebenso der Fall war, wird dieser Bereich 
altersgruppenübergreifend von der Mehrheit der Befragten als wichtigstes Handlungsfeld 
angesehen. Das kann, auch wenn nicht zum Gegenstand der durchgeführten Untersuchung 
gehörend, beim Thema wohnortbezogener Lebensqualität natürlich nicht außer Acht ge-
lassen werden, zumal „die Wahrnehmung der allgemeinen ökonomischen Chancen und 
Entwicklungen am Wohnort massiv die Zufriedenheit mit diesem beeinflusst“ (Kawka/ 
Sturm 2006:313) und „durch die Antizipation einer schlechten regionalen Wirtschaftslage 
ein negatives Raumbild“, assoziativ mit sinkenden „Chancen für ein gutes Leben“ verbun-
den, entsteht (Kawka/Sturm 2006:316).   
 
Handlungsfelder lassen sich ferner indirekt aus der Nennung wahrgenommener Schwä-
chen oder Defizite ableiten. In einer offenen Fragestellung identifizieren die Einwohner 
dabei die Verkehrsinfrastruktur, das Kultur- und Freizeitangebot, die Politik/Verwaltung 
sowie die Versorgungsinfrastruktur i.e.S. als größte Schwächebereiche der Wohngemein-
de. Den Einzeläußerungen nach werden am häufigsten das Kultur-/Freizeitangebot, insbe-
sondere für Jugendliche, und der ÖPNV als unzureichend, das äußere Erscheinungsbild des 
Ortes als ungepflegt sowie die Verkehrssituation wegen hoher Lärmbelastung und 
schlechter Anbindung als unbefriedigend empfunden. Erster Punkt spiegelt sich in der wie 
erwähnt nur mittelmäßigen Bewertung des Kultur- und Freizeitangebots sowie der Ju-
gendfreundlichkeit wider. In den genannten Bereichen Verkehr und Freizeit sehen ebenso 
die Gemeinden Schwächen; aufgeführt werden dabei „mangelnde grenzüberschreitende 
ÖPNV-Angebote, problematische Verkehrssicherheit in den Durchgangsorten [sowie] Ent-
wicklungsbedarf bei Freizeitangeboten und Identifikationseinrichtungen für junge Men-
schen“ (Jahnen Pflüger 2007:51). Diejenigen, die für sich nicht genügend Gelegenheiten für 
ein geselliges Miteinander am Wohnort sehen, regen an, allgemein mehr vereinsunabhän-
gige Freizeit- und in den Ortsteilen Treffmöglichkeiten zu schaffen sowie insgesamt besser 
über bestehende Veranstaltungen zu informieren. Zudem fehlt es den Bewohnern an An-
geboten für die eigene Altersgruppe. Ferner stießen die Arbeitsplatzsituation und die loka-
le Politik noch bei rund jedem Neunten auf Kritik. Demnach sprachen die Befragten von 
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sich aus Aspekte an, die auch aus Sicht der befragten Schlüsselakteure potenzielle Hand-
lungsfelder darstellen.  
 
Der von den Befragten insgesamt häufig kritisierte Freizeit- und Kulturbereich sollte für 
die künftige Gestaltung wohnortbezogener Lebensqualität nicht unterschätzt werden. „In 
einer alternden Gesellschaft, in der die Zahl der Nicht-Berufstätigen immer größer wird“, 
gewinnt die Freizeitmobilität zum einen an Bedeutung, weil diese insbesondere „im Alter 
als Teil der persönlichen Lebensqualität empfunden [wird]“ (Pries 2004:6) und zum ande-
ren, weil schon die heutige Generation 50plus ein aktiveres Freizeitverhalten an den Tag 
legt und ein solches, wenn es die Rahmenbedingungen erlauben, auch im Alter fortgeführt 
wird (vgl. Pries 2004:7). Die Tatsache, dass in der Befragung sowohl die Älteren als auch 
die Generation 50plus das Freizeit- und Kulturangebot für Senioren unter allen Hand-
lungsfeldern auf den dritten Rang wählten, unterstreicht das. Dabei erfährt auch der öf-
fentliche Raum als Ort der Freizeitgestaltung zunehmend an Bedeutung (vgl. Thurmann 
2008:97). Um sich zum Beispiel fit zu halten, bevorzugt die Altersgruppe 70plus laut Eu-
robarometer-Umfrage den Aufenthalt an der frischen Luft; „Fitnesscenter, Vereine und 
andere Sportstätten […] [werden dagegen] weitestgehend gemieden“ (Statistisches Bun-
desamt 2011c:81). Das hat man schon vielerorts erkannt, wie der in jüngster Zeit aufge-
kommene regelrechte „Boom“ sogenannter Seniorenbewegungsparks beweist. Darüber 
hinaus sind Cafés – nicht nur für Ältere – beliebte Treff- und Kommunikationsorte. Defizite 
im gastronomischen Bereich wurden bereits erkannt (vgl. Jahnen Pflüger 2007:54). Ein 
Angehen dieser könnte also ebenfalls zur Verbesserung der Lebensqualität am Wohnort 
beitragen und nebenbei dem lokalen/regionalen Tourismus zugutekommen.  
 
Daneben fällt die Diskrepanz in Bezug auf die Bedeutung des Arbeits- und Ausbildungs-
platzangebots in der Region auf. Das Meinungsbild anhand der Abfrage vorgegebener po-
tenzieller Handlungsfelder lässt es als Bereich oberster Priorität erscheinen, bei der freien 
Fragestellung rangiert es hingegen weit abgeschlagen. Darin könnten sich ein gewisser 
Realismus mit den in dieser Hinsicht begrenzten kommunalen Steuerungsmöglichkeiten 
und die notgedrungene Zufriedenheit mit der gegebenen Situation ausdrücken. Anderer-
seits sind im ländlichen Raum, wie Wanderungsmotivanalysen zeigen (vgl. u. a. Gans et al. 
2010:53ff., BBSR 2011c:4, Gerber 2011:260ff.), andere Faktoren für die subjektive Lebens-
qualität relevanter, zumal auch die Automobilität einen Arbeitsplatz129 am Wohnort nicht 
unbedingt erforderlich macht.  
 
Die Bevölkerungsumfrage „Perspektive Deutschland“, die in ihrer vierten Erhebungswelle 
2004/05 Deutschlands Regionen im Blick hatte, bilanziert für die „Region Aachen“130, die 
das Untersuchungsgebiet einschließt, gute wirtschaftliche Rahmenbedingungen, aber 
Schwächen bei der Lebensqualität (vgl. Faßbender/Kluge 2006:196). Letztere sahen die 
                                                          
129 Da sich die Befragung nur an Personen im erwerbsfähigen Alter ab 30 Jahren richtete, wird der Aspekt des 
Arbeitsplatzangebots im Antwortverhalten sicherlich stärker Berücksichtigung gefunden haben.   
130 Es handelt sich hierbei um den Agglomerationsraum, der die Städteregion Aachen und die Kreise Düren, 
Euskirchen und Heinsberg umfasst. 
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Bürger ebenso im Freizeitangebot, vor allem für Jugendliche, daneben in der häuslichen 
medizinischen Versorgung und im Bereich der öffentlichen Sicherheit. Zudem äußerten sie 
im überdurchschnittlichen Maße Sorgen, vor allem in Bezug auf die Gesundheit. Insgesamt 
wiesen sie mit ihren Einschätzungen der Region lediglich einen Platz im Mittelfeld zu (vgl. 
Faßbender/Kluge 2006:231). Mit den vorliegenden Ergebnissen übereinstimmend zeigte 
sich aber auch bei der genannten Umfrage die Mehrheit am Wohnort zufrieden und mein-
te, man könne hier bzw. in ihrer Region gut oder sehr gut leben. Interessant hingegen ist, 
dass mit 37 % nur gut die Hälfte dies auch noch in fünf bis zehn Jahren als gegeben ansieht 
(vgl. Faßbender/Kluge 2006:196). 
 
7.2 Ansprüche an die wohnortbezogene Lebensqualität im Alter 
Der demographische Wandel hat das Thema Alter und mit ihm die Herausforderungen der 
Alltagsbewältigung in dieser Lebensphase verstärkt ins öffentliche Bewusstsein gerückt. 
Sie betreffen dabei nicht nur den eigenen Wohnbereich, auch wenn dieser im Alter an Be-
deutung gewinnt, weil mit dem Ausscheiden aus dem aktiven Erwerbsleben und aufgrund 
von möglichen Mobilitätseinschränkungen die meiste Zeit des Tages in der Wohnung bzw. 
im Haus verbracht wird. Um jedoch älteren Menschen, die sich zunehmend zur größten 
Bevölkerungsgruppe entwickeln, im Sinne gleichwertiger Lebensverhältnisse gesellschaft-
liche Teilhabe zu ermöglichen, müssen Wohnorte als solche auch altengerecht sein. Die 
Weltgesundheitsorganisation hat für sogenannte „Age-friendly Cities“ eine ganze Reihe 
von Eigenschaften definiert und damit den Stellenwert des Wohnumfelds insgesamt be-
tont (vgl. WHO 2007). Welche Ansprüche daran bzw. an die wohnortbezogene Lebensqua-
lität insgesamt im Alter gestellt werden, soll nun Inhalt der folgenden Ausführungen sein. 
Abgeleitet werden sie zum einen aus den hier auch vergleichend betrachteten Äußerungen 
der befragten Senioren, zum anderen aus den Vorstellungen der nachfolgenden Senioren-
generation (Gruppe der 51- bis 65-Jährigen) zur Lebensplanung des eigenen Ruhestands.  
 
Hohe Wohnzufriedenheit und wenig Umzugsabsichten im Alter  
Mit der Wohn- und Lebensqualität zeigen sich ebenso die über 65-Jährigen zufrieden. Nur 
drei Prozent von ihnen äußerten in Kürze umziehen zu wollen. Damit bestätigt die Befra-
gung die allgemein geringe Umzugsneigung im Alter. So entfielen nur 6,4 % der 2009 in 
Deutschland registrierten 3,6 Millionen Wohnstandortwechsel über Gemeindegrenzen 
hinweg auf Senioren, innerhalb der Altersgruppe mit 1,4 % sogar noch deutlich weniger 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:9). Am Wohnort empfinden sie, im Unterschied zu 
den jüngeren Befragten, das soziale Miteinander und das Freizeit-/Kulturangebot als be-
sonders positiv. Gemeinsam mit den 51- bis 65-Jährigen heben sie außerdem Aspekte der 
Versorgung, die Wohn- und Lebensqualität insgesamt sowie die fahrradfreundliche Infra-
struktur als Stärken hervor. Die 35- bis 50-jährigen Bewohner verweisen dabei neben der 
günstigen räumlichen Lage des Wohnstandorts häufiger auf das ländliche Umfeld (Natur-
nähe, Ruhe, ländliche Idylle). Diese Unterschiede können mit sich wandelnden Bedarfspri-
oritäten erklärt werden. So lassen im mittleren Erwachsenenalter Berufstätigkeit und Fa-
milienleben den Stellenwert der Naturnähe für Work-Life-balance und Freizeitgestaltung 
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hervortreten. In der Phase des Ruhestandes, in der mehr freie Zeit für Unternehmungen 
und Kontakte zur Verfügung steht, ist man auf Gemeinschaft und entsprechende Angebote 
weitaus mehr angewiesen, was auch einer potentiellen Vereinsamung im Alter vorbeugen 
kann. Am Kriterium der Seniorenfreundlichkeit gemessen halten die Senioren wie die an-
deren Altersgruppen das Wohnumfeld allerdings nur für mittelmäßig, elf Prozent sogar 
für schlecht bzw. sehr schlecht.    
 
Jüngere Befragte mit Versorgungsinfrastruktur unzufriedener 
Die Versorgungsinfrastruktur i.e.S. bekommt von den Älteren insgesamt eine gute Beurtei-
lung. Im Vergleich zu den jüngeren Bewohnern geben sie dabei allen Bereichen mit Aus-
nahme der Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungen sowie der Kindergartenversor-
gung die beste Bewertung. Mit Durchschnittswerten um 2,3 werden erstgenannte nahezu 
identisch beurteilt, mit zunehmendem Alter aber tendenziell häufiger für schlecht gehal-
ten. Das Schulangebot wird einzig von den 35- bis 50-Jährigen und somit von denen, die 
angesichts ihrer individuellen Lebenssituation am meisten auf eine wohnortnahe Schul-
versorgung angewiesen sind, mit einer schon mittelmäßigen Bewertung überdurch-
schnittlich schlecht eingestuft. Gleiches gilt für die medizinische Versorgung, die jüngere 
Bewohner mehr beanstanden. Das Gastronomieangebot bewerten die Befragten älter als 
50 Jahre ebenfalls besser als die Jüngeren, allerdings hält es fast jeder Zehnte unter den 
Senioren für schlecht bzw. sehr schlecht. Auf die Frage, ob die vorhandene Infrastruktur 
vor Ort die eigenen Bedürfnisse des Alltags hinreichend befriedigt, verneint jeweils ein 
Viertel der Senioren und der nachfolgenden Generation 50plus dies, aber weniger als das 
eine Drittel der unzufriedenen 35- bis 50-Jährigen. Demnach scheinen gerade die jüngeren 
Personen mehr oder eine andere infrastrukturelle Ausstattung zu fordern. Damit bestätigt 
die Befragung das Ergebnis anderer im ländlichen Raum durchgeführter Studien (vgl. u. a. 
Neu et al. 2007:37, Zohner 2000:77) insofern, dass mit dem Alter die Unzufriedenheit mit 
der Infrastruktur tendenziell sinkt. Eine vergleichsweise stärkere Unzufriedenheit jünge-
rer Befragter mit Wohnumfeld und einzelnen Versorgungsbereichen wird in Verbindung 
mit der Erwerbstätigkeit gesehen, die weniger zeitliche Flexibilität im Alltag mit sich 
bringt und infolgedessen höhere Ansprüche an die Ausstattung des Wohnorts zu erzeugen 
scheint (vgl. Neu et al. 2007:37f.). Umgekehrt könnte auch die vornehmlich bei hochbetag-
ten Menschen noch anzutreffende „anerzogene Bedürfnislosigkeit“ (Fischer 2005:139) 
zum Tragen kommen, die sich darin äußert, dass bevorzugt eigene Problemlösungswege 
gesucht werden oder man sich resignativ an die vorhandenen Gegebenheiten anpasst (vgl. 
Naegele 1998:109). In Bezug auf die Infrastruktur werden aber in allen Altersgruppen in 
ähnlich hohem Maße zusätzliche Einrichtungen des Grund- und Ergänzungsbedarfs ge-
wünscht. Es lassen sich jedoch nur geringe gruppenspezifische Prioritäten ausmachen. 
Den Senioren fehlt es im Vergleich mehr an Lebensmittelgeschäften, den 51- bis 65-
Jährigen an Freizeit- und Kulturangeboten und den 35- bis 50-Jährigen mehr an Bildungs- 
und Einzelhandelseinrichtungen.  
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Mobile Versorgung im Alter bedeutsamer, aber unterschiedlich relevant    
Lebensmittel werden vielerorts im ländlichen Raum auch in Form des mobilen Handels 
angeboten. Diese Art der Versorgung sehen die Befragten generell als wichtig an, wird für 
die eigene Situation jedoch vorwiegend im Alter bedeutsam. Nur in der Gruppe der befrag-
ten Senioren nimmt mehr als die Hälfte mobile Einkaufsangebote selbst wahr. Dabei 
scheint das Verhalten im Alter stärker der persönlichen Wertschätzung zu folgen. Hierauf 
und auf die Nutzung haben Nichtmotorisierung und Hilfsbedürftigkeit einen zusätzlichen 
Effekt, denn beides fällt dann deutlich höher aus. Insgesamt aber vermittelt die Senioren-
generation beim Thema mobile Versorgung kein einheitliches Bild, denn rund 47 % von 
ihnen nutzen derartige Angebote gar nicht und fast 60 % halten sie persönlich für eher 
unwichtig. Die Zahlen spiegeln damit die Situation vieler älterer Befragter wider, die noch 
(auto)mobil sind oder sich mit anderweitiger Hilfe ausreichend versorgen können. Diese 
Optionen, sofern vorhanden, sind zugleich als zwei wesentliche Bewältigungsstrategien im 
Alter zur Kompensation von Defiziten im Bereich der Daseinsvorsorge identifiziert wor-
den (vgl. Steinführer et al. 2012:138ff.).  
 
Altersunabhängig geringe ÖPNV-Nutzung, Senioren aber höhere Nutzungsintensität 
Das mobilitätssichernde öffentliche Verkehrsangebot schneidet bei den Senioren mit ei-
nem noch mittelmäßigen Urteil im Vergleich zu den anderen Altersgruppen zwar etwas 
besser, aber unter allen Wohnstandortkriterien am schlechtesten ab. Altersübergreifend 
werden ÖPNV und MultiBus ohne nennenswerte Abweichungen nur von wenigen Perso-
nen in Anspruch genommen, von den Senioren, wenn sie sie denn nutzen, jedoch weitaus 
häufiger. Dieses nicht überraschende Verkehrsverhalten der Befragten ist Folge der be-
reits festgestellten hohen Pkw-Verfügbarkeit. Schließlich gehört das Automobil quasi zur 
Grundausstattung für ein Wohnen im ländlichen Raum, denn geringere Siedlungs- und Be-
völkerungsdichten und weitere Wege zu den Versorgungseinrichtungen machen es not-
wendig. Dass aber die bisher relevantere Zielgruppe der Senioren den öffentlichen Nah-
verkehr vergleichsweise wenig nutzt, ist auch ihrer zunehmenden Automobilität geschul-
det. Andere Lebensumstände, Verkehrssozialisation sowie die mit gesellschaftlicher Ent-
wicklung und steigender durchschnittlicher Lebenserwartung einhergehende Ausweitung 
der aktiven Lebensphase in ein höheres Alter lassen ältere Menschen heute stärker und 
länger am MIV teilnehmen (vgl. BMVBS 2010a:3, 22). Das wird sich, basierend auf Vorher-
sagen des zukünftigen Pkw-Fahrerlaubnisbesitzes, vor allem in der Altersklasse 60 bis 80 
Jahre ausprägen, „[m]obilitätsbegrenzend kann in der Gruppe der Senioren [daher] die 
Überschreitung des achtzigsten Lebensjahres angenommen werden“ (ADAC 2008:5). Pa-
rallel zu dieser Entwicklung werden im Alter Distanzen tendenziell häufiger auch mit dem 
Fahrrad oder zu Fuß zurückgelegt. Laut einer Mobilitätsstudie stellt letzteres in der Grup-
pe der 75-Jährigen und Älteren mit einem Wegeanteil von 38 % das zweitwichtigste Fort-
bewegungsmittel dar (vgl. BMVBS 2010a:22), dann hauptsächlich für Aktivitäten im 
Freien und für den Weg zum Arzt oder Supermarkt. „Fuß und Fahrrad werden [auch] im-
mer mehr das neue „Nahverkehrsmittel“ für Strecken bis zu fünf Kilometern“ (BMVBS 
2010a:15), in ländlichen Kreisen vor allem das Fahrrad. Bei solchen Aussagen, die Mobili-
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tätslösungen für den ländlichen Raum suggerieren könnten, darf aber nicht vergessen 
werden, dass für die Nutzung nicht-motorisierter Verkehrsmittel neben individuellen Vo-
raussetzungen eine NMIV-Tauglichkeit des Wohnumfeldes gegeben sein muss, die auch 
von naturräumlichen und siedlungsstrukturellen Gegebenheiten bestimmt wird (vgl. Fi-
scher 2005:140ff.). Angesichts der steigenden Automobilität im Alter und der größeren 
Problematik der fußläufigen Erreichbarkeit in ländlichen Räumen resümiert Fischer 
(2005:165) aus ihrer Untersuchung, dass sich gerade hier die subjektive Lebensqualität 
älterer Menschen über den Führerscheinbesitz und die Fahrtüchtigkeit definiert. Interes-
sant ist, dass gerade die älteren Bewohner, wo doch anzunehmen wäre, dass diese Alters-
gruppe besonders von Mobilitätseinschränkungen betroffen ist, das Angebot etwas besser 
beurteilen. Das könnte aber vielleicht daran liegen, dass sie im Alltag weniger Mobilitäts-
zwängen ausgesetzt sind, zum Beispiel, weil sie nicht mehr berufstätig sind, sich die Zeit 
freier einteilen können und keine kleinen Kinder haben, die zu verschiedenen Freizeitak-
tivitäten gebracht werden müssen. 
 
Altersgruppenspezifische Bedarfe für gesellschaftliche Teilhabe 
Hinsichtlich des abgefragten Freizeit- und Kulturangebots der Region werden altersgrup-
penübergreifend Gemeindefeste und Vereinsveranstaltungen von der großen Mehrheit an-
genommen. Bei den Älteren spielt außerdem die Kirche traditionell als „wichtiges Gemein-
schafts- und Kommunikationszentrum“ (Fischer 2005:81) eine größere Rolle. So gaben die 
befragten Senioren an, wesentlich häufiger Gottesdienste zu besuchen und andere kirch-
lich organisierte Angebote wahrzunehmen. Museen und Schwimmbäder werden dagegen 
mehr von den jüngeren Bewohnern aufgesucht. Ein gruppenspezifisches Antwortverhal-
ten ist ebenfalls bei den Äußerungen in Bezug auf Möglichkeiten zur Verbesserung indivi-
dueller Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu erkennen. So fehlt es den Senioren hierfür 
im Vergleich vor allem an Angeboten für ihre Generation sowie an Treffmöglichkeiten im 
Ortsteil, der mittleren Altersgruppe an Aktivitäten für Erwachsene und den Jüngeren an 
Freizeitangeboten für Familien, Kinder und Jugendliche. „Ohne regelmäßige Treffen“ so 
eine andere Untersuchung, „würde nach Empfinden der Senioren die Vereinsamung dro-
hen: ‚sonst käme man ja gar nicht mehr raus‘“ (Steinführer et al. 2012:135). In der Beurtei-
lung schneidet das Freizeit- und Kulturangebot für die Zielgruppe der Senioren bei den 
über 50-jährigen Befragten etwas schlechter ab.  
 
Noch gut funktionierende familiäre Netzwerke, Alltagshilfen zunehmend wichtiger 
Die in der Gemeinde vorhandenen Hilfs- und Betreuungsangebote für Senioren werden 
von allen Altersgruppen ähnlich mittelmäßig beurteilt, wobei jeder Vierte der angespro-
chenen Zielgruppe und selbst noch jeder Fünfte unter den 35- bis 50-Jährigen sie als 
schlecht einstuft. Das Bewusstsein, im Alter verstärkt auf Unterstützung angewiesen zu 
sein, drückt sich bei den Senioren indirekt in ihren Wanderungsmotiven aus. So sind sie 
mit dem Zuzug in die Region verhältnismäßig häufiger dem Wunsch nachgekommen, nah 
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bei der Familie und/oder Freunden zu sein131. Nach eigenem Bekunden wird er auch bei 
einem erneuten Umzug eine vergleichsweise größere Rolle spielen. Diesbezüglich sind 
zudem, wie bei den Befragten der Generation 50plus, Rückkehrabsichten in die Heimatre-
gion häufiger geäußert worden, was ebenso potenziell auf den Aspekt der Familiennähe 
hindeutet. Dabei kann Nähe aus zweierlei Gründen gesucht werden: entweder, weil man 
selbst oder andere Bezugspersonen Hilfe im Alltag benötigen oder dies schon absehbar ist. 
Im Falle von eigener Hilfsbedürftigkeit greifen die Senioren stärker auf die eigene Familie 
zurück. Mit ihr können aber die künftigen Generationen im Alter nicht nur wegen der de-
mographischen Veränderungen weniger rechnen. Selbst wenn die eigenen Kinder im glei-
chen Ort oder in gut erreichbarer Nähe wohnen sollten, wird die zunehmende Erwerbstä-
tigkeit der Frauen, die traditionell die Rolle der pflegenden Angehörigen einnehmen, die 
Kontinuität familiärer Netzwerke erschweren (vgl. Schlömer 2012:66). Schon heute wirkt 
hier die Berufstätigkeit generell als limitierender Faktor (vgl. Steinführer et al. 2012:139). 
Daher sind sogenannte Unterstützungskoeffizienten, die aus der Generationen-Relation 
raumbezogen „das demographische Potenzial für Hilfsleistungen zur Alltagsbewältigung 
ableiten“ (Schlömer 2012:65), wenig aussagekräftig. Die Entwicklung ländlicher Kommu-
nen hin zu Wohnstandorten des Berufspendlertums verringert zudem das Potenzial au-
ßerfamiliärer Hilfe im Alltag. Wenngleich Hilfsbedürftigkeit im Alter häufiger auftritt, ist 
das Befragungsergebnis, dass von ihr, im Gegensatz zu den allgemein vorherrschenden 
Altersbildern, in der Region nur ein vergleichsweise geringer Anteil der Senioren betroffen 
ist, ein weiteres Indiz für die Heterogenität dieser Altersgruppe. Gleichwohl scheint sich 
eine spezifische Nachfragestruktur herauszukristallisieren, denn 51- bis 65-jährige Be-
troffene fragen bereits für sich Hilfeleistungen nach, die heute Senioren in Anspruch neh-
men, am häufigsten für Besorgungen im Alltag und Haushaltstätigkeiten. Für die Zukunft 
werden diesbezüglich aus Sicht der Befragten vorwiegend folgende Angebote für notwen-
dig gehalten: Haushaltshilfe, Fahr- und Bringdienste, Betreuungsangebote im Krankheits-
fall, handwerklicher Service, 24-Std.-Notrufsystem und Seniorenberatungsstelle. Dabei 
wünschen sich die Senioren prioritär eine Betreuung im Krankheitsfall, hauswirtschaftli-
che Hilfsdienste sowie eine Beratungsstelle für ihre Altersgruppe. Diese Äußerungen las-
sen erkennen, dass für gewöhnlich Dienstleistungen gewünscht werden, die möglichst 
lange ein selbstständiges Leben ermöglichen sollen. Dagegen haben die Befragten neben 
dem als Antwortmöglichkeit vorgegebenen Notrufsystem keine weiteren „technische[n] 
und elektronische[n] Hilfsmittel, die für das Wohnen mit stärkeren Einschränkungen in 
der Mobilität notwendig sind bis hin zur Pflegebedürftigkeit“ von sich aus erwähnt, so 
dass mit Blick auf das Wohnen im Alter „Pflegebedürftigkeit im engeren Sinne von den 
meisten Menschen ausgeklammert“ wird (keha/CI 2010:8f.). Zudem fällt auf, dass von 
Krankenfürsorge und Seniorenbegegnungsstätte abgesehen die Senioren im Durchschnitt 
am wenigsten und die 35- bis 50-Jährigen am meisten Bedarfe äußerten. Mögliche Erklä-
rungen könnten höhere Ansprüche der vom Wohlstand „verwöhnteren“ jungen Generatio-
nen, bereits gemachte Erfahrungen mit hilfs-/pflegebedürftigen Personen und/oder das 
nicht gewünschte bzw. künftig nicht mögliche Zurückgreifen auf familiäre Netzwerke sein. 
                                                          
131 Bei den 51- bis 65-Jährigen dagegen machte sich das Argument des Eigentumserwerbs stärker bemerkbar. 
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Darüber hinaus könnten jüngere Menschen von einem Dienstleistungsangebot für Ältere 
profitieren; nicht nur, weil Hilfsbedürftigkeit nicht zwangsläufig erst im Alter auftritt, son-
dern weil durch die Berufsstätigkeit im Alltag weniger Zeit für Erledigungen bleibt. Das 
lässt sich gut am häufiger genannten Wunsch nach hauswirtschaftlichen und handwerkli-
chen Hilfsdiensten ablesen.  
 
Im Alter selbstbestimmt wohnen wollen 
Wie schon anderweitig nachgewiesen (vgl. Schneider-Sliwa 2004:307, Fischer 2005:156, 
Schmidt 2010a:70, Statistisches Bundesamt 2011c:17), möchte auch im Untersuchungs-
gebiet die überwiegende Mehrheit132 (74 %) so lange wie möglich zu Hause wohnen blei-
ben. Laut Statistik ist das in den meisten Fällen auch möglich. Nur geringe drei Prozent der 
in Deutschland lebenden Bevölkerung ab 65 Jahren „wollten oder konnten sich [2009] 
nicht mehr in den eigenen vier Wänden selbstständig versorgen und lebten in Alten- oder 
Pflegeheimen oder anderen Gemeinschaftseinrichtungen“ (Statistisches Bundesamt 
2011c:17). Ein Drittel geht davon aus, dass es sich den Wunsch, selbst wenn eine Selbst-
versorgung nicht mehr möglich sein wird, mit Hilfe von Familie, Freunden und Nachbarn 
erfüllen könne, zwei Drittel durch verstärkte Nutzung mobiler Angebote, Telefon- oder 
Internetbestellservice. Damit scheint sich die nachfolgende Seniorengeneration um die 
künftigen demographischen und sozialen Entwicklungen durchaus bewusst zu sein. Schon 
heute lebt in Deutschland rund jeder dritte ältere Mensch allein und nur acht Prozent zu-
sammen mit Familienmitgliedern anderer Generationen unter einem Dach (Stand 2009); 
von dieser Wohnsituation profitierten anfangs der 1990er Jahre hierzulande noch 13 % 
der Senioren (vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:20ff.). Zum anderen unterstreicht das 
Ergebnis die Relevanz moderner Informations- und Kommunikationstechnik für künftige 
Versorgungsformen und damit verbunden die Wichtigkeit der Sicherstellung einer Breit-
bandversorgung im ländlichen Raum (vgl. ILS 2013:92). Vor dem Hintergrund, dass kom-
mende ältere Generationen aufgrund der Vertrautheit viel selbstverständlicher mit dem 
Internet umgehen werden als heutige Senioren133, was Altersgruppen- und Zeitvergleiche 
offenbaren, verfügen sie künftig über größere Möglichkeiten für ein selbstständiges Leben 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:32, 36). Gegenwärtig nutzen Senioren das Internet 
vor allem zu Informations- und Kommunikationszwecken, aber auch für Arzneimittelein-
käufe und Reisebuchungen (vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:33). Eine technikbasierte 
Versorgung kann nicht nur individuelle Mobilitätsdefizite, sondern auch eine am Wohnort 
fehlende stationäre Versorgung kompensieren. Dass das funktionieren kann, zeigt die Rea-
lität in dünn besiedelten Räumen anderer Staaten. Dennoch merkt Köppen (2008:19) 
diesbezüglich kritisch an, dass solche „alternative Formen der Grundversorgung […] wie 
etwa E-Commerce und virtuelle Dorfläden oder Lebensmittel per Post und so weiter […] in 
einer stark alternden Gesellschaft wahrscheinlich auch schnell an ihre Grenzen [stoßen]. 
                                                          
132 Die folgenden Ausführungen beziehen sich, soweit nicht anders vermerkt, auf Aussagen der Altersgruppe 
der 51- bis 65-Jährigen.   
133 2010 waren es in Deutschland knapp ein Drittel der Senioren, in der Gesamtbevölkerung ab 10 Jahren 
hingegen drei Viertel der Personen, die das Internet nutzten (vgl. Statistisches Bundesamt 2011c:32). 
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Denn sie setzen zwar nicht immer eine räumliche, aber doch eine weitreichende geistige 
Beweglichkeit und ggf. auch entsprechende […] finanzielle Spielräume voraus“. Zudem 
hinterfragt er, ob diese Form der Alltagsbewältigung angesichts des zunehmenden Ver-
lusts sozialer Netzwerke im Alter eine „würdige Form des Lebens im ländlichen Raum“ 
(Köppen 2008:19) für ältere Menschen darstellen, weil sie auf diese Weise um eines der 
wenigen Alltagserlebnisse „beraubt“ werden. Denn der Einkauf dient nicht nur, wenn auch 
primär, der Versorgung mit Lebens- und Haushaltsmittel, sondern hat ebenso eine wichti-
ge kommunikative und soziale Funktion und ist daneben Hauptanlass im Alter, die Woh-
nung/das Haus zu verlassen (vgl. Mollenkopf 2005:24).  
 
Für ein selbstbestimmtes Leben im Alter zieht jeder Zehnte eine wohnungsmäßige Verän-
derung in Betracht, wobei es sich vorwiegend um einen Umzug in eine kleinere Mietwoh-
nung oder um eine altersgerechte Modernisierung des bisherigen Wohnraums handeln 
wird. Kommunen unterstützen dieses in der Bevölkerung weit verbreitete Anliegen u. a. 
mit Förderprogrammen zum barrierefreien Ausbau. Sollte die Eigenständigkeit nicht mehr 
gegeben sein, würde nur ein Fünftel der Generation 50plus in ein Alters-/Pflegeheim ge-
hen. In wie weit auch die Furcht vor Missständen in der Pflege, über die in den letzten Jah-
ren in den Medien recht ausführlich berichtet wurde, dazu beiträgt, ist nicht bekannt. Vier 
Fünftel könnten sich bei einem Umzug im Ruhestand durchaus vorstellen, in eine alterna-
tive Wohnform zu ziehen. Jeweils knapp über die Hälfte sympathisieren mit dem Mehrge-
nerationenwohnen, der Senioren-Haus-/Wohngemeinschaft und der Seniorenresidenz. 
Erst dann folgt die weit verbreitete Form des Betreuten Wohnens. Die nachfolgende Senio-
rengeneration präferiert demnach andere Wohnformen, die, wenn der Wohnungsmarkt 
sie anbietet, wohl eine entsprechende Nachfrage erfahren würde. Damit muss sich dieser 
für das Wohnen im Alter stärker diversifizieren und nicht wie bisher zu einseitig auf das 
Betreute Wohnen fokussieren. Auch wenn diese Schlussfolgerung aus einem Befragungs-
ergebnis mit geringer Fallzahl abgeleitet wurde, korrespondiert es mit der Erkenntnis, 
dass zukünftige Senioren noch weniger als heute eine homogene Zielgruppe darstellen 
und entsprechend unterschiedliche Bedarfe äußern werden. Dies trifft nicht nur insge-
samt, sondern auch auf die im ländlichen Raum lebenden älteren Menschen zu, die unter-
schiedliche Lebensstile und Ansprüche haben und „nicht mehr mit bäuerlicher Bevölke-
rung gleich zu setzen“ sind (Fischer 2005:203). Hinzu kommt, dass sich mit ihnen auch das 
Altersbild in der Gesellschaft verändern wird. Das zeigt sich insofern auch hier, als dass 
drei Viertel der befragten 51- bis 65-Jährigen ein positives Bild vom Älterwerden an sich 
haben. Das korrespondiert mit dem Ergebnis aus dem Deutschen Altenpflege-Monitor 
2010, dass das „Leben im Alter […] aus der Sicht der in naher Zukunft betroffenen Allge-
meinheit lediglich nachlassende Beweglichkeit […], aber nicht Pflegebedürftigkeit [bedeu-
tet]“ (keha/CI 2010:9). Positiv beeinflusst wird das Altersbild zudem durch Umfragen, die 
bei älteren Menschen heute weniger häufig gefühlte Mobilitätseinschränkungen feststellen 
(vgl. BMVBS 2010a:10). Überdies sehen vier Fünftel der befragten Regionsbürger mit Zu-
versicht in die eigene Zukunft. Darin schlägt sich möglicherweise ebenso die Tatsache nie-
der, dass diese Altersgruppe noch von einer weitgehend traditionellen Berufsbiographie 
profitiert und auf einen vergleichsweise gesicherten Wohlstand im Ruhestand hoffen 
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kann. Ferner scheint die Entwicklung des gesünderen Alterns einen derart positiven Blick 
auf diese Lebensphase zu werfen, dass in der Öffentlichkeit schon das „Bild von den jun-
gen, agilen und reiselustigen Neuen Alten“ (Pries 2004:9) vorherrscht. In dem Zusammen-
hang wird allerdings davor gewarnt, dieser Mythenbildung allzu sehr zu verfallen und 
„diejenigen […], die diesem dynamischen Bild nicht entsprechen“ (Strube 2011:29) sowie 
den vor allem im Zeichen von Ruhe und Sicherheit gelebten Rentneralltag (vgl. Pries 
2004:9) auszublenden oder ihn sogar negativ zu besetzen. 
 
Keine altersbedingten Abwanderungstendenzen erkennbar  
Mit Blick auf die Reurbanisierungsdebatte sei an dieser Stelle angemerkt, dass die Befra-
gung keine stärkeren Intentionen bei den Senioren für einen Wegzug aus der Region hat 
feststellen können134. Selbst in der Generation 50plus sind es nur 14 %, die im Ruhestand 
beabsichtigen umzuziehen. Die geringe Umzugsabsicht lässt vermuten, dass wer sich in 
einem gewissen Alter befindet bzw. schon längere Zeit an einem Wohnort lebt, insbeson-
dere wenn man noch Eigentum besitzt (vgl. u. a. Seifert 2008:16, BBSR 2010a:6, Schmidt 
2010a:75, Gerber 2011:114, Helbrecht/Geilenkeuser 2012:432) und/oder sich in das Ge-
meindeleben integriert hat, wird als Senior kaum dazu neigen einen Wohnstandortwech-
sel vorzunehmen. „Die Sozialstruktur am langjährigen Wohnort [häufig mit gewachsenen 
Freund- bzw. Bekanntschaften verbunden] sorgt dafür, dass ältere Menschen so lange wie 
möglich – auch bei schlechterer Versorgung – am ländlichen Wohnstandort festhalten wol-
len […] [und] eine Alterung in Sesshaftigkeit […] letztlich der Normalfall ist“ (Schlömer 
2012:80). Die räumliche Verbundenheit zeigt sich darüber hinaus daran, dass bei einem 
Umzug im Ruhestand jeder fünfte und nahezu jeder dritte 51- bis 65-Jährige in der Region 
bzw. im Kreis Heinsberg verbleiben möchte. Ähnlich äußerten sich die Senioren, die dem-
nächst einen Umzug beabsichtigen – fünf von zwölf Senioren werden im Kreis Heinsberg 
wohnhaft bleiben, zwei davon in der Selfkant-Region. Somit bleibt der ländliche Raum für 
einen nicht unerheblichen Teil der Befragten auch im Alter attraktiver Wohnstandort. 
Auch spricht die amtliche Wanderungsstatistik Nordrhein-Westfalens insgesamt für eine 
anhaltende Suburbanisierung, wenngleich von geringerer Stärke, wobei dies hauptsäch-
lich auf höhere Zuzüge junger ausbildungs- und erwerbsorientierter Personen in die Kern-
gebiete zurückzuführen ist (vgl. Gerber 2011:180ff.). 
 
Größter Handlungsbedarf in den Bereichen Arbeit, Freizeit und Kinderbetreuung 
Die ermittelten Handlungsbedarfe und Schwächen des Wohnorts offenbaren ein gruppen-
spezifisches Antwortverhalten. Während in den Bereichen Kinderbetreuung, Gastronomie 
und Mobilität von allen befragten Altersgruppen ein ähnlich hoher Bedarf geäußert wur-
de, sind Angebote für Kinder, Jugendliche, Senioren sowie die Arbeits-/Ausbildungssitua-
tion in der Region, die in bestimmten Alters-/Lebensphasen relevant sind bzw. werden, 
von den direkt betroffenen Personengruppen häufiger genannt worden. Im Gegensatz 
dazu zeigten die Befragten bei der Auswahl des größten Handlungsbedarfs allerdings eine 
                                                          
134 Konkret wurde gefragt, ob innerhalb der nächsten zwei bis drei Jahre beabsichtigt wird umzuziehen. 
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erstaunlich große Einigkeit. In absteigender Reihenfolge sind die Faktoren Arbeits-/Aus-
bildungssituation, Spiel- und Freizeitmöglichkeiten für Jugendliche und Kinder sowie Kin-
derbetreuung in den drei Altersgruppen jeweils von einem etwa gleich hohen Anteil ange-
führt worden. Mit zunehmendem Alter wird aber schon mehr auch an die Zeit des eigenen 
Ruhestands gedacht. Das lässt sich daran ablesen, dass die Generation 50plus gegenüber 
jüngeren Bewohnern deutlich stärker Handlungsnotwendigkeiten in seniorenspezifischen 
Bereichen sieht. Dies bestätigen ebenso die Umzugswilligen unter ihnen, die im Vergleich 
fünfmal häufiger angaben, mit der bevorstehenden Verlagerung des Wohnstandortes die 
Versorgungssituation fürs Alter verbessern zu wollen.    
 
Bei der Frage nach etwaigen Schwächen der Wohngemeinde haben die Senioren den Zu-
stand von Ortsbild und öffentlichen Räumen sowie gemeinsam mit den 51- bis 65-Jährigen 
die Verkehrsbelastung und Einkaufsmöglichkeiten öfter angesprochen. Die kritischen An-
merkungen zu den beiden erstgenannten Bereichen lassen erkennen, dass in dieser Alters- 
stufe dem Leben außerhalb der Wohnung noch eine große Bedeutung zukommt und dies-
bezüglich auch ein gewisser qualitativer Anspruch besteht. Von beiden Gruppen wird das 
Freizeit-und Kulturangebot besonders kontrovers beurteilt: einerseits als größte Schwä-
che angesehen, andererseits aber auch zur zweitgrößten Stärke erklärt. Diese Polarisie-
rung findet sich auch in der Tatsache wieder, dass es etwa jeder Dritte als unzureichend 
empfindet. Als mögliche Erklärung könnten die schon an anderer Stelle betonten unter-
schiedlichen Bedürfnisse im höheren Alter herangezogen werden. So scheinen einigen 
Bewohnern bestimmte Angebote zu fehlen oder die Qualität der bestehenden – schließlich 
wurde im Durchschnitt nur mit mittelmäßig geurteilt – nicht angemessen zu sein.  
 
7.3 Einfluss von individueller Mobilität und Hilfsbedürftigkeit 
Wohnen im ländlichen Raum setzt generell ein höheres Maß an individueller Mobilität 
voraus als im urbanen Raum, wo ein dichtes Versorgungsnetz kürzere Wege und ein stark 
ausgebauter öffentlicher Personennahverkehr eine bessere Erreichbarkeit gewährleisten. 
Dieser Aspekt wird durch die zunehmende Alterung der Gesellschaft wichtiger. Mobil zu 
sein stellt heutzutage ein elementares Grundbedürfnis dar, das „über alle Raumtypen hin-
weg, das heißt hochverdichtete Kernstädte, verdichtetes Umland und ländliche Kreise, 
gleich stark ausgeprägt“ (BMVBS 2010a:6) und in unserer, durch die Möglichkeiten einer 
hoch effizienten raum-zeitlichen Alltagsgestaltung angetrieben, schnelllebigen Gesell-
schaft nicht mehr wegzudenken ist. Zu dessen tragender Säule ist das Automobil gewor-
den. Im ländlichen Raum wird seine Bedeutung noch mehr zunehmen, weil die steigende 
Lebenserwartung und der in der Bevölkerung weit verbreitete Wunsch nach einem mög-
lichst langen selbstbestimmten Leben verstärkt zu treibenden Faktoren für eine Entwick-
lung in Richtung möglichst langer Mobilität im Alter werden. Diese findet in den Diskussio-
nen rund um das Thema Wohnen im Alter immer wieder Erwähnung, denn Mobilitätsein-
schränkungen beeinflussen entscheidend den Alltag und können somit Auswirkungen auf 
die subjektive Wahrnehmung von Wohn- und Lebensqualität haben. Mobilität an sich, 
nicht nur als Automobilität verstanden, ist somit entscheidend für persönliches Wohlbe-
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finden. Sie ist nicht nur, wie im Zusammenhang mit dem demographischen Wandel häufig 
genannt, Voraussetzung für ein unabhängiges, selbstbestimmtes und an der Gesellschaft 
teilhabendes Leben, sondern befriedigt auch das Bedürfnis nach körperlicher Bewegung 
vor allem in der natürlichen Umwelt, ist zugleich emotionales Erlebnis, Quelle neuer Ein-
drücke und gibt einem noch die Bestätigung, „ein Mensch wie jeder Andere“ zu sein (vgl. 
Mollenkopf 2005:55f.). Inwieweit die befragten Regionsbewohner von Mobilitätsein-
schränkungen betroffen sind, soll anhand nachfolgender Ergebnisse aufgezeigt werden, 
die auf einer nach mobilitätsrelevanten personenbezogenen Merkmalen (Automobilität 
und Hilfsbedürftigkeit im Alltag) differenzierten Analyse basieren. Zuvor wird jedoch kurz 
dargelegt, in welchem Maße überhaupt die befragten Bewohner von derlei Einschränkun-
gen betroffen sind.  
 
Unterstützung vor allem bei Erledigungen, im Haushalt und bei Mobilitätsbedarfen 
Hilfsbedürftigkeit ist ein Thema, das nachvollziehbar primär mit dem Alter in Verbindung 
gebracht wird. Dennoch zeigt die Befragung, dass dieser Umstand nicht nur die älteren 
Menschen trifft. Neben einem Betroffenheitsgrad von 30 % unter den Senioren ist von den 
35- bis 50-Jährigen jeder Zehnte hilfsbedürftig und damit sogar mehr als die 51- bis 65-
Jährigen mit rund sechs Prozent. Insgesamt sind zwei Drittel auf Begleitung zum Einkauf 
oder Arztbesuch, etwa die Hälfte auf eine Haushaltshilfe und Fahrgelegenheit, ein Drittel 
auf Pflege/Betreuung sowie ein Fünftel auf privat organisierte Kinderbetreuung angewie-
sen. Die Beanspruchung von Hilfeleistungen nimmt mit Ausnahme der Kinderbetreuung, 
die von den 35- bis 50-Jährigen am stärksten nachgefragt wird, mit dem Alter zu. Zu 80 % 
kommt die Hilfe aus dem Familienkreis, ergänzt von Freunden und Bekannten. Dabei kön-
nen sich die Senioren in weitaus höherem Maße noch auf die Familie stützen. Professionel-
le Dienstleister werden nur in 16 % der Fälle beansprucht und dann vorwiegend von den 
35- bis 50-Jährigen für die Bereiche Pflege/Betreuung und Transporthilfe. Weit über die 
Hälfte der Betroffenen erfährt Unterstützung von einer Person, die meist im näheren Um-
feld wohnt. Häufig noch funktionierende innerfamiliäre Unterstützungsstrukturen, die hö-
here soziale Kontrolle auf dem Land und normative Werte erschweren die Annahme pro-
fessioneller Hilfen im Alter (vgl. Strube 2011:27.). Das nicht zu unterschätzende Konflikt-
potenzial des traditionell im ländlichen Raum verbreiteteren Mehrgenerationenwohnens 
(vgl. Schweppe 2005) sowie die Zunahme alleinstehender älterer Menschen wird dies in 
Zukunft aber notwendiger machen. Allerdings hält schon jetzt „[d]ie osteuropäische (meist 
illegal beschäftigte) Pflegekraft als „Rund-um-die-Uhr-Betreuung“ […] in ländlich struktu-
rierten Gebieten Einzug“ (Strube 2011:26). Und auch mobil angebotene persönliche Diens-
te wie Friseure oder Masseure finden im peripheren ländlichen Raum bereits eine Nach-
frage bei jüngeren Senioren (vgl. Fischer 2005:178). 
 
Hilfsbedürftigkeit führt tendenziell zu schlechteren Bewertungen 
Liegt eine Form der Hilfsbedürftigkeit vor, werden wohnorientierte Kriterien in der Regel 
negativer bewertet. Das spiegelt sich insgesamt weniger in den ermittelten Durchschnitts-
werten, die bei den betrachteten Vergleichsgruppen meist in derselben Bewertungskate-
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gorie liegen, als vielmehr im prozentualen Anteil abgegebener schlechter Beurteilungen 
wider. Zunächst ist festzustellen, dass die Wohn- und Lebensqualität der Gemeinde unab-
hängig von eigener Hilfsbedürftigkeit generell nahezu identisch als gut empfunden wird. 
Demgegenüber fällt das subjektive Wohlbefinden leicht unterschiedlich aus, die hilfsbedürf-
tigen Befragten bewerten es aber mit noch gut. Was die Seniorenfreundlichkeit angeht, 
empfinden auch sie das Wohnumfeld nur als mittelmäßig, wird jedoch im Vergleich von 
fast doppelt so vielen Personen für schlecht bzw. sehr schlecht gehalten. Dies ist von etwa 
jedem sechsten Hilfsbedürftigen und ebenso jedem sechsten Alleinwohnenden im Senio-
renalter geäußert worden.  
 
Unter allen im Alltag auf Hilfe angewiesenen Personen hält mit 36 % ein etwas höherer 
Anteil als unter allen Befragten das Infrastrukturangebot vor Ort für nicht ausreichend. An-
gesichts der mit dem Zustand der Hilfsbedürftigkeit häufig verbundenen Versorgungs- 
bzw. Erreichbarkeitsdefizite fällt er jedoch verhältnismäßig niedrig aus. Je nach vorliegen-
der Art der Hilfsbedürftigkeit ist aber in bestimmten Infrastrukturbereichen (Lebensmit-
telversorgung, Bildungs-, Freizeitangebot) ein zum Teil weit höherer Bedarf geäußert 
worden. Die nicht motorisierten Bürger, die nur neun Prozent der Befragten ausmachen, 
halten das Angebot meist ebenfalls für ausreichend. Auch wenn Personen ohne Pkw deut-
lich häufiger Angebote im Lebensmittelbereich vermissen, machen diese Fälle nur knapp 
ein Fünftel von ihnen aus. Demnach scheint sich der Großteil der wenig bzw. nicht mobi-
len Personen auch ohne eigenes Auto noch angemessen versorgen zu können. Trotz allem 
wünschen sich die Befragten unabhängig von der Verfügbarkeit eines Automobils, dass 
insbesondere medizinische Angebote und sonstige Dienstleistungen wie z. B. Post, Bank, 
Friseur oder Reinigung am Wohnort vorhanden sein sollten. Darüber hinaus scheint man 
sich eine bessere Erreichbarkeit der Bildungseinrichtungen, vor allem der Kindergärten zu 
wünschen, denn sogar die automobile Bevölkerung hat diesbezüglich einen deutlich höhe-
ren lokalen Bedarf geäußert. Hilfsbedürftigkeit führt tendenziell zu schlechteren Bewer-
tungen einzelner Infrastrukturbereiche. Am deutlichsten zeigt sich das beim Schulangebot, 
das im Mittel nicht mehr für gut empfunden wird, und bei der Kindergartenversorgung, 
die zwar eine gute Gesamtbewertung bekommt, aber von viermal so vielen Hilfsbedürfti-
gen ein schlechtes Urteil erfährt. Ähnliches zeigt sich beim durchschnittlich gut bewerte-
ten Einzelhandels- und Dienstleistungsangebot, das doppelt so viele Hilfsbedürftige für 
schlecht halten. Mit dem bestehenden Hilfs- und Betreuungsangebot für Senioren ist je-
weils ein hoher Anteil unzufrieden, etwa jeder dritte Betroffene und fast jeder fünfte 
Nicht-Hilfsbedürftige.  
 
Anhand der Befragungsergebnisse kann demnach der Aussage beigestimmt werden, „dass 
das entscheidende Kriterium, ob etwas positiv oder negativ bewertet wird, fast immer die 
eigene Mobilität ist“ (Steinführer et al. 2012:137). Dass bei seiner Einschränkung, in wel-
cher Form auch immer, tendenziell mehr Bedarfe geäußert und wohnortbezogene Aspekte 
schlechter bewertet werden, lässt sich mit einem subjektiven Bedeutungswandel räumli-
cher Faktoren erklären. Ungewohnte Schwierigkeiten bei der Alltagsgestaltung, wenn 
Fahrtüchtigkeit nicht mehr gegeben ist, Hilfs- bzw. Pflegebedürftigkeit eintritt und (fami-
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liäre) Unterstützung fehlt, führen zu einer bewussteren Raumwahrnehmung, weil Defizite 
des unmittelbaren Wohnumfelds nicht mehr durch Automobilität umgangen oder Hilfe 
Anderer kompensiert werden können und daher auch als solche erlebt werden (vgl. Fi-
scher 2005:139). Folglich erfahren Distanzen eine andere Wertschätzung und „[d]er Raum 
wird dann zu einem bestimmenden Faktor der Lebensqualität“ (Fischer 2005:194). Bei 
Fahruntüchtigkeit entscheiden weitere raumrelevante Aspekte wie naturräumliche Fakto-
ren, Siedlungsstruktur, ÖPNV-Erschließung, Art und Lage der Geschäfte sowie Ausgestal-
tung des öffentlichen Straßenraumes darüber, wie gut der Alltag eigenständig bewältigt 
werden kann (vgl. Fischer 2005:156). 
 
Nicht-automobile Personen nutzen öffentliche Verkehrsangebote mehr 
Beim ÖPNV zeigt sich folgendes Bild. Sowohl Personen mit PKW als auch diejenigen, die 
explizit auf eine Transporthilfe im Alltag angewiesen sind, stufen ihn als schon schlecht 
ein. Bei letzteren schneidet er, obgleich der Unterschied sehr gering ausfällt, mit einem 
Durchschnittswert von 3,57 (Ø Befragte insgesamt 3,53) am schlechtesten ab. Personen 
ohne Pkw geben ihm sogar mit einem noch mittelmäßigen Urteil eine leicht bessere Be-
wertung, vielleicht aufgrund einer anderen Erwartungshaltung oder weil sie sich gemäß 
ihren Bedürfnissen mit dem vorhandenen Angebot immerhin arrangieren können. Der 
Faktor Automobilität schlägt hingegen stärker in der Nutzung durch. So nehmen gegen-
über der Vergleichsgruppe prozentual fast doppelt so viele Personen ohne Pkw die öffent-
lichen Verkehrsangebote (52 % ÖPNV, 40 % MultiBus) überhaupt und dann auch häufiger 
wahr. Entsprechendes gilt für Hilfsbedürftige, von denen immerhin noch 39 % bzw. 32 % 
sie zusätzlich zu einer anderweitig organisierten Fahrgelegenheit nutzen. Dennoch darf 
nicht übersehen werden, dass auch bei diesen Personengruppen ein Großteil zu den 
Nichtnutzern gehört, sich demnach anderweitig fortbewegen kann. Die Mobilitätsuntersu-
chung im Kreis Heinsberg bestätigt, „dass der Bus i.d.R. von Personen genutzt wird, die auf 
öffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind“ (Frehn/Deutz 2012:53). Dies konnte im Un-
tersuchungsgebiet ebenso in Bezug auf das MultiBus-Angebot festgestellt werden. So ha-
ben Bürgerbefragungen aus dem Jahr 2005 Schüler bzw. Jugendliche und Erwachsene bis 
30 Jahren als Hauptnutzergruppen und MultiBus-Nutzer als Personen identifiziert, die 
generell stärker das ÖPNV-Angebot wahrnehmen und häufiger über kein Auto verfügen 
(vgl. Schäfer-Sparenberg 2005:7f.). Wenn also ein Pkw zur Verfügung steht, werden öf-
fentliche Verkehrsmittel deutlich weniger genutzt (vgl. BMVBS 2010a:7). Für die Annahme 
auch neuer Verkehrsangebote spielen neben der Pkw-Verfügbarkeit und einer gewissen 
ÖPNV-Affinität Bedien-/Systemeigenschaften sowie Fahrpreis eine bedeutende Rolle (vgl. 
Schäfer-Sparenberg 2005:12). Dass Mobilitätseinschränkungen im ländlichen Raum all-
gemein ein größeres Hindernis bei der Alltagsbewältigung und -gestaltung darstellen, lässt 
das durchaus vorhandene Interesse an einer Tür-zu-Tür-Bedienung – hierfür würde sogar 
ein Fahrpreiszuschlag akzeptiert werden – und MultiBus-Nutzung für andere Zwecke wie 
Ausflüge oder Paketservice erkennen (vgl. Schäfer-Sparenberg 2005:20f.). 
 
 
312  7 Zusammenfassung und Einordnung der Ergebnisse 
Der mobile Handel erreicht seine Zielgruppe 
Ob Mobilitätseinschränkungen vorliegen oder nicht, davon hängt auch offenkundig ab, 
welche persönliche Bedeutung mobilen Einkaufsangeboten beigemessen wird. So halten im 
Vergleich fast dreimal so viele nicht motorisierte Bewohner diese für wichtig bzw. sehr 
wichtig. Das ist ebenfalls altersgruppenübergreifend festzustellen: Bei den 35- bis 50-
Jährigen und den Senioren fällt der Unterschied fast doppelt so hoch, bei den 51- bis 65-
Jährigen sogar zweieinhalbmal so hoch aus. Dabei steigt deren Bedeutung mit dem Alter, 
von rund 29 % bei den Jüngeren über 40 % bei der Generation 50plus auf 63 % im Senio-
renalter. Interessant ist zudem, dass selbst unter den motorisierten Senioren noch etwa 
36 % mobile Verkaufsläden für wichtig/sehr wichtig erachten. Bei den anderen beiden 
Gruppen liegt der Anteil jeweils bei 15 %. Eine ähnlich hohe Wertschätzung erfahren der-
artige Versorgungsangebote bei denen, die im Alltag Unterstützung bei Besorgungen oder 
generell eine Fahrgelegenheit benötigen. Auf welche der beiden Hilfen man angewiesen 
ist, scheint darauf meist keine Auswirkung zu haben; vermutlich, weil beides häufig zu-
sammenfällt. Nur bei der Generation 50plus war der Anteil mit Urteil „wichtig/sehr wich-
tig“ bei der erstgenannten Gruppe deutlich höher (47 % vs. 31 %). Für wie wichtig man 
den mobilen Handel hält, wirkt sich entsprechend auf die Nutzung aus. Während der An-
teil an Nutzern bei den mobilen Personen zwei Fünftel beträgt, liegt dieser bei den weni-
ger/nicht mobilen Personen bei durchschnittlich 57 %. Bei letzteren nehmen im Schnitt 
fast drei Viertel die Angebote mindestens wöchentlich wahr, in der Vergleichsgruppe hin-
gegen knapp die Hälfte. 
 
7.4 Ergebnisse im interkommunalen Vergleich 
Die Auswahl einer Region als Untersuchungsgebiet ermöglicht es zudem interkommunale 
Vergleiche durchzuführen. Vergleiche sind Gegenstand und eigentlicher Zweck der Raum-
beobachtung, um letztlich – in Deutschland im Sinne des als Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse bezeichneten Leitbildes – ungleiche räumliche Entwicklungen feststellen und 
ihnen entgegenwirken zu können. Die folgenden Ausführungen greifen daher nur Inhalte 
des Untersuchungsgegenstandes auf, wo kommunale Ergebnisse vom Gesamtbild der Self-
kant-Region abweichen bzw. sich nennenswerte Unterschiede in den Äußerungen der je-
weiligen Gemeindebewohner ergaben.  
 
Diesbezüglich ist zunächst zu sagen, dass die Befragten der einzelnen Regionsgemeinden 
die Lebensqualität am Wohnort sehr ähnlich einstufen. Werden die aus der Bewertung der 
abgefragten Wohnstandortkriterien ermittelten Durchschnittswerte zum Maßstab genom-
men, betragen die Abweichungen im Mittel 0,24 und höchstens 0,56 Punkte, machen also 
bis zu über einer halben Bewertungsstufe aus. Eine Differenz von etwa einem halben 
Punkt liegt nur bei drei der insgesamt achtzehn Kriterien vor: öffentliche Plätze, Parks und 
Grünanlagen, Spiel- und Freizeitangebote für Kinder sowie Schulangebot. Wie bei der al-
tersdifferenzierten Analyse treten markantere Unterschiede erst bei Betrachtung der ab-
gegebenen Einzelurteile hervor. Im Vergleich zum Regionsdurchschnitt variiert der Grad 
der Unzufriedenheit, abzulesen am prozentualen Anteil schlechter und sehr schlechter 
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Bewertungen, zum Teil um bis zu knapp 21 % (Abb. 7.2). Dabei fallen die Gangelter durch 
insgesamt weit weniger – vor allem beim Spiel-/Freizeitangebot für Kinder und Jugendli-
che und öffentlichen Raum – und die Selfkanter durch vielfach deutlich mehr schlechte 
Beurteilungen auf.  
 
 
Abb. 7.2: Antwortverhalten in den Regionsgemeinden bei der Beurteilung der Wohnstandortkriterien gemes-
sen am Anteil abgegebener schlechter Bewertungen im Vergleich zur befragten Gesamtbevölkerung 
(eigene Erhebung) 
Wohnortbewertung nur mittelmäßig, Selfkant interkommunaler „Verlierer“  
Gemessen an den Bewertungen der achtzehn Wohnstandortkriterien wird der Wohnort 
aus Bürgersicht in allen drei Regionsgemeinden insgesamt lediglich als mittelmäßig ange-
sehen. Dabei hat Gangelt am besten – im interkommunalen Vergleich haben die Gangelter 
vierzehn Kriterien am positivsten bewertet (Abb. 7.3) – und Selfkant am schlechtesten 
abgeschnitten. Auch haben die Gangelter gegenüber den anderen Regionsbewohnern in-
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frastrukturelle Qualitäten weitaus häufiger als Stärke des Wohnorts benannt. Nichtdesto-
trotz werden übereinstimmend die Wohn- und Lebensqualität, die eigene Zufriedenheit, 
die Kinder- und Familienfreundlichkeit, das Einkaufs-/Dienstleistungs- und Gastronomie-
angebot sowie die Kindergartenversorgung im Schnitt für gut bzw. noch gut, die Jugend-, 
Seniorenfreundlichkeit, zielgruppenspezifischen Freizeit- und Betreuungsangebote sowie 
die öffentliche Sicherheit hingegen überall für mittelmäßig gehalten. Überdurchschnittlich 
hohe Abweichungen zwischen den Urteilen der Gemeindebewohner haben sich bei folgen-
den acht Kriterien – beginnend mit dem Kriterium mit der höchsten Differenz – ergeben: 
öffentliche Plätze, Parks und Grünanlagen, Spiel-/Freizeitangebote für Kinder, Schulange-
bot, Spiel-/Freizeitangebote für Jugendliche, Hilfs- und Betreuungsangebote für Senioren, 
Freizeit-/Kulturangebote für Erwachsene, Kindergartenversorgung und Freizeit-/Kultur-
angebote für Senioren. Sie betreffen demnach kaum zentrale Elemente der Grundversor-
gung, einzig die Bildungsinfrastruktur taucht hier wegen der deutlich schlechteren Bewer-
tung durch die Selfkanter auf. Dies bedingt zugleich, dass von den Regionsgemeinden nur 
Selfkant im Bereich der mit dem Begriff der Versorgungsinfrastruktur i.e.S. umschriebe-
nen Grundversorgung überdurchschnittlich schlecht abschneidet. Von den übrigen Krite-
rien wurden die öffentliche Sicherheit in Selfkant135 sowie das ÖPNV-Angebot und die me-
dizinische Versorgung in Waldfeucht interkommunal am schlechtesten eingestuft. 
 
 
Abb. 7.3: Bewertung der Wohnstandortkriterien nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
                                                          
135 Der Bericht der Kreispolizeibehörde Heinsberg zur Kriminalitätslage 2010 weist für Selfkant im Vergleich 
zu den anderen Regionsgemeinden eine höhere und steigende Kriminalitätshäufigkeit aus (vgl. Kreispoli-
zeibehörde Heinsberg 2011:4f.). 
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Trotz der genannten Unterschiede hält in allen Regionsgemeinden die große Mehrheit der 
Befragten, jeweils ungefähr 70 %, das Infrastrukturangebot vor Ort persönlich für ausrei-
chend. Bei gegenteiliger Meinung werden in Gangelt das Einkaufs- und Gastronomiean-
gebot – bezogen auf die Einwohnerstärke intraregional auch am geringsten ausgestattet –, 
in Selfkant das Freizeitangebot für Jugendliche und in Waldfeucht die Einkaufsmöglichkei-
ten deutlich schlechter beurteilt. Dennoch werden gemeindeübergreifend infrastruktu-
relle Bedarfe primär im Bereich der medizinischen Versorgung angemeldet. Auch wenn 
dabei überall am häufigsten die fachmedizinische Versorgung zur Sprache kam, lassen sich 
interkommunale Unterschiede erkennen. So werden in Waldfeucht trotz der vorhandenen 
zwei noch mehr Allgemeinärzte gewünscht, was im Vergleich etwa dreimal häufiger ge-
nannt wurde. Demgegenüber fragen Gangelter und vor allem Selfkanter deutlich stärker 
Apotheken nach und vermissen daneben etwas stärker Fachärzte vor Ort.   
 
ÖPNV negativer Spitzenreiter, Erreichbarkeitsprobleme in Selfkant 
In allen drei Gemeinden ist das ÖPNV-Angebot das am negativsten bewertete Wohnstand-
ortkriterium. Dementsprechend ist der Anteil an schlechten/sehr schlechten Urteilen am 
höchsten. Bei den Gangelter Befragten, die den öffentlichen Personennahverkehr mit ge-
rade noch mittelmäßig leicht besser als die anderen Regionsbewohner einstufen, hält ihn 
fast die Hälfte für schlecht bzw. sehr schlecht. Bei den Selfkantern sind es knapp über die 
Hälfte und bei den Waldfeuchtern rund drei Fünftel der Befragten. Daneben wurde er ge-
meindeübergreifend zur zweit größten Schwäche der Wohngemeinde erklärt. Verkehrs-
infrastrukturelle Defizite sehen die Waldfeuchter generell stärker. Dabei ist die allgemeine 
Verkehrsanbindung136 von fast genauso vielen Personen bemängelt worden wie die öffent-
liche Anbindung. Obwohl die Waldfeuchter den ÖPNV interkommunal am schlechtesten 
einstufen, wird er prozentual gesehen von weniger Personen als ausgesprochene Schwä-
che genannt. Im Ranking der größten Handlungsbedarfe landet das Mobilitätsangebot bei 
ihnen auch nur auf Platz vier. Ein solches Antwortverhalten ist bei Befragungen aber nicht 
ungewöhnlich. Bei offenen Fragen oder Fragestellungen mit der Möglichkeit zwischen ver-
schiedenen Aspekten auszuwählen werden andere Themenfelder durchaus häufiger ange-
führt, weil sie gegenüber dem öffentlichen Nahverkehr für wichtiger gehalten werden (vgl. 
Neu et al. 2007:35f.). In der Selfkant-Region wählten nur die Gangelter das Mobilitätsan-
gebot unter die ersten drei Themen mit größtem Handlungsbedarf. Hier könnte die etwas 
ungünstigere ÖPNV-Situation ungleich negativer wahrgenommen werden. Sie zeigten sich 
auch bei zunehmendem Zeitaufwand für das Aufsuchen von Grundbedarfseinrichtungen 
mit dem örtlichen Infrastrukturangebot häufiger unzufrieden. Erreichbarkeitsprobleme 
sind jedoch allein in Selfkant auszumachen, zumindest, wenn die Aussagen der Befragten 
zum benötigten Zeitaufwand für Distanzüberwindungen im Alltag herangezogen werden. 
So werden hier bei fünf von zehn abgefragten infrastrukturellen Zielorten die RIN-Vorga-
ben für den ÖPNV nicht erfüllt, wovon besonders Grundbedarfseinrichtungen wie Super-
markt oder Kindertagesstätte betroffen sind. Dies geht wohl wesentlich auf die Situation 
                                                          
136 Die wenigen Befragten, die dies konkretisierten, empfinden die Anbindung an das Fernstraßennetz, an die 
größeren Städte und die Niederlande als schlecht. 
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der im nördlichen/nordwestlichen Gemeindegebiet ansässigen Bewohnerschaft zurück, 
die in ihrem Ortsteil kaum Versorgungseinrichtungen vorfindet und in der Hinsicht ver-
gleichsweise abgelegen wohnt. Dass die Selfkanter Bürger, wie die Analyse ergeben hat, im 
interkommunalen Vergleich insgesamt stärker das Auto und weniger nicht motorisierte 
Fortbewegungsmittel im Alltag nutzen, erscheint demzufolge nur konsequent. 
 
Hohe Unzufriedenheit mit Wohnumfeld für Jugendliche 
Auch der Freizeit- und Kulturbereich schneidet bei den Selfkantern am schlechtesten ab, 
jedoch ist die Unzufriedenheit bei den Waldfeuchtern im Schnitt ähnlich hoch. Das äußert 
sich in den in beiden Gemeinden deutlich zahlreicher abgegebenen schlechten Beurteilun-
gen. Mit einem Anteil von jeweils rund 50 % fielen diese bei der Bewertung vorhandener 
Spiel- und Freizeitmöglichkeiten für Jugendliche am höchsten aus. Gegenüber den Gangel-
tern ist der relative Unterschied an derartigen Urteilen aber bei den Angeboten für Kinder 
am größten, und zwar mehr als doppelt so hoch. Dennoch werden von den Bewohnern 
aller drei Gemeinden übereinstimmend die Freizeit- und Kulturangebote für Kinder und 
Erwachsene besser – obgleich nur mittelmäßig – eingeschätzt als diejenigen für Jugendli-
che und Senioren. Das findet seine Entsprechung in der Tatsache, dass übereinstimmend 
die Kinder- und Familienfreundlichkeit positiver empfunden wird als die Senioren- und 
Jugendfreundlichkeit. Die negativere Beurteilung des Wohnumfeldes für die Jugendlichen, 
das von zwölf (Gangelt) bzw. siebzehn Prozent der Befragten (Selfkant und Waldfeucht) 
als schlecht eingestuft wird, setzt sich bei der Wahl der prioritären Handlungsfelder fort. 
Spiel- und Freizeitangebote für Jugendliche landen durchweg auf Rang zwei hinter der 
Arbeits-/Ausbildungssituation in der Region. Der öffentliche Raum, der ebenso Ort für 
Freizeitaktivitäten ist, erhält in Selfkant und Walfeucht von mehr als doppelt bzw. dreimal 
so vielen Personen wie in Gangelt eine schlechte Bewertung. Zudem wird in Selfkant, wie 
bereits erwähnt, die öffentliche Sicherheit deutlich schlechter eingestuft. Das kann insbe-
sondere bei älteren Menschen dazu führen, dass öffentliche Plätze, Parks und Grünanlagen 
weniger häufig aufgesucht werden, was somit zu einer gewissen Einschränkung im Frei-
zeitverhalten führen kann. 
 
Freizeit- und Kulturangebote bieten nicht nur Möglichkeiten, die außerhalb des Berufsle-
bens verfügbare Zeit zu gestalten und sich kulturell zu bilden, sondern sind darüber hi-
naus wichtige Ankerpunkte für gesellschaftliche Teilhabe und Wohlgefühl. Auch wenn die 
Gangelter diesbezüglich deutlich weniger Bedarfe geäußert haben, fehlt es ihnen mit gro-
ßem Abstand am meisten an Freizeitangeboten außerhalb des Vereinslebens. Die Bürger 
Selfkants wünschen sich wesentlich stärker geeignete Treffmöglichkeiten im eigenen Orts-
teil und die Waldfeuchter mehr Angebote für alle Personengruppen, vor allem aber für 
Jugendliche und Familien mit Kindern. Daneben fühlen sich in jeder Gemeinde etwa zwei 
Fünftel der Bewohner nicht hinreichend über gesellschaftliche Angebote informiert.  
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Unterschiedliche Hilfebedarfe und soziales Miteinander in Waldfeucht ausgeprägter 
In den Gemeinden stellt sich die Art der Hilfsbedürftigkeit höchst unterschiedlich dar. So 
haben die hilfsbedürftigen Befragten aus den Gemeinden Gangelt und Selfkant zum Teil 
altersgruppenübergreifend häufiger angegeben, auf Unterstützung im Haushalt und Pfle-
ge/Betreuung, letztere zudem auf eine Transporthilfe im Alltag und jene aus Waldfeucht 
auf Kinderbetreuung angewiesen zu sein. Der höhere Mobilitätsbedarf unter den Betroffe-
nen aus Selfkant spiegelt sich auch darin wider, dass sie fahrende Einkaufsangebote be-
sonders stark wahrnehmen. Überraschend hingegen ist, dass gerade in der am besten be-
urteilten Gemeinde Gangelt der Anteil der mit der Infrastruktur unzufriedenen Hilfsbe-
dürftigen am höchsten ist. So fühlt sich fast die Hälfte von ihnen unzureichend versorgt, in 
Selfkant mit über einem Drittel und in Waldfeucht einem Fünftel sind es deutlich weniger. 
Unter den hilfsbedürftigen Personen in Waldfeucht zeigten sich sogar mehr zufrieden als 
in der Vergleichsgruppe. Das könnte u. a. auf besser funktionierende soziale Netzwerke 
zurückzuführen sein. Im Einklang damit haben die Waldfeuchter insgesamt stärker auf 
den besonderen Stellenwert des Gemeinschaftsgefühls hingewiesen, indem sie mit deutli-
chem Abstand das soziale Miteinander zur Nummer eins unter den Gemeindestärken 
wählten. Das gute Eingebunden sein könnte auch erklären, warum sie bei Hilfsbedürftig-
keit in viel geringerem Maße professionelle Dienste in Anspruch nehmen. Hinzu kommt, 
dass sie von allen befragten Personen das bestehende Hilfs- und Betreuungsangebot für 
Senioren, das andere Altersgruppen ebenso ansprechen kann, am negativsten beurteilten. 
Mit rund 28 % – ähnlich die Selfkanter – halten es hier fast doppelt so viele wie in Gangelt 
für schlecht bzw. sehr schlecht. In Bezug auf künftig für ältere Menschen vorzuhaltende 
Hilfs- und Serviceleistungen sind der Heterogenität der Zielgruppe entsprechend ebenfalls 
unterschiedliche Wünsche geäußert worden. Die Gangelter sehen dabei einen etwas höhe-
ren Bedarf für handwerkliche Hilfsdienste. Zusammen mit den Waldfeuchtern wünschen 
sie zudem stärker ein Angebot für die Wohnungsbeaufsichtigung im Urlaub sowie eine 
Tagespflegestätte. Letztere nannten wie die Selfkanter häufiger ein 24-Stunden-Notrufsys-
tem sowie organisierte Freizeit- und Mittagstischangebote. 
 
Bedarf an Lebensmittelversorgung in Gangelt und Selfkant    
Mobile Einkaufsangebote, die den Personenkreis der Hilfsbedürftigen vordergründig an-
sprechen – zumindest wenn eine Mobilitätseinschränkung vorliegt – werden im inter-
kommunalen Vergleich von mehr Gangeltern und Selfkantern persönlich für wichtig/sehr 
wichtig gehalten und entsprechend stärker in Anspruch genommen. In diesen beiden Ge-
meinden zählt knapp die Hälfte der Befragten zu den Nutzern, in Waldfeucht hingegen nur 
rund ein Drittel. Das korrespondiert mit dem Befragungsergebnis, dass die mit dem örtli-
chen Infrastrukturangebot unzufriedenen Gangelter und Selfkanter einen klar höheren Be-
darf an Lebensmittelgeschäften äußerten. Öfter angeführt wurden dabei Tante-Emma-La-
den/Kiosk und Lebensmittelfachgeschäft, von den Gangeltern noch Supermarkt, der im 
Vergleich etwa doppelt so häufig Erwähnung fand. Auf entsprechende Mängel in der Ver-
sorgungsinfrastruktur könnte ebenso hinweisen, dass die Gangelter diesbezügliche Aspek-
te häufiger zu den Schwächen des Wohnorts zählten. Darüber hinaus werden folgende 
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Dienstleistungen vergleichsweise stärker vermisst: Poststellen in Gangelt und Waldfeucht 
sowie Friseure in Selfkant. 
 
Versorgungsaspekt generell wichtiger Umzugsgrund  
In der Gruppe der befragten Generation 50plus plant jeder Siebte einen Umzug im Ruhe-
stand. Unter den Selfkantern und Waldfeuchtern dieser Altersgruppe äußerte rund jeder 
Sechste eine solche Absicht, unter den Gangeltern mit knapp zehn Prozent deutlich weni-
ger. Hier könnte sich die bessere medizinische Ausstattung der Gemeinde Gangelt bemerk-
bar machen, denn für eine gute Versorgung im Alter, was erstgenannte deutlich häufiger 
als Umzugsgrund nannten, ist dies besonders wichtig. Mit großem Abstand führten fast 
zwei Drittel bzw. über drei Viertel von ihnen diesen an. Zugleich möchten aber auch ein 
Viertel der umzugswilligen Generation 50plus in Gangelt und somit drei- bis fast viermal 
so viele Personen im Ruhestand in einer größeren Stadt wohnen, was indirekt auf dieselbe 
Motivation schließen lässt. Weiterhin spielt hier die Nähe zu Familie/Freunden und ge-
meinsam mit den Selfkantern die Rückkehr in die Heimatregion eine viel größere Rolle. 
Generell scheint aber bei einem Umzug der Versorgungsaspekt von Bedeutung zu sein. Das 
haben die Antworten aller Befragten mit Umzugsabsicht gezeigt, von denen die Selfkanter 
und Gangelter – unter ihnen befand sich ein höherer Anteil an Senioren – diesen häufiger 
als Umzugsgrund nannten. Was die Akzeptanz alternativer Wohnformen bei einem Umzug 
im Alter angeht, ergab die Befragung kein einheitliches Bild: Während sich die 51- bis 65-
Jährigen der Gemeinden Gangelt und Selfkant am meisten Mehrgenerationenwohnen und 
unterdurchschnittlich häufig Betreutes Wohnen vorstellen können, ziehen die Waldfeuch-
ter erstere Wohnform weniger und letztere stärker in Erwägung. 
 
Umzugswillige Gangelter wollen im Alter stärker in der Gemeinde verbleiben 
Bei der Frage, wohin geplant wird umzuziehen, ergibt sich ein interessantes Bild, wenn 
dabei allein die Antworten mit Umzugsziel „Selfkant-Region“ betrachtet werden. So möch-
ten die Gangelter im Alter ausschließlich in der Gemeinde verbleiben und nur den Ortsteil 
wechseln, die Selfkanter und Waldfeuchter indes deutlich stärker in eine andere Regions-
gemeinde ziehen. Konkrete Zielgebiete sind nicht genannt worden. Dennoch könnte vor 
dem Hintergrund der vergleichsweise guten Beurteilungen vermutet werden, dass dabei 
die Gemeinde Gangelt eher in Betracht gezogen wird. Darüber hinaus präferieren die Self-
kanter in Bezug auf den näheren räumlichen Umkreis weitaus stärker die benachbarten 
Niederlande – Folgewirkung der Grenznähe, die insbesondere für Selfkant als Pull-Faktor 
bei Wanderungsentscheidungen wirkt –, die Waldfeuchter die übrigen Gemeinden des 
Landkreises Heinsberg.   
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Subjektive Einschätzungen auch Ausdruck wohnortspezifischer Gegebenheiten  
Obwohl im Untersuchungsgebiet nur wenige und insgesamt vergleichsweise geringe inter-
kommunale Unterschiede in der Wahrnehmung wohnortbezogener Lebensqualitätsaspek-
te auszumachen sind, lassen sich Erklärungsansätze in den objektiven Lebensbedingungen 
finden: 
- Selfkanter mit dem Schulangebot unzufriedener: Zum Befragungszeitpunkt verfügte Self-
kant mit der Gemeinschaftshauptschule im Ortsteil Höngen über eine einzige weiter-
führende Schule, die Nachbargemeinden indes zudem über eine Realschule. Auf diesen 
Umstand haben die Befragten auch konkret hingewiesen, indem sie stärker einen ent-
sprechenden bildungsinfrastrukturellen Bedarf äußerten. In dem Zusammenhang muss 
allerdings angemerkt werden, dass sich die Schulsituation in der Region zwischenzeit-
lich grundlegend verändert hat. So ist im Primarbereich durch Anpassung an die Schü-
lerzahlprognosen (vgl. Krämer-Mandeau/Schober 2010:101ff.) eine Schule in Wald-
feucht zugunsten einer vierten Grundschule in Selfkant aufgegeben worden. Im Sekun-
darbereich hat man die Auflösung der Schulformen Haupt- und Realschule beschlossen, 
was bereits dazu geführt hat, dass die als Verbundschule geführte Haupt- und Real-
schule in Waldfeucht zu Beginn des Schuljahres 2013/14 in eine Sekundarschule um-
gewandelt wurde. Daneben laufen die Hauptschule in Selfkant sowie eine Haupt- und 
Realschule in Gangelt aus und gehen in die neu eingeführte Gesamtschule Gangelt-
Selfkant über, die seit August 2012 ihren Betrieb aufgenommen hat. Sie wird als Dop-
pelstandort geführt, die Jahrgänge 5-7 in Selfkant und die Jahrgänge 8-13 in Gangelt. 
Damit wird auch dem Wunsch der Eltern nach einer Erweiterung des wohnortnahen 
Schulangebotes in der Region nachgekommen (vgl. Selfkant 2012). 
- Waldfeuchter mit medizinischer Versorgung und ÖPNV-Angebot unzufriedener: Die Ge-
meinde Waldfeucht ist mit sieben medizinischen Angeboten im Verhältnis zur Einwoh-
nerzahl der anderen Regionsgemeinden deutlich schlechter ausgestattet. Umgerechnet 
kommen hier 0,8 medizinische Angebote und 0,4 Ärzte auf 1.000 Einwohner. Für Gan-
gelt und Selfkant ergeben sich Werte von über bzw. um eins. Vor allem die genannte 
Ärzte-Einwohner-Relation zeigt das unterschiedliche Versorgungsniveau innerhalb der 
Region auf. So liegt dieses in Waldfeucht mit vier Medizinern bei etwa einem Viertel der 
anderen Gemeinden. Für das schlechtere Abschneiden des öffentlichen Nahverkehrs 
könnte u. a. sprechen, dass die bevölkerungsreichste Ortschaft Haaren, die eines der 
Hauptversorgungszentren Waldfeuchts darstellt, mit am wenigstem vom ÖPNV ange-
fahren wird.  
- Gangelter sehen größeren Handlungsbedarf im Bereich Mobilität: Trotz besserer Bewer-
tung des ÖPNV-Angebots sehen die Gangelter im Bereich Mobilität größeren kommuna-
len Handlungsbedarf. Eine auf diese Weise eventuell zum Ausdruck gekommene sub-
jektiv empfundene schlechtere Erreichbarkeit kann auf siedlungsinfrastrukturelle Ge-
gebenheiten zurückzuführen sein. Gangelt besteht zu einem höheren Anteil aus kleinen 
und azentralen Ortschaften, die Versorgungsinfrastruktur ist räumlich stärker konzen-
triert und die Wege zu den Versorgungszentren der Gemeinde sind im Schnitt etwas 
länger. 
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- Höhere Bedeutung des mobilen Handels unter Gangeltern und Selfkantern: Abgesehen 
davon, dass die Nutzung mobiler Einkaufsangebote von individuellen Umständen und 
Präferenzen bestimmt wird und die Ergebnisse demzufolge stark von der Zusammen-
setzung der teilnehmenden Befragten abhängig ist, kann das diesbezügliche Einkaufs-
verhalten durchaus als Reaktion auf die stationäre Versorgungssituation am Wohnort 
interpretiert werden. Im Angebotssegment Lebensmittel, das vom mobilen Handel vor-
nehmlich abgedeckt wird, zählen die Gemeinden Gangelt und Selfkant jeweils 19, Wald-
feucht 16 Einrichtungen. Mit umgerechnet 1,6 Einrichtungen auf 1.000 Einwohner ist 
Gangelt von allen drei Gemeinden am schlechtesten versorgt, im Vergleich zur Einwoh-
nergröße Waldfeuchts sogar unterversorgt. So kommt Waldfeucht bei 79 % des Ein-
wohnerniveaus Gangelts auf 84 % seines Versorgungsgrades im Lebensmittelbereich. 
Hinzu kommt, dass die höhere Siedlungsdispersität in Gangelt und Selfkant eine ange-
messene Versorgung der Bevölkerung vor Ort schwieriger macht. Das findet seinen 
Ausdruck darin, dass hier jeweils rund 45 % und in Waldfeucht nur ein Fünftel der 
Einwohnerschaft in Ortsteilen ohne Lebensmittelgeschäfte wohnen. 
- Versorgung als Umzugsgrund im Alter: Die in Selfkant und Waldfeucht befragte Genera-
tion 50plus begründete den geplanten Umzug im Ruhestand deutlich häufiger mit dem 
Wunsch nach einer besseren Versorgung im Alter und die in Gangelt mit der Absicht, in 
einer größeren Stadt wohnen zu wollen. In den beiden ersten Fällen könnte der Umzug 
möglicherweise eine Reaktion auf die im Vergleich geringere Ausstattung mit medizini-
schen sowie Hilfs- und Betreuungsangeboten für Senioren vor Ort sein. Bei den Gangel-
tern wirkt eventuell die erwähnte innergemeindliche Versorgungslage als Push-Faktor. 
 
7.5 Zur Bedeutung raumrelevanter Aspekte  
Entwicklungen schlagen sich nie gleichmäßig im Raum nieder, eine Tatsache, die der de-
mographische Wandel durch seine kleinräumig unterschiedlichen Auswirkungen bewuss-
ter werden lässt. Daher wird es notwendig sein, bei der Gestaltung der Lebensbedingun-
gen am Wohnort die subkommunale Ebene künftig stärker zu berücksichtigen. Die hier 
stattfindenden Veränderungen haben in ländlichen Gemeinden aufgrund spezieller struk-
tureller Gegebenheiten weitreichendere Folgen für die individuelle Alltagsgestaltung. Wie 
zufriedenstellend diese bewältigt werden kann, wird ganz wesentlich von der Erreichbar-
keit grundzentraler Einrichtungen bestimmt. Inwiefern diese gegeben ist, hängt von der 
Mobilität des Einzelnen einerseits und der Nähe zu Versorgungseinrichtungen anderer-
seits ab. Letzteres resultiert aus einem Zusammenspiel von Standortentscheidungen die 
Ansiedlung von Infrastruktur, aber auch die Wohnfunktion betreffend. Vor diesem Hinter-
grund sind Aussagen der Befragten zur wohnortbezogenen Lebensqualität schwerpunkt-
mäßig mit Bezug auf den Versorgungsaspekt unter Berücksichtigung ihres intrakommuna-
len Wohnstandorts betrachtet worden. Ziel war es, die Äußerungen auf den Einfluss klein-
räumigerer objektiver Lebensbedingungen hin zu untersuchen und damit die diesbezüg-
lich aus der kommunalen Ebene heraus gewonnenen Erkenntnisse zu erweitern. Dabei sei 
angemerkt, dass die vorliegenden Ergebnisse auf empirischem Datenmaterial basieren, 
das einer auf Ortsteilebene nicht repräsentativen Stichprobe entstammt. 
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Siedlungsraumrelevante Aspekte beeinflussen infrastrukturelle Zufriedenheit 
In der größtenteils von Siedlungen mit weniger als 200 bzw. 500 bis unter 1.000 Einwoh-
nern geprägten Region „Der Selfkant“ sind etwa vier Fünftel der Ortschaften infrastruktu-
rell kaum oder gar nicht versorgt. Das quantitative Infrastrukturangebot vor Ort korreliert 
meist mit der Siedlungsgröße, vergleichsweise gering ausgestattet sind dabei die Ortschaf-
ten mit einer Einwohnerzahl zwischen 500 und 1.000 Einwohnern. Die für ländliche Räu-
me relativ dichte Siedlungsstruktur der Region bedingt aber, dass die Versorgungszentren 
der Gemeinden für die ortsansässige Bevölkerung in der Regel in maximal zehn, vielfach 
innerhalb von fünf Autominuten erreichbar sind. Laut Befragungsergebnis scheinen Größe 
des Ortsteils und lokale Versorgungssituation auch keinen entscheidenden Einfluss auf die 
individuelle Wohnzufriedenheit insgesamt zu haben. Diese Faktoren schlagen hingegen 
tendenziell bei der Zufriedenheit mit dem Infrastrukturangebot vor Ort durch, womit 
vermutet werden kann, dass die Befragten dabei häufig ebenso auf die Situation im eige-
nen Ortsteil Bezug genommen haben. Sie machen sich ferner indirekt bemerkbar, als dass 
die in den Hauptorten der Regionsgemeinden wohnhaften Befragten die Wohnstandort-
kriterien im Durchschnitt meist besser bewerten, mit den größten Unterschieden beim 
Gastronomie-, Einkaufs-/Dienstleistungsangebot, öffentlichen Freiraum, bei der ÖPNV-
Anbindung sowie der medizinischen Versorgung und damit primär bei Aspekten der 
Grundversorgung. Dass infrastrukturelle Unterschiede auf dieser Ebene durchaus in sub-
jektive Bewertungen des Wohnorts einfließen, haben zum Beispiel Steinführer et al. 
(2012:125) in ihren qualitativen Interviews von Harzbewohnern im Alter ab 55 Jahren 
feststellen können, wonach „die Versorgungssituation in den beiden Hauptorten der Un-
tersuchungsgemeinden von den Befragten [ebenfalls] positiver eingeschätzt [wird] als in 
den dörflichen Ortsteilen“. Gemeindeübergreifend schneiden das Hilfs- und Betreuungs-
angebot für Senioren sowie bildungsinfrastrukturelle Kriterien bei den Hauptortbewoh-
nern der Selfkant-Region aber leicht schlechter ab. Damit trifft es ausgerechnet zwei zen-
trale Infrastrukturbereiche, die für die Wohnortattraktivität von Kommunen künftig noch 
an Bedeutung gewinnen werden. 
 
Lebensmittelgeschäft vor Ort von zentraler Bedeutung 
Einen Einfluss kleinräumiger objektiver Lebensbedingungen auf die subjektive Wahrneh-
mung wohnortbezogener Lebensqualität lassen auch die Bewertungen der Versorgungs-
infrastruktur i.e.S. unter Beachtung des den Befragten im Ortsteil zur Verfügung stehen-
den diesbezüglichen Versorgungsangebots erkennen. Am schlechtesten haben die Perso-
nen geurteilt, die am Wohnstandort komplett unversorgt sind, keine Grundversorgungs-
einrichtungen vorfinden oder denen es an wichtigen Angeboten fehlt. Dabei hat sich das 
(Nicht-)Vorhandensein von Lebensmittelgeschäften/Supermärkten als ein Schlüsselkrite-
rium herauskristallisiert, was besonders die Beurteilung der Einkaufsmöglichkeiten und 
Dienstleistungen in der Wohngemeinde aufgezeigt hat. Zudem spiegelt die Tatsache, dass 
die persönliche Bedeutung des mobilen Handels mit dem lokalen Versorgungsgrad kor-
respondiert, deren Relevanz wider. Dieses Einkaufsverhalten entspricht damit seiner 
Gründungsphilosophie, nämlich dort präsent zu sein, wo es an entsprechender stationärer 
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Versorgung mangelt. Mobile Verkaufsläden werden von den Befragten aber auch als er-
gänzendes Angebot genutzt, was sicherlich daran liegt, dass die in der Region stark ver-
breiteten Direktvermarkungsaktivitäten der ansässigen Landwirte, die eine Versorgung 
mit lokalen Produkten bieten, geschätzt werden. Die Relevanz des Lebensmitteleinzelhan-
dels für die subjektive Lebensqualität zeigt sich auch darin, dass derartige Angebote bei 
als unzureichend empfundener Infrastruktur stark nachgefragt werden. Damit scheint der 
seit Jahrzehnten anhaltende Rückzug der Versorgungseinrichtungen aus der Fläche, der 
die Zahl der Lebensmittelbetriebe, darunter vor allem kleine Lebensmittelgeschäfte mit 
einer Verkaufsfläche unter 400 m², bundesweit im Vergleich zu 1990 auf weniger als die 
Hälfte schrumpfen ließ (vgl. Krüger et al. 2013:8), im Widerspruch zu den Bedürfnissen 
der Bürger vor Ort zu stehen. Auf der anderen Seite tragen sie durch ihr Einkaufsverhalten 
aber auch selbst zu solchen Entwicklungen bei. Denn „[w]er kann, erledigt Einkäufe in 
größeren Supermärkten oder Discountern […], und die [kleinen] Geschäfte vor Ort dienen 
[– weil meist als zu teuer empfunden –] nur gelegentlich als Ergänzung“ (Steinführer et al. 
2012:127). Eine zunehmende Außenorientierung der Nachfrager wird bedeuten, dass sich 
räumliche Handlungsebenen weiter zulasten kleiner Versorgungsstandorte und zugunsten 
regionaler Zentren bzw. Einkaufsstädte verschieben werden (vgl. Fischer 2005:194). Das 
ist insofern problematisch, als dass weniger mobilen Menschen dadurch eine angemesse-
ne Versorgung erschwert wird. Das Einkaufsverhalten der mobilen Mehrheit gefährdet so-
mit potenziell die Versorgung einer nicht-mobilen Minderheit, was zu einer Benachteili-
gung am Wohnort führen kann. Ein solches Risiko steigt mit dem Alter, weil körperliche 
und gesundheitliche Einschränkungen den Aktionsradius im Alltag verkleinern – bei über 
84-Jährigen reduziert er sich auf sieben Prozent der Fläche einer durchschnittlichen Per-
son (vgl. Hörl et al. 2009:32) – und die Wohnung sowie das unmittelbare Wohnumfeld 
dann die wichtigsten „räumlich-sozialen Kontexte“ (Saup 1999:8) darstellen. 
 
Versorgungsangebot muss gut erreichbar sein 
Das Vorhandensein oder Fehlen infrastruktureller Angebote im Ortsteil bestimmt die im 
Alltag für die Versorgung zurückzulegenden Distanzen. Dieser unterschiedlichen persönli-
chen Belastung entsprechend schlägt sich der Faktor der Erreichbarkeit in den Urteilen 
nieder. So zeigen die Antworten der Befragten, dass die Zufriedenheit mit dem Infrastruk-
turangebot mit zunehmender Wohndistanz zu den Versorgungszentren der Gemeinde 
tendenziell abnimmt. Dabei scheint eine Pkw-Fahrzeit länger als zehn Minuten einen 
spürbaren Einfluss zu haben, was vor allem das Ergebnis aus der Gemeinde Selfkant be-
legt. Dabei könnten sich die intrakommunale Verteilung der Infrastruktur und das Fehlen 
eines dominierenden Zentrums bemerkbar machen, da dadurch mehr oder längere Wege 
im Alltag zurückgelegt werden müssen. Hier und in Waldfeucht haben die Bewohner peri-
pher gelegener Ortsteile, die am weitesten von den Einkaufsmöglichkeiten bzw. Versor-
gungszentren am Wohnort entfernt wohnen, eine höhere Unzufriedenheit geäußert. Dem-
nach spielt also auch der Faktor „Nähe“ eine Rolle, inwiefern Versorgungsdefizite vor Ort 
als kompensierbar empfunden werden oder nicht (vgl. Steinführer et al. 2012:125). Da-
rüber hinaus lassen die besonders schlechten Beurteilungen des öffentlichen Nahverkehrs 
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objektive Erreichbarkeitsdefizite erkennen. Sie sind von Bewohnern abgegeben worden, 
deren Ortsteil nicht vom ÖPNV bedient wird oder die durch fehlende direkte Nord-Süd-
Verbindungen bzw. eine vergleichsweise geringe Anbindung Versorgungszentren bzw. 
Hauptorte schlechter erreichen können. Nahversorgungsangebote, die eine hohe Bedeu-
tung für die Wohnqualität haben (vgl. Schmidt 2010a:64), sollten daher im Allgemeinen 
gut erreichbar sein. Für die im Alter relevant werdende fußläufige Erreichbarkeit werden 
zehn oder 15 Minuten bzw. 500 bis 700 Meter als Toleranzgrenzen angegeben (vgl. Sam-
mer et al. 2000, Junker/Kühn 2006). Ist man auf den öffentlichen Nahverkehr angewiesen, 
ist es wichtig, das Ziel direkt erreichen zu können; Umsteigen wird als negativ bzw. als 
Hemmnis empfunden. So hat zum Beispiel die Bürgerbefragung zum MultiBus gezeigt, 
dass selbst ein Umsteigen zwischen MultiBus und Linienverkehr eher zu negativen Beur-
teilungen des ÖPNV-Angebots führt (vgl. Schäfer-Sparenberg 2005:15). 
 
Unterschiedliche Ansprüche an die wohnortnahe Infrastruktur  
Trotz der erkennbaren Wechselbeziehung zwischen objektiven Gegebenheiten und sub-
jektiven Einschätzungen darf nicht übersehen werden, dass sie nicht zwangsläufig greift. 
So hält ein nicht unerheblicher Teil der in den Versorgungszentren wohnenden Befragten 
das Infrastrukturangebot für nicht ausreichend. Andererseits zeigten sich Bewohner azen-
traler Ortschaften nicht grundsätzlich unzufriedener mit der Situation am Wohnort und 
beurteilen einzelne Infrastrukturbereiche im Durchschnitt sogar meist besser. Ferner un-
terstreichen unterschiedliche Meinungsbilder aus Ortschaften mit ähnlichem Ausstat-
tungsgrad die hohe Subjektivität der Wahrnehmung und die individuell unterschiedliche 
Wirksamkeit potenzieller Einflussfaktoren auf diese, was neben eigenen Erwartungshal-
tungen an das Wohnumfeld vor allem damit zusammenhängt, inwieweit objektiv vorhan-
dene Versorgungsnachteile ausgeglichen werden können. 
 
„Demographische Betroffenheit“ noch ohne Folgen auf Wohnortzufriedenheit 
Die Bevölkerungsentwicklung in der Selfkant-Region ist durch ein kleinräumiges Neben-
einander von Wachstum und Schrumpfung geprägt. Zwei Fünftel der Ortschaften mit zu-
sammen 16,5 % der Regionsbevölkerung erfahren bereits eine demographische Schrump-
fung, wie der Bevölkerungsrückgang von über drei Prozent im Zeitraum 2000-2010 be-
legt. In Gangelt betrifft es rund drei Fünftel, in Selfkant ein Viertel und in Waldfeucht mehr 
als ein Drittel des Siedlungsgebiets. Hierzu gehören ausschließlich Ortschaften mit weni-
ger als 1.000 Einwohnern, die keine bis nur geringe infrastrukturelle Ausstattung besitzen. 
Diese lokalen Bevölkerungsveränderungen ziehen allerdings bisher weder für die Wohn-
zufriedenheit noch für Umzugsentscheidungen erkennbare Folgen nach sich. Das lässt 
vermuten, dass demographische Auswirkungen im Alltag subjektiv nicht oder kaum ge-
spürt bzw. noch nicht als belastend empfunden werden, wahrscheinlich, weil sie zu ver-
einzelt auftreten. Künftig wird jedoch zu berücksichtigen sein, dass nicht nur quantitative, 
sondern auch qualitative Einwohnerveränderungen Einfluss auf individuelle Wahrneh-
mungen haben können. So stellt Schmidt (2010a:200) im städtischen Kontext fest, dass 
„der Anstieg älterer Menschen im Stadtteil häufig als negativer Prozess wahrgenommen, 
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wohingegen der Zuzug von Familien mit Kindern stets positiv bewertet wird“ und damit 
„auch bei der Bevölkerung eine klar zuzuordnende normative Wertung hinsichtlich ‚jung‘ 
und ‚alt‘ vorzuliegen [scheint]“. Diese Einschätzung mag für das allgemein als dynamisch 
empfundene städtische Umfeld zutreffen, für den ländlichen Raum aber nicht unbedingt. 
Hier könnte die Mentalität dem Alter gegenüber aufgrund des anderen sozialen Umfeldes 
und traditionell höheren Stellenwertes von Familienleben eine andere sein, so dass Bevöl-
kerungsalterung in ländlich geprägten Kommunen subjektiv weniger negativ gesehen 
wird.  
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8. Schlussfolgerungen für eine wohnortbezogene Lebensqualität 
im ländlichen Raum  
Die vorliegende Untersuchung zur wohnortbezogenen Lebensqualität belegt zunächst ein-
mal mehr die Attraktivität ländlicher Räume als Wohnstandort. Die befragten Bewohner 
der Region „Der Selfkant“ äußerten eine hohe Wohnzufriedenheit, wenig Umzugsabsich-
ten und auch im Alter möchte man, sofern möglich, am Wohnort bleiben. „Unter dem As-
pekt von Lebensqualität betrachtet, bieten ländlich geprägte Kommunen ihrer Bevölke-
rung verbreitet [also] nach wie vor genau das, was sie dort sucht“ (BBSR 2011c:15). Selbst 
bei einem Umzug wird, wie die amtliche Wanderungsstatistik gleichermaßen belegt, meist 
ein nah gelegener Wohnstandort innerhalb des Kreisgebiets Heinsberg, darunter sogar in 
der Selfkant-Region, in Betracht gezogen. Somit ist ebenfalls bei den umzugswilligen Be-
wohnern eine Verbundenheit mit der Wohnregion festzustellen, die nicht gänzlich aufge-
geben werden soll. Bei diesem positiven Gesamtbild ist allerdings zu berücksichtigen, dass 
„Der Selfkant“ als demographisch wachsende Region derzeit gut dasteht. Bevölkerungsal-
terung und bis-her nur auf subkommunaler Ebene stattfindende Schrumpfungsprozesse 
haben keinen negativen Einfluss auf die Wohnzufriedenheit insgesamt erkennen lassen. 
Dieses auf subjektiven Einschätzungen basierende Ergebnis korrespondiert auch damit, 
dass der anhand von statistischen Bevölkerungsdaten berechnete raumordnerische An-
passungsbedarf hier noch als eher gering einzustufen ist (vgl. Schlömer 2012:94). 
 
Dennoch darf nicht übersehen werden, dass die Befragten ihren Wohnort gemessen an-
hand verschiedener wohnrelevanter Einzelkriterien insgesamt nur mittelmäßig bewerten 
– Indiz dafür, dass die Lebensbedingungen „auf dem Lande“ nicht ganz so zufriedenstel-
lend scheinen. Für die Regionsgemeinden ist das relevant, weil auch ihre Entwicklung von 
allgemein schwer prognostizierbaren Wanderungsbewegungen abhängen wird. Dass die 
geringere Zufriedenheit mit Teilbereichen der wohnortbezogenen Lebensqualität nicht 
stärker einen Wohnwechsel hervorruft, liegt daran, dass die für ländliches Wohnen cha-
rakteristischen weichen Wohnstandortfaktoren einen unverändert hohen Stellenwert er-
fahren, die subjektiv wahrgenommene Defizite harter Wohnstandortfaktoren hinreichend 
aufzuwiegen vermögen, zumal diese in der Regel durch Automobilität und funktionieren-
de soziale, zumeist familiäre Netze noch kompensierbar sind. Dementsprechend wird die 
Infrastruktur vor Ort trotz eines im Vergleich zu größeren Städten geringeren Angebots 
alles in allem überwiegend für ausreichend empfunden. Wanderungsmotive der Befragten 
zeigen aber nichtsdestotrotz, dass harte Wohnstandortfaktoren hier durchaus migrations-
bestimmend wirken und in diesem Fall der Wunsch nach einer guten infrastrukturellen 
Versorgung „ein positiv beeinflussender Faktor beziehungsweise auch ein hemmender 
Faktor für Wanderungsentscheidungen […] sein“ kann (Schmidt 2010a:213). Dabei inte-
ressant und zugleich erklärbar ist, dass dieser Aspekt erst bei einem erneuten Umzug Be-
deutung erlangt. Beim Zuzug in die Region dagegen spielt er kaum eine Rolle, und das, 
obwohl gerade in ländlichen Räumen die strukturellen Rahmenbedingungen dazu führen 
müssten, ihnen bei der Wohnstandortentscheidung besondere Aufmerksamkeit zu schen-
ken. In diese Richtung gehende Motiväußerungen wie die relativ zentrale Lage der Self-
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kant-Region gab es unter den befragten Bewohnern jedoch keine. Verantwortlich dafür 
sind die erwähnten individuellen Faktoren, die eine stärkere Berücksichtigung infrastruk-
tureller Aspekte bisher nicht notwendig machen. Darin spiegelt sich gewissermaßen die 
hohe Lebensphasenabhängigkeit der Stadt-Land-Wanderung wider, denn es sind bekann-
termaßen in erster Linie Familien bzw. Haushalte in der Familiengründungsphase, die mit 
der Absicht Wohneigentum zu erwerben in die ländlicher geprägten Räume ziehen und 
mobil sind. Und selbst für jüngere Senioren spielen „offenbar in der Regel die im hohen 
Alter potenziell einsetzenden Erreichbarkeitsprobleme noch keine Rolle“ (Scheiner 
2006:144). 
 
Damit ist der entscheidende Faktor angesprochen, der den demographischen Wandel im 
ländlichen Raum zum Problem werden lässt. Es sind die mit ihm einhergehenden verän-
derten Rahmenbedingungen für Mobilität und Erreichbarkeit, ohne die ländliches Wohnen 
zugleich seine Vorzüge verliert. So führt auf der einen Seite die Bevölkerungsalterung da-
zu, dass es einer wachsenden Zahl von Menschen schwerer fällt „von A nach B“ zu gelan-
gen. Das ist vor allem dann der Fall, wenn man nicht mehr Auto fahren kann, weil damit 
„räumliche Unabhängigkeit“ verloren geht und die Verkehrsalternative ÖPNV hier nicht 
die hohe Bedienqualität wie in dicht besiedelten urbanen Räumen bieten kann. Aufgrund 
dessen hat der öffentliche Nahverkehr im ländlichen Raum seit jeher einen schweren 
Stand, wird schlecht bewertet und wenig genutzt. Das hat selbst die Erhebung im aus ob-
jektiver Sicht recht gut erschlossenen Untersuchungsgebiet gezeigt. Für diese in ländli-
chen Regionen charakteristische Diskrepanz zwischen gelebter und gewünschter Mobilität 
kann folgende Erklärung gegeben werden: Sie spiegelt indirekt „die Sorge wider, dass die 
Teilhabe- und Zugangschancen der ländlichen Bevölkerung an den gesellschaftlichen Ent-
wicklungen immer weniger gewährleistet werden. Der ÖPNV ist stets das Bindeglied zwi-
schen Stadt und Land gewesen, der Integrationsmotor, der die ländliche Bevölkerung an 
die Errungenschaften der städtischen Moderne angeschlossen hat“ (Ickert et al. 2009:17), 
der mit dem demographischen Wandel immer mehr wegzufallen droht. Auf der anderen 
Seite verursacht demographische Schrumpfung zwangsläufig längere Wege, weil sich In-
frastruktur bei geringerer Bevölkerungsdichte wirtschaftlich weniger trägt mit der Folge, 
dass Versorgungsnetze ausdünnen. Ob dem ÖPNV angesichts dessen in Zukunft eine grö-
ßere Rolle zukommt, ist aufgrund der Vielzahl möglicher Einflussfaktoren schwer ab-
schätzbar. Prognosen, die dem MIV weiterhin ein Wachstum bescheinigen, begründen das 
unter anderem damit, dass nachfolgende Seniorengenerationen aufgrund der Verschie-
bung der Morbidität in ein höheres Alter länger fahrtüchtig sein werden. Daneben könnten 
sich in Zukunft wegen der zunehmenden Ausstattung der Pkws mit Assistenzsystemen bis 
hin zur Verbesserung des automatischen Fahrens möglicherweise die Rahmenbedingun-
gen für Mobilität im Alter nochmals zugunsten des MIV verschieben. Für mobilitätseinge-
schränkte Personen hat der öffentliche Nahverkehr zweifelsohne eine höhere Bedeutung, 
auch wenn sich das in ländlichen Regionen wie dem Selfkant aufgrund des noch günstigen 
Lebensumfeldes nicht in der Weise zeigt. Er bietet dann die einzige Möglichkeit, eigen-
ständig ohne fremde Hilfe über den Ortsteil hinaus mobil zu sein. Alternative Verkehrsan-
gebote, wie in der Selfkant-Region der sogenannte MultiBus, ergänzen mittlerweile den 
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traditionellen Linienverkehr und können dazu beitragen individuelle Mobilitätsdefizite zu 
verringern. Das sollte speziell für Einrichtungen der Ärzte- und Lebensmittelversorgung 
gelten, da diese beiden wichtigen Infrastrukturbereiche von den Befragten wohnortnah 
gewünscht werden. Dabei könnte zum Beispiel ein ÖPNV-Netz, das in der Linienführung 
den Wegezweck „Einkaufen“ stärker integriert, insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
hierfür meist nur in Ortsrandlagen ansässige Supermärkte aufgesucht werden können, die 
Erreichbarkeit wesentlich verbessern. Damit ÖPNV-Fahrten zu Arztpraxen vor allem für 
ältere Patienten weniger aufwendig sind, können Arzttermine auf die Anreisemöglichkei-
ten mit öffentlichen Verkehrsmitteln abgestimmt werden (vgl. Fischer 2005:185). Mit die-
sen Lösungsansätzen soll lediglich aufgezeigt werden, dass Versorgung manchmal auch 
durch einfache Veränderungen verbessert werden kann. Daneben wird generell ein Um-
denken in Richtung „service to people“ stattfinden müssen, dass also Güter und Dienstleis-
tungen verstärkt zum Kunden kommen (vgl. Holz-Rau et al. 2010:490), und das nicht nur 
wie es teilweise schon erfolgt in den hier angesprochenen Bereichen und über das Inter-
net.  
 
Wie sich künftig die wohnortbezogene Lebensqualität in den einzelnen Regionen darstellt, 
wird entscheidend von deren finanziellen Möglichkeiten und vom Engagement der Akteu-
re vor Ort abhängen. Da erstere schon heute Kommunen an die Grenze ihrer Handlungsfä-
higkeit bringen, ist davon auszugehen, dass sie vielerorts nicht wie im bisherigen Maße 
aufrechterhalten werden kann. Die aus demographischen und gesellschaftlichen Entwick-
lungen hervorgebrachten teilweise neuen Lebensformen bedingen außerdem, dass für 
deren Erhalt Daseinsvorsorge vermehrt in anderer Form erbracht und durch Leistungen, 
die bislang im privaten Umfeld erfolgen, ergänzt werden muss. Wenngleich in der Self-
kant-Region Alltagsbewältigung noch funktioniert, wird man vorausschauend darüber 
nachdenken müssen, was auf die Sicherung wohnortbezogener Lebensqualität zukommt, 
wenn für einen wachsenden Teil der Bevölkerung (Auto-)Mobilität nicht mehr gegeben ist 
und zunehmend familiäre Netzwerke wegbrechen. Daraus resultierende Hilfsbedürftigkeit 
führt zu einer stärkeren Abhängigkeit vom näheren infrastrukturellen Wohnumfeld, von 
öffentlichen Nahverkehrs- und mobilen Einkaufsangeboten als auch zu einer bewussteren 
Wahrnehmung lokaler Versorgungsdefizite, weil Distanzen und Erreichbarkeit eine neue 
alltagsbestimmende Relevanz bekommen. Folglich gewinnen siedlungsräumliche Aspekte 
am Wohnort für die eigene Lebensqualität an Bedeutung. Da im Sinne des nach wie vor 
gültigen Leitbildes gleichwertiger Lebensverhältnisse jedem Bürger gesellschaftliche Teil-
habe und freie Entfaltung der Persönlichkeit zu ermöglichen sind, darf der Wohnstandort 
auch bei derart veränderten Lebensumständen in dieser Hinsicht nicht zu einer unver-
hältnismäßigen Benachteiligung führen. Hiervon stark betroffen sind allein lebende Senio-
ren ab 60 Jahre (vgl. BMVBS 2010a:7) mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen und ge-
ringer Rente, weil Mobilität und Einkommen die für ländliches Wohnen entscheidenden 
limitierenden Faktoren sind.   
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Insofern und weil Lebensqualität im Alter für die meisten Menschen selbstständiges Woh-
nen zu Hause bedeutet, wird in der Bereitstellung von Hilfsangeboten zur Alltagsbewälti-
gung eine Lösungsstrategie gesehen. Diese werden abhängig von Lebenssituation und Ge-
sundheitszustand der Betroffenen unterschiedliche Bedarfe abzudecken haben. Die Befra-
gung hat ergeben, dass sich diese hauptsächlich auf außerhäusliche Erledigungen, Haus-
haltstätigkeiten, Mobilitätserfordernisse und bei der mittleren Erwachsenengeneration 
primär auf Kinderbetreuung beziehen. Durch die weniger werdende Lebensform „Fami-
lie“, die heute „als Basis für soziale Kontakte und als wichtigste Quelle der Unterstützung 
bei täglichen oder dringenden Bedürfnissen eine wesentliche Rolle“ spielt (Eurofound 
2012:2), wird dafür künftig mehr externes Personal gebraucht werden. Neben professio-
nellen Dienstleistern kann es in gewissem Maße durch Bürgerengagement gestellt wer-
den, das in ländlichen Räumen traditionell hoch und ebenso in der Selfkant-Region stark 
verankert ist. Das spiegelt sich vor allem in einem aktiven Vereinsleben wider. Das zu-
sammen mit den neuen Herausforderungen betrachtet lässt in Vereinsstrukturen ein Po-
tenzial erkennen: Warum sollte in ländlichen Gemeinden Bürgerengagement nicht in Form 
des Vereinswesens, das hier Ausdruck regionalen Brauchtums und wichtiger Träger des 
örtlichen Kultur- und Freizeitangebots ist, eine stärkere ergänzende Rolle bei der Siche-
rung der Daseinsvorsorge einnehmen können? So wäre durchaus vorstellbar, dass Vereine 
als eine Art Anbieter zunehmend nachgefragter alltagsrelevanter Dienstleistungen fungie-
ren. Hierfür ließen sich Bürger sicherlich leichter gewinnen, weil damit verbundene Tätig-
keiten im Unterschied zur in diesem Kontext häufig angeführten Freiwilligen Feuerwehr 
gemeinhin weniger spezifische Qualifikationen erfordern und auf diese Weise zugleich ein 
wichtiger gesellschaftlicher Beitrag geleistet wird – ein Aspekt, der als große Motivation 
für die Übernahme eines freiwilligen Engagements betrachtet wird (vgl. Gensicke 
2010:24). Mit einer solchen Neuausrichtung in der Vereinslandschaft kann Bürgerengage-
ment in höherem Maße helfen neue soziale Netzwerke aufzubauen. Dieser neue „Sozial-
pakt“ wird auch mit Blick auf das Thema Altersarmut notwendig, weil sich im Alter nicht 
jeder professionelle Dienste wird leisten können.      
 
Ein weiteres Potenzial zur Sicherung wohnortbezogener Lebensqualität in einer alternden 
Gesellschaft liefert der technische Fortschritt. Hier ist zum einen das Internet zu nennen. 
Dieses moderne Kommunikationsmittel eröffnet in diesem Kontext neue Möglichkeiten für 
eine Selbstversorgung. Der Online-Handel macht ein außer Haus gehen in vielen Bereichen 
nicht mehr nötig. Produkte, ob Kleidung, Medikamente oder Nahrungsmittel, können von 
zu Hause aus jederzeit bequem bestellt werden und andere Angebote wie Online-Banking 
oder E-Postbrief ersparen Wege zur Bank oder Post. Seit diesem Jahr bietet sogar das 
größte US-amerikanische Versandunternehmen mit einem Angebotssortiment klassischer 
Supermärkte einen Lebensmittel-Lieferservice an. In diesen wachsenden Markt ist auch 
schon eine große deutsche Supermarktkette eingestiegen. Interessant ist, dass sich deren 
Liefergebiet hauptsächlich auf (groß-)städtische Räume erstreckt (vgl. Ziemer 2014:Abs. 
3), wo eigentlich zahlreiche Einkaufsmöglichkeiten und gute Erreichbarkeit gegeben sind. 
Derartige Versorgungsformen müssten vielmehr ländliche Regionen ansprechen. Daneben 
bietet das Internet über die Grundversorgung hinaus Anwendungsmöglichkeiten im Be-
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reich der Daseinsvorsorge, beispielsweise im häufig von Bewohnern kritisierten Kulturbe-
reich. Ländliche Gemeinden können allein schon aufgrund ihrer Größe diesbezüglich kein 
umfassendes Angebot bereithalten. Interkommunale Kooperation kann den Gestaltungs-
spielraum vergrößern, aber ebenso das Internet. Das zeigt das Beispiel, dass sich seit eini-
gen Jahren in größeren Städten Live-Übertragungen von Theater- und Opernaufführungen 
aus weltberühmten Häusern als neues Kinoerlebnis zu etablieren versuchen. Eine stärkere 
Ausschöpfung des Potenzials von IuK-Technologie könnte demnach gerade für ländliche 
Kommunen interessant sein, weil sich damit vergleichsweise günstig Lebensqualität schaf-
fen bzw. erhalten lässt. Die von der Politik verfolgte flächendeckende Breitbandversor-
gung ist daher ebenso vor diesem Hintergrund zu begrüßen. Natürlich reicht es nicht aus, 
kulturelle Veranstaltungen nur anzubieten. Sie sind stets mit Fahrangeboten zu kombinie-
ren, weil sonst mobilitätseingeschränkte Personen ausgeschlossen werden. Des Weiteren 
kann die aufkommende Technologie der E-Mobilität neue Erreichbarkeit im Nahwohnbe-
reich schaffen. So könnten bei entsprechend ausgebauter Radinfrastruktur Elektrofahrrä-
der nicht nur für ältere Menschen das Spektrum an Fortbewegungsmöglichkeiten im All-
tag erweitern.  
 
Darüber hinaus kann sich im Falle des Untersuchungsgebietes noch ein anderer Faktor als 
Vorteil erweisen: die räumliche Lage. Dabei ist zum einen die Grenzlage zu den Niederlan-
den gemeint, von der die Selfkant-Region nämlich nicht nur demographisch durch Zuwan-
derung infolge der im Ländervergleich günstigeren Baulandpreise, sondern u. a. noch 
durch den wie in vielen deutschen Grenzstädten zu beobachtenden Einkaufstourismus 
profitiert, der sich auch auf Grundbedarfseinrichtungen wie Supermärkte erstreckt. Für 
die Region erarbeitete Entwicklungsszenarien im Rahmen einer Vision „Der Selfkant“ 
2020 verweisen ebenso auf das Potenzial der Grenzlage, das neben Familienzuzügen in 
grenzüberschreitenden Kooperationen in den Infrastrukturbereichen Bildung und Ge-
sundheit gesehen wird, wodurch ein attraktiveres Wohnumfeld für Jung und Alt gleicher-
maßen geschaffen werden kann (vgl. Fromhold-Eisebith/Greis 2009:27ff.). Daneben könn-
te die Lage in angemessener Pendeldistanz zu Städten wie Aachen, Mönchengladbach oder 
Maastricht die Region als Arbeitsort u. a. für Ärzte interessant machen und damit zur Si-
cherung bzw. Verbesserung des medizinischen Angebots beitragen. Die bekannten Hemm-
faktoren, die die medizinische Versorgung in vielen ländlichen Regionen gefährden – junge 
Ärzte scheuen das hohe privatwirtschaftliche Risiko einer eigenen Praxis, die harten Ar-
beitsbedingungen „auf dem Land“ und bevorzugen in größeren Städten zu wohnen – könn-
ten, attraktive Arbeitsbedingungen vorausgesetzt, auf diese Weise „ausgeschaltet“ werden.  
 
Trotz der für Zuwanderung günstigen Rahmenbedingungen erscheint umgekehrt die Be-
fürchtung der Regionsgemeinden vor Einwohnerverlusten durch Abwanderung in nah 
gelegene Agglomerationsräume, untermauert durch das bei Wanderungsmotiven empi-
risch ermittelte starke Bedürfnis am neuen Wohnort gut versorgt zu sein, nicht grundlos. 
Wanderungsbewegungen gründen zu einem bedeutenden Teil auf Motive, die von außen 
und somit durch Kommunen nicht oder nur wenig beeinflussbar sind. Das wird sich auch 
in Zukunft nicht ändern lassen. Wollen Kommunen Einwohner halten bzw. hinzugewin-
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nen, muss der Blick demzufolge verstärkt auf beeinflussbare Faktoren gerichtet werden. 
Dabei schenken Kommunen einem der Hauptzuzugsgründe im ländlichen Raum, dem 
günstigen Eigentumserwerb, nach wie vor große Aufmerksamkeit und sehen darin häufig 
die Antwort auf den demographischen Wandel, vor allem auf zu erwartende bzw. schon 
eingetretene Schrumpfungsprozesse. Damit konzentrieren sie sich auf eine Seite des für 
die Einwohnerentwicklung relevanten Wanderungsfaktors. Natürlich kann im günstigsten 
Fall Zuwanderung Abwanderung kompensieren, aber nicht vermeiden. Eine solche Strate-
gie läuft somit Gefahr, mehr Symptom- als Ursachenbekämpfung zu betreiben. Hinzu 
kommt, dass die stattfindende und absehbare demographische Entwicklung eine Fortfüh-
rung der Strategie in bisheriger Form gesamtgesellschaftlich immer weniger tragbar 
macht. Neben raumökologischen Gesichtspunkten bedingen das vor allem die damit ein-
hergehenden hohen Infrastrukturfolgekosten für Kommunen und Bürger. Ein „Weiter so 
wie bisher“ wird den Gemeinden früher oder später zum Verhängnis werden. So wird bei-
spielsweise im demographisch bereits schrumpfenden Saarland einer Wohnungsprognose 
zufolge „innerhalb der nächsten 10 Jahre ein Überangebot von Ein- und Zweifamilienhäu-
sern […] bestehen […] – und dies bei einer sehr stark ausgeprägten Tradition des Häusle-
bauens“ (Spellerberg 2007:65). Daher hat Einwohnergewinnung künftig vorrangig durch 
Bestandsentwicklung und nicht durch Flächenneuinanspruchnahme zu erfolgen. Vor allem 
im ländlichen Raum gilt das ebenso für Gemeinden mit positiver Einwohnerbilanz, weil 
sich abgesehen von langfristig eintretender Bevölkerungsschrumpfung auf subkommuna-
ler Ebene Ortsteile demographisch unterschiedlich entwickeln und die Siedlungsdispersi-
tät den Auf- und Ausbau von Versorgungsstrukturen erschwert. Im „Selfkant“ sind schon 
heute in vielen Dörfern und Ortskernen steigende Wohnraumleerstände festzustellen (vgl. 
Jahnen Pflüger 2007:38). Gerade der Gebäudebestand in den Ortskernen sollte für eine 
nachhaltige Siedlungs- und Gemeindeentwicklung genutzt werden, da sie aufgrund ihrer 
höheren Zentralität besonders attraktive Wohnstandorte im ländlichen Raum darstellen. 
Eine auf Eigentumserwerb ausgerichtete Strategie ist überdies fragiler geworden, weil 
„die für die Bildung von Wohneigentum relevante Altersgruppe der jungen Familien“ 
schrumpft und „angesichts der Pluralisierung der Lebensstile offen [bleibt], ob selbstge-
nutztem Wohneigentum auch in Zukunft seine derzeitige Bedeutung als wichtiges Element 
der privaten Altersvorsorge beigemessen wird“ (BBSR 2009c:7). Außerdem ist die hohe 
Wohnzufriedenheit wie auf dem Land, die stark mit dem Wohnstatus zusammenhängt, im 
städtischen Umfeld ebenso zu erreichen (vgl. BBSR 2011c:5). Des Weiteren wird mit solch 
familienorientierten Ansätzen die vielleicht herausforderndere demographische Kompo-
nente der Alterung (vgl. Köppen 2008:19) ausgeblendet. Eine alleinige Ausrichtung der 
Kommunen auf die wachsende Gruppe der Senioren ist allerdings ebenso wenig zu befür-
worten. Gemeinden sollten – fiskalische Gründe einmal unberücksichtigt gelassen – Wohn-
ort für alle Altersgruppen bleiben: zum einen, weil Senioren in Deutschland bekannterma-
ßen nicht allein unter sich leben wollen, zum anderen, weil nur eine altersgemischte Be-
völkerung ein geeignetes soziales Umfeld für außerfamiliäre Netzwerke und Bürgeren-
gagement bieten und mit ihr ein „altersgerechter Sozialraum“ (Steinführer et al. 2012:141) 
geschaffen werden kann. Kommunen sollten daher vielmehr nach „Generationenfreund-
lichkeit“ streben. Knappe öffentliche Haushalte, Nachhaltigkeit und die Pluralisierung der 
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Gesellschaft verlangen dabei nach einer multifunktionalen Ausrichtung. Das heißt, Gebäu-
de wie öffentliche Räume sind so zu gestalten, dass sie verschiedene Bedarfe befriedigen 
können. In einer Zeit des Wandels müssen also auch Räume wandlungsfähig sein. Auf die-
se Weise kann Planung flexibler auf das Nachfrageverhalten reagieren und Bedarfsverän-
derungen langfristig mit weniger Kostenaufwand nachgekommen werden. Das gilt insbe-
sondere für Freizeit- und gesellschaftliche Teilhabemöglichkeiten, wo Bedarfe stark alters- 
und lebenssituationsabhängig sind. Dabei wird von den Befragten wie für Bewohner länd-
licher Regionen typisch vor allem das Wohnumfeld für Jugendliche bemängelt. Will eine 
Kommune kinder- und familienfreundlich sein, darf die heranwachsende Generation nicht 
vergessen werden. Schließlich sollen sich Familien am Wohnort längerfristig wohl fühlen 
und vielleicht die ehemals Jugendlichen im Erwachsenenalter als Einwohner gewonnen 
werden. Demnach reicht ein für Kleinkinder gestaltetes Wohnumfeld nicht aus. Jugendli-
che müssen genauso Möglichkeiten zur Persönlichkeitsentfaltung vorfinden, vor allem 
auch vereinsunabhängige, weil sie den Bedürfnissen in dieser von Selbstbestimmung und 
Freiheit geprägten Lebensphase besser gerecht werden.  
 
An dieser Stelle soll noch ein grundsätzlich anderer, aber nicht zu unterschätzender As-
pekt aufgegriffen werden, der beim Thema Sicherung von Lebensqualität und Daseinsvor-
sorge im ländlichen Raum wenig Beachtung findet: die Rolle von Wohnstandortentschei-
dungen. Dass dem so ist, liegt vermutlich daran, dass viele mit einer solchen Diskussion 
das im Rahmen der Freizügigkeit gewährte Recht auf freie Wohnstandortwahl gefährdet 
sehen und man sich damit in „schwieriges Terrain“ begibt. Denn es wird die Frage aufge-
worfen, wie sehr individuelle Wohnstandortentscheidungen der Gesellschaft Kosten auf-
bürden oder, um die Formulierung aus Art. 11 GG zu wählen, ob „der Allgemeinheit daraus 
besondere Lasten entstehen“ dürfen (vgl. hierzu u. a. Holz-Rau et al. 2010:492f., Müller 
2010:18). Folglich wird damit angemerkt, dass auch der einzelne Bürger – ähnlich dem 
Einkaufsverhalten – mit seiner Wohnstandortwahl, die zweifelsohne nicht losgelöst von 
der Baulandpolitik der Kommunen betrachtet werden darf, selbst dazu beiträgt, die Ver-
sorgungsproblematik in der Fläche mit zu verursachen bzw. zu verschärfen. Diese Per-
spektive fordert in der Konsequenz ein Umdenken bei beiden maßgeblichen Akteuren. 
Künftige Wohnstandortentscheidungen müssen in stärkerem Bewusstsein möglicher Fol-
gekosten getroffen werden. Für den Einzelnen bedeutet das, dass nicht nur die Kosten für 
Wohnung oder Haus zu bedenken sind, sondern auch, ob das Wohnen an dem Wohn-
standort – die intrakommunale Lage mit eingeschlossen – finanzierbar ist und auch später 
bleibt. Entsprechend wären die mit ländlichem Wohnen einhergehenden höheren Mobili-
tätsanforderungen mit zu berücksichtigen. Darauf weist Aring mit Blick auf die Versor-
gungsproblematik in peripheren ländlichen Räumen hin, indem er einen Gesellschaftsver-
trag fordert, „der auf räumliche Unterschiede mit differenzierten Regularien reagiert und 
so mehr lokale Selbstverantwortung ermöglicht und erzwingt“ (Aring 2010:771). Auf die-
se Weise würden Wohnstandortentscheidungen zugleich bewusstere „Entscheidungen 
über eine Lebensweise und den Grad der öffentlichen Daseinsvorsorge“ (Aring 2010:776) 
sein. Diesen Gedanken aufgreifend würde das bedeuten, dass wenn man selbst erkennt, 
deren Anforderungen nicht mehr ganz gerecht zu werden, man sich entweder damit in 
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irgendeiner Form noch arrangiert oder in letzter Konsequenz wegzieht, was auch die Le-
bensphasenabhängigkeit ländlichen Wohnens unterstreicht. Im ländlichen Raum scheitert 
ein Umzug aber häufig am Eigentum, das man nicht aufgeben möchte. Der Wohnstandort 
kann dann leicht zur Belastung werden, wenn ein infrastrukturell ausreichend ausgestat-
tetes Wohnumfeld, finanzielle Ressourcen oder soziale Kontakte fehlen. Folglich könnte 
ein von vornherein eingeplanter flexiblerer Umgang mit Wohneigentum solche zu einem 
gewissen Grad selbst verschuldeten nachteiligen Lebensbedingungen erst gar nicht ent-
stehen lassen. Die hier kurz angerissenen Überlegungen zielen sozusagen auf gesell-
schaftsverträglichere Wohnstandortentscheidungen ab, die zur Schaffung nachhaltiger 
Wohnorte beitragen würden, und wollen zugleich deutlich machen, dass angemessene 
Lebensqualität vor allem auch eine Frage der Passung zwischen Individuum und Standort 
ist. Insofern können die Bürger als bedeutende raumwirksame Akteure bei der Bewälti-
gung des demographischen Wandels nicht von ihrer Verantwortung ausgenommen wer-
den, zumal wir „auf hohem Niveau […] über Ungleichheit klagen“ (Müller 2010:6). Und 
dieser Verantwortung ist nicht nur durch Bürgerengagement nachzukommen. 
 
Andererseits hat die Untersuchung gezeigt, dass Bürger objektive Gegebenheiten durchaus 
und auch kritisch wahrnehmen. Spätestens seit „Stuttgart 21“ ist offensichtlich, dass Pla-
nungsvorhaben transparent gemacht und Bürger verstärkt mit einbezogen werden müs-
sen. Das gilt vor allem bei der Gestaltung wohnortbezogener Lebensqualität, die sich maß-
geblich über die Daseinsvorsorge definiert. Die diesbezüglichen Herausforderungen vor 
Ort können am ehesten gemeinsam bewältigt werden, weil dabei anzustrebende gleich-
wertige Lebensverhältnisse Kenntnisse über vorhandene Bedarfe voraussetzen und finan-
zielle Zwänge dazu führen, dass Kommunen mehr denn je auf die Kompetenzen und Mit-
wirkung ihrer Bürger angewiesen sind. Dass Bürgerbeteiligung wichtig ist, schien auch bei 
der Befragung durch. So wurden unter anderem Planungsverfahren und -entscheidungen 
kritisiert sowie mehrfach beanstandet, dass die Belange der Bürger und das Gemeinde-
wohl bei politischen Entscheidungen oftmals unzureichende Berücksichtigung fänden. 
Fasst man die wissenschaftlichen Meinungen in Kurzform zusammen, so sind Lösungsstra-
tegien am ehesten erfolgsversprechend, wenn sie qualitative Zielsetzungen im Blick ha-
ben, raumrelevante Aspekte, ortsspezifische sowie kleinräumige Gegebenheiten berück-
sichtigen, durch einen Bottom-up-Prozess entwickelt werden und Bewohner für deren 
Umsetzung gewinnen können. Wohnortbezogene Lebensqualität, die sich nach wie vor an 
unbestimmten Begriffen wie Gleichwertigkeit und Angemessenheit orientieren sollte, hat 
zumindest zu gewährleisten, „dass das Gemeinwesen im Alltag funktioniert“ (Aring 
2010:774) und regionale Lebensbedingungen keine „Raumopfer“ fordern (vgl. Müller 
2010:17). Was darunter letztlich zu verstehen ist, wird angesichts fortwährender gesell-
schaftlicher Entwicklung, die unumgänglich Veränderungen mit sich bringt, stets neu am 
Maßstab von Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit auszuhandeln sein. Wichtig 
dabei ist, diese in ihren potenziellen Auswirkungen frühzeitig zu erkennen, damit man am 
Ende nicht feststellen muss: „Die Zukunft, sagt man, ist gemeinhin die Zeit, in der man be-
reut, nicht das getan zu haben, was man hätte tun können“ (Milbradt 2004:8).  
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A-1: Einwohner und Befragte der Gemeinde Gangelt nach Ortsteilen (eigener Entwurf) 
 
A-2: Einwohner und Befragte der Gemeinde Selfkant nach Ortsteilen (eigener Entwurf) 
Anzahl % Anzahl %
Birgden 2.958 25,2 139 26,3
Gangelt 2.535 21,6 114 21,6
Stahe 989 8,4 50 9,5
Breberen 846 7,2 37 7,0
Langbroich 615 5,2 25 4,7
Schierwaldenrath 597 5,1 26 4,9
Niederbusch 561 4,8 26 4,9
Hastenrath 532 4,5 25 4,7
Kreuzrath 512 4,4 18 3,4
Brüxgen 512 4,4 29 5,5
Mindergangelt 247 2,1 11 2,1
Harzelt 198 1,7 7 1,3
Broichhoven 162 1,4 8 1,5
Buscherheide 131 1,1 5 0,9
Nachbarheid 123 1,0 3 0,6
Schümm 95 0,8 3 0,6
Vinteln 58 0,5 0 0,0
Hohenbusch 47 0,4 2 0,4
Kievelberg 31 0,3 0 0,0
Gesamt 11.749 100,0 528 100,0
Bevölkerung 2008 Befragte
Ortsteile Gangelt
Anzahl % Anzahl %
Tüddern 2.055 19,9 104 18,5
Süsterseel 1.643 15,9 98 17,5
Höngen 1.290 12,5 81 14,4
Schalbruch 996 9,7 49 8,7
Saeffelen 965 9,4 50 8,9
Wehr 780 7,6 38 6,8
Hillensberg 659 6,4 30 5,3
Havert 514 5,0 34 6,1
Millen 326 3,2 16 2,9
Isenbruch 302 2,9 15 2,7
Heilder 249 2,4 9 1,6
Stein 207 2,0 19 3,4
Großwehrhagen 146 1,4 8 1,4
Kleinwehrhagen 99 1,0 4 0,7
Millen-Bruch 65 0,6 5 0,9
Dieck 9 0,1 1 0,2
Gesamt 10.305 100,0 561 100,0
Ortsteile Selfkant
Bevölkerung 2008 Befragte
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A-3: Einwohner und Befragte der Gemeinde Waldfeucht nach Ortsteilen (eigener Entwurf) 
 
 
 
 
A-4: Gewünschte Infrastrukturangebote nach Versorgungsbereich und Bedarfsstufe (eigene Erhebung) 
 
Anzahl % Anzahl %
Haaren 4.086 44,0 237 45,1
Waldfeucht 1.266 13,6 85 16,2
Bocket 993 10,7 57 10,9
Obspringen 633 6,8 35 6,7
Braunsrath 609 6,6 29 5,5
Brüggelchen 531 5,7 25 4,8
Selsten 374 4,0 14 2,7
Hontem 339 3,7 24 4,6
Schöndorf 220 2,4 13 2,5
Frilinghoven 117 1,3 1 0,2
Löcken 114 1,2 5 1,0
Gesamt 9.282 100,0 525 100,0
Ortsteile Waldfeucht
Bevölkerung 2008 Befragte
Versorgungsbereich Grundbedarf           (kurzfristig)
Ergänzungsbedarf 
(mittelfristig)
Spezialisierter höherer 
Bedarf (langfristig)
Lebensmittelversorgung
Supermarkt, Lebensmittel-
fachgeschäft, "Tante-Emma-
Laden"/Kiosk, Wochenmarkt 
Bildungseinrichtungen
Kinderbetreuungseinrichtung, 
Grundschule, weiterführende 
Schule
Musikschule, Weiterbildungs-
angebote für Erwachsene
medizinische Versorgung Apotheke, Allgemeinmediziner/ Hausarzt
Zahn-, Augenarzt, sonstige 
Fachärzte
Kultur- und Freizeitangebot Spiel- und Freizeitangebote      für Kinder und Jugendliche
Freizeit- und Kulturangebote für 
Erwachsene, Kino, Hallenbad, 
Bibliothek, Treffmöglichkeit, 
Seniorenbegegnungsstätte
sonstiger Einzelhandel
Drogerie-, Haushaltswaren-, 
Schreibwarengeschäft,  
Blumenladen
Bekleidungs-, Schuh-, Sport-, 
Geschenkartikelgeschäft, 
Buchhandlung, Fachmärkte, 
Kaufhaus, Einzelhandels-
geschäfte allg.
sonstige Dienstleistungen Post, Bank, Friseur, Reinigung, Restaurant, Café
DSL-Internetanschluss, Woh-
nungsangebote fürs Alter, 
Beratungsstelle der Kranken-
kassen
Fitnessstudio, Polizeipräsenz
Verkehrsinfrastruktur Bushaltestelle, ÖPNV-Angebot, Fahrradwege(netz), Tankstelle Seniorenbeförderungsdienst
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A-5: Pkw-Fahrzeit für das Aufsuchen ausgewählter Infrastrukturangebote (eigene Erhebung) 
 
 
 
 
 
A-6: ÖPNV-Fahrzeit für das Aufsuchen ausgewählter Infrastrukturangebote (eigene Erhebung) 
 
5,2
18,4
8,3
26,6
47,9
38,3
89,0
61,4
78,2
84,1
33,0
12,2
26,5
32,5
48,6
39,3
46,8
7,7
27,3
16,6
12,0
32,0
32,5
24,4
40,4
15,0
8,7
9,4
3,3
7,6
2,6
16,5
26,9
12,7
14,4
6,2
3,3
3,8
10,0
23,2
18,0
4,4
3,7
8,5
0% 20% 40% 60% 80% 100%
Theater, Konzerte, Museen [673]
Ort für Aktivität im Freien [434]
Kino [686]
Bekleidungsgeschäft [1.116]
Freizeiteinrichtungen der Kinder [242]
Restaurants und Cafés [759]
Kindertagesstätte [91]
Schule der Kinder [132]
Allgemeinmediziner/Hausarzt [991]
Supermarkt [1.124]
Arbeits‐/Ausbildungsplatz [728]
Befragte
≤ 15 min
 16-30 min
 31-45 min
 46-60 min
 > 60 min
Pkw-Fahrzeit
12,5
8,3
25,0
20,0
75,0
26,4
16,7
40,0
5,6
5,3
25,0
28,6
25,0
37,5
20,0
45,1
50,0
20,0
27,8
15,8
12,5
14,3
33,3
37,5
20,0
25,0
16,6
16,7
16,7
10,5
12,5
14,3
16,7
20,0
9,3
8,3
20,0
16,7
68,4
37,5
42,9
16,7
20,0
2,6
8,3
20,0
33,3
0% 20% 40% 60% 80% 100%
Theater, Konzerte, Museen [19]
Ort für Aktivität im Freien [8]
Kino [7]
Bekleidungsgeschäft [12]
Freizeiteinrichtungen der Kinder [8]
Restaurants und Cafés [5]
Kindertagesstätte [4]
Schule der Kinder [193]
Allgemeinmediziner/Hausarzt [12]
Supermarkt [5]
Arbeits‐/Ausbildungsplatz [18]
Befragte
≤ 15 min
 16-30 min
 31-45 min
 46-60 min
 > 60 min
ÖPNV-Fahrzeit
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A-7: Fahrzeit mit dem Fahrrad für das Aufsuchen ausgewählter Infrastrukturangebote (eigene Erhebung) 
 
 
 
 
 
A-8: Fußläufiger Zeitaufwand für das Aufsuchen ausgewählter Infrastrukturangebote (eigene Erhebung) 
 
 
50,0
21,2
48,9
68,1
44,1
100,0
75,5
82,0
75,2
73,5
50,0
21,2
100,0
29,8
24,5
35,9
20,4
13,6
17,3
20,4
12,6
12,8
4,3
11,8
4,1
2,9
5,0
5,1
8,1
3,2
3,6
36,8
6,4
4,6
0% 20% 40% 60% 80% 100%
Theater, Konzerte, Museen [4]
Ort für Aktivität im Freien [372]
Kino [1]
Bekleidungsgeschäft [47]
Freizeiteinrichtungen der Kinder [94]
Restaurants und Cafés [195]
Kindertagesstätte [51]
Schule der Kinder [49]
Allgemeinmediziner/Hausarzt [206]
Supermarkt [202]
Arbeits‐/Ausbildungsplatz [98]
Befragte
≤ 15 min
 16-30 min
 31-45 min
 46-60 min
 > 60 min
Fahrzeit mit 
dem Fahrrad
85,7
57,1
76,2
74,5
75,4
96,9
94,5
92,0
76,6
95,5
11,9
100,0
4,8
20,0
17,0
3,1
3,6
5,3
16,9
6,2
9,5
3,6
5,3
3,9
6,7
4,8
14,3
18,1
4,8
0% 20% 40% 60% 80% 100%
Theater, Konzerte, Museen [14]
Ort für Aktivität im Freien [210]
Kino [1]
Bekleidungsgeschäft [21]
Freizeiteinrichtungen der Kinder [55]
Restaurants und Cafés [171]
Kindertagesstätte [64]
Schule der Kinder [55]
Allgemeinmediziner/Hausarzt [150]
Supermarkt [77]
Arbeits‐/Ausbildungsplatz [44]
Befragte
≤ 15 min
 16-30 min
 31-45 min
 46-60 min
 > 60 min
Fußläufiger 
Zeitaufwand
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A-9: Subjektiv empfundener Handlungsbedarf nach Gemeinde (eigene Erhebung) 
 
 
 
 
0%
10%
20%
30%
40%
50%
60%
70%
80%
Arbeits-/Ausbildungs-
angebote in der Region
Spiel- und
Freizeitangebote
für Jugendliche
Spiel- und
Freizeitangebote
für Kinder
Mobilitätsangebot
(MultiBus)
Transportservice mit
Begleitung für Senioren
Hilfs- und Betreuungs-
angebote für Senioren
Freizeit- und Kultur-
angebote für Senioren
Kinderbetreuungs-
angebote
Gastronomieangebot
 Gangelt [478]
 Selfkant [506]
 Waldfeucht [479]
 Gangelt [445]
 Selfkant [476]
 Waldfeucht [450]
Linie durchgezogen: allg. Handlungsbedarf
Linie gestrichelt: größter Handlungsbedarf
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A-10: Entfernung der Ortschaften zu den kommunalen Versorgungszentren in Pkw-Minuten (eigener Entwurf) 
Gangelt Gangelt Birgden Breberen
Birgden 8 – 9
Breberen 6 9 –
Broichhoven 8 11 2
Brüxgen 7 10 1
Buscherheide 7 10 1
Gangelt – 8 6
Harzelt 6 6 3
Hastenrath 5 13 5
Hohenbusch 13 12 18
Kievelberg 6 12 3
Kreuzrath 6 6 9
Langbroich 6 8 4
Mindergangelt 5 12 9
Nachbarheid 9 11 3
Niederbusch 7 9 11
Schierwaldenrath 8 4 5
Schümm 5 9 1
Stahe 4 8 8
Vinteln 3 9 3
Ortschaft Ø 6,6 9,3 5,6
Selfkant Tüddern Süsterseel Höngen
Dieck 9 7 6
Großwehrhagen 8 6 4
Havert 5 8 5
Heilder 6 6 3
Hillensberg 9 6 9
Höngen 5 5 –
Isenbruch 7 9 8
Kleinwehrhagen 8 6 3
Millen 5 7 8
Millen-Bruch 5 7 7
Saeffelen 8 8 5
Schalbruch 9 11 8
Stein 6 8 3
Süsterseel 6 – 5
Tüddern – 6 5
Wehr 7 4 7
Ortschaft Ø 6,9 6,9 5,7
Waldfeucht Haaren Waldfeucht
Bocket 8 3
Braunsrath 7 8
Brüggelchen 5 3
Frilinghoven 8 3
Haaren – 6
Hontem 9 5
Löcken 6 8
Obspringen 4 5
Schöndorf 6 6
Selsten 10 7
Waldfeucht 6 –
Ortschaft Ø 6,9 5,4
Entfernung zu kommunalen Versorgungszentren                                                                                                                 
   (einfache Strecke in Pkw-Minuten*)Gemeinde
bis 5 min
6 bis 10 min
11 bis 15 min
über 15 min
* Die Zeitangaben  
basieren auf der 
Routenplanung 
von Google Maps.
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A-11: Für die Bewohnerbefragung verwendeter Fragebogen 
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398  Zusammenfassung 
Zusammenfassung 
 
Angemessene Lebensverhältnisse als Herausforderung für die kommunale Praxis. 
Eine kleinräumige Analyse zur wohnortbezogenen Lebensqualität im älter werden-
den ländlichen Raum am Beispiel der Region „Der Selfkant“ 
 
Nach dem mit der Industrialisierung eingeleiteten demographischen Übergang sind es mit 
dem demographischen Wandel gegenwärtig erneut Bevölkerungsentwicklungen, die hoch 
entwickelte Staaten wie Deutschland vor neue gesamtgesellschaftliche Herausforderungen 
stellen. Alterung, Schrumpfung und Heterogenisierung der Bevölkerung haben Folgen für 
zahlreiche Lebens- und Gesellschaftsbereiche und erfordern somit auf verschiedenen Ebe-
nen Anpassungsmaßnahmen. Seit einigen Jahren beherrscht die wissenschaftliche wie po-
litische Diskussion um den demographischen Wandel die Frage, wie unter diesen verän-
derten Bedingungen die Lebensqualität am Wohnort erhalten bleiben kann, insbesondere 
dort, wo sie die Tragfähigkeit der Daseinsvorsorge gefährden. Sie stellt sich vor allem an-
gesichts des verfassungsrechtlich verankerten raumplanerischen Leitbildes gleichwertiger 
Lebensverhältnisse, das auch in Zukunft in den einzelnen Teilräumen der Bundesrepublik 
Lebensbedingungen garantieren soll, die im Sinne des Sozialstaatprinzips angemessene 
gesellschaftliche Teilhabe und freie Entfaltung der Persönlichkeit ermöglichen.  
 
Der Wohnort an sich darf demnach nicht zu einer individuellen Benachteiligung führen. 
Diese Gefahr ist aufgrund struktureller Gegebenheiten besonders im ländlichen Raum ge-
geben, auch wenn hier nicht, wie die ländliche Vielfalt Deutschlands zeigt, von einer homo-
genen Siedlungskategorie gesprochen werden kann. Entsprechend sind ländliche Regio-
nen vom demographischen Wandel unterschiedlich stark betroffen. Nichtsdestotrotz of-
fenbaren Bevölkerungsprognosen den Regionen bundesweit eine Zukunft demographi-
scher Schrumpfung, die die einen früher, die anderen später erfassen wird. Das Hauptau-
genmerk richtet sich aufgrund des höheren Handlungsdrucks auf erstere, wie die bereits 
intensive Auseinandersetzung mit schrumpfenden peripheren ländlichen Regionen Ost-
deutschlands belegt. Aber auch demographisch noch stabile bzw. wachsende Regionen des 
ländlichen Raumes werden sich mit den absehbaren Entwicklungen auseinanderzusetzen 
haben. Das gilt ebenso für die Untersuchungsregion „Der Selfkant“ im Landkreis Heinsberg 
(NRW), die sich im Prozess der Strategieentwicklung im Umgang mit dem demographi-
schen Wandel befindet. Aufgrund einer nach wie vor positiven Einwohnerentwicklung 
sieht sie sich in erster Linie durch die Bevölkerungsalterung mit Veränderungen konfron-
tiert, daneben aber, wegen der Nähe zu nordrhein-westfälischen und niederländischen 
Agglomerationsräumen, auch mit potenzieller Abwanderung. Die hier genauso existente 
und in einer demographisch schrumpfenden Gesellschaft zunehmende Abhängigkeit von 
Wanderungsbewegungen offenbart die Fragilität auch von Wachstumsregionen. Demnach 
ist die Sicherung wohnortbezogener Lebensqualität für Regionen und Kommunen generell 
von Bedeutung.  
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Da der Gesetzgeber dieses Ziel mit unbestimmten (Rechts-)Begriffen wie Gleichwertigkeit 
oder Angemessenheit belegt, damit aber zugleich auch Handlungsspielraum lässt, den die 
räumlich unterschiedliche Wirkung des demographischen Wandels in gewissem Maße 
erfordert, wird jede Region diesbezüglich eigene Antworten finden müssen. Daran knüpft 
die Dissertation an und versucht am gewählten Raumbeispiel Lösungsansätze, abgeleitet 
aus der im Mittelpunkt stehenden Bürgerperspektive, zu ermitteln. Diese wird angesichts 
knapper öffentlicher Haushaltskassen und des Postulats der Nachhaltigkeit künftig ver-
stärkt mit einzubeziehen sein, weil eigentlich nur mit der Kenntnis vorhandener Bedarfe 
angemessene Lebensqualität entwickelt werden kann. Vor diesem Hintergrund sind Ein-
wohner der Selfkant-Region ab einem Alter von 35 Jahren in Form einer schriftlichen stan-
dardisierten Erhebung nach der Lebensqualität am Wohnort, definiert über die wesentli-
chen Bereiche infrastrukturelle Versorgung, Mobilität, Wohnumfeld und soziale Integra-
tion, befragt worden. Ziel war es, nähere Erkenntnisse darüber zu gewinnen, welche An-
sprüche jetzt und im Alter an die Wohnumgebung gestellt werden. Die Analyse erfolgte 
dabei zum einen nach den für die Alltagsbewältigung an Bedeutung zunehmenden perso-
nenbezogenen Merkmalen Alter und Mobilität, zum anderen nach Wohnstandort (Gemein-
de, Ortsteil) differenziert. Die Einbeziehung der subkommunalen Ebene trägt der wach-
senden Notwendigkeit einer kleinräumigen Betrachtung des demographischen Wandels 
Rechnung, denn Bevölkerungsveränderungen machen sich direkt vor Ort bemerkbar, set-
zen sich hier heterogen fort und beeinflussen damit wesentlich das subjektive Wohlbefin-
den am Wohnort. 
 
Trotz der für ländliche Räume charakteristischen hohen Wohnzufriedenheit beurteilen die 
befragten Regionsbewohner ihren Wohnort im Durchschnitt lediglich als mittelmäßig. 
Höhere Unzufriedenheit mit Teilbereichen wohnortbezogener Lebensqualität bei Hilfsbe-
dürftigkeit und der sich als bedeutendes Umzugsmotiv herauskristallisierte Versorgungs-
aspekt machen deutlich, wie sehr die Lebensqualität im ländlichen Raum vom Faktor Mo-
bilität abhängt. Ein Vergleich mit objektiven Lebensbedingungen hat daneben aufgezeigt, 
dass subjektive Einschätzungen diese durchaus widerspiegeln und lokale Entwicklungen 
u. U. kritisch wahrgenommen werden. Ob „ländliches Wohnen“ zum Nachteil wird, ent-
scheiden letztlich die Erreichbarkeit grundlegender Versorgungseinrichtungen, vor allem 
Lebensmittelgeschäfte und (Fach-)Ärzte, bzw. die zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
zur Kompensation vorhandener Infrastrukturdefizite. Zusammen mit den sich wan-
delnden Rahmenbedingungen führen die Untersuchungsergebnisse mehr oder weniger 
zwangsläufig zu der Frage, ob der ländliche Raum nicht vielmehr als Wohnstandort für 
bestimmte Lebensphasen verstanden werden sollte. Folglich bedarf es in der Diskussion 
um Lebensqualität im ländlichen Raum, wie vereinzelt gefordert, einer verstärkten The-
matisierung der Rolle individueller Wohnstandortentscheidungen und daraus resultie-
render möglicher Belastungen für die Allgemeinheit. 
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Appropriate living conditions as a challenge for local authorities. A small-scale 
analysis of local quality of life in demographically ageing rural areas using the     
example of the region „Der Selfkant“ 
 
In the old days demographic transitions were initiated by industrialization, but even today 
highly developed countries like Germany face new societal challenges when it comes to 
demographic change and the ensuing development in population. Population ageing, de-
cline and heterogenization have implications on many aspects of life and adaptation 
measures at different levels will be necessary. A central question which has been predomi-
nant for some years now, both in the scientific and political discussion about demographic 
change, is how local quality of life can be sustained under these changing demographic 
conditions, especially in regions where the economic viability of services of general inte-
rest is endangered. It is driven by the constitutionally legitimized spatial planning princi-
ple of equal living conditions which should according to the social state principle guaran-
tee any citizen living conditions that ensure adequate social participation and free perso-
nality development now and in the future.  
 
The place of residence in itself should therefore never turn into an individual disadvantage 
– a danger more prominent in rural areas due to structural circumstances. Nevertheless 
rural areas cannot be seen as homogeneous as the rural diversity in Germany shows. Thus, 
demographic change affects rural regions differently. Nevertheless population projections 
predict a future of demographic decline in all regions – rural or not – which will become 
apparent sooner or later. Since shrinking communities are under a high pressure to act, 
the focus lies on these regions as the intensive discussion on peripheral rural regions of 
Eastern Germany shows. But also demographically stable or growing rural regions will 
have to deal with the foreseeable developments. The same is also true for the region "Der 
Selfkant" in the district of Heinsberg (North Rhine-Westphalia) which is currently deve-
loping a strategy for dealing with demographic change. In view of a still growing popula-
tion the region is primarily faced with changes caused by population ageing, but also by 
potential out-migration which is due to its proximity to urban areas in North Rhine-
Westphalia and the Netherlands. The apparent and in shrinking societies even increasing 
dependency on migration reveals the vulnerability of growing regions, too. Therefore, sus-
taining local quality of life is of vital importance to regions and local authorities.  
 
Because the legislator describes this aim with vague legal terms like equivalence or ade-
quacy, nevertheless providing with it a certain radius of operation which is to a certain 
extent required by the regional variability of demographic change, every region will have 
to find its own answers. Taking this up, the thesis focusing on the Selfkant region aimed to 
identify approaches derived from the citizen’s point-of-view. Tight public budgets and the 
postulate of sustainability will require further consideration of this perspective in the fu-
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ture because only with the knowledge of existing needs adequate local quality of life can 
be developed. In this context a written standardized survey was carried out in the Selfkant 
region and inhabitants of at least 35 years of age were asked about their local quality of 
life, defined by the essential areas provision of infrastructure, mobility, residential envi-
ronment and social integration. The objective was to gain knowledge of present demands 
and of demands at old age with regard to the living environment. On the one hand the 
analysis itself was undertaken in terms of personal characteristics like age and mobility, 
both of which gain importance in terms of coping with every-day life. On the other hand 
the analysis was differentiated according to the residential location (municipality, dis-
trict). The inclusion of the subcommunal level takes account of the increasing need for a 
small-scale view on demographic changes, because these are noticed locally, they continue 
to be heterogeneous and influence the subjective well-being at the place of residence sub-
stantially.  
 
Despite a high degree of residential satisfaction typical for rural areas the interviewed 
inhabitants judge their living community on average to be only moderate. How much local 
quality of life depends on the factor of mobility becomes clear in two observations: Res-
pondents show a higher dissatisfaction with certain aspects of their local quality of life 
when they are in need of personal assistance. Furthermore, aspects of supply have been 
identified as important motives for moving. A comparative analysis with objective living 
conditions has also shown that subjective views do actually reflect these objective condi-
tions, resulting in a possible critical reflection of local developments. Whether living in a 
rural area becomes disadvantageous is determined, in the end, by the accessibility of basic 
infrastructure facilities, especially local grocery and medical care, or by available opportu-
nities to compensate deficits in infrastructure. In the view of changing conditions the re-
sults of the study necessarily lead to the question whether rural areas should rather be 
understood as residential locations for certain stages of life and whether the role of indi-
vidual decisions for residential location and its possible impacts on the general public 
should be more intensively discussed in terms of the quality of life in rural areas. 
